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Vorwort. 



Die vorliegende systematische Bearbeitung des österreichischen Straf- 
processes ist nicht nur für Studirende, sondern auch für weitere juristische 
Kreise bestimmt. Sie enthält daher eine wenn auch knapp gefasste, so 
doch möglichst vollständige, sich nicht bloß auf die Grundsätze be- 
schränkende Darstellung unseres Strafprocesses, bei welcher sowohl die 
in der Literatur als auch die in der Praxis bei Anwendung des Gesetzes 
aufgetauchten Fragen sowie die Rechtssprechung des Cassationshofes 
eingehend berücksichtigt wurden. Die Literaturangaben, vorzüglich 
für Studirende bestimmt, wurden des Raumes wegen, auf die Angabe 
der den Strafprocess im Ganzen betreffendem Werke und der selbst- 
ständigen Monographien beschränkt; in Zeitschriften enthaltene Ab- 
handlungen fanden nur ausnahmsweise Erwähnung. 

Dr. Rulf. 
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Vorwort zur dritten Auflage. 

Bei der vorliegenden dritten Auflage wurden die seit dem Er- 
scheinen der zweiten Auflage veröffentlichten literarischen Erscheinungen 
sowie insbesondere die Entscheidungen des Cassationshofes auf das 
Sorgfältigste berücksichtigt und dadurch die systematische Darstellung 
unseres Strafprocesses theilweise ergänzt, theilweise berichtigt. 

Dr. Eulf. 



Abkürzungen. 



A. bgl. G. B. = Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch. 

E. des C. H. = Entscheidung des Cassationshofes, 

E. G. =f Einführungsgesetz zur Strafprocessordnung. 

G. = Gesetz. 

a, Z. = Allgemeine österr. Gerichtszeitung. 

I. fflr die St. A. = Instruction für die Staatsanwaltschaften. 

L fflr die St, G. = Instruction für die Strafgerichte. 

J. M. E. = Justiz-Ministerial-Erlass. 

PI. E. d. C. H. = Plenar-Entscheidung, d. i. auf Grund einer zur Wahrung des 
Gesetzes erhobenen Nichtigkeitsbeschwerde erfolgte Entscheidung des Cassa- 
tionshofes. 

R. G. Bl. = Reichsgesetzblatt. 

St. G. = Das allgemeine Strafgesetz vom 27. Mai 1852. 

St. G. G. = Staatsgrundgesetz. 

St. P. 0. = Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873. 

V. V. = Vollzugsvorschrift zur Strafprocessordnung. 

Die Paragraphe ohne Beisatz bedeuten die Paragraphe der Strafprocessordnung vom 
23. Mai 1873. 

Die Entscheidungen des Cassationshofes sind nach den Nummern citirt, unter denen 
sie sich in der von der Bedaction der allgemeinen österreichischen Gerichts- 
zeitung im Auftrage des Cassationshofes herausgegebenen Sammlung befinden. 
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I. Absclmitt. 

Begriff, Quellen, Gfcltungsgebiet und Literatur des öster- 

reicUschen Strafprocesses. 

I. Begriff des Strafprocesses. 

Soll der dem Staate aus der Vertibung einer strafbaren Handlung 
entstandene Anspruch auf Bestrafung des Schuldigen verwirklicht werden, 
so bedarf es dazu bestimmter Organe des Staates, welche die Voraus- 
setzungen, von denen der strafrechtliche Anspruch abhängt, zu ermitteln, 
sein Vorhandensein auszusprechen und diesen Ausspruch zu vollstrecken 
haben. Den Inbegriff von Handlungen nun, welche zur Erreichung 
dieses Zweckes im einzelnen Falle vorgenommen werden und die durch 
Rechtsvorschriften geregelt sein müssen, nennt man das Strafver- 
fa,hren oder den Strafprocess im subjectiven Sinne; den 
Inbegriff der Rechtsvorschriften aber, welche die Vornahme jener Hand- 
lungen regeln, das Strafverfahren oder den Strafprocess im 
objectiven Sinne (peinlicher Process, Criminalprocess, Strafprocess- 
recht). Zu diesen rechnet man aber in der Regel auch die Vorschriften 
über die zur Ausübung des Strafrechtes des Staates berufenen Organe, 
also die Vorschriften darüber, welche Organe des Staates überhaupt 
und welche im einzelnen Falle zur Vornahme der das Strafverfahren im 
subjectiven Sinne bildenden Handlungen berufen sind. — Die an- 
gegebenen Begriffe des Strafprocesses finden nun auch mit einer Be- 
schränkung Anwendung auf den österreichischen Strafprocess. 
Dieser begreift, entsprechend dem Umfange des „österreichischen Straf- 
rechtes" nicht das gesammte in Osterreich, d. i. in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern geltende Strafverfahren, sondern 
nur einen Theil desselben. Frist im objectiven Sinne der Inbegriff 
der Rechtsvorschriften über die Organe zur Geltendmachung des Straf- 
rechtes in Bezug auf Verbrechen und Vergehen sowie auf die im all- 
gemeinen Strafgesetze bezeichneten oder durch besondere Gesetze den 
Civilstrafgerichten zugewiesenen Übertretungen und über die zu diesem 
Zwecke vorzunehmenden Handlungen. 

Rulf, strafprocess. 8. Auflage. 1 



2 Quellen des österr. Strafprocesses. 

§. 2. 

II. ftuellen des öiterreichischen Strafprocesses. Die Strafprocessordnung 

vom 23. Mai 1873. Entstehungsgeschichte.''^) 

Auch in Osterreich hatte mit der Erstarkung der Staatsgewalt 
der Inquisitionsprocess — die Verfolgung der strafbaren Handlungen 
ausschließlich durch die Gerichte — in der Form, wie er sich im 
gemeinen deutschen Rechte ausgebildet hatte, nach und nach Eingang 
gefunden und den Anklageprocess des älteren deutschen Rechtes ver- 
drängt. Er fand seine gesetzliche Regelung und Weiterbildung in den 
für die einzelnen österr. Länder erlassenen peinlichen Gerichtsordnungen, 
unter denen die peinliche Halsgerichtsordnung K. Josef I. 
für Böhmen, Mähren und Schlesien vom 16. Juli 1707 den ersten 
Platz einnimmt. Sie wurde, wie dies ausdrücklich erklärt wird, „zur 
Formirung und verlässlichen Einführung des zur Beförderung der Ge- 
rechtigkeit erfundenen summarischen und ohne sonderbare Rechtszier- 
lichkeiten eingerichteten Untersuchungs- oder Inquisitionsprocesses" er- 
lassen und erklärte geradezu, dass der Richter „die Stelle des Richters, 
Klägers und auch zum Zwecke der Vertheidigung einigermaßen die 
Stelle des Beklagten vertrete, daher alles dasjenige verrichte, was sonst 
jedem aus diesen Dreien zu thun obliegen würde, um der Gerechtigkeit 
Genüge zu leisten" (Art. I. §§. 1 und 2). Diese Gerichtsordnung bildet 
in Beziehung auf den Strafprocess die Grundlage der ersten für alle 
deutschslavischen Erbländer der Monarchie erlassenen peinlichen Ge- 
richtsordnung der K. Maria Theresia vom 31. December 1768,^) 
durch welche der bisher noch ausnahmsweise zugelassene Process auf 
Grund einer Privatanklage gänzlich abgeschafft und der Inquisitions- 
process an seine Stelle gesetzt wurde. Dieser inquisitorische Strafprocess 
ging nun auch dem Wesen nach in die nachfolgenden Processordnungen 
und zwar in die allgemeine CriminalgerichtsordnungK. Josefs H. 
vom 1. Juni 1788, in das westgalizische Strafgesetzbuch vom 



*) Domin Petrushevecz, Neuere österreichische Rechtsg^eschichte, 1869. 
Herbst, Einleitung in das österr. Strafprocessrecht. 2. A. 1871. Mayer, Die 
Entstehungsgeschichte der österr. St. P. 0. v. J. 1878. (1. Band des Handbuches 
des österr. Strafprocessrechtes). Glaser, Die geschichtlichen Grundlagendes 
neuen deutschen Strafprocessrechtes in HoltzendorfTs Handbuch I. 1879, S. 3 fg. 
Daselbst üllmann, Die österr. St. P. 0. vom 23. Mai 1873. S. 77 fg. Glaser, 
Handbuch des Strafprocesses. I. 1883. S. 49 fg. 

^) Wahlberg, Bruchstücke der Genesis der Theresiana und zur Geschichte 
der Aufhebung der Tortur in Osterreich in dessen ges. kl. Seh. 2. Bd. S. 120 u. 265. 
Maasburg, Zur Entstehungsgeschichte der theresianischen Halsgerichtsordnung. 
1880; die Organisirung der böhm. Halsgerichte im J. 1765, 1884. 



Entstehungsgesobichte der St. P. 0. 3 

17. Juni 1796 und in die das Verfahren regelnden zweiten Abschnitte 
der beiden die Verbrechen und schweren Polizeitibertretungen behandeln- 
den Theile des Strafgesetzbuches vom 3. September 1803 über; 2) 
nur wurde nach Aufhebung der Folter, welche durch die Resolution 
der K. Maria Theresia vom 2. Januar 1776 erfolgte, dem Richter ein 
sehr weitgehendes Recht zur Verhängung von Ungehorsamsstrafen ein- 
geräumt und die Beigebung eines Vertheidigers für den Angeklagten 
gänzlich untersagt. In diesen Processordnungen war das inquisitorische 
Princip in strengster Folgerichtigkeit durchgeführt, dadurch aber auch 
die Erkenntniß seiner Unvereinbarkeit mit den Anforderungen der 
persönlichen Freiheit und der Gerechtigkeit vorbereitet worden. Denn 
dem untersuchenden Richter, der das Strafverfahren zu beginnen und 
alle Untersuchungsschritte von Amtswegen vorzunehmen hatte, war durch 
das ihm zustehende Recht der Verhängung von Ungehorsamsstrafen eine 
Macht eingeräumt, welcher gegenüber der Angeklagte bei der Heim- 
lichkeit des ganzen Verfahrens und dem ausdrücklichen Verbote der 
Beigebung eines Vertheidigers im Verfahren erster Instanz beinahe 
schutzlos gegenüberstand. Dazu kam die Schriftlichkeit des Verfahrens, 
welche nicht nur zu einer sehr bedeutenden nicht selten jahrelangen 
Dauer desselben und damit auch der regelmäßig über den Beschuldigten 
verhängten Untersuchungshaft führte, sondern auch die Folge hatte, 
dass die Urtheilsfällung auf Grund bloßer Acten stattfand, ohne dass 
das erkennende Gericht den Angeklagten, die Zeugen und Sachver- 
ständigen selbst vernommen hätte. 

Diese schwerwiegenden Gebrechen des inquisitorischen Verfahrens, 
wie dasselbe in Deutschland und Osterreich bestand, führten zu stets 
dringender auftretenden Klagen und Beschwerden und lenkten die Blicke 
auf das auch in den deutschen Ländern jenseits des Rheines bestandene 
öflfentlichmündliche, die empfindlichsten Härten des inquisitorischen Prin- 
cipes beseitigende, auf dem Vorbilde des englischen Strafprocesses 
beruhende französische Verfahren, wie es im Code d'Instruction criminelle 
vom J. 1808 den gesetzlichen Ausdruck gefunden hatte. Als daher in 
Folge der politischen Bewegungen des J. 1848 die Reform des Straf- 
verfahrens unabweisbar geworden, galt der französische Process als 
das unbestrittene Vorbild und die möglichste Annäherung an denselben 
als Aufgabe der Gesetzgebung. Dies war auch in Osterreich der Fall, 
und fand, abgesehen von der schon im J. 1848 erfolgten Einführung 
von Schwurgerichten in Presssachen im § 103 der Reichsverfassung 
vom 4. März 1849 die gesetzliche Anerkennung. Zur Durchführung 



') Jenall, Das österr. Griminalreoht nach seinen Q-randen und seinem 
Geiste dargestellt. 3. A. 1837. 3. und 4. Tbl. 
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4 Entstehungsgeschichte der St. P. 0. 

der in diesem Paragraphe festgestellten Grundsätze der Öffentlichkeit 
und Mündlichkeit, des Anklageprocesses und der Schwurgerichte wurde 
nun für jene Länder, in welchen das Strafgesetzbuch vom J. 1803 in 
Wirksamkeit stand, mit Ausnahme Galiziens, Krakaus, der Bukowina 
und Dalmatiens (Lombardei und Venetiens) am 17. Januar 1850 eine 
neue Strafprocessordnung kundgemacht.^) Diese Strafprocess- 
ordnung, beruhend auf einem von Josef von Wtirth in sehr kurzer Zeit 
zu Stande gebrachten Entwürfe, schließt sich wie die meisten Straf- 
processgesetze jener Zeit in allen wesentlichen Beziehungen dem franzö- 
sischen Rechte an und folgte größtentheits dem auf diesem Rechte 
beruhenden, übrigens auch unter dem unverkennbaren Einflüsse der 
badischen St. P. 0. v. 1845 zu Stande gekommenen Entwürfe einer 
St. P. 0. für die thüringischen Staaten. So groß nun auch die Fort- 
schritte waren, welche durch dieses Gesetz im Strafverfahren herbeige- 
führt wurden und so sehr auch die auf Grundlage desselben gemachten 
Erfahrungen dies bestätigten, so war doch der Wirksamkeit desselben 
keine lange Dauer beschieden. Denn in Folge der geänderten staats- 
rechtlichen Verhältnisse der Monarchie sollte einerseits das Strafrecht 
und Strafverfahren nach „den Grundsätzen für organische Einrichtungen 
in den Kronländern des österreichischen Kaiserstaates" vom 31. Decem- 
ber 1851 für alle Theile der Monarchie, daher auch für die Länder der 
ungarischen Krone ein gleiches sein,^) und andererseits standen die 
freiheitlichen Institutionen des Strafverfahrens, namentlich das Schwur- 
gericht im Widerspruche mit dem staatlichen Absolutismus, der wieder 
an die Stelle verfassungsmäßiger Regierung getreten war. Es musste 
somit, nachdem bereits durch V. vom 11. Januar 185:i die Schwur- 
gerichte beseitigt worden waren, zu der Verfassung einer neuen St. P. 0. 
geschritten werden, welche am 39. Juli 1853 für den ganzen Umfang 
des Reiches mit Ausnahme der Militärgrenze kundgemacht wurde und 
nach und nach in den einzelnen Kronländern zugleich mit einer neuen 
Gerichtsorganisation im Laufe der J. 1854 und 1855 in Wirksamkeit 
trat.^) Sie knüpfte an das Strafverfahren vom J. 1803 an und beseitigte 



*) Würth, Die österr. St. P. 0. v. 17. Januar 1850 erläutert und in Vergleiohung 
mit den Gesetzgebungen des Auslandes dargestellt. 1851. 

*) In demselben J. 1851 wurde die St. P. 0. v. 1850 einer Revision zu dem 
Zwecke unterzogen, um eine Strafprocessordnung für die Länder der ungarischen 
Krone zu entwerfen. Der Entwurf kam zu Stande und übte einen nicht unbedeu- 
tenden Einfluss auf die späteren St. P. 0. v. 1853 und 1873. 

*) Hye (Verfasser des Entwurfes), Die leitenden Grundsätze der österr. 
St. P. 0. V. 29. Juli 1853. 1854. Prühwald, Handbuch des allgemeinen Straf- 
processes für das K. Osterreich. 2. A. 1856. Rulf, Ooramentar zur St. P. 0. 
V. 1858. 2 Bde., 1857. Dazu: Erläuterung der k. V. v. 3. Mai 1858. 1858. Herbst, 
Einleitung. 
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nur die flihlbarsten Gebrechen desselben durch theilweise Anerkennung 
der Principien der Anklage, der Mündlichkeit und Öffentlichkeit. In 
Folge des in den J. 1860 und 1861 eingetretenen Umschwunges der 
staatsrechtlichen Verhältnisse trat sie aber einerseits in Ungarn außer 
gesetzliche Kraft und andererseits trat auch in den österreichischen 
Ländern das Bedürfniß einer Umgestaltung des Strafprocesses in den 
Vordergrund. Der Justizminister Pratobevera richtete daher schon im 
Anfange des J. 1861 an Glaser (damals Professor an der Wiener 
Universität) die Aufforderung, Vorschläge zur Reform des Strafverfahrens 
vorzulegen. Dieser Aufforderung entsprechend tiberreichte Glaser schon 
im Mai 1861 eine Denkschrift, in welcher er nachwies, dass eine un- 
veränderte Annahme der St. P. 0. v. J. 1850, wie sie von mancher 
Seite beflirwortet wurde, nicht räthlich sei und daher Vorschläge zur 
Reform derselben erstattete. Diese Vorschläge erfreuten sich der Zu- 
stimmung des Justizministers und Glaser wurde mit den Vorarbeiten 
zum Entwürfe einer neuen St. P. 0. betraut. In kurzer Zeit brachte 
Glaser einen allerdings nicht vollständigen Entwurf zu Stande, welcher 
im Juli 1861 der Berathung einer Commission hervorragender Justiz- 
männer (Rizy, V. Benoni, Kagerbauer, Krenn, v. Khoß, Lienbacher und 
Glaser als Referent) unterzogen wurde (E. I.).^) Auf Grundlage dieser 
Berathung arbeitete Glaser den ersten vollständigen Entwurf aus, der 
im October 1861 im Druck erschien, und die Grundlage aller folgenden 
Entwürfe bildet (E. 11.). Er wurde in demselben Jahre der Berathung 
im Justizministerium unterzogen und auf Grundlage derselben von 
Glaser ein revidirter Entwurf (E. III.) vorgelegt, welcher von diesem 
und Rizy einer gemeinsamen Revision unterzogen und sodann mit all- 
gemeinen Motiven im J. 1862 in Druck gelegt wurde (E. IV.). '^) 

Aber erst am 17. Januar 1863 wurden von dem Justizminister 
Dr. Hein die Berathungen über den Entwurf von einer dazu eingesetzten 
Commission (R. von Mitis, Mühlfeld, v. Mende, v. Benoni, Freiherr v. 
Sacken, Lienbacher und Glaser als Referent) wieder aufgenommen und 
zunächst alle für die Gestaltung des Strafprocesses wichtigen Punkte 
auf Grundlage von 74 von Glaser zur Berathung aufgestellten Thesen 
festgestellt. Auf Grund der gefassten Beschlüsse wurde der Entwurf in 
der Gänze umgearbeitet und sodann sammt allgemeinen Motiven in 
Druck gelegt (E. V.). Er sollte dem Reichsrathe zur Beschlussfassung 
vorgelegt werden, allein zu dem Ende musste zunächst der damals 



°) Die Citirung der Entwürfe erfolgt nach Mayer's Handbuch I. 

') In demselben Jahre erschienen die noch heute in Kraft stehenden Gesetze 
zum Schutze der persönlichen Freiheit und des Hausrechtes vom 27. October 1862, 
R. G. BI. Nr. 87 u. 88, und ein Gesetz über das Strafverfahren in Presssachen v. 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 7 ai 1863. 
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bestandene Staatsrath sein Gutachten über denselben abgeben, und da 
in diesem Gutachten nicht unwesentliche Einwendungen gegen den Ent- 
wurf erhoben wurden, so machte dies eine neue tiefgreifende Um- 
änderung desselben nöthig (E. VI.). Allein auch damit waren die 
Verhandlungen und infolge dessen auch die Umänderungen noch nicht 
geschlossen und erst durch eine a. h. E. vom 10. Juni 1864 ward die 
Vorlage des Entwurfes (E. VII.) an den Reichsrath genehmigt. Die 
Vorlage unterblieb aber wegen der inzwischen eingetretenen politischen 
Hindernisse und erfolgte erst nach neueilicher Umarbeitung des Ent- 
wurfes am 28. October 1867 durch den Justizminister Freiherrn von 
Hye und zwar vor das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes (E. VIIL). 
Dieses |wies denselben einer Commission zur Vorberathung zu, welche 
ihren Bericht am 26. November 1869 verbunden mit der Vorlage eines 
neuen Entwurfes (E. IX.) erstattete. Dieser neue Entwurf wich im 
engen Anschlüsse an den E. V. in wesentlichen Punkten, so rticksicht- 
lich der Versetzung in den Anklagestand und der Rechtsmittel von der 
Regierungsvorlage ab, gelangte aber wegen des Schlusses der Session 
und der Auflösung des Abgeordnetenhauses nicht mehr zur Berathung. 
Inzwischen wurde durch das Gesetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 132 die Freisprechung von der Anklage wegen Unzulänglichkeit der 
Beweismittel beseitigt; durch das Gesetz vom 9. März 1869, R. G. Bl. 
Nr. 32 Schwurgerichte fiir die durch den Inhalt einer Druckschrift ver- 
übten Verbrechen und Vergehen eingeführt und durch das Gesetz vom 
23. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 82 die außerordentliche Berufung an den 
obersten Gerichtshof geregelt. Die Wiederaufnahme der den Entwurf 
der Strafprocessordnung betreffenden Verhandlungen war aber dem 
Jastizminister Dr. Glaser vorbehalten, der dem Abgeordnetenhause in 
der Sitzung vom 16. Februar 1872 einen Entwurf der St. P. 0. be- 
gleitet von Motiven zur verfassungsmäßigen Behandlung vorlegte. Diesem 
Entwürfe (E. X.) lag im Großen und Ganzen der Entwurf des Aus- 
schusses des Abgeordnetenhauses (E. IX.) zu Grunde, so dass von einer 
principiellen Verschiedenheit kaum gesprochen werden konnte. Nur in 
einem Punkte war die Abweichung des neuen Entwurfes von dem Aus- 
schussentwurfe und der früheren Regierungsvorlage eine bedeutende. 
Diese Regierungsvorlage sowie der auf ihr beruhende Ausschussentwurf 
hatte nämlich den Entwurf der Strafprocessordnung mit dem damals 
zugleich vorgelegten Entwürfe des Strafgesetzes in eine solche Ver- 
bindung gebracht, dass das eine Gesetz nicht ohne das andere hätte in 
das Leben treten können. Eine solche Verbindung erschien aber, und 
wie die Folge lehrte, mit vollem Rechte als bedenklich, daher sie in 
dem neuen Regierungsentwurfe fallen gelassen wurde. — Nachdem das 
Abgeordnetenhaus auf Grundlage des Berichtes seines Ausschusses v. 
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16. März 1872 dem ßegierungsentwurfe im Großen und Ganzen zuge- 
stimmt hatte, gelangte derselbe am 6. Juni 1872 in das Herrenhaus, 
dessen Commission ihren Bericht am 27. Januar 1873 erstattete. Auch 
das Herrenhaus stimmte dem Entwürfe im Ganzen bei; kleinere Diffe- 
renzen zwischen den Beschlüssen der beiden Häuser wurden durch 
gegenseitiges Nachgeben ausgeglichen und so erlangte der Entwurf mit 
Zustimmung des Reichsrathes am 23. Mai 1873 die kaiserliche Sanction 
und wurde mit Gesetz v. 23. Mai 1873, E. G. Bl. Nr. 119 (Einfüh- 
rungsgesetz) zugleich mit dem Gesetze über die Bildung der 
Geschworenenlisten und dem Gesetze wegen zeitweiser 
Einstellung der Geschworenengerichte in dem am 80. Juni 
ausgegebenen Reichsgesetzblatte St. XLII. Nr. 119 kundgemacht.®) 
Diese St. P. 0. bildet auch die Grundlage der für Bosnien und die 
Herzegowina am SO. Januar 1891 erlassenen und am 1. Januar 1892 in 
Wirksamkeit getretenen St. P. 0., welche aber an die Stelle der Ge- 
schworenengerichte Schöffengerichte setzt. ^) 

Außer diesen Gesetzen sind noch Quellen des österr. Strafprocesses : 

2. die Vollzugsvorschrift zur S^. P. 0., erlassen mit V. vom , 

19. November 1873, ß. G. Bl. Nr. 152. ^f . ^f- £l^ 6Vi l^ l^^^^^^fyj^ 7'^', 

3. Die Instruction über die innere Amtswirksamkeit ^.jtfy'^^^ 
und die Geschäftsordnung der Gerichtsbehörden in Strafgericht- wv^ iif^ S^^ 
liehen Angelegenheiten vom 16. Juni 1854, R. G. Bl. Nr. 165. ^^kyi^^^Kh 

4. Die Instruction über die innere Einrichtung und die AiXl 
Geschäftsordnung der Staatsanwaltschaften vom 3. August 1854, f 
R. G. Bl. Nr. 201. Diese beiden unter 3 und 4 angeführten Instruc- 
tionen haben aber nur insoweit noch Wirksamkeit als sie nicht Gegen- 
stände betreffen, die durch die St. P. 0. oder durch die unter 2. |nge- 

führte Vollzugsvorschrift geregelt sind (Art. IL V. V.). V. ^^/yJ %\>y\t H^ ft^l 

5. Die schon oben angeführten Gesetze vom 27. Ociiober 1862, \ri^&l */ki f^^ 
R. G. BL Nr. 87 und 88, zum Schutze der persönlichen Frei-t^^-tv^tH^J^*^ 
heit und des Hausrechtes. hti^htufrf^^ 

6. Das Gesetz v. 5. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 66, womit die Befug- ,^ ^Ji^f^ ,Q 
nisse der verantwortlichen Regierungsgewalt zur Verfügung zeit- yJCA ,1!L\^ 
weiliger und örtlicher Ausnahmen von den bestehenden Ge- /Z vT y j 
setzen bestimmt werden. ^^Cl.y.^ 

7. Das Gesetz vom 6. Aprü 1870, R. G. BL Nr. 42 zum Schutze '^^' '^*' 
des Brief- und Schriftengeheimnisses. 



^) Die St. P. 0. zerfäUt in 27 Hauptstüoke mit 494 Paragrapheo. 

®) Die St. P. 0. für Bosnien und die Herzegowina v. 30. Jänner 1891 sammt 
den auf dieselbe bezüglichen Gesetzen, Vorschriften, Instructionen, Erlässen und 
Verordnungen. Wien, Staatsdruckerei, 1891. 
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8. Das Gesetz vom 31. December 1877 (ß. G. Bl. Nr. 3 ai. 1878), 
* womit die Bestimmungen der St. P. 0. über Nichtigkeitsbeschwer- 
den ergänzt und abgeändert werden.^®) 

9. Das Gesetz vom 9. Juli 1894, womit Bestimmungen des Press- 
gesetzes vom 17. Dec. 1862 und der St. P. 0. vom 23. Mai 1873 theils 

/ aufgehoben, theils abgeändert werden. I 
Oft hy)LA\^\ 10. Das allgemeine Strafgesetz vom 27. Mai 1852, sowie 



welche den Strafprocess berühren und durch die St. P. 0. nicht abge- 




'^iXy (^S^AOiA^^ ^^®^^^®^^^ später erschienenen Strafgesetze in jenen Bestimmungen 
x^ 7* abweiche den Str 
'/ ändert wurden. 

y U Si^% 11. Die von Österreich-Ungarn abgeschlossenen Staatsverträge, 

/ 7 Hl Ai soweit in denselben Gegenstände des Strafprocessrechtes (Auslieferung, 
y* f^f'l' y^ Rechtsstellung fremder Consule) behandelt werden. 
.^/AÖic^f/' Was die Auslegung und analoge Anwendung dieser Quellen 
L "^ Qy.^ betriflPi;, so gelten in dieser Beziehung die allgemeinen juristischen 
*'' ' Grundsätze. Als Hüfsmittel dienen hiebei die sogen. Materialien (die 
Gesetzentwürfe sammt Motiven, die Berichte der Ausschüsse, die Anträge 
und Erklärungen sowohl der Regierung als der Mitglieder des Reichs- 
rathes), welche, so vorsichtig sie auch benützt werden müssen, doch 
vor Allem über die leitenden Gedanken, welche für die Ausbildung der 
wichtigsten Institutionen maßgebend waren, Aufschluss geben. *^) 

§. 3. 
III. Das Geltungsgebiet der österreichischen Strafprocessordnung."^) 

Was das Geltungsgebiet der österr. Stra^rocessordnung an- 
betriflft, so wird dasselbe durch folgende Sätze bezeichnet: 

1. Die in dem am 30. Juni 1873 ausgegebenen Reichsgesetzblatte 
enthaltene Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 trat nach Art. 
I. des Einführungsgesetzes zu derselben mit dem Ablaufe von sechs 
Monaten nach der Kundmachung, somit am 1. Januar 1874 in Wirk- 
samkeit. Nach Beginn derselben konnten .die bis dahin in Kraft 
gestandenen Gesetze über das Strafverfahren in der Regel nicht mehr 
Anwendung finden (Art. II. E. G.), da ja für die nun erst vorzu- 



*°) Käser er, Das G. v. 31. Dec. 1877, betreffend die Nichtigkeitsbeschwerden 
im Strafverfahren mit Materialien. 1878. 

") Käser er, Die St. P. 0. v. 23. Mai 1873 und deren Einföhrungsgesetz 
mit Materialien. 2 Thle. 1873. 

*) Lit. Zachariae, Über die rückwirkende Kraft neuer Strafgesetze. 1834. 
Bern er, Wirkungskreis des Strafgesetzes. 1853. Seeger, Über die rückwirkende 
Kraft neuer Strafgesetze. 1862. — Was oben über das Geltungsgebiet der österr. 
St. F. 0. gesagt wird, gilt im Allgemeinen auch rücksichtlich der übrigen Quellen 
des Strafprocesses. 
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nehmenden Acte des Verfahrens, wenn sie auch vor Wirksamkeit des 
neuen Gesetzes begangene strafbare Handlungen zum Gegenstande * 
haben, nur das zur Zeit ihrer Vornahme geltende Gesetz maßgebend 
sein konnte. Aber allerdings kennt das Einführungsgesetz mehrfache 
Ausnahmen von dieser Regel in den Art. III. und IV. und zwar al9 
Antwort auf die Frage, welchen Einfluss die neue St P. 0. auf bereits 
nach der früheren St. P. 0. vorgenommene Proceduracte übt, inwiefern 
daher ein abgeschlossener Abschnitt des früheren Verfahrens als solcher 
die Grundlage eines späteren Procedurabschnittes des neuen Verfahrens 
werden kann. Die Regel hingegen findet Anwendung auf ein nach 
Eintritt der Wirksamkeit der neuen St. P. 0. wiederaufgenommenes 
Verfahren, während die Frage der Statthaftigkeit der Wiederaufnahme 
des Verfahrens und der Verfolgung wegen einer neu hervorgekommenen 
strafbaren Handlung nur dann nach dem neuen Gesetze zu beurtheilen 
ist, wenn nicht das ältere Gesetz, nach welchem das frühere Verfahren 
zu Ende geführt vmrde, dem Beschuldigten günstiger ist (Art. V. E. G.) 

3. Die Strafprocessordnung gilt als ausschließliche Norm des 
Verfahrens bei den Civilstrafgerichten der im Reichsrathe ver- a^ «^ 
tretenen Königreiche und Länder (Art. I. E. G. und §. 1). mLsjNk^\kA 
Ausnahmen rücksichtlich bestimmter Acte des Strafverfahrens dürfen \ä^ J 
nur auf Grund eines Beschlusses des Gesammtministeriums nach einge- ^nSS^iKfr\ 
holter Genehmigung des Kaisers im Falle eines Krieges, sowie wenn 
der Ausbruch kriegerischer Unternehmungen unmittelbar bevorsteht; 
dann im Falle innerer Unruhen, sowie wenn in ausgedehnter Weise 
hochverrätherische oder sonst die Verfassung bedrohende Umstände sich 
offenbaren, zeitweilig und örtlich verfügt werden (Gesetz vom 5. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 66). 

3. Die Strafprocessordnung gilt als Norm des Verfahrens nur für 
die Civilstrafgerichte, nicht auch für die Militärgerichte. Welche 
Personen der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehen, kann nur durch 
ein Gesetz bestimmt werden (§. 60). Die gegenwärtig in dieser Be- 
ziehung geltenden Gesetze sind: a) das Gesetz vom 20. Mai 1869 
R. G. Bl. Nr. 78, betreffend den Wirkungskreis der Militärgerichte; 
b) das Gesetz vom 2. April 1885, R. G. Bl. Nr. 93, betreffend die Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit über die Landwehr; c) das Gesetz vom 
6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, betreffend den Landsturm, und d) das 
Gesetz vom 26. Februar 1876, R. G. Bl. Nr. 19 betreffend die Gerichts- 
barkeit über die k. k. Gensdarmerie. Die Vermuthung spricht übrigens 
dafür, dass der Thäter einer nach dem allgemeinen Strafgesetze straf- 
baren Handlung der Gerichtsbarkeit der Civilstrafgerichte unterstehe, 
daher die Erhebung des Thatbestandes rücksichtlich solcher strafbarer 
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Handlangen den Militärgerichten nur dann zustellt, wenn der Bescholdigte 
offenbar der Militärgerichtsbarkeit untersteht. Ergibt sich dies erst im 
Laufe einer vor dem Civilstrafgerichte geführten Untersuchung, so ist 
die Verhandlung vor dem Civilstrafgerichte abzubrechen und dem Militär- 
gerichte zu übergeben (§. 60).') i} 

4, Den Civilstrafgerichten und dem bei ihnen geltenden Verfahren 
sind femer jene Personen nicht unterworfen, welchen kraft des 
Völkerrechtes oder besonderer Privilegien die Exterritorialität 
zukömmt. Als solche hebt das Gesetz (§, 61) insbesondere die bei dem 
österreichisch-ungarischen Hofe beglaubigten auswärtigen Gesandten und 
das eigentliche Gosandtschaftspersonale derselben sammt ihren Familien 
hervor; ferner die Haus- und Dienstleute dieser Gesandten (nicht aber 
auch des Gesandtsehaftspersonales) und der in Osterreich eich aufhal- 
tenden fremden Souveräne, welche zugleich Untcrthanen des Staates sind, 
welchem der Souverän oder der Gesandte angehört. Hätte daher mit 
solchen Personen eine Amtshandlung wegen einer strafbaren Handlung 
einzutreten, so bat die Behörde sich zwar nach Umständen der Person 
des Beschuldigten zu versichern, jedoch sogleich die Anzeige davon an 
das Ohersthofmarschallamt zur weiteren Eröffnung an den Souverän oder 
Gesandten wegen Übernahme des Beschuldigten zu erstatten. Die 
Consuln fremder Mächte ^hingegen unterliegen den Gesetzen und der 
Gerichtsbarkeit ihres Aufenthaltsortes, insoweit nicht in Staatsverträgen 
eine Ausnahme festgesetzt ist 

5. Die Strafprocessordnung gilt bei den Civilstrafgerichten als 

das Verfahren wegen Verbrechen, Vergehen und aller 

den Gerichten zur Aburtheilung zugewiesenen 

en Handlungen, so dass eine Bestrafung wegen dieser 

iu nur nach vorgängigem Strafverfahren in Gemäßheit der 

_.. _, „, erfolgen kann (§. 1). — Den Gerichten sind außer den Ver- 

*r^,*» ») ^««/Jbrechen und Vergehen noch die im allgemeinen Strafgesetze vom 

y*V-^yO(,yl 27. Mai 1853 vorgesehenen nnd ferner folgende Übertretungen zur Ab- 

A Äv!^ jL //JjirtheiluDg zugewiesen: 

fp^t jL- f. a) Die Übertretungen der §§. 28—35 des G. v. 24. Oetober 1852, 

k^-'^/äOt'*^ E. G. Bl. Nr. 223, über den Besitz und das Tragen von Waffen. 
*,1 fc^ 7iy- ^) Die Übertretungen des G. zum Schutze der persönlichen 

Ak^Y*-*^! Freiheit vom 37. Oetober 1862, E. G. Bl. Nr. 87. 



"^ Das für die Militärgerichte bestehende Strafverfahren beruht noch gegen- 
wSrtig Ihetla aaf der theresiani sehen peinlichen Gerichtsordnung von 1766, theÜB 
auf besonderen Gesetzen und Verordnungen. S. Militär -Sirafprocess- Ordnung. 
Amtliche Zusammenstellung der über das Strafverfahren bei den Gerichten des 
stehenden Heeres und der Krlegs-Marine bestehenden GesetES und Vorschriften. 
2. A. 1884. 1 . rt I 
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c) Die Übertretungen des 6. zum Schutze des Hausrechtes 
vom 27. October 186-2, R. G. Bl. Nr. 88. 

d) Die durch Druckschriften begangenen Übertretungen 
(G. vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ai 1863 und G. v., 
15. October 1868, R. G. Bl. Nr. 142 und §. 484). 

e) Die Übertretungen des G. über das Vereinsrecht vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134. 

f) Die Übertretungen des G. über das Versammlungsrecht 
V. 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 135. 

g) Die Übertretungen des G. zum Schutze des Brief- und 
Schriftengeheimnisses v. 6. April 1870, R. G. Bl. Nr. 42. 

h) Die Übertretung des G. über Verabredungen von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern vom 7. April 1870, R. G. Bl. Nr. 43. 

i) Die Übertretung des §. 3 des G. vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. 
Nr. 108 wider Arbeitsscheue und Landstreicher. 

j) Die Übertretung des §. 15 des G. vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. 
Nr. 47 wider unredliche Vorgänge bei Creditgeschäften. 

k) Die im §. 45 des G. v. 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35 
betreffend die Abwehr ansteckender Thierkrankheiten 
bezeichneten Übertretungen. 

l) Die Übertretung des G. v. 25. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 78 über 
strafrechtliche Bestimmungen gegen Vereitelung von Zwangs- 
vollstreckungen. 

m) Die Übertretungen der §§. 1 — 6 des G. vom 24. Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 89, betreflfend die Zulässigkeit der Anhaltung 
in Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten. 

n) Die Übertretungen des § 2 des G. vom 27. Mai 1885, R. G. Bl. 
Nr. 134, betreflFend Anordnungen gegen den gemeingefähr- 
lichen Gebrauch von Sprengstoffen. 

o) In Galizien und Lodomerien, Krakau und der Bukowina die 
Übertretungen des G. v. 19. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. Ö7 zur Hintan- 
haltung der Trunkenheit. 

p) Die Übertretungen des G. v. 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 41, 
womit strafgesetzliche Bestimmungen in Betreff der Sicherung der ^ ^ 
Unterseekabel getroffen werden, y) ^ U^w^^^^JfL hlj.^^J^ ^i'^.ß' Ip 

Ausnahmen von dem Satze, dass das Verfahren wegen der ob-W^i^f^^W 
bezeichneten straf bai*en Handlungen vor den Civilstrafgerichten nach /t<#*v%jF •>^ M 
den Vorschriften der St. P. 0. stattzufinden hat, treten ein: i^ K^ C4*.wru1 

a) im Falle nach §.8 des G. v. 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101 2_)A>^ ;*!/. ^a. 
über die Verantwortlichkeit der Minister eines der beiden Häuser des>7 ^ ; « 

T» • 1- 1 ^li*) » ** 7» 

Reichsrathes strafbare Handlungen der Minister, welche unter _ -f j 
das allgemeine Strafgesetz fallen, soweit dieselben mit den öffentlichen 5^^^^ A /' ^ 
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Functionen des Ministers in Verbindung stehen, zum Gegenstande der 
Anklage macht. In diesem Falle wird für dergleichen Handlungen der 
Staatsgerichtshof allein zuständig und ist die etwa bei dem ordentlichen 
Gerichte anhängige Untersuchung an denselben abzutreten. Der Staats- 
gerichtshof hat bei seinem Verfahren die Vorschriften der St. P. 0. insoweit 
zu befolgen, als nach dem citirten Gesetze keine Abweichung geboten ist. 
b) Wenn die Verbrechen der Ausspähung und anderer straf- 
barer Einverständnisse mit dem Feinde (§. 67 St. G. B.) der unbe- 
fugten Werbung (§. 92 St. G. B.) und der Verleitung eines 
Soldaten zur Verletzung militärischer Dienstpflichten- oder der Hilfe- 
leistung zu militärischen Verbrechen (§. 222 St. G. B.) von Civilpersonen 
im Falle einer erfolgten Kriegserklärung oder eines ausgebrochenen 
Krieges begangen werden, so unterstehen diese Civilpersonen wegen 
dieser Verbrechen der Militärgerichtsbarkeit (§. 7 des G. v. 20. Mai 1869, 
E. G. Bl. Nr. 78). 
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recht, systematisch dargestellt. 1885. Commentare: Rulf, Die 
österr. St. R 0. v. 23. Mai 1873. 2. Aufl. 1874. Dazu: Die Praxis 
des österr. Strafprocesses. 1878. Mitterbacher und Neumayer, 
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Stenglein, 2. A. 1889. Noch unvollendet John, 1. Bd. 1884. 2. Bd. 
1888. 3. Bd. 1. Hft. 1889. 
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gegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. Bisher 24 Bde. 



„„^ / / V / f ^^ ) 







14 Leitende Grundsätze. 



II. Absclinitt. 



Die leitenden Grundsätze und die Gliederung des Straf- 

rerfahrens. 

§. 5. 

A. Die leitenden Grundsätze des Verfahrens.*) 

Der österreichische Strafprocess beruht auf folgenden Grundsätzen : 
1. Aus der Vertibung einer strafbaren Handlung entspringt ftlr 
den Staat der Anspruch auf Bestrafung des Schuldigen. Diesen An- 
spruch hat^ der Staat durch seine Organe ohne Rücksicht auf das 
Begehren des durch die strafbare Handlung in seinem Rechte Verletzten 
geltend zu machen — Princip der Verfolgung von Amtswegen, 
Officialmaxime. 

Eine Ausnahme von diesem Principe tritt bei jenen strafbaren 
Handlungen ein, welche nur auf Grund einer Privatanklage ver- 
folgt werden dürfen oder bei denen die Erhebung der öffentlichen An- 
klage nur mit Zustimmung des Betheiligten oder auf Begehren 
eines anderen öffentlichen Organs zulässig ist. — Die nur auf Grund 
einer Privatanklage zu verfolgenden straf baren Handlungen sind: a) dift 

S t. fi . ) ) die im §. 493 bezeichneten Vergehen gegen die Sicherheit der 

Ehre^) und die Vergehen gegen das Markenschutzgesetz v. 6. Januar 1890, 

/^^ ^ hU^Hjf.^' ^' ßl- Nr. 19 ;j b) die Übertretungen des Diebstahls und der Ver- 

""t bju^^^J^^^^^^^^S zwischen Ehegatten, Eltern und Geschwistern, solange sie 

T /u ^ 1^ gemeinschaftlicher Haushaltung leben (§. 463 St. G.); die in den 

S^Zl>hi(\UjtW>' *) Lit. Feuerbach, Betrachtungen über Öffentlichkeit und Mündlichkeit 

j^fffSß^ftX \ der Gerechtigkeitspflege. 1821. Hepp, Anklageschaft, Öffentlichkeit und Mündlich- 

' ' keit des Strafverfahrens. 1842. Mittermaie r, Die Mündlichkeit, das Anklage- 

pj^ ^t^Ar^ i^;;^ princip, die Öffentlichkeit und das Geschwornengericht, 1846. Zachariae, Die 

/ , . y Gebrechen und die Reform des deutschen Strafverfahrens, 1846. Biener, Ab- 

^ j'i^^ ' handlungen aus dem Gebiete der Rechtsgeschichte. H. 2, 1848. Geib, Die Reform 

\j^r? Ä des deutschen Rechtslebens. 1848. Köstlin, der Wendepunkt des deutschen 

'k^ y Strafverfahrens im 19. Jahrh. 1849. Lienb acher, Anklagegrundsatz und Anklage- 

/ jj > form in ihrem Einfluss auf die Dauer und Kosten des österr. Strafprocesses. 1857. 

/ "^ Ders., Begriff und Berechtigung des Anklagegrundsatzes im Strafprocess in 

^Y^'M^^ HB.imerls Viertel Jahresschrift IV. S. 1. Ortloff, Das Strafverfahren in seinen 

^£ ^^ ) f^y , leitenden Grundsätzen und Hauptformen. 1858. Heinz e, Dispositionsprincip und 

* ''^^^Officialprincip in Goldt. A. XXIV. S. 265. Ders., Zur Physiologie des Straf- 

V^i^^ processes im Gerichtssaal, 28. Bd. S. 576. Friedmann, Zur Theorie des Anklage- 

' ' processes, 1889. 

*) Sind die in den §§ 487— 491, dann in 496 St. G. festgestellten Vergehen 
und Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre gegen eines der beiden Häuser 
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§§ 488—492, dann 496 und 497 St. G. bezeichneten Übertretungen 
gegen die Sicherheit der Ehre; die Übertretungen des Ehebruches 
(§§. 502 und 503 St. 6.), der Entehrung einer minderjährigen Anver- 
wandten durch einen Hausgenossen und der Unzucht einer dienenden 
Frauensperson mit einem minderjährigen, im Hanse lebenden Sohne 
oder Anverwandten (§§. 504, 505 St. G.), der eingealterten Trunkenheit, 
insofern sie nicht durch ihre Öffentlichkeit zur obrigkeitlichen Kenntniß 
gelangt (§. 524 St. G.), die im §. 525 St. G. bezeichneten Übertretungen 
gegen die öffentliche Sittlichkeit, endlich die Übertretung der Ver- 
letzung des Briefgeheimnisses nach §. 1, al. 2 des G. v. 6. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 42. 

In einzelnen Fällen kann die Verfolgung von Amtswegen nur mit 
Zustimmung oder auf Begehren bestimmter Personen stattfinden (Zu- 
stimmungs- oder Ermächtigungsdelicte)^) und zwar wegen des 
Vergehens nach §. 300 St. G. verübt gegen die kaiserliche Armee oder gegen 
eine selbständige Abtheilung derselben nur mit Zustimmung des Kriegs- 
oder in Bezug auf die Landwehr des Landesvertheidigungsministers ; 
wegen der in den §§.487 — 491, dann 496 St. G. bestimmten Vergehen und 
Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre, gerichtet gegen die kaiser- 
liche Armee, die kaiserliche Flotte oder gegen eine selbständige Ab- 
theilung einer der beiden letzteren nur mit Zustimmung des Kriegs-, 
beziehungsweise Marineministers ; endlich wegen der nach §. 493 St. G. 
strafbaren Vergehen gegen die Sicherheit der Ehre begangen gegen 
einen öffentlichen Beamten oder Diener, gegen einen Militär oder 
Seelsorger in Bezug auf deren Berufshandlungen nur mit Zustimmung 
des Beleidigten, oder falls dieser nicht vernommen werden kann, 
mit Zustimmung des Vorgesetzten oder der nächst höheren Behörde 
desselben (Art. IV. und V. des G. v. 17. December 1862, ß. G. Bl. 
Nr. 8 ai. 1863). Wegen des Vergehens der unbefugten Ausgabe von 
Banknoten (Art. IV, G. 21. Mai 1887, R. G. Bl. Nr. 51) findet die Ver- 
folgung nur statt, wenn die österreichisch-ungarische Bank um dieselbe 
ansucht. Wegen der Übertretung des unzüchtigen Gewerbes nach §. 5, 



des Reichsratlies, gegen einen Landtag oder gegen eine öffentliche (Staats- o. Ge- 
meinde-PL E. Sg. Nr. 178) Behörde gerichtet, so sind sie von Amtswegen zu ver- 
folgen (Art. V. des G. v. 17. Dec. 1862, R. G. Bl. Nr. 8 ai. 1863). - Sind diese 
Vergehen und Übertretungen gegen einen öffentlichen (Staats- o. Gemeinde) Be- 
amten o. Diener, gegen einen Militär- o. Seelsorger in Bezug auf deren Berufs- 
handlungen gerichtet, so findet die gerichtliche Verfolgung nicht nur auf Verlangen 
des Beleidigten statt, sondern es kann auch der Staatsanwalt innerhalb der im 
§. 530 St. G. bestimmten Frist im öffentlichen Interesse die Anklage erheben, 
(Art. V G. 17. Dec. 1862, Nr. 8 R. G. Bl. 1863). 

») Was er, A. ö. G. Z. 1878, Nr. 58; 1880, Nr. 63; 1886, Nr. 24; 1887, Nr. 17. 
Eisler, Jurist. Bl. 1888, Nr. 18—22. 



16 Erforschung der materiellen Wahrheit. 

Z. 1 und 2 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89 tritt die 
strafgerichtliche Verfolgung nur auf Begehren der Sicherheitsbehörde 
ein (letzt AI. des §. 5 des cit. G.). ^) 

2. Der strafrechtliche Anspruch des Staates ist darauf gerichtet, 
dass der einer strafbaren Handlung Schuldige die gesetzliche Strafe 
erleide. Es muss somit im Wege des Strafverfahrens die Wahrheit 
darüber ermittelt werden, wer der Schuldige ist, und es müssen die 
Thatsachen erforscht werden, von denen das gesetzliche Maß der Strafe 
abhängt, denn nur der Schuldige darf gestraft werden und nur in 
dem Maße, als es das Gesetz verlangt.*) Deshalb sind alle in 
dem Strafverfahren thätigen Behörden verpflichtet, die zur Belastung 
und die zur Vertheidigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit 
gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen (§. 3); dem Vorsitzenden bei der 
Hauptverhandlung liegt die Pflicht ob, die Ermittelung der Wahrheit zu 
befördern (§. 232, Abs. 2) und deshalb entbindet auch das Geständniß 
des Beschuldigten nicht von der Pflicht, den Thatbestand soweit als 
möglich zu erheben (§. 206). Im Strafprocesse gilt somit das Princip 
der Erforschung der materiellen Wahrheit, der histo- 
rischen Gewissheit, und zwar nicht bloß dann, wenn auf Grund 

*) Der dem Abgeordnetenhause des Reichsrathes vorliegende Strafgesetzent- 
wurf kennt nach dem Vorgange des deutsch. R. St. G. eine Reihe von Delicten, 
deren Verfolgung nur auf Antrag stattfindet, so dass die öffentliche Anklage wegen 
derselben nicht erhoben werden darf, wenn nicht der zur Stellung des Antrages 
Berechtigte ausdrücklich die Einleitung des Strafverfahrens wegen derselben bean- 
tragt hat (§. 75). Das Recht, diesen Antrag zu stellen, kommt, insofern das Gesetz 
keine besondere Bestimmung trifft, dem durch die strafbare Handlung in seinem 
Rechte Verletzten zu und geht bei seinem Tode auf seine Erben über (§§. 78, 79). Es 
erlischt durch ausdrücklichen oder stillschweigenden Verzicht und der letztere tritt 
ein, wenn das Recht nicht innerhalb dreier Monate von dem Zeitpunkte angefangen, 
in welchem dem Berechtigten die strafbare Handlung und die Person des Schuldigen 
bekannt ge\^rden ist, ausgeübt wird (§. 80). Sind mehrere Berechtigte vorhanden, 
so genügt das Vorgehen eines derselben. Der Verzicht eines der Berechtigten 
berührt das Recht der Andern nicht (§. 87). Der Antrag kann mündlich oder 
schriftlich bei Gericht oder bei den Organen der Staatsanwaltschaft oder der Sicher- 
heitsbehörden angebracht werden. Als Antrag ist jede Äußerung des Antragsberech- 
tigten anzusehen, aus welcher zu entnehmen ist, dass er die Einleitung des Straf- 
verfahrens wegen einer bestimmten That begehrt, es ist gleichgiltig, von welcher 
rechtlichen Beurtheilung derselben er ausgeht und ob der Antrag gegen bestimmte 
Personen gerichtet ist oder nicht (Art. XXXVI E. G. E.). Ist dieser Antrag gestellt, 
so findet die öffentliche Anklage wegen der That wider alle an derselben Betheiligten 
statt, gleichviel, ob in dem Antrage ein Beschuldigter überhaupt nicht genannt 
ist oder ob einzelne Betheiligte von dem Antrage ausgenommen werden. Der 
Antrag kann nicht zurückgenommen werden (§. 76). 

*) Von einer Dispositionsfreiheit des Beschuldigten, von Freiheit der Unter- 
werfung unter eine nicht verdiente Strafe kann daher im Strafprocesse keine 
Rede sein. 
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einer öffentlichen, sondern auch dann, wenn auf Grund einer Privat- 
anklage verfolgt wird, da auch in diesem letzteren Falle nicht ein Privat- 
anspruch des Verletzten, sondern der öffentlich-rechtliche Anspruch des 
Staates auf Bestrafung geltend gemacht wird. 

§. 6. 
Fortsetzung. 

3. Durch den Strafprocess soll die materielle Wahrheit darüber 
ermittelt werden, ob eine strafbare Handlung begangen wurde, wer der- 
selben schuldig sei und in welchem Maße er Strafe zu erdulden hat. Zu 
diesem Ende müssen von Seite der hiezu berufenen Organe des Staates 
alle gesetzlich zulässigen Mittel in Anwendung gebracht, es muss somit 
untersucht werden, ob die thatsächlichen Voraussetzungen eines 
strafrechtlichen Anspruches des Staates gegeben sind oder nicht. Der 
Strafprocess muss somit auf der Untersuchungsmaxime beruhen. 
Der auf dieser Maxime beruhende Process kann aber in verschiedener 
Weise organisiert sein und zwar nach Verschiedenheit der Stellung, 
welche der Richter als das Organ des Staates, das über das Vorhanden- 
sein eines strafrechtlichen Anspruches zu erkennen hat, gegenüber der 
Aufgabe der Wahrheitserforschung einnimmt. Es kann nämlich diese 
Aufgabe ausschließlich dem Richter zugewiesen sein, so dass dieser, 
wenn er zur Kenntniß kommt, dass eine strafbare Handlung begangen 
worden sein dürfte, von Amtswegen einzuschreiten und alle gesetzlichen 
Mittel anzuwenden hat, um die Wahrheit über dieselbe zu ermitteln. 
Da nun nach dieser Organisation des Strafverfahrens der Richter allein 
es ist, welcher untersucht, so nennt man diese Form des Verfahrens den 
Untersuchungs- oder Inquisitionsprocess. Dieser Process 
kennt weder einen vom Richter verschiedenen Ankläger noch einen 
diesem entgegentretenden^ Angeklagten, auch der vom Richter der That ^ 

Beschuldigte ist nur Object der Untersuchung und daher rechtlich zur 
Angabe der Wahrheit, daher auch im Falle seiner Schuld zur Ablegung 
des Geständnisses verpflichtet. Zur Geltendmachung dieses rechtlichen 
Anspruches stehen dem Richter die sog. Ungehorsamsstrafen für den 
Fall zu, dass der Beschuldigte die Antwort verweigert oder offenbar 
lügenhafte Antworten ertheilt. — Die Erfahrung hat nun außer Zweifel 
gestellt, dass diese Organisation des Strafverfahrens der Ermittelung der 
Wahrheit minder förderlich ist, weil sich dem Richter namentlich von 
dem Momente an, in welchem er Zwangsmittel gegen den Beschuldigten 
zum Zwecke der Stellung desselben vor Gericht anwenden muss, ein 
Interesse an einem bestimmten Ausgange des Processes unwillkürlich 
aufdrängt und so seine Unparteilichkeit gefährdet. — Dieses Gebrechen 

Rnlf, Strafprocess. 3. Auflage. 2 
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des Inquisitionsprocesses wird beseitigt durch die zweite Form der 
Organisation des StrafTerfahrens, den Anklage- oderAccnsations- 
process. In diesem ist es zunächst nicht Sache des Richters,['die 
Wahrheit rück sichtlich einer bestimmten Strafsache zu erforschen, die 
Beweismittel herbeizuschafiFen ; sondern dies ist vor Allem Sache der 
die verschiedenen widerstreitenden Interessen vor dem Richter ver- 
tretenden Personen, des Anklägers und des Angeklagten, deren Thätig- 
keit der Richter im Interesse der Ermittelung der Wahrheit nur zu 
leiten, durch die ihm gesetzlich eingeräumten Zwangsmittel zu] unter- 
stützen und zu ergänzen hat. Nicht der Richter, sondern der Ankläger 
ist es, der den StraflFall bezeichnet, wegen dessen die Verhandlung 
stattfinden soll, und ebenso bezeichnet er die Person, die der Vertibung 
der strafbaren Handlung verdächtig erscheint. Diese Person, der An- 
geklagte, ist Partei und nicht Object der Untersuchung; er ist daher 
rechtlich nicht verpflichtet, die Wahrheit anzugeben. Auch im Anklage- 
processe gilt das Princip der Verfolgung von Amtswegen, nur ist es 
ein von dem Richter verschiedenes Organ des Staates, der öffentliche 
Ankläger, welchem diese Verfolgung obliegt. — Auch der österr. Straf- 
process ist Anklageprocess, ^) die gerichtliche Verfolgung der strafbaren 
Handlungen tritt nur auf Antrag eines Anklägers ein (§. 2) und muss 
eingestellt werden, sobald der Ankläger von seinem Antrage zurücktritt 
(§. 109) ;v das Gericht darf den Angeklagten nicht einer That schuldig 
erklären, auf welche nicht die Anklage lautet (§. 267); aber allerdings 
finden sich in demselben, wie dies schon durch die geschichtliche Ent- 
wickelung erklärlich ist, doch auch Bestimmungen inquisitorischer Natur, 
so z. B. über die Voruntersuchung, über die Versetzung in den Anklage- 
stand (§. 218), über die Stellung des Vorsitzenden bei der Hauptver- 
handlung u. s. w. 

§. 7. 
Fortsetzung.' 

4. Das Strafv^erfahren beruht im Interesse der Erforschung der 
Wahrheit auf dem Grundsatze der Mündlichkeit oder Unmittel- 
barkeit, d. h. das erkennende Gericht fällt das Urtheil nicht wie im 
schriftlichen Processe bloß auf Grund der Processacten oder des Vor- 
trages eines Referenten, sondern auf Grund einer vor ihm in Gegenwart 
und unter Mitwirkung der Parteien stattgefundenen Beweisaufnahme 
und darf daher bei der Urtheilsfällung nur auf dasjenige Rücksicht 
nehmen, was in der Hauptverhandlung vorgekommen ist (§. 228). Keines- 
wegs schließt aber die Mündlichkeit die Vorlesung von Actenstücken in 

») Das St. Q-. G. V. 21. December 1867, R. ö. Bl. Nr. 144 über die richter- 
liche Gewalt erklärt im Art. 11: „Im Strafverfahren gilt der Anklageprocess." 
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der Hauptverhandlung in der Gänze aus; nur insoweit es sich um 
Zeugen und Sachverständige handelt, sollen dieselben in der Regel 
mündlich vernommen werden. Das Gesetz bezeichnet daher genau die 
Fälle, in denen ausnahmsweise eine Verlesung der Protokolle über die 
Vernehmung dieser Personen stattfinden darf (§. 252). 

5. Das Strafverfahren beruht auf dem Grundsatze der Öffent- 
lichkeit, d. h. der Zugänglichkeit der Hauptverhandlungen für an 
der bestimmten Strafsache unbetheiligte erwachsene und unbewaflfheteM 
Personen (§. 228). Ausgeschlossen ist daher die Öffentlichkeit im Vor- 
verfahren, allerdings ist aber auch in diesem den Parteien gestattet, 
bestimmten Untersuchungshandlungen beizuwohnen (ParteiöflfentHchkeit). 
Die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung darf aber auch ausgeschlossen 
werden, jedoch bei sonstiger Nichtigkeit nur aus Gründen der Sittlich- 
keit oder der öffentlichen Ordnung (§. 229); bei Privatanklagen wegen 
Übertretungen wird sie ausgeschlossen, wenn beide Theile überein- 
stimmend darauf antragen (§. 456). Die Ausschließung der Öffentlich- 
keit aus Gründen der Sittlichkeit oder der öffentlichen Ordnung verfügt 
das Gericht von Amtswegen oder auf Antrag einer der Parteien nach 
darüber gepflogener geheimer Verhandlung und Berathung durch ein 
schrifilich abzufassendes, mit Gründen versehenes und in öffentlicher 
Sitzung kundzumachendes Erkenntniß, gegen welches kein besonderes 
Rechtsmittel zulässig ist. (§. 229). Diese Verfügung kann für einen 
Theil des Verfahrens oder für die ganze Verhandlung getroffen werden, 
die Verkündigung des Urtheils muss aber jederzeit öffentlich geschehen 
(§. 231). Aber auch bei Anordnung einer geheimen Sitzung dürfen doch 
die durch die strafbare Handlung in ihren Rechten Verletzten, wirklich 
angestellte Richter, die Conceptsbeamten der Staatsanwaltschaft und 
des Justizministeriums und die in die Vertheidigerliste eingetragenen 
Personen niemals ausgeschlossen werden und sowohl der Angeklagte 
als der Privatbetheiligte oder Privatankläger kann verlangen, dass der 
Zutritt drei Personen ihres Vertrauens gestattet werde (§. 230). — Diese 
Bestimmungen über die Öffentlichkeit gelten auch für die öffentlichen 
Verhandlungen vor dem Gerichtshofe erster Instanz als Berufungsgericht 
(§. 472) sowie vor dem Cassationshofe (§. 287) und für die Einspruchs- 
verhandlung in Presssachen (§. 493).^^ 



*) Personen jedoch, welche vermöge ihres öffentlichen Dienstes zum Tragen 
einer Waffe verpflichtet sind, darf der Zutritt nicht verweigert werden (§. 228). 

') Nach dem dem Abgeordnetenhause des Reichsrathes vorgelegten Kegierungs- 
entwurfe betreffend Abänderungen der St. P. 0. kann, abgesehen von der Aus- 
schließung der Öffentlichkeit aus Gründen der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit , 
dieselbe auch noch ausgeschlossen werden bei Hauptverhandlungen gegen Personen, 
welche das 18. Lebensjahre noch nicht zurückgelegt haben; sie ist femer auszu- 

2* 
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6. Den Gegenstand des Strafverfahrens bildet der Anspruch des 
Staates auf Bestrafung des Schuldigen. Aus der Verübung einer straf- 
baren Handlung können aber auch für den durch dieselbe Verletzten 
privatrechtliche Ansprüche entstehen, deren Geltendmachung vor den 
Civilrichter gehören würde. Da aber der Strafrichter nicht selten in 
der Lage ist, mit voller Sicherheit über das Vorhandensein und den 
Umfang dieser privatrechtlichen Ansprüche zu erkennen, so räumt die 
österr. St. P. 0. dem durch die strafbare Handlung Verletzten das 
Recht ein, sich zum Zwecke der Geltendmachung seiner privatrecht- 
lichen Ansprüche dem Strafverfahren anzuschließen, und verpflichtet für 
diesen Fall den Richter, wenn er den Angeklagten für schuldig erkennt, 
in der Regel zugleich auch über die privatrechtlichen Ansprüche des 
Beschädigten zu entscheiden (§§. 4, 366). Das Verfahren nun, das zur 
Erreichung dieses Zweckes stattfindet, wird das Adhäsionsver- 
fahren genannt.') 

§. 8. 
B. Die Gliederung des Strafverfahrens. 

Das Strafverfahren zerfällt in zwei Hauptabschnitte, deren erster 
die Herbeiführung des ürtheils (Erkenntnis verfahren), deren 
zweiter dessen Vollstreckung zur Aufgabe hat. Das Erkenntniß- 
verfahren ist nach Verschiedenheit der strafbaren Handlungen so- 
wohl in erster als auch in höherer (Rechtsmittel-) Instanz ein ver- 
schiedenes, einerseits das Verfahren über Verbrechen und 
Vergehen und andererseits das Verfahren in Übertretungs- 
fällen. Das eine wie das andere ist wieder ein ordentliches 
oder ein außerordentliches. Das ordentliche Verfahren über 
Verbrechen und Vergehen in erster Instanz gliedert sich in das Vor- 
verfahren, das Zwischen- oder Übergangsverfahren (das 
Gesetz zählt auch dieses zum Vorverfahren im Gegensatz zur Haupt- 
verhandlung §. 247, 396) und das Hauptverfahren (die Hauptver- 
schließen bei Hauptverhaadlangen über Anklagen wegen Erpressung, wenn die 
strafbare Handlang sich auf Angelegenheiten des Privat- o. Familienlebens bezieht 
und bei Privatanklagen , wenn Ankläger and Angeklagter übereinstimmend den 
Ausschluss begehren. Das Gericht kann aber auch in diesem letzteren Falle den 
Ausschluss auch ohne dahin gerichteten Antrag aas wichtigen Gründen beschließen. 
— Die Ausschließung der Öffentlichkeit steht der Auwesenheit der zur Aafsicht 
über die Rechtspflege berufenen Justizbeamten nicht entgegen. Die durch die 
strafbare Handlung in ihren Rechten Verletzten können nur aus Gründen der 
Sittlichkeit ausgeschlossen werden. Anderen Personen kann der Zutritt vom Vor- 
sitzenden der Hauptverhandlung gestattet werden. 

^) Ortlof, Der Adhäsionsprocess dogmatisch dargestellt 1864. Dazu 
Glaser Kl. Seh. I., S. 555. 
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handlung). Durch das Vorverfahren soll ermittelt werden, ob die 
nöthigen Anhaltspunkte zur Erhebung der Anklage wider eine bestimmte 
Person vorhanden sind. Es zerfällt wieder in die im Interesse der 
Anklage zu pflegenden Vorerhebungen (Scrutinial-, Vorbereitungs- 
verfahren) und die gerichtliche Voruntersuchung, ohne dass aber 
die letztere in jedem Falle nothwendig ist. Ist durch das Vorverfahren 
eine bestimmte Person als der Vertibung eines bestimmten Verbrechens 
oder Vergehens verdächtig ermittelt worden, so tritt der Strafprocess 
in das Stadium des Zwischen- oder Übergangsverfahrens, 
welches die Versetzung in den Anklagestand und die Vor- 
bereitungen zur Hauptverhandlung in sich begreift. Das 
Hauptverfahren (die Hauptverhandlung), in welchem auf 
Grund der erhobenen Anklage entschieden werden soll, ob der Ange- 
klagte der in der Anklage bezeichneten strafbaren Handlung schuldig 
ist, gestaltet sich wieder theilweise verschieden, jenachdem dasselbe vor 
einem Gerichtshofe erster Instanz oder vor einem Schwurgerichte statt- 
findet. — Ein von diesem ordentlichen Verfahren theilweise abweichendes 
außerordentliches Verfahren ist a) das Verfahren ttber straf- 
bare Handlungen, welche während einer Hauptverhandlung vor dem 
Gerichtshofe erster Instanz im Sitzungssaale begangen werden, h) das U n- 
gehorsamsverfahren gegen Abwesende und Flüchtige, und c) das 
standrechtliche Verfahren. — Das ordentliche Verfahren in Über- 
tretungsfällen besteht lediglich aus der Hauptverhandlung, welcher Vorer- 
hebungen vorhergehen können. Es findet in demselben aber weder eine 
förmliche Voruntersuchung, noch auch eine abgesonderte Verhandlung 
über die Versetzung in den Anklagestand statt. Ein außerordentliches 
Verfahren in Übertretungsfällen ist das Mandatsverfahren. Auf 
alle Arten strafbarer Handlungen bezieht sich das außerordentliche 
Verfahren in Presssachen. Die Gliederung des Verfahrens in 
höherer Instanz wird in der Lehre von den Rechtsmitteln dargestellt. 
Schließlich ist zu bemerken, dass nach der ganzen Anlage der 
österr. St. P. 0. das Verfahren vor den Gerichtshöfen erster Instanz 
als das ordentliche Verfahren im weiteren Sinne bezeichnet werden 
kann, da die Vorschriften für das Verfahren bei anderen Gerichten 
sich nur als Abweichungen von jener Grundform darstellen. Es wird 
daher auch bei der folgenden Darstellung des Verfahrens, die sich aus 
praktischen Gründen möglichst enge an das Gesetz anschließt, das Ver- 
fahren vor den Gerichtshöfen erster Instanz den Ausgangs- und Mittel- 
punkt der Darstellung bilden. 
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III. Absclinitt. 

Die Strafgerichte. 

§. 9. 
Strafgerichtsbarkeit. 

Die Strafgerichtsbarkeit, d.i. das Becht, in Strafsachen zu 
entscheiden und die gefällte Entscheidung zu vollstrecken, wird in 
Osterreich im Namen des Kaisers durch die gesetzlich festgestellten 
Strafgerichte ausgeübt. (Art. 1, St. G. G. v. 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 144 über die richterliche Gewalt). Das Wort „Strafsache" um- 
fasst aber nicht nur den strafrechtlichen Anspruch, welcher aus der 
Vertibung eines Verbrechens, Vergehens oder einer der den Gerichten 
zur Aburtheilung zugewiesenen Übertretungen entspringt, sondern in Bezug 
auf die Entscheidung unter bestimmten Voraussetzungen auch die aus 
der Verübung solcher strafbarer Handlungen sich ergebenden privat- 
rechtlichen Ansprüche. — Die Strafgerichte sind 1. die Bezirksgerichte, 
2. die Gerichtshöfe erster Instanz, 3. die Geschwomengerichte, 4. die 
Gerichtshöfe zweiter Instanz und 5. der oberste Gerichtshof als Cassa- 
tionshof (§. 8). 

A. Organisation und sachliche Zuständigkeit. 

§. 10. 

Im Allgemeinen. 

Die Strafgerichte sind entweder Einzel- oder Collegial- 
gerichte, je nachdem das ßichteramt von einer einzelnen Person oder 
von einem Collegium, einer Vereinigung mehrerer Personen ausgeübt 
wird. Einzelgerichte sind die Bezirksgerichte und die Untersuchungs- 
gerichte bei den Gerichtshöfen erster Instanz^ alle anderen Gerichte sind 
CoUegialgerichte. Jeder Art von Gerichten ist ein besonderer Geschäfts- 
kreis innerhalb eines bestimmten Gebietes (Gerichtsbezirk) zugewiesen, 
welcher die sachlicheZuständigkeit des Gerichtes begründet. Bei 
Regelung dieser Zuständigkeit war theils die Eintheilung der strafbaren 
Handlungen in Verbrechen und Vergehen einerseits und Übertretungen 
andererseits, theils die politische Natur einzelner Verbrechen oder Ver- 
gehen oder die Höhe der auf [einzelne Verbrechen im Gesetze ange- 
drohten Strafe oder endlich die Rücksicht maßgebend, dass richterliche 
Entscheidungen durch Rechtsmittel bei einem höheren Gerichte anfecht- 
bar sein sollen. Auf der letzteren Rücksicht beruht die Unterscheidung 
der Gerichte in Gerichte erster und zweiter Instanz, wobei aber zu 
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bemerken ist, dass ein und dasselbe Gericht in einer Beziehung Gericht 
erster, in einer anderen aber Gericht zweiter Instanz sein kann. 

§. 11. 

1. Bezirksgerichte. 

Den Bezirksgerichten (in Städten, in welchen mehrere Bezirks- 
gerichte bestehen, demjenigen, welches bis 1. Januar 1874 die Straf- 
gerichtsbarkeit auszuüben hatte, J. M. V. v. 5 November 1873, Nr. 155 
R. G. Bl.) liegt ob: a) das Strafverfahren in erster Instanz über die 
im Strafgesetzbuche bezeichneten und über alle anderen ausdrücklich 
den Gerichten zur Aburtheilung zugewiesenen Übertretungen;^) h) die 
Mitwirkung bei Vorerhebungen und Voruntersuchungen wegen Verbrechen 
und Vergehen in dem im Gesetze bezeichneten Umfange (§. 9). Zur 
Vornahme aller dieser Amtshandlungen ist zunächst der Bezirksrichter ^ 4*<i ^^/w^ fc 
berufen. Er kann aber auch diese Amtshandlungen) den bei dem Be- ^•t^f'fyjiAjj 
zirksgerichte bestellten richterlichen Hilfsbeamten, sofern sie hiezu nach f^^^^tjf^ 
dem Gesetze befähigt sind, zur selbständigen Vornahme mit der Ver- i t^i^u^k^^Jt^M 
pflichtung übertragen, bei wichtigen Acten, wenn nicht Gefahr am Ver- ^^^ Ji^k^ 
zuge obwaltet, seine Genehmigung einzuholen (V. V. §. 4). JL /^j7-vJ 

2. Gerichtshöfe erster Instanz. ^ v' ^^ 

Die Gerichtshöfe erster Instanz (Landes- und Kreisgerichte, V. V. 
§. 1) sind theils Gerichte erster, theils zweiter Instanz. Als Gerichte . 

erster Instanz üben sie ihre Gerichtsbarkeit aus a) als Untersuchungs- J*r Äy^^i^ ^ 
gerichte. Ein oder mehrere Mitglieder des Gerichtshofes werden als fj^g^^^jA 
Untersuchungsrichter bestellt, denen die Voruntersuchung wegen aller ^ \\^ 
Verbrechen und Vergehen im Sprengel des Gerichtshofes obliegt (§, 11); . ^ **^^ 
h) als Bathskammern. Die Eathskammer (chambre de conseil, ein^WivwtfiKMS 
Institut französischen Ursprungs) führt die Aufsicht über alle in den ^^H^-^iflf^, 
Sprengel des Gerichtshofes fallenden Voruntersuchungen und Vorer- ItMi^Aüv 
hebungen, entscheidet bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Ankläger (i A ^ f^ % ^ 
und Untersuchungsrichter und über Beschwerden, welche gegen Ver-^/* j^^^ 
fügungen oder Verzögerungen des Untersuchungsrichters ergriffen werden. 
Sie fasst ihre Beschlüsse in Versammlungen von drei Richtern (§. 12, 
al. 3); auch der Untersuchungsrichter kann Mitglied der Eathskammer 

^) Rücksichtlich der durch Druckschriften begangenen Übertretungen sind 
nur die an den Sitzen der Gerichtshöfe erster Instanz bestehenden Bezirksgerichte | 

und wenn mehrere Bezirksgerichte am Sitze eines Gerichtshofes bestehen, das- 
jenige sachlich zuständig, welches bis 1. Januar 1874 die Strafgerichtsbarkeit aus- ^ 
zuüben hatte (§. 485). ^^v^ «^-Uyi^«^ Jv I^^kv^ W tUr^l^Urvkyy . ^i1^ ^S ^^ 
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sein, c) Als Erkenntnisgerichte. Als solchen liegt ihnen vor Allem die 
Hauptverhandlung und Entscheidung hinsichtlich aller nicht vor die 
Geschwomengerichte gehörigen Verbrechen und Vergehen ob. Diese 
Thätigkeit üben sie in Versammlungen von vier Richtern. Sie haben 
aber auch außer der Hauptverhandlung in einzelnen Fällen (z. B. wegen 
der Kosten des Verfahrens) Beschlüsse zu fassen, in welchen Fällen 
eine Versammlung von drei Richtern genügt, wenn nicht etwas anderes 
(z. B. §§. 357, 401) ausdrücklich vorgeschrieben ist (§ 13). — Die 
Gerichtshöfe erster Instanz sind aber auch als Berufungsgerichte in 
Übertretungsfällen Gerichte zweiter Instanz. Als solchen liegt ihnen 
die Verhandlung und Entscheidung über Rechtsmittel ob, welche gegen 
die Erkenntnisse und Verfügungen der in ihrem Bezirke gelegenen 
Bezirksgerichte in Übertretungsfilllen ergriffen werden. Auch diese 
Thätigkeit üben sie in Versammlungen von vier Richtern (§ 13). 

§. 13. 
3. Geschwomengerichte.'^) 

Das Geschwomengericht (Schwurgericht, Jury) ist dasjenige Ge- 
richt, in welchem die Frage, ob ein Angeklagter der ihm zur Last 
gelegten strafbaren Handlung schuldig ist (Schuldfrage) und die Frage 
nach dem Vorhandensein besonderer, eine Änderung des Strafsatzes oder 
der Strafart begründender Erschwerungs- oder Milderungsumstände von 
aus der Bevölkerung von Fall zu Fall berufenen Männern, welche 
juristische Bildung nicht besitzen müssen, entschieden wird, während 
die vom Staate besteUten rechtsgelehrten Richter die aus der Beant- 
wortung der Schuldfrage sich ergebenden gesetzlichen Folgerungen 
(Freisprechung, Verurtheilung) zu ziehen haben. ' Verschieden von dem 
Geschwomengerichte sind die Schöffengerichte des neueren deutschen 

*) Über die geschichtlicheE'ntwickelung des Sohwurgeriohtes: 
Biener, Das englische Geschwomengericht. 3 Bde. 1852— 65. Brunner, die Ent- 
stehung der Schwurgerichte, 1872 und in Holtz. Rechts-L. Art. Schwurgericht, gesch. 
— Über das Wesen des Schwurgerichtes und seine Bedeutung für die Strafrechts- 
pflege: Feuerbach, Betrachtungen über das Geschwomengericht. 1813. Köstlin, 
das Geschwomengericht för Nichtjuristen, 1849. Hye, Über das Schwurgericht, 
1864. Heinze, Parallelen zwischen der englischen Jury und dem französischen 
Geschwomengericht, 1864. Schwarze, Geschwomengericht und Schöffengericht 
1864. Ders, Das deutsche Schwurgericht und dessen Reform, 1865. Ders., Das 
Schöffengericht. 1878. Glaser, Anklage, Wahrspruch und Rechtsmittel im eng- 
lischen Schwurgerichtsverfahren. 1866. Ders., Schwurgerichtliche Erörterungen, 
1875 und Art. Schwurgericht in Boltz. Rechtslexikon. Bar, Recht und Beweis im 
Geschwomengericht. 1865. Gneist, Vier Fragen zur deutschen St. P. 0. 1874. 
Schütze, Laien in den Strafgerichten, 1873. Binding, Die drei Grundfragen 
der Organisation des Strafgerichtes, 1876. 
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Rechtes, in welchen rechtsgelehrte Richter und aus der Bevölkerung 
berufene Männer, welche keine juristische Bildung besitzen müssen, in 
einem Collegium vereint, das Urtheil fällen.^) — Die Geschwomen- 
gerichte sind nicht ständige Gerichte, sie treten nur periodisch bei den 
Gerichtshöfen erster Instanz zusammen; aus besonders wichtigen Grün- 
den kann aber der Gerichtshof zweiter Instanz auch beschließen, dass 
eine Sitzung des Geschwornengerichtes statt am Sitze des Gerichtshofes 
erster Instanz an einem anderen Orte abgehalten werde. Die Sitzungen 
der Geschwornengerichte sind ordentliche und außerordentliche; die 
ordentlichen finden in Wien alle Monate ; in anderen Städten, für welche 
der Präsident des Gerichtshofes zweiter Instanz es anzuordnen noth- 
wendig findet, alle zwei Monate, an anderen Sitzen der Gerichtshöfe 
erster Instanz alle drei Monate statt. Erfordert es die Zahl oder 
Wichtigkeit der vorliegenden Anklagen, so kann der Präsident des 
Gerichtshofes zweiter Instanz die Abhaltung einer außerordentlichen 
Sitzung anordnen (§. 297). Die ordentlichen Schwurgerichtssitzungen 
dürfen in der Regel nicht eher geschlossen werden, als bis über alle 
Strafsachen entschieden ist, rücksichtlich deren die Versetzung in den 
Anklagestand bei Eröffnung der Sitzung bereits rechtskräftig war. Eine 
Ausnahme von dieser Regel kann einerseits in der Richtung stattfinden, 
dass über begründeten Antrag des Anklägers oder des Angeklagten der 
Schwurgerichtshof, oder wenn dieser noch nicht versammelt wäre, die 
Rathskammer beschließen darf, dass eine zur nächsten Schwurgerichts- 
sitzung gehörige Sache bei derselben nicht vorgenommen werde, gegen 
welchen Beschluss kein Rechtsmittel stattfindet. Andererseits kann 
auch über eine nicht vor die bestimmte Schwurgerichtssitzung gehörige 
Sache die Hauptverhandlung während derselben stattfinden, wenn der 
Ankläger oder der Angeklagte darauf anträgt, der Gegentheil diesem 

*) Nach der Regierungsvorlage v. J. 1867 (E. VII.) PoUte in dem Verfahren 
vor den Bezirksgerichten die Hauptverhandlung in der Regel vor dem Bezirks- 
richter und zwei Gerichtsschöffen erfolgen und das Urtheil gemeinschaftlich von 
diesen Personen gefällt werden. Allein der Ausschuss des Abgeordnetenhauses hat 
sich auf Grund der in Öeterreich und in anderen Ländern hierüber gemachten Er- 
fahrungen gegen die ßeiziehung von Gerichtsschöffen entschieden, weil er dafür 
hielt, dass das Zusammenwirken so ungleichartiger Facturen zu einem richterlichen 
Ausspruche über die Schuld und Strafe unmöglich vortheilhaft sein könne und 
auch nicht die Garantie bietet, wie das Geschwornengericht. — In Bosnien u. der 
Herzegowina sind die Strafgerichte 1. J. (Bezirksämter als Gerichte u. die Gerichts- 
höfe) Schöffengerichte. Zur Hauptverhandlurg u. Entscheidung sind zwei Beisitzer 
aus der Bevölkerung beizuziehen. Diese Beisitzer entscheiden in Gemeinschaft mit 
den Richtern über alle Vorfragen, die Schuldfrage, Strafe, privatrechtlichen An- 
sprüche, Kosten des Strafverfahrens u. über die das Verfahren betreffenden Fragen 
bei der Hauptverhandlung. Vor Berathung über jede Frage ertheilt der Vorsitzende 
den Beisitzern die nothwendige Rechtsbelehrung. S. die obcit. St. P. 0. für B. u. H. 
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Antrage zustimmt und der Vorsitzende des Schvnirgerichtshofes, der 
auch die Verhältnisse der Geschwomen zu berücksichtigen hat, den- 
selben genehmigt. Zugleich muss aber auch der Angeklagte in diesem 
Falle |auf den ihm zustehenden Einspruch gegen die Versetzung in 
Anklagestand und auf die ihm gesetzlich zustehende Frist zur Vor- 
bereitung seiner Vertheidigung ausdrücklich verzichten (§§. 298, 299). 

§. 14. 

A. Der Schwurgerichtshof. 

Das Geschwomengericht besteht aus einem Gerichtshofe und zwölf 
Geschwomen (Geschwornenbank) (§. 300). Den Gerichtshof (Schwur- 
gerichtshof) bilden drei Richter, von denen einer den Vorsitz führt, und 
ein Schriftführer. Zum Vorsitzenden ernennt der Präsident des Gerichts- 
hofes zweiter Instanz in der Regel den Präsidenten des Gerichtshofes 
erster Instanz, bei welchem das Schwurgericht gehalten werden soll ; ^) 
doch kann er zu diesem Amte auch ein Mitglied dieses Gerichtshofes 
oder des Gerichtshofes zweiter Instanz berufen. Jedenfalls hat er auch 
ein Mitglied des Gerichtshofes erster Instanz als Stellvertreter des Vor- 
sitzenden zu bezeichnen.^) Die übrigen Mitglieder des Schwurgerichts- 
hofes und zwei Ergänzungsrichter werden von dem Vorsteher des 
Gerichtshofes erster Instanz aus dessen Mitgliedern oder aus der Zahl 
der Bezirksrichter vor Eröffnung der Schwurgerichtssitzung ernannt 
(§. 301). 

§. 15. 

B. Die Geschwornenbank. a) Befähigung zum Geschwornenamte.'^) 

Die Geschwomen sind Richter, sie haben die Schuldfrage nach 
dem Gesetze zu entscheiden. Ihr Amt ist ein Ehrenamt, es ist unent- 
geltlich auszuüben, jedoch erhält jeder Geschworene, welcher seine 
Obliegenheit erfüllt hat, wenn sein Wohnsitz weiter als 7*5 Kilometer 

*) Bei jenen Gerichtshöfen, bei welchen für die strafgerichtliohen Angelegen- 
heiten mit Genehmigung des Justizroinisters gesonderte Abtheilangen bestehen und 
zur Leitung derselben besondere Vorsteher bestellt sind, sind diese zu den nach 
der St. P. 0. dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz zukommenden Amts- 
handlungen berufen (V. V. §. 1 al. 2). 

•) Diese Ernennungen sind in der Reerel sechs Wochen vor dem Beginne der 
Schwurgerichtssitzung, bei außerordentlichen Sitzungen aber wenigstens vierzehn 
Tage vor dem Beginne derselben vorzunehmen und sammt dem Tage und der 
Stunde der Eröffnung der Sitzung durch die öffentlichen Blätter und durch An- 
Bchla? am Gerichtshause kundzumachen (§. 301). 

*) Gneist, Die Bildung der Gesohwornengerichte in Deutschland, 1849. 
Heinze, Ein deutsches Geschwornengericht. 2. Aufl. 1865. Ders., Strafprocessuale 
Erörterungen. 1876. 
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(M. V. 23. Juni 1876, R. G. Bl. Nr. 97, §. 1) von dem Orte des Schwur- 
gerichtes entfernt ist, auf Verlangen eine Reisekostenentschädigung im 
Betrage von einem Gulden österr. Währ, für jede (Geh-)Stunde des 
Hin- und Rückweges und zwar ohne Rücksicht auf eine etwa bestehende 
Eisenbahnverbindung (§. 25 des G. v. 23. Mai 1873, Nr. 121 R. G. Bl., 
betreffend die Bildung der Geschwomenlisten, §. 41 V. V. und J. M. E. 
V. 26. April 1874, Z. 2951). Nach §. 1 des cit. G. über die Bildung 
der Geschwomenlisten sollen zu dem Amte als Geschworne nur Männer 
berufen werden, welche 1. das 30. Lebensjahr vollendet haben; 2. des 
Lesens und Schreibens kundig sind; 3. in einer Gemeinde der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder das Heimatsrecht und 
somit auch das Staatsbürgerrecht besitzen; 4. in der Gemeinde, in 
welcher sie sich aufhalten, wenigstens bereits ein Jahr den Wohnsitz 
haben; 5. entweder a) an directen Steuern ohne Zuschlag jährlich in 
der Regel (s. die Ausnahme weiter unten) mindestens zehn Gulden, an 
Orten mit einer Bevölkerung von mehr als dreißigtausend Einwohnern 
aber mindestens zwanzig Gulden entrichten (System des Census), oder 
h) ohne Rücksicht auf diesen Steuersatz dem Stande der Advocaten, 
Notare, der Professoren und Lehrer an Hoch- und Mittelschulen ange- 
hören oder an einer inländischen Universität den Doctorgrad erlangt 
haben (System der Capacitäten). Unfähig sind aber nach §. 2 des 
cit. G. zu dem Amte eines Geschwornen: 1. Personen, welche wegen 
körperlicher oder geistiger Gebrechen außer Stande sind, den Pflichten 
eines Geschwornen nachzukommen ; 2. welche nicht im Vollgenusse der 
bürgerlichen Rechte sind, insbesondere auch die gerichtlich erklärten 
Verschwender und diejenigen, über deren Vermögen das Concursver- 
fahren eröffnet worden ist, bis zur Beendigung desselben, und wenn sie 
Eaufleute sind, bis zur Erlangung der Wiederbefähigung zu dem im 
§. 246 der Concursordnung v. 25. December 1868 benannten Rechten 
(der Wahlberechtigung zur Handelskammer, zum Amte eines Sensals, 
eines Börseagenten u. s. w.) ; 3. welche sich in strafgerichtlicher Unter- 
suchung, unter Anklage oder in Strafe befinden; 4. welche in Folge 
einer strafgerichtlichen Verurtheilung nach den Gesetzen von der Wähl- 
barkeit zu der Gemeindevertretung ausgeschlossen sind, solange diese 
Ausschließung dauert. 

§.16. 

Fortsetzung. 

Da die Ausübung des Geschwornenamtes geraume Zeit in Anspruch 
nimmt und dies zu einer CoUision mit anderen Amts- oder Berufs- 
pflichten führen kann, so schließt das Gesetz aus diesem Grunde 
sowie auch um jeden Verdacht einer ungehörigen Beeinflußung des 
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Geschwornengerichtes fern zu halten, eine Reihe von befähigten Personen 
von dem Geschwornenamte ganz aus und räumt einer Eeihe anderer 
Personen) das Becht ein, das Amt eines Geschwomen für immer oder zeit- 
weilig abzulehnen. Von dem Geschwornenamte sind ausgeschlossen: 

1. die wirklich dienenden Staatsbeamten mit Ausnahme der Professoren 
und Lehrer an Hoch- und Mittelschulen ; 2. die in activer Dienstleistung 
stehenden oder mit Wartegebür beurlaubten Personen des stehenden 
Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehr und die der Militärgerichts- 
barkeit unterstehenden Personen der Militärverwaltung; 3. die Geist- 
lichen (nicht bloß die Seelsorger) der gesetzlich anerkannten Kirchen 
und Religionsgenossenschaften; 4. die Volksschullehrer und 5. die bei 
dem Post-, Eisenbahn-, Telegraphen- und Dampfschiflkhrtsbetriebe be- 
schäftigten Personen (§. 3 des cit. G.). — Befreit sind von dem 
Geschwornenamte und können daher dasselbe ablehnen 1. diejenigen, 
welche das sechszigste Lebensjahr überschritten haben, für immer; 

2. die Mitglieder der Landtage, des Reichsrathes und der Delegationen 
für die Dauer der Sitzungsperiode; 3. die nicht im activen Dienste 
stehenden, jedoch wehrpflichtigen Personen während der Dauer ihrer 
Einberufung zur militärischen Dienstleistung; 4. die im kaiserlichen 
Hofdienste stehenden Personen, die öffentlichen Professoren und Lehrer, 
die Heil- und Wundärzte, wie auch die Apotheker, insoferne die Un- 
entbehrlichkeit dieser Personen in ihrem Berufe von dem Amts- oder 
Gemeindevorsteher bestätigt wird, für das folgende Jahr; endlich 5. jeder, 
welcher der an ihn ergangenen Aufforderung in einer Schwurgerichts- 
periode als Haupt- oder Ergänzungsgeschwomer Genüge geleistet hat, 
bis zum Schlüsse des nächstfolgenden Kalenderjahres (§. 4 des cit. G.). ^) 

§. 17. 
b) Auswahl der Geschwornen. I. Bildung der Urliste. 

Über alle zum Geschwornenamte berufenen Personen ist alljährlich 
Anfangs September in jeder Gemeinde von einer Commission bestehend 
aus dem Gemeindevorsteher und zwei von ihm aus der Gemeindever- 
tretung gewählten Mitgliedern ein alphabetisches Verzeichniß anzulegen 
(Urliste der Geschwomen, §.5 des cit. G.). Dieses Verzeichniß muss 
wenigstens 8 Tage lang zu Jedermanns Einsicht aufliegen und es steht 



*) Am Schlüsse jeder Schwurgerichtsperiode sind die Geschwomen von dem 
Vorsitzenden des Schwurgerichtshofes zu befragen, ob sie sich des ihnen einge- 
räumten oben erwähnten Hechtes bedienen wollen nnd ihre Erklärungen sind dem 
Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz zum Zwecke der Anmerkung in del* 
Jahreslifite mitzutheilen (§. 24 des cit. G.). 
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jedem Betheiligten frei, während dieser Frist wegen vorhandener Un- 
richtigkeiten Einspruch bei dem Gemeindevorsteher zu erheben oder 
seine Befreiungsgrtlnde geltend zu machen. Über diese Einsprüche und 
vorgebrachten Befreiungsgründe entscheidet die Gemeindecommission, 
gegen deren Entscheidung innerhalb drei Tagen nach ihrer Mittheilung 
die Beschwerde eingebracht werden kann. Die richtig gestellte Urliste 
ist längstens bis Ende September an den Bezirkshauptmann einzusenden, 
welcher dieselbe zu prüfen und bei Wahrnehmung von Ungesetzlich- 
keiten oder erheblichen Ungenauigkeiten dem Gemeindevorsteher zur 
Berichtigung und Wiedereinsendung längstens bis Ende October zurück- 
zustellen hat. Der Bezirkshauptmann hat sodann die Urlisten seines 
Amtssprengeis dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz vorzu- 
legen nnd dabei jene Personen zu bezeichnen, welche ihm wegen ihrer 
Verständigkeit, Ehrenhaftigkeit, rechtlichen Gesinnung und Charakter- 
festigkeit sowie in mehrsprachigen Ländern durch ihre sprachliche 
Verwendbarkeit für das Amt eines Geschwornen vorzüglich geeignet 
erscheinen. In Orten mit eigenen Gemeindestatuten hat der Gemeinde- 
vorsteher die Urliste unmittelbar an den Präsidenten des Gerichtshofes 
erster Instanz einzusenden und hiebei die sonst dem Bezirkshauptmanne 
vorgezeichnete Aufgabe zu erfüllen (§§. 6 — 10 des cit. G.).^) 

§. 18. 
2. Bildung der Jahresliste. 

Der Besitz der allgemeinen Erfordernisse zum Geschwornenamte 
verbürgt noch keineswegs die volle Tüchtigkeit zur Ausübung dieses 
Amtes; es muss, um der Gefahr zu entgehen, bei der großen Zahl der 
Berufenen zu viele ungeeignete Männer auf die Geschwornenbank zu 
bringen, eine Sichtung der Urlisten vorgenommen werden. Diese Sich- 
tung ist nicht einer einzelnen Person, sondern einer Commission anver- 
traut, welche durch ihre Zusammensetzung die Bürgschaft dafür bieten 
soll, dass die Sichtung mit Sorgfalt und Unparteilichkeit vorgenommen 
wird. Sie besteht aus dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz 
oder dessen Stellvertreter als Vorsitzenden, dann aus drei Richtern, 
welche der Zahl der Eäthe des Gerichtshofes oder der Bezirksgerichte 

*) Der Präsident des Gerichtshofes hat vor Allem darauf zu sehen, dass die 
Urlisten zusammen wenigstens achthundert zum Geschwornenamte berufene Personen 
enthalten. Ist dies nicht der Fall, wie dies namentlich in einzelnen Gerichtshof- 
sprengeln Galiziens, Dalmatiens und Tirols vorkömmt, so hat er die Bezirkshaupt- 
männer aufzufordern, von den Gemeindevorstehern Ergänzungsurlisten abzuverlangen, 
in welche diejenigen zum Geschwornenamte sonst berufenen Personen aufzunehmen 
sind, die an directen Steuern ohne Zuschlag jährlich mindestens fünf Gulden ent- 
richten (§. 14. al. 4 des cit. G). 
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des Sprengels entnommen werden, dann aus drei nicht im Staatsdienste 
stehenden, die Eignung zum Geschwornenamte in diesem Gerichtshof- 
sprengel besitzenden Vertrauensmännern. Diese Commision, deren Mit- 
glieder vom Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz bestimmt 
werden, und bei welcher die politische Landesbehörde durch einen Ab- 
geordneten mit berathender Stimme vertreten ist, bildet, nachdem sie 
über die wider die Urlisten eingebrachten Beschwerden entschieden hat, 
spätestens im Monate November aus den Urlisten die Jahr es liste, 
welche aus einer Haupt- und Ergänzungsliste besteht. Die Ver- 
fassung derselben geschieht in der Weise, dass die Commission aus den 
Urlisten jene Personen, welche sie für die fähigsten und würdigsten 
zum Geschwornenamte hält, in eine Hauptliste zusammenstellt, aus 
welcher die Geschwomen für das bevorstehende Kalenderjahr genommen 
werden. In gleicher Weise ist aus Personen, welche am Sitzungsorte 
des Schwurgerichtshofes oder in dessen nächster Umgebung wohnen, 
eine Ergänzungsliste zusammenzustellen, aus welcher die Ergänzungs- 
geschwornen genommen werden. Der Umfang beider Listen ist mit 
Rücksicht auf die Anzahl der in dem Kalenderjahre voraussichtlich ein- 
tretenden ordentlichen und außerordentlichen Sitzungsperioden in der 
Art zu bemessen, dass in jede Liste um die Hälfte mehr Personen auf- 
genommen werden, als nach der Anzahl der zu gewärtigenden Schwur- 
gerichtssitzungen benöthigt werden dürften. — Die Jahresliste ist in 
Druck zu legen und dem Präsidenten des Gerichtshofes zweiter Instanz, 
dem Oberstaatsanwälte, dem Vorsteher der politischen Landesstelle, 
ferner den Staatsanwälten, Bezirkshauptmännem, Bezirksrichtern und 
Gemeindevorstehern des Gerichtshofsprengeis mitzutheilen (§§. 11 — 15 
des cit. G.).^) 

§. 19. 
3. Bildung der Dienstliste. 

Vierzehn Tage vor Beginn jeder Schwurgerichtsperiode wird bei 
dem Gerichtshofe erster Instanz im Beisein zweier Richter und des 



^) Kommen im Laufe des Jahres Vorsteher von Behörden und Gemeinden 
zur Kenntnis, dass Verhältnisse eingetreten sind, welche in die Jahresliste einge- 
tragene Geschworne zur Ausübung dieses Amtes unfähig erscheinen lassen oder von 
der Berufung zu demselben in der Gänze ausschliefen, so haben sie hievon, sowie 
auch, wenn die Einberufung von Wehrpflichtigen zur militärischen Dienstleistung 
erfolgt ist, dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz sogleich die Anzeige zu 
erstatten. Bei demselben haben auch diejenigen Personen um ihre Ausscheidung 
einzuschreiten, rücksichtlich welcher der gesetzliche Befreiungsgrund erst nach Ab- 
lauf der Einspruchsfrist eingetreten ist. Über dieses Einschreiten entscheidet der 
Präsident des Gerichtshofes erster Instanz (§. 16 des cit. G.). 
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Staatsanwaltes in öffentlicher Sitzung die Dienstliste durch das Loos 
gebildet. Auch die Advocatenkammer kann zu diesem Acte ein Mitglied 
entsenden. Behufs der Bildung der Dienstliste werden aus der Jahres- 
liste zunächst die für die Zeit der Schwurgerichtsperiode zur militäri- 
schen Dienstleistung einberufenen Wehrpflichtigen ausgeschieden. Sodann 
werden die Namen der in den beiden Theilen der Jahresliste einge- 
tragenen übrigen Personen in je eine Urne gelegt und daraus durch 
den Präsidenten des Gerichtshofes zuerst sechsunddreißig Hauptge- 
schworne und sodann neun Ergänzungsgeschworne gezogen.^) Die ge- 
zogenen Haupt- und Ergänzungsgeschwomen sind unter Bekanntgabe 
des Ortes, des Tages und der Stunde des Beginnes der Schwurgerichts- 
sitzungen und unter Hinweisung auf die gesetzlichen Folgen des Aus- 
bleibens durch den Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz schrift- 
lich in der Art vorzuladen, dass die Zustellung der Ladung zu ihren 
eigenen Händen und acht Tage vor dem Beginne der Sitzungsperiode 
erfolge (§§. 17, 18 und 20 des cit. G.). 

§. 20. 
4. Bildung der Oeschwomenbank. 

Unmittelbar vor dem Beginne der Hauptverhandlung wird in der 
Regel für jeden einzelnen Straffall in nicht öffentlicher Sitzung des 
Schwurgerichtshofes und in Gegenwart des Anklägers, des Privat- 
betheiligten, des Angeklagten und seines Vertheidigers sowie der vor- 
geladenen Geschwomen zur Bildung der Geschwornenbank geschritten 
(§. 304). Ausnahmsweise kann aber auch mit Einverständniß der zur 
Ablehnung von Geschwomen berechtigten Personen für mehrere Straf- 
falle, welche an demselben Tage zur Verhandlung gelangen sollen, 
eine Geschwornenbank gebildet werden. Verzögert sich jedoch wegen 
der längeren Dauer der vorhergehenden Verhandlungen oder aus andern 
zufälligen Gründen der festgesetzte Anfang einer Verhandlung dergestalt, 
dass sie erst am vierten oder einem noch späteren Tage nach dem- 
jenigen beginnt, an dem die Geschwornenbank gebildet worden war, so 
muss zur Bildung einer neuen Geschwornenbank geschritten werden 
(§. 25 des cit. G.). — Die Bildung der Geschwornenbank beginnt mit 
dem Aufrufe der sechsunddreißig Hauptgeschwornen durch den Schrift- 
führer. Ist ein Geschworner, ohne ein unabwendbares Hindemiß zu 

') Enthält die Jahresliste hei einer späteren Schwurgerichtsperiode nur mehr 
eine so geringe Zahl von Namen, dass die Hauptliste weniger als vierundfünfzig, 
die Ergänzungsliste weniger als vierzehn Namen umfasst, so hat eine auf gleiche 
Weise wie zur Bildung der Jahresliste zusammengesetzte Commission die Jahresliste 
bis auf die erwähnten Zahlen aus den Urlisten zu ergänzen, ehe zur Bildung der 
Dienstliste geschritten wird (§. 10 des cit. G.]- 
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bescheinigen, ausgeblieben oder entfernt er sich vor dem Ende der 
Schwurgerichtssitzung ohne Erlaubnis des Vorsitzenden des Schwur- 
gerichtshofes, so ist er von dem Schwurgerichtshofe in eine Strafe bis 
50 Gulden, im Wiederholungsfalle aber bis 100 Gulden zu verurtheilen.^) 
Q^gen diese Verurtheilung kann binnen acht Tagen bei dem Schwur- 
gerichtshofe, oder wenn dieser nicht mehr [versammelt ist, bei dem Gerichts- 
hofe erster Instanz Einspruch erhoben werden (§. 23 des cit. G.). — Zeigt 
sich bei dem Aufrufe der Geschwornen, dass weniger als dreißig Haupt- 
geschwome erschienen sind, so sind die auf diese Zahl Fehlenden aus 
den neun Ergänzungsgeschwomen in der durch das Los zu bestimmen- 
den Reihenfolge zu ersetzen (§. 305 St.. P. 0. und §. 21 des cit. G.). 
Ist die Zahl von wenigstens dreißig Geschwornen vollständig, so hat 
der Vorsitzende bei sonstiger Nichtigkeit (die sich aber nur auf die 
Unterlassung der Frage, nicht aber auf die Voraussetzung der Anwesen- 
heit von 30 Geschwornen bezieht, E. des C. H. Sg. 744) an die Parteien 
und an die Geschwornen die Frage zu richten, ob bei einem der letz- 
teren ein Grund vorhanden sei, der ihn von der Theilnahme an der 
vorliegenden Verhandlung ausschließe. Über die vorgebrachten Gründe 
der Ausschließung entscheidet der Gerichtshof. (§. 306). Erübrigen nach 
Ausscheidung der ausgeschlossenen Geschwornen nicht wenigstens 24 
Geschworne, so muss bei sonstiger Nichtigkeit zunächst, wenn nicht die 
zur Ablehnung von Geschwornen Berechtigten sich mit einer geringeren 
Zahl von Geschwornen als vierundzwanzig einverstanden erklären, die 
fehlende Zahl auf die oben angegebene Weise ergänzt werden (§. 307). 
Die Bildung der Geschwornenbank erfolgt nun in der Art, dass der 
Vorsitzende des Schwurgerichtshofes aus der Urne, in welche die Namen 
der Geschwornen gelegt wurden, die Namen einzeln zieht und verliest. 
Nach Verlesung jedes einzelnen Namens haben nun der Ankläger und 
der Angeklagte ihr Ablehnungsrecht geltend zu machen. Ankläger und 
Angeklagter haben nämlich das Recht, von der Zahl der Geschwornen, 
soweit sie zwölf übersteigt, jeder die Hälfte, ohne dass ein Grund an- 
gegeben werden darf, abzulehnen. Ist die Zahl der Geschwornen eine 
ungerade, so hat der Angeklagte das Recht einen mehr abzulehnen. 
Mehrere Ankläger oder Angeklagte üben das Ablehnungsrecht gemein- 
schaftlich aus. Bei Mangel des Einverständnisses entscheidet das Los 
über die Reihenfolge, in welcher sie das Recht der Ablehnung auszu- 
üben haben. Die Ablehnung von Seite eines Berechtigten gilt und 
zählt für Alle. — Sobald zwölf nicht abgelehnte Geschworne gezogen 



M Diese Geldstrafen sind ebenso wie die in der Strafprocessordnung ausge- 
sprochenen zur Unterstützung dürftiger Gefangener bei ihrer Entlassung aus der 
Haft, insbesondere zum Zwecke ihrer Unterbringung in einem ehrlichen Gewerbe zu 
verwenden (§. 23 des cit. G.). 
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oder nur noch so viele Namen in der Urne übrig sind, als zur Ergän- 
zung der Zahl der Greschwornen bis auf zwölf erfordert werden, ist die 
Geschwomenbank gebildet (§§. 308, 309). Bei voraussichtlich längere 
Zeit in Anspruch nehmenden Hauptverhandlungen kann der Vorsitzende 
des Schwurgerichtshofes verfügen, dass statt der zwölf Geschwornen 
deren 13 oder 14 ausgelost werden, von denen die ersten zwölf Haupt-, 
die anderen Ersatzgeschworne sind. Auch die letztern müssen der 
Hauptverhandlung ohne Unterbrechung beiwohnen und treten, falls einer 
oder der andere der Hauptgeschwornen verhindert sein sollte, der ganzen 
Verhandlung bis zum Ausspruche der Geschwornen beizuwohnen, in der 
Reihenfolge, in welcher ihre Namen gezogen vnirden, an die Stelle der 
ausfallenden Geschwornen (§. 310). 



§.21. 

C. Sachliche Zuständigkeit des Gesohwornengerichtes. 

Der Art. XI des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt 
vom 21. December 1867, Nr. 149 E. G. Bl. bestimmt, dass bei den 
mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, sowie bei allen politischen 
oder durch den Inhalt einer Druckschrift verübten Verbrechen und Ver- 
gehen Geschwome über die Schuld des Angeklagten entscheiden. Zur 
Durchführung dieser staatsgrundgesetzlichen Bestimmung bezeichnet der 
Art. VI des Einftlhrungsgesetzes zur St. P. 0. die Verbrechen und Ver- 
gehen, bei denen die Hauptverhandlung und Entscheidung den Ge- 
schwomengerichten zukommt. Dabei wurde davon ausgegangen, dass 
nach einer feststehenden österreichischen Tradition in der Regel nur 
jene Verbrechen als schwere zu betrachten sind, welche mit einer 
höheren als fün^ährigen, sei es schweren oder einfachen Kerkerstrafe 
bedroht sind und dass als politische Verbrechen und Vergehen nur jene 
angesehen werden können, welche ihrer Natur nach so beschaffen sind, 
dass sie in der Regel auf politischen Motiven beruhen. Demgemäß 
gehört vor die Geschwomengerichte die Hauptverhandlung über alle 
Anklagen 1. wegen der durch den Inhalt einer Druckschrift; verübten 
Verbrechen und Vergehend 2. wegen der politischen Verbrechen des 
Hochverrathes (§§. 58—61 kt G. und Art. I des G. v. 17. Dec. 1862, 
R. G. BL 1863, Nr. 8), der Störung der öffentlichen Ruhe (§§. 65 und 66 
St. G. und Art. II des G. v. 17. Dec. 1862, R. G. B. 1863, Nr. 8); 
des Aufstandes und Aufruhres (§§. 68—73, 75, St. G.), der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit ersten und zweiten Falles (§§. 76 — 80 St. G.); dann 
der politischen Vergehen der Aufwiegelung (§. 300 St. G. und Art. III 
und IV des G. v. 17. Dec. 1862, R. G. B. 1863, Nr. 8) und der Auf- 

Knlf, Straf process. S. Auflage. 3 
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reizung zu Feindseligkeiten (§. 303 St. G.); 3. wegen der schweren 
Verbrechen des Menschenraubes (§§. 90, 91 St, G.), des Mißbrauches 
der Amtsgewalt (§. 101 bis 103 St. G.) der Verfälschung der öflFentlichen 
Creditspapiere (§§. 106—117 St. G.), der Mtinzverfälschung (§§. 118—121 
St. G.), der Nothzucht (§§. 125—127 St. G.), des Mordes und Todt- 
schlages (§§. 134 d— 43 St. G.), des Raubes (§§. 190—195 St. G.) und 
wegen der in den §§. 4, 5, 6 und 8 des G. vom 27. Mai 1885, ß. G. B. 
Nr. 134 betreflfend Anordnungen gegen den gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoflfen, bezeichneten Verbrechen ; femer wegen aller anderen 
Verbrechen, wenn wegen eines namentlich im Gesetze angeführten Er- 
schwerungsumstandes auf eine mehr als fünfjährige Kerkerstrafe zu 
erkennen ist oder wenn wegen allgemeiner Erschwerungsumstände die 
Anwendung dieses Strafsatzes in der Anklageschrift beantragt wird.^) 

§. 22. 

D. Einstellung der Wirksamkeit der Geschwomengerichte. 

Nach dem G. vom 23. Mai 1873, Nr. 120 R. G. B. kann die 
Wirksamkeit der Geschwomengerichte hinsichtlich aller ihnen zuge- 
wiesenen strafbaren Handlungen oder einzelner Arten derselben zeit- 
weilig und zwar längstens auf die Dauer eines Jahres für ein bestimmtes 
Gebiet durch eine nach Anhörung des obersten Gerichtshofes erlassene 
Verordnung des Gesammtministeriums eingestellt werden, wenn daselbst 
Thatsachen hervorgetreten sind, welche dies zur Sicherung der unpar- 
teiischen und unabhängigen Bechtsprechung als nothwendig erscheinen 
lassen. Diese Verfügung hat die Wirkung, dass die sonst vor das Ge- 
schwomengericht gehörige Hauptverhandlung vor dem Gerichtshof erster 
Instanz stattfindet, welcher, wenn es sich um ein mit der Todes- oder 
mehr als fün^ähriger Kerkerstrafe bedrohtes Verbrechen handelt, aus 
sechs Bichtern besteht, von welchen einer den Vorsitz führt. 



§. 23. 
5. Oerichtshöfe zweiter Instanz. 

Die Gerichtshöfe zweiter Instanz (Oberlandesgerichte) entscheiden 
in Versammlungen von fünf Bichtern über Beschwerden gegen Beschlüsse 



*) Wenn das standrechtliche Verfahren stattfindet, so gehören die sonst vor 
das Geschwornengericht gehörigen Verbrechen, wegen welcher das standrechtliche 
Verfahren kundgemacht wurde, vor den Gerichtshof erster Instanz, in dessen Sprengel 
die Verkündigung erfolgte (§. 434). 
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der Rathskammern (§. 114), über Einsprüche gegen die Versetzung in 
den Anklagestand, über Beschwerden gegen einzelne Entscheidungen 
der Gerichtshöfe erster Instanz (§§. 357, 392, 395, 427, 494) und über 
die Berufungen gegen Urtheile der Gerichtshöfe erster Instanz und der 
Geschwornengerichte. Dem Gerichtshofe zweiter Instanz steht aber 
auch die Aufsicht über die Wirksamkeit der Strafgerichte seines Spren-^ 
gels zu und er hat daher die Pflicht, ordnungswidrige oder sonst 
tadelswerte Vorgänge einzelner Strafgerichte, welche zu seiner Kenntniß 
allenfalls durch Beschwerde einer Partei (sog. Auf sichtsbeschwerde) 
gelangen, zu untersuchen und abzustellen (§. 15). ^ J>/^. Y/^ ^f^(fS\ 

§. 24. 
6. Obertter Gerichtshof als Cassationshof. 

Der für die im Beichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
in Wien bestehende oberste Gerichtshof (Art. 12 St. G. G. v. 21.Dec. 1867, 
B. G. B. Nr. 144 über die richterliche Gewalt), welcher in Strafsachen 
als Cassationshof seine Beschlüsse regelmäßig in Versamminngen von 
sieben Bichtem fasst, hat über alle Nichtigkeitsbeschwerden und über 
die zugleich mit denselben ergriffenen Berufungen zu entscheiden (§. 16). 
Er ist auch berufen, zu Gunsten eines Verurtheilten im außerordent- 
lichen Wege die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu verfügen 
(§. 362). Außerdem gibt es noch eine Beihe von strafrechtlichen Ange- 
legenheiten, welche der Entscheidung des Cassationshofes vorbehalten 
sind. — Der Cassationshof hat aber auch das Oberaufsichtsrecht über 
die Gerichte unterer Instanz und ist daher berufen, über Nichtigkeits- 
beschwerden zur Wahrung des Gesetzes in einer Versammlung von 11 
Bichtem zu entscheiden, die bei Ausübung seines richterlichen Amtes 
wahrgenommenen Gebrechen der unteren Gerichte zu rügen, die nöthigen 
Zurechtweisungen darüber zu erlassen, und wenn es sich um Anord- 
nungen handelt, welche außer den Grenzen seiner Wirksamkeit liegen, dem 
Justizminister die geeignete Mittheilung zu machen (§. 92 derGerichts- 
instruction v. 3. Mai 1853, Nr. 81 B. G. B., §. 84 der J. M. V. v. 
16. Juni 1854, Nr. 165, B. G. B. und Beschl. des C. H. v. 11. Octo- 
ber 1876, Z. 11945). y 

I ' Zusammensetzung der Bichtercollegien. 

Bei Collegialgerichten bildet die Vereinigung der durch das Gesetz 
bestimmten Anzahl von Bichtem, welche die Entscheidung im einzelnen 

8* 
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! Falle zu fällen haben, das ßichtercollegium (Senat). Die Zahl der 

Stimmführer eines Eichtercollegiums darf mit Einschlnss des Vorsitzen- 
den weder größer noch kleiner sein, als sie im Gesetze bestimmt und 
oben bei den einzelnen CoUegialgerichten angegeben wurde (§. 17). Die 
Kichtercollegien sind zum Theile ständige, d. h, sie werden am J^tt^n^r^r 
^/(£joSlJ^^&^ eines jeden Jahres von den Vorstehern der Gerichte für die 

^ »j^ A^jj^aj|[^Dauer desuttbuii bleibend zusammengesetzt, so dass Veränderungen in 
^l!jji\_ der Zusammensetzung derselben im Laufe des Jahres nur dann eintreten 

^ jy^Q n H (% dürfen, wenn dies in Folge von Veränderungen in dem Personalstande 
J y ' ^^® Gerichtshofes nothwendig erscheint. ^) Durch diese Ständigkeit des 
Kichtercollegiums soll Gleichmäßigkeit der Bechtsprechung, namentlich 
der Straf bemessung herbeigeführt und etwaiger Willkür des Vorsitzenden 
bei Zusammensetzung des Collegiums für den einzelnen Fall vorgebeugt 
werden. — Ständige Eichtercollegien sind : die Rathskammer, die Senate 
der Gerichtshöfe erster Instanz für die Hauptverhandlungen und Ent- 
scheidungen über die ihnen zugewiesenen Verbrechen und Vergehen, 
die Senate derselben Gerichtshöfe zur Verhandlung und Entscheidung 
über Rechtsmittel, welche gegen Erkenntnisse und Verfügungen der 
Bezirksgerichte in Übertretungsfällen ergriflFen werden und endlich die 
Senate der Gerichtshöfe zweiter Instanz in Strafsachen. Die Senate des 
obersten Gerichts- als Cassationshofes sind wegen nicht leicht zu über- 
windender technischer, namentlich sprachlicher Schwierigkeiten nicht 
ständige (§. 18). 

§. 26. 

Nebenpersonen. 

(iri7>^ f l^^■ A^i^^uli TH^r Gerichtssitzung muss ein beeideter Schriftführer) beiwohnen 
^9Tf^it^»J<iuV ^^^ ^s Protokoll über dieselbe aujöaehmen. Femer muss der Vornahme 
wvfciKs^M^ viNv/w einer gerichtlichen Handlung im Laufe des Vorverfahrens wegen Ver- 
W<*r ^»/^i^»4A«^^®^^®^ ^^^ Vergehen ein beeideter Protokollführer beigezogen werden 

\I (§§• 23, 101). Bei Vorerhebungsacten wegen Übertretungen bedarf es 
der Beiziehung eines Protokollführers nur dann, wenn es sich um Er- 
hebungen handelt, welche zum Beweise bei der Hauptverhandlung ge- 
braucht und in derselben nicht wiederholt werden sollen (§. 452, Nr. 7). 
Bei einigen Vorerhebungs- und Voruntersuchungsacten wegen Ver- 
brechen und Vergehen ist auch die Zuziehung zweier Gerichtszeugen 
zunächst aus den Bewohnern jener Gemeinde, in welcher die Unter- 
suchungshandlung vorzunehmen ist, erforderlich. Es ist dies der Fall 

^) Die erfolgte Anfstellung der obbezeiohneten Senate, die Namen der Mit- 
glieder, der Ersatsmänner und die Beihe des Eintrittes der letzteren ist mittelst 
Anschlages am Geriohtshanse zu verlautbaren (V. V. §. 2). 
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bei der Vornahme des Augenscheins (§. 116), der Haus- oder Persons- 
durchsuchung (§. 142) und der Vernehmung des Beschuldigten, wenn 
dieser es verlangt oder der Untersuchungsrichter es für nöthig erachtet 
(§. 198). Die Gerichtszeugen müssen volljährige, unbescholtene, bei 
der Sache unbetheiligte Männer sein und mittelst Handschlages ange- 
loben, dass sie, um möglicherweise Zeugniß vor Gericht abzulegen, auf 
Alles, was vor ihnen vorgenommen oder ausgesagt wird, volle Auf- 
merksamkeit verwenden, über die getreue ProtokoUirung desselben 
wachen und bis zur Hauptverhandlung über Alles, was ihnen bei Ge- 
legenheit der Untersuchungshandlung bekannt geworden, Stillschweigen 
beobachten werden (§§. 102, 103). i) 



B. Ausschließung und Ablehnung von Gerichtspersonen.'*') 

§. 27. 

Im Allgemeinen. 

Da Bichter und Geschworne ihres Amtes unparteiisch zu walten 
haben und diese ihre Unparteilichkeit keinem Zweifel unterliegen soll, 
so müssen sie von dem Verfahren über eine Strafsache femgehalten 
werden, zu welcher sie in einem solchen Verhältnisse stehen, dass sie in 
Bezug auf dieselbe nicht als unbefangen erscheinen. Die Verhältnisse 
nun, welche einen Bichter oder Geschworenen in Bezug auf eine be- 
stimmte Strafsache als befangen erscheinen lassen, können zum Theile 
durch das Gesetz festgestellt und der in einem solchen Verhältnisse 
stehende Bichter oder Geschworne von der Vornahme gerichtlicher 
Handlungen in dieser Strafsache ausgeschlossen werden. Bei der 
Mannigfaltigkeit und individuellen Gestaltung der Verhältnisse aber, 
welche einen Bichter oder Geschwornen in einer bestimmten Strafsache 
als befangen erscheinen lassen, ist eine erschöpfende Feststellung der- 



^) Ss ist eine allg^emeine Bürgerpflicht, sich als Gerichtszeuge unentgeltlich 
verwenden zu lassen und diese Pflicht trifft zunächst die Bewohner jener Gemeinde, 
in welcher die Untersuchungshandlung vorzunehmen ist. Befreit sind nur: 

1. die Seelsorger der gesetzlich anerkannten Religionspfesell Schäften; 

2. Militär- und Landwehrpersonen in activer Dienstleistung und wirklich 
dienende öffentliche Beamte und Diener; 

8. öffentliche Lehrer, die ihren Beruf wirklich ausübenden Sanitätspersonen, 
Advocaten, Notare, bei Eisenbahn- und Dampfschiffahrten beschäftigte Personen, 
sowie Alle, deren Berufsdienst ohne Verletzung des öffentlichen Interesses nicht 
unterbrochen werden kann; endlich 

4. Personen, welche vom Tag- oder Wochenlohn leben (§. 108). 

*) Uli mann E., in Holtz. Hdb. L, S. 141 fg. 
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selben durch das Gesetz nicht möglich und es muss daher den Parteien 
im Strafverfahren das Recht eingeräumt werden, Richter oder Geschwome, 
deren Unbefangenheit siel in Zweifel ziehen, abzulehnen, zu recu- 
sieren. — Bei der Wichtigkeit der gerichtlichen Protokolle fllr die 
Entscheidung einer Strafsache müssen auch diese von einer unbefangenen 
Person geführt werden, daher auch die Protokollführer aus denselben 
Gründen ausgeschlossen sind, welche den Richter ausschließen und 
ebenso auch von den Parteien abgelehnt werden können. 

§. 28. 
Ausschließung. 

Die Ausschließung eines Richters oder Protokollführers kann 
sich entweder auf das ganze Strafverfahren oder nur auf einen Theil 
desselben beziehen. Von der Vornahme aller gerichtlichen 
L^ hm' iriilW/- Handlungen im Strafverfahren ist ein Richter/ oder Protokollführer 
R^^w^M7ttw4^ a) wenn er selbst der durch die strafbare Handlung 

px^*^ »A/l*»^! Verletzte, b) wenn der Beschuldigte oder Verletzte mit ihm durch das 
^t^^Ä^^i '♦*<t' Band der Ehe verbunden, c) wenn der Beschuldigte, der Verletzte, der 
H^i^ vf\^kM4^ Staatsanwalt, der Privatankläger oder der Vertheidiger mit ihm in auf- 
f^f/jii^U^y^ß^p^ t oder absteigender Linie verwandt oder verschwägert, sein Geschwister- 
JW/Si*'A^%A%) ^^^ (d. i. sein Seitenverwandte im vierten Grade C. H. Nr. 1365) oder 
^ ^ noch näher mit ihm verwandt oder im gleichen Grade miit ihm ver- 
schwägert ist oder zu ihm in dem Verhältnisse von Wahl- oder Pflege- 
Eltern oder -Kindern, eines Vormundes oder eines Mündels steht (§. 67); 

d) wenn er außerhalb seiner Dienstverrichtungen Zeuge der in Frage 
stehenden Handlung gewesen oder in der in Frage stehenden Straf- 
sache als Zeuge oder Sachverständiger vernommen worden ist, und 

e) wenn er in dieser Strafsache als Vertheidiger, als Vertreter des 
Privatanklägers oder Privatbetheiligten oder als Staatsanwalt mitgewirkt 
hat (§. 68 Z. 1 und 2). 

Von einzelnen Theilen des Strafverfahrens sind wegen 
ihrer Betheiligung an früheren Theilen desselben Strafverfahrens und 
der daraus gefolgerten Befangenheit folgende Personen ausgeschlossen: 
1. derjenige Richter, welcher in einer Strafsache als Untersuchungs- 
richter (sei es im Laufe der Vorerhebungen oder der Voruntersuchung, 
E. des C. H. Nr. 932) thätig gewesen ist oder an der Entscheidung 
über den Einspruch gegen die Versetzung in den Anklagestand theil- 
genommen hat, von der Mitwirkung und Entscheidung bei der Haupt- 
verhandlung über diese Strafsache; 2. derjenige Richter, welcher an 
einer Hauptverhandlung theilgenommen hat, von der in Folge einer 
Berufung oder Nichtigkeitsbeschwerde wiederholten Hauptverhandlung 
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(§. 68, al. 2);^) 3. Mitglieder von Gerichten höherer Instanzen sind 
ausgeschlossen a) von der Verhandlung über alle Strafsachen, bei welchen 
sie als Untersuchungsrichter thätig waren ; b) von der Verhandlung über 
Rechtsmittel gegen alle diejenigen Entscheidungen, bei welchen sie 
selbst in einer unteren Instanz an der Abstimmung theilgenommen haben ; 
c) von der Führung des Referates und von dem Vorsitze bei einer 
Verhandlung in Strafsachen, in denen als Untersuchungsrichter oder 
Referent bei einem untergeordneten Gerichte eine Person thätig war, 
welche mit ihnen in einem der oben erwähnten Verhältnisse steht, 
welche die Ausschließung eines Richters vom ganzen Strafverfahren 
bewirken (§. 69). 

Ein Geschworner ist von der Theilnahme an einer Verhand- 
lung ausgeschlossen a) wenn er zu den Parteien (wozu auch der Staats- 
anwalt gehört) oder deren Vertretern in einem der oben erwähnten 
Verhältnisse steht, welche einen Richter von der Ausübung des Richter- 
amtes ausschließen würden; b) wenn er aus der Freisprechung oder 
Verurtheilung des Angeklagten einen Nutzen oder Schaden zu erwarten 
hat; c) wenn er in der vorliegenden Strafsache als Gerichtszeuge ver- 
wendet wurde, wenn er als Anzeiger, Ankläger, Vertheidiger oder Ver- 
treter des Privatbetheiligten aufgetreten ist oder als Zeuge oder Sach- 
verständiger, sei es auch nur rticksichtlich eines Anklagepunktes (E. 
des C. H. Nr. 440), abgehört wurde oder abgehört werden soll, und 
endlich d) wenn er bei einer früheren Hauptverhandlung über dieselbe 
Sache, welche nunmehr zur neuerlichen Hauptverhandlung gelangt, sich 
als Geschworner betheiligt hat. Die Entscheidung über das Vorhanden- 
sein eines Ausschließungsgrundes steht dem Schwurgerichtshofe zu 
(§. 306). 2) 

§. 29. 

Verfahren bei Vorhandensein von Ausschließungsgründen. 

Ausschließungsgründe sind von Amtswegen zu berücksichtigen. 
Jede Gerichtsperson hat sich daher von dem Zeitpunkte, in welchem 



^) Da die Aussohließongsg^ründe im Gesetze taxativ aufgezählt sind, so sind 
die Richter, welche an der Entscheidung des Berufungsgerichtes, durch welche ein 
bezirksoeriohtliohes ürtheil wegen Vorhandensein eines Verbrechens oder Vergehens 
aufgehoben wurde, theilgenommen haben, von der hierauf stattfindenden Hauptver- 
handlung nicht ausgeschlossen, wohl aber können sie abgelehnt werden. Dagegen 
E. des C. H. Nr. 408, während die Generalprocuratur sich gegen die Ausschließung 
aussprach. 

') Da die Aufzählung der AusschlieJßungsgründe im §. 306 eine taxative ist, 
so kann die Unkenntniß der Sprache des Angeklagten von Seite des Geschwornen 
keinen Aosschließangsgrund bilden. 
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ihr ein AusscUießungsgrund bekannt geworden, aller gerichtlichen Hand- 
lungen zu enthalten; es wäre denn Gefahr am Verzuge vorhanden und 
die Bestellung eines anderen Eichters oder Protokollführers nicht so- 
gleich zu bewirken. In diesem Falle hat die ausgeschlossene Gerichts- 
person die dringend nöthigen Amtsacte vorzunehmen, es sei denn, dass 
gegen die Gattin des Richters oder gegen Personen, welche mit ihm 
verwandt oder verschwägert sind, einzuschreiten wäre, in welchem Falle 
unverzüglich die Amtshandlung an den nächsten Richter abzutreten ist 
V (§. 71). Der ausgeschlossene Richter hat aber auch den vorhandenen 

7* i^ Ausschließungsgrund sogleich dem Vorsteher des Gerichtes, dessen Mit- 

Ü^CiMi glied er ist (der Vorsteher eines Bezirksgerichtes dem Vorsteher des 
^ C^ Gerichtshofes erster Instanz, der Protokollführer dem Richter, bei welchem 

er das Protokoll führen soll) anzuzeigen, welcher die weitere Verfügung 
zu treffen hat (§. 70). Der Geschwome, bei welchem ein Ausschließungs- 
grund vorhanden ist, hat dies dem Vorsitzenden des Schwurgerichtshofes 
auf dessen vor Bildung der Geschwomenbank zu stellende Frage anzu- 
zeigen (§. 306). Jede von einer ausgeschlossenen Gerichtsperson oder 
einem ausgeschlossenen Geschwomen vorgenommene gerichtliche Hand- 
lung ist nichtig und das auf derselben beruhende Urtheil kann unter 
bestimmten Voraussetzungen mit der Nichtigkeitsbeschwerde oder bei 
bezirksgerichtlichen Urtheilen mit der Berufung angefochten werden. 



§. 30. 

Ablehnung. 

Das Gesetz räumt den Parteien im Strafverfahren das Recht ein, 
Gerichtspersonen abzule[hnen, wenn sie abgesehen von Aus- 
schließungsgründen Verhältnisse, z. B. Freundschaft oder Feindschaft 
mit dem Beschuldigten anzugeben und so viel als möglich zu bescheinigen 
vermögen, welche geeignet sind, die volle Unbefangenheit des Abzu- 
lehnenden in Zweifel zu ziehen (§. 72). Die Ablehnung muss bei dem 
Gerichte, welchem der Abgelehnte angehört, schriftlich oder mündlich 
geltend gemacht werden und zwar, wenn es sich um Ablehnung eines 
Mitgliedes [des erkennenden Gerichtes handelt, längstens binnen vier 
und zwanzig Stunden vor Beginn der Verhandlung; handelt es sich aber 
um die Ablehnung eines ganzen Gerichtshofes, längstens binnen drei 
Tagen nach der Vorladung zu der Verhandlung (§. 73). Die Ablehnung 
I des Untersuchungsrichters ist der Natur der Sache nach an keine Frist 

gebunden; sie kann während des ganzen Laufes des Vorverfahrens 
j stattfinden. — Über die Zulässigkeit der Ablehnung entscheidet der 

' Vorsteher des Gerichtes, welchem die abgelehnte Person angehört. 
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Wird aber ein Bezirksrichter abgelehnt, so entscheidet die Rathskammer ; J ] ^At 
wenn ein ganzes Gericht erster Instanz oder dessen Vorsteher abgelehnt aj /i a 
wird, so entscheidet der Gerichtshof zweiter Instanz, und wenn einy *^* !• 
Gerichtshof zweiter Instanz oder dessen Präsident abgelehnt wird, der 
Cassationshof. Gegen diese Entscheidungen findet kein Eechtsmittel 
statt. Der über die Ablehnung Entscheidende hat zugleich, falls er der- 
selben stattgegeben hat, jenen Richter oder das Gericht zu bezeichnen, 
welchem die Sache zu übertragen ist (§. 74). Von der Ablehnung 
der Geschwornen wurde bereits oben §. 20 gehandelt. 



C. Ortliohe Zuständigkeit 

§. 31. 

Im Allgemeinen. 

Da, abgesehen vom obersten Gerichts- als Cassationshofe, mehrere 
Strafgerichte mit gleichem sich über einen bestimmten Theil des Staats- 
gebietes (Gerichtsbezirk) erstreckenden Wirkungskreise, also mit gleicher 
sachlicher Zuständigkeit, neben einander bestehen, so muss das Gesetz 
bestimmen, welchem der mehreren sachlich gleich competenten Gerichte 
im einzelnen Falle das Recht und die Pflicht zusteht, die Strafgerichts- 
barkeit auszuüben. Dieses Gericht ist dann das örtlich zuständige 
oder competente Gericht. Dem Rechte des zuständigen Gerichtes 
entspricht die Verbindlichkeit desjenigen, gegen den ein strafrechtlicher 
Anspruch erhoben wird, diesem Gerichte sich zu unterwerfen, von dem- 
selben Recht zu nehmen ; eine Verpflichtung, die als Kehrseite zugleich 
das Recht in sich begreift, zu verlangen, dass eben nur das zuständige 
Gericht über den erhobenen strafrechtlichen Anspruch erkenne. Mit 
Rücksicht auf diese Verpflichtung und Berechtigung des Angeklagten, 
bei einem bestimmten Gerichte Recht zu nehmen, wird das örtlich zu- 
ständige Gericht der Gerichtsstand genannt. Die örtliche Zuständig- 
keit oder der Gerichtsstand wird begründet: a) durch den Gerichts- 
bezirk, in welchem die strafbare Handlung begangen wurde, oder in 
welchem der Beschuldigte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder in 
welchem er ergriffen wird; b) durch den Zusanmienhang mehrerer 
Strafsachen und c) durch Delegirung von Seite eines höheren Gerichtes.^) 



^) Durch die im Folgenden dargestellte Begelung der örtlichen Zuständigkeit 
der Gerichte erster Instanz wird auch die Zuständigkeit der Hechtsmittelinstanz in- 
soweit festgestellt, als dasjenige unmittelbar vorgesetzte Gericht als Rechtsmittel- 
instanz zustandig wird, in dessen Bezirk das erkennende Gericht, dessen Urtheil 
angefochten wird, liegt. 



42 Gerichtsstand der begangenen That. 

§. 32. 
Begründung des Gerichtsstandes durch den Gerichtsbezirk. 

In Bezug auf die Begründung des Gerichtsstandes durch 
den Gerichtsbezirk ist zu unterscheiden, ob die strafbare Handlung 
im In- oder Auslande begangen wurde. 

1. Bei strafbaren Handlungen, welche im Inlande begangen 
wurden, steht das Strafverfahren in der Regel demjenigen Gerichte 
zu, in dessen Sprengel die strafbare Handlung begangen wurde, und 
zwar auch dann, wenn der zum Thatbestande gehörige Erfolg in einem 
andern Sprengel eingetreten ist (Gerichtsstand des Bezirkes der 
begangenen That, des Thatortes, forum delicti commissi §§.51, 
52). Setzt der Thatbestand einer strafbaren Handlung nothwendig eine 
Mehrheit von Thätigkeiten voraus, von denen die frühere ihren straf- 
rechtlichen Charakter erst durch das Hinzutreten der späteren empfangt, 
wie dies z. B. bei dem betrügerischen Gebrauche einer gefälschten 
Urkunde der Fall ist, oder erstreckt sich die aus mehreren Ausftihrungs- 
acten bestehende Handlung auf mehrere Orte, so ist als Ort der Be- 
gehung derjenige anzusehen, wo die die Handlung vollendende Thätig- 
keit stattfand (E. des C. H. Nr. 564). Bei reinen Unterlassungsdelicten 
ist jenes Gericht zuständig, in dessen Bezirke die unterlassene Hand- 
lung hätte vorgenommen werden sollen. Bei strafbaren Handlungen, 
welche durch den Inhalt einer Druckschrift begangen werden, ist, wenn 
der Druckort bekannt und im Inlande gelegen ist, stets der Druckort; 
wenn dieser aber unbekannt oder im Auslande gelegen ist, der Ort der 
Verbreitung im Inlande als Thatort anzusehen (§. 486). 

Unter mehreren örtlich zuständigen Gerichten^) ist jenes Gericht 
zuständig, welches den anderen durch Vornahme einer Untersuchungs- 
handlung, sei es im Laufe der Vorerhebungen oder der Voruntersuchung 
(Besch. des C. H. Nr. 751) zuvorgekommen ist (Gerichtsstand der 
Prävention). Dieses Zuvorkommen entscheidet auch dann, wenn es 
ungewiss ist, in welchem von mehreren bestimmten Gerichtsbezirken 
die strafbare Handlung begangen worden ist. Wird aber diese Unge- 
wissheit noch vor der Versetzung in den Anklagestand behoben, so 
steht die Fortsetzung des Verfahrens dem Gerichte des Thatortes zu 
(§. 51, al. 2, 3, 4). — Ist aber der Thatort einer strafbaren Handlung 

gänzlich unbekannt, so ist jenes Gericht, welches zuerst von dieser 

.^— ^-.^.^^^^— ^— ^— » 

') Der Fall des Zasammentreffens mehrerer örtlich zuständigen Gerichte liegt 
dann vor, wenn die strafbare Handlung in mehreren Bezirken fortgesetzt (E. des 
C. H. Nr. 1633) oder auf der Grenze zweier Geriohtsbezirke begangen (§. 51, al. 2) 
oder wenn bei durch den Inhalt einer Druckschrift begangenen strafbaren Hand- 
lungen die Druckschrift, deren Drnckort unbekannt oder im Auslände gelegen 
ist, in mehreren Sprengein verbreitet wurde (§. 486). 
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Handlung Kenntniß erlangt, so lange zuständig, his ein Umstand erhoben 
ist, welcher die Zuständigkeit eines anderen Gerichtes begründet (§. 53). 

Statt des Gerichtsstandes des Bezirkes der begangenen That kann 
aber auch der Gerichtsstand des Wohnsitzes oder Aufent- 
haltsortes oder der Ergreifung des Beschuldigten Platz greifen, 
wenn die Anzeige wegen einer strafbaren Handlung bei dem Gerichte 
gemacht wird, in dessen Sprengel der Beschuldigte zur Zeit der er- 
statteten Anzeige seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder betreten 
wird und nicht bereits das Gericht des Thatortes zuvorgekommen ist. 
Auch muss die Sache an dieses letztere Gericht abgegeben werden, 
wenn es der Staatsanwalt des einen oder des anderen Sprengeis, der 
Privatankläger oder der Beschuldigte, unter mehreren Beschuldigten 
auch nur einer derselben verlangt. — Der Gerichtstand des Aufenthalts- 
ortes tritt auch dann ein, wenn das gegen einen verhafteten Beschul- 
digten wegen eines Verbrechens oder Vergehens eingeleitete Strafver- 
fahren vor der Hauptverhandlung eingestellt wird und demselben noch 
eine Übertretung zur Last fällt. Hinsichtlich dieser Überti-etung ist in 
diesem Falle jenes Bezirksgericht zuständig, in dessen Bezirke er sich 
in Haft befindet. Doch kann der Ankläger sowohl als der Beschuldigte 
die Abgabe an das Gericht des Thatortes verlangen (§. 52).^) 

2. Bei strafbaren Handlungen, welche im Auslande, d. i. außer- 
halb der im Eeichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, begangen 
worden sind, ist zu unterscheiden, ob der Beschuldigte sich im Inlande 
befindet oder ob dies nicht der Fall ist. Befindet er sich im Inlande, 
so ist jenes Gericht zuständig, in dessen Sprengel der Beschuldigte 
seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder in Ermangelung eines solchen, 
in dessen Sprengel er betreten wird. Befindet er sich aber nicht im 
Inlande und wird entweder von einem auswärtigen Staate oder einer 
Behörde in den Ländern der ungarischen Krone seine Auslieferung an- 
geboten oder soll seine Auslieferung erst begehrt werden und ist nicht 
bereits die Zuständigkeit eines hierländigen Gerichtes z. B. durch Con- 

') Zum Verfahren und der ürtheilsfällung über das Vergehen der unbefugten 
Ausgabe von Banknoten ist in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern ausschließlieh das Landesgericht in Wien berufen (A. 4 des G. v. 21. Mai 1887, 
R. G. B. Nr. 61). — Nach Art. I, §. 11 des G. v. 30. März 1888, Nr. 41 R. G. B. in Betreff 
der Sicherung der Unterseekabel steht die Gerichtsbarkeit über die auf offener See oder 
in fremden Territorialgewässem begangenen nach diesem Gesetze strafbaren Hand- 
lungen dem Gerichte des Heimatshafens des österreichischen Fahrzeuges, auf welchem 
die That begangen worden ist oder dem Gerichte des österr. Hafens, in welchen 
das Fahrzeug zuerst einläuft oder dem Gerichte der Betretung des Thäters zu. — 
Die Gerichtsbarkeit über die in den österr. Territorialgewässem begangenen straf- 
baren Handlungen steht nebst dem im ersten Absätze bezeichneten Gerichte auch 
dem Gerichte des Thatortes zu. 
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nexität begründet, so ist dasjenige Gericht zuständig^ welches der 

Cassationshof nach Anhörung des Generalprocurators hieftir bestimmt 

(§. 54). 3) 

§. 33. 

Begründung des Oeriohtsstandes durch den Zusammenhang mehrerer 

Strafsachen. 

Ein Zusammenhang von Strafsachen ist vorhanden, wenn entweder 
a) wegen einer strafbaren Handlung mehrere Personen als Thäter, 
Mitschuldige oder Theilnehmer beschuldigt werden (objective Gön- 
ne xi tat), oder wenn b) eine Person der Verübung mehrerer straf- 
barer Handlungen beschuldigt wird (subjective C.). 

Im ersteren Falle begründet die Zuständigkeit eines Gerichtes 
über den Thäter auch die Zuständigkeit über alle Mitschuldigen und 
Theilnehmer (§. 55) und zu diesen gehören, mit Rücksicht auf den 
Grund des Gesetz es und die Entstehungsgeschichte desseioen, nicht nur 
j ene i^ersonen, welche nach §. 5 des St. G., sondern auch jene, welche 
sich nach den besonderen Bestimmungen des Strafgese tzes der straf- 
baren Manaiung mitscnulaig machen oder an^oerselDen tüeilnehmen, 
aucü wenn diese Theilnahme, wie bei DiebstaSI^ ^^riintreuung, Kaub, 
als eine Art der Begünstigung eine besondere strafbare Handlung bildet. 
Haben sicü aber an einer strafbaren Handlung mehrere Personen als 
Mitthäter in verschiedenen Gerichtsbezirken betheiligt, so entscheidet 
unter den mehreren zuständigen Gerichten das Zuvorkommen (§. 56). 
— Im Falle der subjectiven Connexität kann nach dem im Straf- 
rechte rücksichtlich der Bestrafung zusammentreffender strafbarer Hand- 
lungen geltenden Grundsatze das Verfahren gegen den Beschuldigten in 
der Regel nur von einem Gerichte gepflogen, das Urtheil nur von einem 
Gerichte gefällt werden. Dasselbe gilt auch im Falle des Zusammen- 
treffens der objectiven mit der subjectiven Connexität, wenn eine Person 
sich an einer von andern Personen begangenen strafbaren Handlung 
betheiligt und außerdem eine strafbare Handlung verübt hätte. Sind 
nun in diesen Fällen subjectiver und subjectiv-objectiver Connexität 
mehrere Gerichte zuständig, so entscheidet unter ihnen das Zuvorkommen. 
Wenn jedoch eine der zusammentreffenden Strafsachen vor das Ge- 
schwornengericht gehört, so gibt sie für die Zuständigkeit den Aus- 
schlag, wenngleich ein anderes der zuständigen Gerichte zuvorgekommen 
wäre ; ebenso richtet sich die Zuständigkeit nach der vor einen Gerichts- 
hof gehörigen strafbaren Handlung, wenngleich ein Bezirksgericht rück- 
sichtlich einer vor dasselbe gehörigen Übertretung zuvorgekommen wäre 
(§. 56) und in gleicher Weise ist das Bezirksgericht am Sitze des 

*) Über die Consulargerichtsbarkeit s. die Bestimmungen in der Manz'schen 
Ansgabe der St. P. 0. bei §. 54. . / v /O y i j •/ 
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Gerichtshofes erster Instanz für alle zusammenhängenden Übertretungen 
zuständig, wenn eine derselben durch eine Druckschrift begangen wurde, (j l^&t 

§. 34. 
Ausscheidung einzelner zusammenhängender Stra&achen. 

Da die ausnahmslose Anwendung der im vorhergehenden Para- 
graphe flir die Fälle der objectiven, dann der subjectiv-objectiven Con- 
nexität aufgestellten Regel in einzelnen Fällen zu Verzögerungen oder 
Erschwerungen des Verfahrens oder zur Verlängerung der Haft eines 
Beschuldigten führen würde, so gestattet das Gesetz, unter möglichster 
Aufrechthaltung des Grundsatzes über die Bestrafung zusammentreffen- 
der Delicte (§. 265), dass das flir die mehreren zusammentreffenden 
Strafsachen zuständige Gericht auf Antrag der Parteien oder von Amts- 
wegen verfüge, dass hinsichtlich^emzelner strai barer Handlungen "o3er 
einzelner Beschuldigter das Strafverfahren abgesondert zu führen und 
zum Abschlüsse zu bringen sei. Ist dies verfügt worden, so kann auch, 
wenn dies zweckmäßig erscheint, die ausgeschiedene Strafsache an das- 
jenige Gericht abgegeben werden, welches für dieselbe, abgesehen von 
dem Zusammenhange, zuständig wäre. — In jedem Falle der Aus- 
scheidung einer der zusammenhängenden strafbaren Handlungen aus 
dem gemeinsam zu führenden Strafverfahren ist aber der Ankläger, um 
den Beschuldigten davor zu schützen, dass er nicht später willkürlich 
noch wegen einer Menge anderer strafbarer Handlungen vor Gericht 
gezogen werde, verpflichtet, sogleich zu erklären, ob er sich hinsicht- 
lich der übrigen, gegen denselben Beschuldigten vorliegenden Anschul- 
digungspunkte die Verfolgung vorbehalte. Lässt diese Erklärung eine 
strafbare Handlung, welche Gegenstand gerichtlicher Vorerhebung oder 
einer Voruntersuchung war, unberührt, so kann der Beschuldigte ver- 
langen, dass der Ankläger sich auch innerhalb einer vom Gerichte 
möglichst kurz zu bemessenden Frist (V. V. §. 15) darüber erkläre, 
widrigenfalls anzunehmen ist, dass er auf die Verfolgung verzichtet 
habe. Im Falle der (ausdrücklichen oder stillschweigenden) Verzicht- 
leistung von Seite des Anklägers kann eine Verfolgung wegen der 
betreffenden strafbaren Handlung nur unter jenen Bedingungen statt- 
finden, unter denen die Wiederaufnahme eines vor der Hanptverhandlung 
eingestellten Strafprocesses zulässig erscheint (§§. 57, 58). 

§. 85. 

Begründung des Gerichtsstandes durch Delegirung von Seite eines 

oberen Gerichtes. 

Aus wichtigen Gründen, so namentlich aus Rücksichten der öffent- 
lichen Sicherheit, zur Erleichterung und Beschleunigung des Verfahrens, 
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zur Vermeidung unnöthiger Kosten, wegen Mangels hinreichender Ge- 
fängnisse u. s. w. sind die Gerichtshöfe zweiter Instanz nach Anhörung 
des Oberstaatsanwalts innerhalb ihres Sprengeis, der Cassationshof aber 
nach Anhörung des Generalprocurators für den ganzen. Umfang der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder berechtigt, dem zu- 
ständigen Gerichte Strafsachen abzunehmen und sie einem anderen 
Gerichte derselben Art zuzuweisen. Gegen die vom Gerichtshofe zweiter 
Instanz verfügte Delegirung, nicht aber auch" gegen die Verweigerung 
derselb en kann der Ankläger sowohl als der Beschuldigte bmnen drei 
•Klgen die Beschwerde mit aufschiebender Wirkung an den Cassations- 
hof ergreifen (§§. 62, 63). 



D. Rechtliche Bedeutung der Vorschriften Ober die Zuständigkeit 

§. 36. 

Die Vorschriften über die sachliche sowohl als örtliche Zuständig- 
keit sind vor Allem im öffentlichen Interesse, im Interesse der Straf- 
rechtspflege gegeben, die genaue Beobachtung derselben ist daher Pflicht 
des Richters. Keineswegs ist aber die Bedeutung beider Arten von 
Vorschriften die gleiche. Von größerer Bedeutung für das öffentliche 
Interesse sind die Vorschriften über die sachliche Zuständig- 
keit, da die Verschiedenheit der sachlichen Zuständigkeit auf der Ver- 
schiedenheit des Verfahrens und der Verschiedenheit der Organisation 
der Gerichte beruht. Daher hat das Gericht seine sachliche Zuständig- 
keit in jeder Lage des Verfahrens von Amtswegen zu prüfen (§§. 261, 
450, 475). Nur bei der Hauptverhandlung ist das Gericht auch dann 
für die Sache zuständig, wenn sie vor ein Gericht niederer Ordnung, 
z. B. vor ein Bezirksgericht gehört, denn in diesem Falle wird weder 
das öffentliche Interesse noch das Interesse des Beschuldigten dadurch 
verletzt, dass die betreffende Strafsache in einem Verfahren erledigt 
wird, welches höhere Garantien für gerechte Rechtsprechung darbietet. 
— Anders verhält sich die Sache rücksichtlich der Vorschriften 
über die örtliche Zuständigkeit, da es sich bei dieser um in gleicher 
Weise besetzte Gerichte handelt, bei denen ein gleichmäßiges Verfahren 
stattfindet, daher es in vielen Fällen gleichgiltig ist, bei welchem der 
mehreren Gerichte die Sache verhandelt wird. Allerdings haben die 
Gerichte auch ihre örtliche Zuständigkeit von Amtswegen zu prüfen, 
allein Untersuchungshandlungen, welche ein nicht zuständiges Unter- 
suchungsgericht vorgenommen hat, sind deshalb allein noch nicht ungiltig 
und es liegt nur dem zuständigen Gerichte ob, zu beurtheilen, inwie- 
ferne eine Wiederholung oder Ergänzung dieser Handlungen einzuleiten 



Rechtshilfe. 47 

sei (§. 66). Der Beschuldigte kann sich auch in einzelnen Fällen frei- 
willig einem örtlich unzuständigen Gerichte unterwerfen.^) 

Entstehen unter mehreren Gerichten Streitigkeiten über die ört- 
liche Zuständigkeit, so entscheidet über dieselben nach Anhörung der 
Staatsanwaltschaft das nächst höhere Gericht, dem beide streitenden 
Gerichte untergeordnet sind, ohne dass gegen diese Entscheidung ein 
abgesondertes Rechtsmittel zulässig ist. In der Zwischenzeit hat aber 
jedes der streitenden Gerichte die zur Einleitung der Untersuchung und 
Erhebung des Thatbestandes in seinem Bezirke nöthigen Handlungen 
und insbesondere alle jene Untersuchungsschritte vorzunehmen, Ijei 
welchen Gefahr auf dem Verzuge haftet 



^t (§. 64). AfJf^» (K •7« tÜ.9'/ ^^ M ^ 
L Rechtshilfe. ^^^^^^^^ fhßrti^^ l^ 



§. 37. 

Die Strafgerichte bedürfen vielfach theils wechselseitiger Unter- 
stützung, theils der Unterstützung anderer Behörden. Diese Unter- 
stützung ist entweder von Amtswegen oder auf Grund des Ersuchens 
eines Strafgerichtes zu leisten. Von Amtswegen sind alle Strafgerichte, 
in deren Bezirke sich Spuren einer strafbaren Handlung finden, ver- 
pflichtet, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, jene Handlungen vor- 
zunehmen, welche zur Erhebung des Thatbestandes oder zur Festhaltung 
eines Beschuldigten dienen können. Sie müssen jedoch die zuständigen 
Gerichte oder Staatsanwälte davon alsbald in Kenntniß setzen und den- 
selben die aufgenommenen Verhandlungen übersenden (§. 65). Ebenso 
sind die Sicherheitsbehörden, zu denen auch die Gemeindevorsteher 
gehören, wenn das unverzügliche Einschreiten des Untersuchungsrichters 
nicht erwirkt werden kann, verpflichtet, die keinen Aufschub gestatten- 
den vorbereitenden Anordnungen zu treffen, welche zur Aufklärung der 
Sache dienen oder die Beseitigung der Spuren der strafbaren Handlung 
oder die Flucht des Thäters verhüten können. Auch Hausdurchsuchungen 
und die vorläufige Verwahrung von Personen dürfen die Sicherheits- 
behörden und ihre Organe zum Zwecke der Strafgerichtspflege in den 
gesetzlich vorgesehenen Fällen unaufgefordert vornehmen und haben 
hievon dem zuständigen Staatsanwalt oder Untersuchungsrichter sogleich 
Mittheilung zu machen (§. 24). — Die Strafgerichte sind aber auch 
berechtigt, mit allen Staats-, Landes- oder Gemeindebehörden im Geltungs- 
gebiete der St. P. 0. durch Ersuchschreiben in unmittelbaren Verkehr 

^) Dies ist der Fall, wenn der Beschuldigte gegen die Anklageschrift, in 
welcher ein örtlich unzuständiges Gericht zur Hauptverhandlung herufen wird, 
keinen Einspruch oder gegen das von einem unzuständigen Bezirksgerichte gefällte 
ürtheil aus diesem Grunde keine Berufung ergreift. 
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zu treten und diese Behörden sind verpflichtet, dem Ersuchen, wenn es 
von dem zuständigen Richter herrührt und gesetzlich zulässig ist, so- 
weit als möglich Folge zu leisten. Dasselbe Recht haben die Straf- 
gerichte auch gegenüber den ungarischen Behörden und den Behörden 
fremder Staaten, insofern nicht rücksichtlich der letzteren durch besondere 
Vorschriften etwas anderes, namentlich der diplomatische Weg festge- 
setzt ist (§. 26). Die Strafgerichte sind endlich auch befugt, erforder- 
lichen Falles die bewaffnete Macht unmittelbar ohne Dazwischenkunft 
einer anderen Behörde zum Beistande aufzufordern (§. 28). 

Auch Ungarn und fremden Staaten gegenüber wird von Seite 
unserer Gerichte Rechtshilfe geleistet, und zwar namentlich auf Grund 
bestehender Verträge durch Auslieferung von dem Inlande nicht ange- 
hörigen Beschuldigten. Das dabei zu beobachtende Verfahren ist folgen- 
des: Die Beurtheilung, ob eine Auslieferung stattzufinden hat, sowie 
die Verhandlung mit der fremden Behörde, welche die Auslieferung 
verlangt oder der sie anzubieten ist, steht der Rathskammer desjenigen 
Gerichtshofes erster Instanz zu, in dessen Bezirk der Auszuliefernde 
seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat oder in Ermangelung eines 
solchen demjenigen, in dessen Bezirke er betreten wird. Die Raths- 
kammer hat, wenn solche Beweise oder Verdachtsgründe vorliegen, über 
welche sich der Beschuldigte bei seiner Vernehmung nicht auf der 
Stelle auszuweisen vermag, auf seine Auslieferung nach Anhörung des 
Staatsanwaltes bei dem Gerichtshofe zweiter Instanz anzutragen, welcher 
Gerichtshof seinen nach Anhörung des Oberstaatsanwaltes gefassten 
Beschluss dem Justizminister zur Genehmigung vorzulegen hat (§. 59). 



lY. Absclmitt. 

Die Parteien. 

§. 38. 

Im AllgemeineiL 

Als Parteien stehen sich im Strafverfahren zunächst Ankläger 
und Angeklagter gegenüber. Ankläger ist derjenige, welcher vor 
dem erkennenden Gerichte das Recht des Staates auf Bestrafung durch 
Erhebung der Anklage gegen eine bestimmte Person geltend macht. 
So lange daher eine Anklage noch nicht erhoben wurde, sondern nur 
der StoflF gesammelt wird, der zur Erhebung einer Anklage dienen soll, 
gibt es processualisch genommen noch keinen Ankläger. Unser Gesetz 
bedient sich aber des Ausdruckes ,jAnkläger" auch zur Bezeichnung 
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desjenigen, der eine strafbare Handlung verfolgt, wenn er auch noch 
nicht die Anklage wegen derselben erhoben hat (so §§. 46, 96, 97 
u. s. w.). Der Ankläger ist entweder öffentlicher Ankläger oder 
Privatankläger, je nachdem den Gegenstand der Anklage eine von 
Amtswegen (öffentliche Anklage) oder aber eine nur auf Begehren 
eines Betheiligten (Privat-Anklage) zu verfolgende strafbare Hand- 
lung bildet. Öffentlicher Ankläger ist zunächst die Staats- 
anwaltschaft; unter bestimmten Voraussetzungen statt derselben auch 
der Privatbetheiligte. Privatankläger ist jene Person, welche 
bei den nicht von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlungen 
nach den Bestimmungen des Strafgesetzes berechtigt ist, die Anklage 
zu erheben. Aber auch bei jenen strafbaren Handlungen, welche von 
Amtswegen verfolgt werden, hat der durch die strafbare Handlung in 
seinem Rechte Verletzte das Recht, sich zum Zwecke der Geltend- 
machung seiner privatrechtlichen Ansprüche dem Strafverfahren anzu- 
schließen, und wird dadurch Privatbetheiligte r, der als Partei 
neben dem Ankläger dem Angeklagten gegenüber tritt. 

A. Die Staatsanwaltschaft'') 

§. 39. 
Organisation der Staatsanwaltschaft. 

Die Organisation der Staatsanwaltschaft entspricht der Organi- 
sation der Strafgerichte in der Weise, dass bei jedem Gerichte dem 
Wesen, wenn auch nicht dem Namen nach eine Staatsanwaltschaft 
besteht . Bei den Bezirksgerichten werden die Verrichtungen der 
Staatsanwaltschaft ausgeübt a) durch Beamte der bei den Gerichtshöfen 
erster Instanz bestehenden Staatsanwaltschaft, oder 6) durch hiezu be- 
stimmte Beamte der politischen oder Polizei-Behörden, oder endlich 
c) durch besonders ernannte staatsanwaltschaftliche Functionäre und 
deren Stellvertreter. In welcher dieser Arten die Versehung des staats- 
anwaltschaftlichen Dienstes bei jedem einzelnen Bezirksgerichte einzu- 
treten hat, bestimmt der Justizminister, und zwar im Falle h) im Ein- 
vernehmen mit dem Minister des Innern (V. V. §. 87). In dringenden 
Fällen, wenn ein zu den Verrichtungen der Staatsanwaltschaft berufenes 
Organ nicht vorhanden oder dasselbe verhindert ist, hat der Bezirks- 

''') Frey, die Staatsanwaltschaft in Frankreich und Deutschland. 1850. Herr- 
in ann in N. A. 185S, S. 289. Sandelin, Die Staatsanwaltschaft in Deutschland, 
1860. y. Holtzendorff, die Beform der Staatsanwaltschaft in Deutschland, 1864. 
Ders., Die Umgestaltung der Staatsanwaltschaft] vom Standpunkte unabhängiger 
Straijastiz, 1865 Keller, Die Staatsanwaltschaft in Deutschland, 1866. Tinsch, 
Die Staatsanwaltschaft im deutschen Reichsprocessreoht. 1888. 

Ralf, Strafprocess. 3. Auflage. 4 
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richter zur Ausübung dieser Verrichtung einen ihm unterstehenden 
Gerichtsbeamten oder ein Mitglied der Gemeindevorstehung des Amts- 
sitzes, und wenn keines von beiden thunlich ist, einen andern ver- 
trauenswürdigen Mann vorübergehend und gegen gleichzeitige Anzeige 
an den Staatsanwalt als staatsanwaltschaftlichen Functionär zu bestellen 
(V. V. §. 100). Bei jedem Gerichtshofe erster Instanz ist ein 
Staatsanwalt, bei jedem Gerichtshofe zweiter Instanz ein Ober- 
staatsanwalt und bei dem obersten Gerichts- als Cassations- 
hofe ein Generalprocurator mit der erforderlichen Anzahl von Stellver- 
tretern (Generaladvocaten bei dem obersten Gerichts- als Cassationshofe) 
bestellt (§. 29). 

§. 40. 
Fortsetzung. 

Die Organe für die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei den 

Bezirksgerichten sind dem Staatsanwälte bei dem Gerichtshofe erster 

Instanz, in dessen Sprengel sie sich befinden, untergeordnet, haben 

dessen Weisungen zu befolgen und demselben alle Monate einen Ausweis 

über die von ihnen verfolgten strafbaren Handlungen und den Erfolg 

der getroffenen Einleitungen vorzulegen (§. 448). Die Staatsanwälte bei 

den Gerichtshöfen erster Instanz sind den Oberstaatsanwälten bei den 

Gerichtshöfen zweiter Instanz untergeordnet und haben denselben nicht 

nur über die noch anhängigen Strafsachen und den Stand der letzteren 

monatlich Bericht zu erstatten, sondern auch in zweifelhaften Fällen, 

wenn es sich um die Einleitung oder Einstellung der Untersuchung 

oder auch nur um einzelne wichtige Untersuchungsschritte handelt, an 

sie zu berichten und ihre Weisungen zu befolgen (§§. 30, 31)^ Die 

lf^^^^J¥ Oberstaatsanwälte sowie der Generalprocurator sind dem Justizminister 

/),QiS • unmittelbar untergeordnet und haben demselben nach Ablauf jedes 

l/ Jahres über die im Laufe desselben erledigten und über die noch 

anhängigen Strafsachen, über den Zustand und Gang der Rechtspflege, 

sowie über die wahrgenommenen Gebrechen der Gesetzgebung und des 

ij , Geschäftsganges Bericht zu erstatten (§§. 30, 37)1 Die Leitung der 

/*^^^'yv, Staatsanwaltschaft ist somit eine einheitliche, von einem Punkte aus- 

^fis^y gehende; ihrer Organisation liegt das Princip der Einheit zu 

Grunde. Den Oberstaatsanwälten und Staatsanwälten kommt auch das 

Devolution s- und ihnen sowie dem Generalprocurator auch das 

^) Die örtliche Zuständigkeit der Beamten der Staatsanwaltschaft richtet sich 
nach der örtlichen Zuständigkeit des Gerichtes, für welches sie bestimmt sind. Ist 
die Zuständigkeit zur Verfolgung einer strafbaren Handlung zwischen zwei Staats- 
anwaltschaften streitig, so entscheidet die ihnen gemeinsam vorgesetzte Behörde. 
S. auch Beschluss des G. H. Nr. 1356. 
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Substitutionsrecht zu. Der Oberstaatsanwalt ist berechtigt, sich 
bei jeder zu dem Geschäftskreise der Staatsanwälte seines Sprengeis, 
sowie der bei den Bezirksgerichten bestellten Organe gehörigen Straf- 
sache persönlich oder durch einen Stellvertreter zu betheiligen (§. 32) 
und dieselbe Befugniß besitzt der Staatsanwalt rticksichtlich der vor die 
Bezirksgerichte gehörigen Verhandlungen (§. 31). Die Stellvertreter der 
Ober- und Staatsanwälte sowie des Generalprocurators sind, wo sie für 
die letzteren auftreten, zu allen Amtshandlungen derselben gesetzlich 
berechtigt (§. 29, Princip der Untheilbarkeit). 

§. 41. 
Oeschäftskreifl. 

Die Staatsanwaltschaft ist eine Justizverwaltungsbehörde, 
welche bei Ausübung der Strafrechtspflege das Interesse des Staates 
zu wahren hat (§. 30). Dieses Interesse verlangt aber vor Allem die 
Verfolgung der strafbaren Handlungen von Amtswegen durch Erhebung 
der Anklage, insoweit nicht bei einzelnen strafbaren Handlungen die 
Verfolgung von Amtswegen ausgeschlossen ist. Diese (ö ff entlich ej 
Anklage (§. 2) zu erheben, fällt nun zunächst in den Wirkungskreis 
der Staatsanwaltschaft bei den Bezirksgerichten, den Ge- 
richtshöfen erster Instanz unddenGeschworn engerichten. 
Sie hat demzufolge alle strafbaren Handlungen, welche zu ihrer Kenntniß 
kommen und nicht bloß auf Begehren eines Betheiligten zu untersuchen 
und zu bestrafen sind, von Amtswegen zu verfolgen und daher wegen 
deren Untersuchung und Bestrafung das Erforderliche zu veranlassen. 
Sie hat darauf zu sehen, dass alle zur Erforschung der Wahrheit dien- 
lichen Mittel gehörig benutzt werden. Sie ist befugt, jederzeit von dem 
Stande der anhängigen Untersuchungen durch Einsicht der Acten 
Kenntniß zu nehmen oder deren Mittheilung zu verlangen, ohne dass 
jedoch das Strafverfahren dadurch aufgehaltep werden darf. Nimmt 
sie Unregelmäßigkeiten oder Verzögerungen wahr, so hat sie auf gesetz- 
liche Weise deren Abstellung zu veranlassen (§. 34). Bei jenen Ver- 
gehen und Übertretungen, die nur auf Begehren eines Betheiligten 
verfolgt werden, kann die Staatsanwaltschaft auf Wunsch des Privat- 
anklägers dessen Vertretung übernehmen (§. 46, al. 4). — Die Staats- 
anwaltschaft bei den Gerichtshöfen erster Instanz hat femer die mit der 
Besorgung der Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei den Bezirks- 
^gerichten betrauten Organe zu überwachen und bei den am Gerichts- 
hofe erster Instanz stattfindenden Berufungssverhandlungen über 
Urtheile der Bezirksgerichte sich im Interesse der Wahrung des Gesetzes 

durch Antragstellung zu betheiligen (§. 31). Außerdem hat die Staats- 

4* 
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^ J*ö^ J'^ anwaltschaft bei dem Strafvolkuge mitzuwirken und der Staatsanwalt 
h* )^' Si^ <>der sein Stellvertreter ist Mitglied der ständigen Strafvollzugscommission 
^^ %0ißi^^^MJ)itJi^^^ ^^*^^ ^^® Gerichtshofes erster Instanz, welche bei Anwendung der 
iL» J*w« „J^JwV-^i^^^'^^^f* ^^^ ^^® Beobachtung des Gesetzes vom 1. April 1872, 
},fML -^^^^^' *8 R. G. Bl. zu wachen hat. — Der Oberstaatsanwalt hat sich 
J7^j^M»-#iAA\ bei allen bei dem Gerichtshofe zweiter Instanz stattfindenden Verhand- 
'lisi^jfc^it ^3|^y.ngen in Strafsachen durch Antragstellung im Interesse der Wahrung 
jJilMJ^^^A^^'' ^^s®*2®® 2;u betheiligen. Ihm steht auch die Aufsicht und die 
^^ Vjy^^ ^ über alle bei den Gerichten erster Instanz bestellten 

,M^^Süt6di^ ^ S-C Organe der Staatsanwaltschaft zu (§. 32 und §. 18 J. für die St. A.).^) 
A#^rj2i%^^/nl/ — ^^^ Generalprocurator am Cassationshofe obliegt die Wahrung 
K>.^Y J^tM^^^ Gesetzes durch Antragstellung bei den vor diesem Gerichtshofe 
X . \ri jl stattfindenden Verhandlungen ; er ist femer ausschließlich berechtigt, die 
/' j^«^^'w Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes zu erheben (§. 33). 

7^^%^ jt ^ Alle Mitglieder der Staatsanwaltschaft stellen ihre An- 

träge mündlich oder schriftlich und geben in gleicher Weise über 
Anträge des Angeklagten oder über Anfragen des Gerichtes Erklärungen 
ab. Sie haben das Recht, der Berathung des Gerichtshofes beizu- 
wohnen, sofeme dieselbe nicht eine Entscheidung, welche in der 
Hauptverhandlung oder bei dem über eine Berufung oder Nichtigkeits- 
beschwerde angeordneten Gerichtstage zu fällen ist, zum Gegenstande 
hat; sie haben jedoch nicht das Recht, bei der Abstimmung und 
Beschlussfassung anwesend zu sein (§. 35). 

§. 42. 

Stellung zu andern Behörden. 

1. Zu den Gerichten. Die Staatsanwaltschaft ist in ihren 
Amtsverrichtungen unabhängig von den Gerichten, bei welchen sie 
bestellt ist (§. JO, al. 1). Sie ist eine den Gerichten neben- und nicht 
untergeordnete Behörde. Sie steht daher auch nicht unter der Disci- 
plinarstrafgewalt der Gerichte, sondern die Gerichte haben Beschwerden 
über Verletzungen der Dienstpflicht von Seite der Staatsanwaltschaft bei 
dem unmittelbaren Vorgesetzten derselben geltend zu machen, was ins- 
besondere auch dann Anwendung findet, wenn die Staatsanwaltschaft 
in jenen Fällen, in denen sie nach dem Gesetze verpflichtet ist, inner- 
halb einer bestimmten Frist eine Erklärung oder einen Antrag einzu- 
bringen, dieser Pflicht nicht pünktlich nachkommt (§. 27). 



*) Der Oberstaatsanwalt nimmt auch Einfluss auf das Disciplinar verfahren 

gegen Advocaten und Notare (G. vom 21. Mai 1868, 
Nr. 40 R. G. Bl. und 25. Juli 1871, Nr. 76 R. G. Bl.) 



^<^«^/;UL/lJ^wwv?®^®^ richterliche / Beamte, ge^ 
\ '! p 4 'Nr. 46 R. G. BL, 1. April 1872, 
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2. Zu den Sicherheitsbehörden. Die Sicherheitsbehörden, 
zu denen auch die Gemeindevorsteher gehören, sind als Organe der 
gerichtlichen Polizei verpflichtet, allen von Amtswegen zu ver- 
folgenden strafbaren Handlungen nachzuforschen, und wenn 
das unverzügliche Einschreiten des Richters nicht erwirkt werden kann, 
die keinen Aufschub gestattenden vorbereitenden Anordnungen zu treflfen, 
welche zur Aufklärung der Sache dienen, oder die Beseitigung der 
Spuren der strafbaren Handlung oder die Flucht des Thäters verhüten 
können. Von ihrem Einschreiten und dessen Ergebnisse haben sie dem 
Staatsanwälte oder dem Gerichte Mittheilung zu machen (§. 24). Die 
Staatsanwälte sind aber auch befugt, sich in unmittelbare Verbindung 
mit Sicherheitsbehörden zu setzen und insbesondere Vorerhebungen wegen 
Verbrechen oder Vergehen durch dieselben führen zu lassen (§. 88, al. 1). 
Die Sicherheitsbehörden und deren untergeordnete Diener haben ihren 
Anordnungen Folge zu leisten (§. 36). 

3. Zu anderen Behörden und zur bewaffneten Macht. 
Die Staatsanwälte sind auch berechtigt, sich mit allen anderen Staats-, 
Landes- oder Gemeindebehörden in unmittelbare Verbindung zu setzen 
und deren Unterstützung in Anspruch zu nehmen, sowie auch erforder- 
lichen Falles die bewaffnete Macht ohne Dazwischenkunft einer andern 
Behörde zum Beistande aufzufordern (§. 36).^) 

§. 43. 

Ausscliließung. 

Da die Staatsanwaltschaft bei ihren Amtsverrichtungen das Interesse 
des Staates zu wahren hat, dies aber Unbefangenheit gegenüber diesem 
Interesse voraussetzt, so sind jene Mitglieder derselben von dem Ein- 
schreiten in einer Strafsache ausgeschlossen, welche mit dem Beschul- 
digten oder dessen Vertheidiger oder mit dem durch die strafbare 
Handlung Verletzten oder mit dem Privatankläger in einem solchen 
Verhältnisse stehen, das auch den Richter von der Vornahme gericht- 
licher Handlungen im Strafi^erfahren ausschließt, oder welche in der 
betreffenden Sache als Zeugen oder Sachverständige vernommen werden 
oder als Vertheidiger, als Vertreter des Privatklägers oder Privatbethei- 
ligten oder als Richter thätig gewesen sind (§. 75). Liegt ein solcher 
Ausschließungsgrund vor, so ist das von demselben betroffene Mitglied 
der Staatsanwaltschaft verpflichtet, sich von dem Zeitpunkte, in welchem 
ihm der Ausschließungsgrund bekannt wurde, des Einschreitens in der 

^) Die staatsanwaltschaftlichen Funotionäre bei den Bezirksgerichten sind nicht 
berechtigt, die Gendarmerie-Commanden, oder einzelne Gendarmen zur Vornahme 
von Vorerhebungen in Anspruch zu nehmen (J. M. E. 8. Nov. 1878, Z. 15.474). 
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Strafsache, für welche es als ausgeschlossen erscheint, zu enthalten, 
dieselbe seinem Stellvertreter zu tiberlassen und davon seinem unmittel- 
baren Vorgesetzten die Anzeige zu erstatten (§. 76). — Ein Eecht zur 
Ablehnung eines Mitgliedes der Staatsanwaltschaft steht den Parteien 
nicht zu, wohl aber können sie den Ablehnungsgrund dem unmittel- 
baren Vorgesetzten des Abzulehnenden zur Kenntniß bringen, dessen 
Ermessen die weitere Verfügung anheimfällt. 

B. Der Privatankläger. 

§. 44. 

Begriff. 

Privatankläger ist jene Person, welche bei den nicht von 
Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlungen auf Grund des ihm 
durch das Gesetz eingeräumten Rechtes die Strafklage erhebt. Das 
Gesetz, welches dieses Recht einräumt, ist das Strafgesetz, welches 
theils besonders die Personen bezeichnet, denen das Klagerecht zusteht, 
theils dieses Recht im Allgemeinen dem durch die strafbare Handlung 
beeinträchtigten oder beleidigten Theile einräumt. Steht das Klagerecht 
^x<^ wegen derselben strafbaren Handlung mehreren Personen zu, so 
kann, da ein und derselbe Strafanspruch der Natur der Sache nach 
auch nur durch eine Klage geltend gemacht werden kann, wenn einer 
der Berechtigten die Anklage erhoben hat, den übrigen Berechtigten 
nur der Beitritt zu dem eingeleiteten Verfahren, und zwar in der Lage 
zustehen, in welcher sich dasselbe zur Zeit der Beitrittserklärung be- 
findet, und es muss jede in der Sache selbst ergangene Entscheidung 
zu Gunsten des Angeklagten ihre Wirkung auch gegenüber solchen 
Klagsberechtigten äußern, welche die Anklage nicht erhoben haben. ^) 
— Der zur Erhebung der Privatanklage Berechtigte oder dessen gesetz- 
licher Vertreter muss sein Klagerecht innerhalb der durch das Straf- 
gesetz §. 530 festgesetzten Frist von sechs Wochen von dem Tage 
an, an welchem ihm die strafbare Handlung bekannt geworden ist, 
geltend machen. Zu dieser Geltendmachung gentigt es aber, wenn er 
innerhalb dieser Frist bei dem zuständigen Strafgerichte schriftlich oder 
mündlich das Begehren um strafgerichtliche Verfolgung, wenn auch ohne 
Angab e eines B >esch uldigte n, stellt (§. 46, al. 1). 

*) Diese in der Natur der Sacbe begründete Entsoheidunj? des in unserer 
St. P. 0. nicht entschiedenen Falles enthält die deutsche R. St. P. 0. §. 415. Auch 
der österr. St. G. E. bestimmt im §. 87: Sind mehrere Berechtigte vorhanden, so 
genügt das Vorgehen eines derselben. Der ausdrückliche und stillschweigende 
Verzicht eines derselben berührt das Recht der Andern nicht. Ist die gerichtlich 
erhobene Privatanklage durch Urtheil erledigt, so kann sie auch von anderen zur 
Privatanklage Berechtigten nicht mehr aufgenommen werden. 
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§. 45. 
Bechtliche Stellung. 

Der Privatankläger ist berechtigt, zur Geltendmachung seines 
Klagerechtes alle Schritte bei Gericht einzuleiten, zu welchen sonst der 
Staatsanwalt berechtigt ist: seine Sache ist es, während der Vorer- 
hebungen und der etwa eingeleiteten Voruntersuchung dem Gerichte 
Alles an die Hand zu geben, was zur Begründung und Unterstützung 
seiner Anklage dienen kann; er ist auch berechtigt, während des Ver- 
fahrens von den Acten Einsicht zu nehmen (§. 46, al. 3). Dass der 
Privatankläger von der erhobenen Anklage im Laufe des Verfahrens 
zurücktreten kann, ist selbstverständlich ; er kann aber auch stillschwei- 
gend dadurch zurücktreten, dass er es unterlässt, innerhalb der gesetz- 
lichen Frist die Anklageschrift zu überreichen oder die sonst zur Auf- 
rechthaltung der Anklage erforderlichen Anträge (§§. 211, 261, 263, 
320, 321) einzubringen oder, dass er bei Beginn der Hauptverhandlung 
nicht erscheint oder es unterlässt, bei derselben die Schlussanträge zu 
stellen.^) In diesen Fällen wird angenommen, dass der Privatankläger 
von der Verfolgung zurückgetreten sei, eine Annahme, welche keinen 
Gegenbeweis zulässt (§. 46, al. 3). 

§. 46. 
Vertretung.*) 

Der Privatankläger oder dessen gesetzlicher Vertreter kann seine 
Sache auch durch einen Bevollmächtigten, der nicht in die Ver- 
theidigerliste eingetragen sein muss, führen und sich eines Rechts- 
beistandes aus der Zahl der in die Vertheidigerliste Eingetragenen 
bedienen. Das Gericht kann auch, wenn es ihm angemessen erscheint, 
dem vom Gerichtsorte abwesenden Privatankläger die Namhaftmachung 
eines daselbst wohnhaften Bevollmächtigten auftragen und den einen 
wie den anderen anweisen, sich eines V^rtheidigers zu bedienen (§. 50). 
— Der Privatankläger kann auch, mag es sich um ein Vergehen oder 
eine Übertretung handeln, den Staatsanwalt um seine Vertretung angehen, 
und es hängt von dem Ermessen des letzteren ab, ob er diese Ver- 
tretung übernehmen wiU (§. 46, al. 4). Übernimmt er sie, so tritt er 
in dieselbe rechtliche Stellung ein, wie jeder andere Bevollmächtigte, 



*) Hierher gehört auch der Fall, wenn der Privatankläger statt den Schluss- 
antrag zu stellen, erklärt, die Sache dem Richter zu überlassen (PI. E. des C. H. 
Nr. 775). 

*) Storch, Beiträge zur Lehre von der Parteien Vertretung im Strafverfahren, 
1889 (S. A. aus Grünhuts Ztsch. XVI, S. 279). 
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daher ein seinerBeitB unterlaufenes Versäumniß dem Privatankläger zum 
Nachtlieil gereichen würde. 

C. Der Privatbetheiligte. 

§.. 47. 
Begriff. 

Da nach öBterr. Strafprocessrechte den Gegenstand des Strafver- 
fahrens nicht nur der öflfentlich rechtliche Anspruch auf Bestrafung des 
Schuldigen bildet, sondern in demselben auch der aus der strafbaren 
Handlung etwa entstandene privatrechtliche Anspruch geltend gemacht 
werden kann, so ist das Strafgericht verpflichtet, den aus der strafbaren 
Handlung entstandenen Schaden und die sonstigen hinsichtlich der privat- 
rechtlichen Folgen wichtigen Nebenumstände von Amtswegen zu berück- 
sichtigen. Ist es zweifelhaft, ob der Beschädigte von dem stattfindenden 
strafrechtlichen Verfahren Kenntniß hat, so hat das Gericht ihm hievon 
Mittheilung zu machen, damit er von seinem Eechte, sich bis zum Be- 
ginne der Hauptverhandlung seiner privatrechtlichen Ansprüche wegen 
dem Strafverfahren anzuschließen, Gebrauch machen könne (§. 365).^) 
Erklärt er nun von diesem Eechte Gebrauch zu machen, so wird er 
dadurch Privatbetheiligter und tritt nun neben dem Ankläger als 
Partei dem Beschuldigten gegenüber (§. 47). Aber nur derjenige, dem 
durch die strafbare Handlung privatrechtliche Ansprüche erwachsen sind, 
oder dessen gesetzlicher Vertreter hat das B-echt des Anschlusses, keines- 
wegs auch der Eechtsnachfolger des Verletzten, da das öffentliche Eecht 
des Anschlusses nicht übertragbar ist (E. des C. H. Nr. 680). Ob aber 
einer bestimmten Person aus einer strafbaren Handlung privatrechtliche 
Ansprüche erwachsen sein können und ihr somit das Eecht des Anschlusses 
an das Strafverfahren zukomme, hat das Gericht auf Grundlage des von 
ihr Vorgebrachten zu entscheiden (E. des C. H. Nr. 162). 

• §. 48. 
Bechtliche Stellung. 

Da das Strafgericht nur dann über die erhobenen privatrechtlichen 
Ansprüche zu entscheiden berechtigt ist, wenn es den Angeklagten der 
ihm zur Last gelegten strafbaren Handlung schuldig erkennt und wenn 
zugleich die Ergebnisse des Strafverfahrens ausreichen, um auf Grund 
derselben über die privatrechtlichen Ansprüche verlässlich urtheilen zu 
können, so räumt das Gesetz dem Privatbetheiligten nicht nur das Eecht 

^) Wird der Beschädigte als Zeuge yemommen, so ist er insbesondere darüber 
zu befragen, ob er sich dem Strafverfahren anschließe (§. 172). 
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ein, dem Staatsanwälte und dem Gerichte Alles an die Hand zu geben, 
was zur Überweisung des Beschuldigten oder zur Begründung des 
privatrechtlichen Anspruches dienlich ist, sondern auch das Eecht von 
den Acten Einsicht zu nehmen, und zwar, wenn nicht besondere Gründe 
entgegenstehen, auch schon während der Vorerhebungen und der Vor- 
untersuchung. Bei der Hauptverhandlung hat er das Eecht, an den 
Angeklagten, die Zeugen und Sachverständigen Fragen zu richten und 
in einem Schlussvortrage die Anträge zu stellen, über die er im Urtheile 
mitentschieden haben will (§. 47). Der Privatbetheiligte kann übrigens 
die Verfolgung seiner Ansprüche zu jeder Zeit, selbst während der Haupt- 
verhandlung wieder aufgeben (§. 365). Er kann auch seine Sache selbst 
oder durch einen Bevollmächtigten führen und sich eines Eechtsbeistandes 
aus der Zahl der in die Vertheidigerliste Eingetragenen bedienen. Aber 
auch ihm, wenn er vom Gerichtsorte abwesend ist, kann ebenso wie dem 
Privatankläger das Gericht die Namhaftmachung eines im Gerichtsorte 
wohnhaften Bevollmächtigten auftragen und den einen wie den anderen 
anweisen, sich eines Bechtsbeistandes aus der Zahl der in die Ver- 
theidigerliste Eingetragenen zu bedienen (§. 50). 

D. Der Privatbetheiligte als Öffentlicher Ankläger.'^) 

§. 49. 

Begründung. 

Da eine strafgerichtliche Verfolgung nur auf Verlangen eines be- 
rechtigten Anklägers stattfinden kann, so würde es, wenn die öflfentliche 
Strafanklage nur von der Staatsanwaltschaft erhoben werden könnte, 
ausschließlich dem pflichtgemäßen Ermessen dieser Behörde anheimge- 
stellt sein, ob eine solche Verfolgung stattfinden soll oder nicht (An- 
klagemonopol der Staatsanwaltschaft). Um nun dem mög- 
lichen Missbrauche, zu welchem das ausschließliche Recht der Staats- 
anwaltschaft zur Erhebung der öffentlichen Anklage den Anlass bieten 
könnte, wenigstens theilweise zu begegnen, räumt unser Gesetz dem 
Verletzten, welcher zur Geltendmachung seiner privatrechtlichen Ansprüche 
sich dem Strafverfahren anzuschließen erklärt oder bereits angeschlossen 
hat, das persönliche, mit seinem Tode erlöschende (E. des C. H. Nr. 680) 
Recht ein, im Falle die Staatsanwaltschaft die strafgerichtliche Ver- 
folgung nicht einleitet oder von der bereits eingeleiteten zurücktritt, die 

"*) Glaser, Das Frincip der Strafverfolgung^ in dessen El. Schriften, 2. A. 
1883, S. 521. Gneist, Vier Fragen zur deutschen St. P. 0. 1874, S. 23, 38 fg. 
Schütze, Das staatsbürgerliche Anklageamt, 1876. Liszt, Die Privatanklage in 
Osterreich im G. S., Bd. 29. Janka, Staatliches Klagmonopol oder subsidiäres 
Strafklagerecht, 1879. 
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Einleitung oder Fortsetzung der strafgericlitlichen Verfolgung zu bean- 
tragen und als Privatbetheiligter die öffentliche Anklage (Subsidiar- 
anklage) zu erheben. Das Gesetz hat aber auch dafür Sorge getragen, 
dass der Beschuldigte vor gehässigem Missbrauch dieses Rechtes und 
insbesondere vor einer durch Geltendmachung desselben herbeizuführenden 
Verlängerung der Untersuchungshaft geschützt werde. 

§. 50. 
Ausübung. 

Die Ausübung des dem Privatbetheiligten zustehenden Rechtes, 
statt des Staatsanwaltes die öflfentliche Anklage zu erheben, ist in nach- 
stehender Weise geregelt: 

Ä. Im Verfahren über Verbrechen und Vergehen unterscheidet das 
Gesetz zum Zwecke der Regelung der Ausübung dieses Rechtes vier 
Stadien des Verfahrens, und zwar: 

a) zunächst das Stadium, bevor der Staatsanwalt die gerichtliche 
Verfolgung einer bestimmten Person durch Antrag auf Einleitung der 
Voruntersuchung oder durch Überreichung der Anklageschrift veranlasst 
\ hat. Weist der Staatsanwalt in diesem Stadium, sei es auch nach Vor- 

' JWn^ahme von gerichtlichen Vorerhebungen | die Anzeige des Verletzten 
zurück, so hat er diesen hievon zu verstandigen und dieser ist, wenn 



?^^^;!^JLJL er sich dem Strafverfahren anzuschließen erklärt, berechtigt, ohne an 
)TM^7^\ ^^^^ Fn&t gebunden zu sein, den Antrag auf Einleitung der Vorunter- 
'^^ fj^rJ suchung bei der Rathskammer einzubringen, welche über diesen Antrag 
^ ^-^ nach allenfalls gepflogenen Erhebungen Beschluss zu fassen hat. J Gegen 
fy^^ iK^- diesen Beschluss steht dem Privatbetheiligten kein weiteres Rechtsmittel 
J^ Ai^l^^u (§. 48, Z. 1 u. B. des C. H. Nr. 818). 

uf<tf*Aif^ ^^^ h) Wurde bereits die gerichtliche Verfolgung durch den Antrag auf 
H J^Aß.(^;*MfKj^^T^^^^T^S der Voruntersuchung oder durch Einbringung der Anklage- 
ivj\ JL^ schritt gegen eine bestimmte Person veranlasst, ohne dass sie aber schon 
\T^ tf^ *ji rechtskräftig in Anklagestand versetzt worden wäre, und tritt der Staats- 
f/f*^ l ' ^ anwalt in diesem Stadium des Verfahrens von der weiteren Verfolgung 
A ^ \ zurück, so hat er, wenn der durch die strafbare Handlung Verletzte sich 

^ '' bereits dem Strafverfahren angeschlossen hatte, diesen als Privatbethei- 

ligten hievon in Kenntnis zu setzen und dieser ist nun berechtigt, binnen 
drei Tagen nach erfolgter Verständigung mündlich oder schriftlich bei 
dem Untersuchungsrichter oder bei dem Bezirksgerichte seines Wohn- 
ortes die Erklärung abzugeben, dass er die Verfolgung aufrecht erhalte. 
Hatte sich aber der Verletzte zur Zeit des Rücktrittes des Staatsanwaltes 
dem Strafverfahren noch nicht angeschlossen und wurde er daher von 
diesem Rücktritte nicht verständigt, so kann er die Erklärung, dass er 
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sich dem Strafverfahren anschließe und die Verfolgung aufrecht erhalte, 
binnen drei Monaten nach Einstellung des Verfahrens abgeben. In der 
abzugebenden Erklärung muss sowohl der Beschuldigte als die ihm zur 
Last gelegte That genau, also mit allen zur deutlichen Bezeichnung der- 
selben dienenden Umständen angegeben sein. Diese Erklärung ist sammt 
allen Acten dem Gerichtshofe zweiter Instanz vorzulegen, welcher über 
die Zulässigkeit der weiteren Verfolgung nach allenfalls veranlassten 
thatsächlichen Erhebungen zu entscheiden hat. Findet er die weitere 
Verfolgung zulässig, so ist er auch berechtigt, die dem Beschuldigten 
zur Last gelegte Handlung juristisch zu beurtheilen und daher, wenn er 
in derselben nur eine Übertretung erkennen sollte, das weitere Verfahren 
an das Bezirksgericht zu verweisen. Bildet die zur Last gelegte Hand- 
lung ein Verbrechen oder Vergehen, so verfügt der Gerichtshof zweiter 
Instanz entweder die Einleitung oder Wiederaufnahme der Vorunter- 
suchung, oder er kann, wenn der Beschuldigte über die gegen ihn 
erhobene Anklage bereits vernommen wurde, auf Grund der die Stelle 
der Anklageschrift vertretenden Erklärung des Privatbetheiligten sofort 
die Versetzung in Anklagestand aussprechen (§. 48, Z. 2).^) 

c) Tritt der Staatsanwalt erst nach rechtskräftiger Versetzung des 
Beschuldigten in den Anklagestand, jedoch vor der Hauptverhandlung 
von der Anklage zurück, so ist dies von dem Gerichte dem Privat- 
betheiligten mit der Eröffnung mitzutheilen, dass er berechtigt sei, die 
Anklage aufrecht zu erhalten, dies jedoch binnen drei Tagen beim 
Gerichtshof erster Instanz zu erklären habe (§. 48, Z. 3). 

d) Tritt aber der Staatsanwalt erst während der Hauptverhandlung 
von der Anklage zurück, so ist dem anwesenden Privatbetheiligten von 
dem Vorsitzenden der Hauptverhandlung zu eröflftien, dass er berechtigt 
sei, die Anklage aufrecht zu erhalten und auf Grund derselben seine 
privatrechtlichen Ansprüche auszuführen. Ist aber der Privatbetheiligte 
bei der Hauptverhandlung nicht erschienen, so steht ihm im Falle des 
Rücktrittes des Staatsanwaltes das Anklagerecht nicht zu. — Schließlich 
ist zu bemerken, dass wegen des dem Privatbetheiligten zustehenden 
Anklagerechtes die Versetzung des Beschuldigten auf freien Fuß nicht 
aufgehalten werden soU und dass, wenn der Rücktritt des Staatsanwaltes 
erst nach rechtskräftiger Versetzung in den Anklagestand erfolgt, die 



^) Dem Privatbetheiligten steht aber das Kecht, statt des Staatsanwaltes die 
öffentliche Anklage zu erheben, nur dann zu, wenn der Staatanwalt von der 
weiteren Verfolgung zurücktritt, keineswegs aber auch dann, wenn die Kathskammer 
gegen den Antrag des Staatsanwaltes die Voruntersuchung einstellt und der Staats- 
anwalt gegen diesen Besohl uss keine Beschwerde ergreift, da ja in diesem Falle der 
Staatsanwalt von der weiteren Verfolgung nicht zurückgetreten ist, sondern die 
Verfolgung durch rechtskräftigen Gerichtsbeschluss eingestellt wurde. 
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Bathskammer nach ihrem Ermessen zu entscheiden hat^ ob die Entlassung 
des verhafteten Angeklagten aufzuschieben sei (§. 49, aJ. 2). 

jB. Im Verfahren über Übertretungen kann der Privatbetheiligte, 
wenn der zu den Verrichtungen der Staatsanwaltschaft berufene Beamte 
die Verfolgung verweigert, selbst den Antrag auf gesetzliche Bestrafung 
stellen (§. 449). 

§. 51. 

Bechtliche Stellung des Subsidiaranklägers. 
Dem Privatbetheiligten, welcher statt des Staatsanwaltes die An- 
klage führt, stehen dieselben Bechte zu, wie dem Privatankläger, jedoch 
mit folgenden Einschränkungen: 

a) Um den Beschuldigten gegen unbegründete Anklagen zu schützen, 
kann die Anklageschrift nur nach vorausgegangener Voruntersuchung 
überreicht werden. 

b) Gegen Beschlüsse der Bathskammer steht dem als Ankläger 
einschreitenden Privatbetheiligten außer der Beschwerde gegen die Ein- 
stellung der Voruntersuchung kein Bechtsmittel ofifen. 

c) Er ist nicht berechtigt, die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das 
in der Hauptverhandlung ergehende Urtheil zu ergreifen; die Berufung 
steht ihm nur gegen Urtheile der Bezirksgerichte und nur rücksichtlich 
seiner privatrechtlichen Ansprüche zu. Er ist auch nicht berechtigt, auf 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens anzutragen, wohl aber steht ihm 
im wiederaufgenommenen Verfahren das subsidiäre Anklagerecht zu 
(§. 49, al. 1, 2, 3). 

Dem Staatsanwälte steht es übrigens, auch wenn der Privatbethei- 
ligte als Ankläger einschreitet, frei, von dem Gange des Strafverfahrens 
Kenntniß zu nehmen und er ist berechtigt, jederzeit die gerichtliche 
Verfolgung in dem Stadium, in welchem sie sich befindet, wieder zu 
übernehmen, da dadurch das Interesse des Privatbetheiligten nicht beein- 
trächtigt, er vielmehr der Mühe und der Kosten, welche mit der eigenen 
Verfolgung verbunden sein können, überhoben wird (§. 49, al. 1). SoUte 
aber der Staatsanwalt nach Übernahme der Verfolgung abermals von 
derselben zurücktreten, so würde das Anklagerecht des Privatbethei- 
ligten, ohne dass es eines neuerlichen Gerichtsbeschlusses bedürfte, wieder 
aufleben. 

E. Der Angeklagte und seine Vertheidigung."^) 

§. 52. 
Beschuldigter und Angeklagter. 
Derjenige, welcher der Verübung einer strafbaren Handlung ver- 
dächtig ist, wird in dem Verfahren vor den Gerichtshöfen erster Instanz 

*) Mittermaie r, Anleitung zur Vertheidigungskunst im deutschen Straf- 
verfahren. 4. A. 1845. Jacques, Die Aufgabe der Vertheidigung. 1873. Fryd- 
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als Beschuldigter angesehen, wenn gegen ihn entweder der Antrag 
auf Einleitung der Voruntersuchung oder mit Umgehung der Vorunter- 
suchung die Anklageschrift eingebracht wurde. Als verdächtig der Ver- 
ttbung einer strafbaren Handlung kann aber nur derjenige angesehen werden, 
gegen den Umstände vorliegen, welche zwischen ihm und einer straf- 
baren Handlung einen solchen Zusammenhang wahrnehmen lassen, dass 
daraus nach unparteiischer Überlegung wahrscheinlich wird, dass er die 
strafbare Handlung begangen oder hieran Theil genommen habe. Als 
Angeklagter erscheint der Beschuldigte erst dann, wenn gegen ihn 
die HAuptverhandlung angeordnet worden ist, er somit rechtskräftig in 
Anklagestand versetzt erscheint. Soweit indes die den Beschuldigten 
betrefifenden Vorschriften nicht als ihrer Natur nach auf die Vorunter- 
suchung beschränkt erscheinen, finden sie auch auf den Angeklagten 
und auf denjenigen Anwendung, welcher als einer strafbaren Handlung 
verdächtig im Laufe der Vorerhebungen vernommen oder als solcher zur 
Vernehmung vorgeladen oder in Verwahrung genommen wurde (§. 38). 
Im Verfahren vor den Bezirksgerichten wird derjenige, gegen welchen 
das Verfahren eingeleitet wurde, ohne weitere Unterscheidung der Vor- 
erhebungen und der Hauptverhandlung, der Beschuldigte genannt; 
erst im Rechtsmittelverfahren gegen das Urtheil führt er den Namen: 
Angeklagter. — Was die rechtliche Stellung des Angeklagten (Be- 
schuldigten) anbetrifft, so ist er in unserem Strafprocesse nicht Unter- 
suchungsobject, sondern Partei und steht im Hauptverfahren dem An- 
kläger gleichberechtigt gegenüber.^) Er ist daher auch, wenn er schuldig 
ist, rechtlich nicht verpflichtet, sich schuldig zu bekennen, ja er ist über- 
haupt nicht verpflichtet, das Gericht bei der Erforschung der Wahrheit 
zu unterstützen, er kann daher auch nicht verhalten werden, die an ihn 
gestellten Fragen zu beantworten (§§. 203, 245). Aber allerdings ver- 
zichtet das Gesetz doch auch nicht in der Gänze darauf, seine Verneh- 
mung als Mittel zur Erforschung der Wahrheit im Allgemeinen und nicht 
bloß als Mittel zu seiner Vertheidigung wider die gegen ihn erhobene 
Beschuldigung zu benützen. 

§. 53. 

Vertheidigung. 

Die Vertheidigung des Angeklagten besteht in der Geltend- 
machung von Thatsachen und Rechtsgründen zum Zwecke der Abwehr 

mann, Systematisches Handbuch der Yertheidigong im Strafy erfahren. 1877. 
Vargha, Die Vertheidigung in Strafsachen. 1879. Holtzendorff in seinem 
Handbuch L, S. 885 fg. 

^) Im Eechtsmittelverfahren ist er dem Ankläger gegenüber sogar vielfach 
begünstigt. S. die Lehre von den Rechtsmitteln. 
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oder Minderung des wider ihn vor dem Strafgerichte erhobenen An- 
spruches. Sie ist zunächst Sache des Angeklagten selbst; aber auch 
das Gericht und die Staatsanwaltschaft sind verpflichtet, die zur Ver- 
theidigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit gleicher Sorgfalt 
wie die Belastungsmomente zu berücksichtigen (§§• 3, 34, 232). Man 
nennt diese vor Allem von dem Angeklagten selbst ausgehende Ver- 
theidigung die materielle Vertheidigung und setzt ihr die 
formelle entgegen, d. i. die Vertheidigung durch einen dem An- 
geklagten zur Seite stehenden rechtsgelehrten Beistand. Diese formelle 
Vertheidigung hat ihren Grund, theils in der dem Angeklagten in der Regel 
mangelnden Eechtskenntniß, die ihn gegenüber dem rechtsgelehrten An- 
kläger in Nachtheil setzt, theils in dem aus seiner bedrängten Lage 
entspringenden Mangel an der nöthigen Besonnenheit, um seine Ver- 
theidigung mit Geschick und Umsicht führen zu können. 

§. 54. 

Formelle Vertheidigtmg. 

Was nun die formelle Vertheidigung betrifft, so kann sich der 
Beschuldigte in allen Strafsachen und nicht bloß bei der Haupt- 
verhandlung und in dem derselben nachfolgenden Verfahren, sondern 
auch schon im Vorverfahren und zwar in diesem letzteren- zur Wahr- 
nehmung seiner Kechte bei jenen gerichtlichen Acten, welche unmittel- 
bar die Feststellung des Thatbestandes betreffen und eine spätere 
Wiederholung nicht zulassen, sowie zur Ausführung bestimmter von 
ihm angemeldeter Rechtsmittel (§. 45) eines Verth eidige rs bedienen 
(§. 39, al. 1 und §. 455), und er ist bei Mittheilung der Anklageschrift 
über sein Recht sich bei der Hauptverhandlung eines Vertheidigers zu 
bedienen, zu belehren (§. 41). Er kann auch mehrere Vert heidiger 
beiziehen, es darf jedoch dadurch nicht eine Vermehrung der für den 
Angeklagten in der Hauptverhandlung gestatteten Vorträge herbeigeführt 
werden (§. 40. al. 2). Er kann auch die Vertheidigung von dem durch 
ihn selbst gewählten Vertheidiger jederzeit auf einen Anderen übertragen 
(§. 44). ^) — Ist ein Beschuldigter nach seinen dem Gerichte bekannten 
Verhältnissen nicht im Stande, die Vertheidigungskosten aus Eigenem 
zu tragen, so ist ihm, wenn das Verfahren vor dem Gerichtshofe erster 

^) Die Legitimation des gewählten Vertheidigers kann nicht bloß durch eine 
förmliche Vollmacht oder durch eine Anzeige des Angeklagten über die getroffene 
Wahl nachgewiesen werden, sondern es genügt auch eine stillschweigende Erklärung, 
welche dann anzunehmen ist, wenn entweder der Vertheidiger mit dem Beschuldigten 
vor Gericht erscheint und in Gegenwart und ohne Widerspruch des Letzteren seine 
Thätigkeit ausübt oder eine auf Vertheidigung gerichtete Eingabe unter Mitfertigung 
des Beschuldigten bei Gericht überreicht (E. des G. H. Nr. 628). 
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Instanz stattfindet, auf sein Verlangen zur Ausführung bestimmter von 
ihm angemeldeter Rechtsmittel, zur Begründung des von ihm ange- 
meldeten Einspruches gegen .die Anklageschrift, sowie flir die Haupt- 
verhandlung vom Gerichte ein Armenvertreter beizugeben (§. 41, 
al. 3.) Im Verfahren vor den Bezirksgerichten findet die Beigebung 
eines Armenvertreters nicht statt (§. 452, Z. 8 und §. 455, al. 2). 

§. 55. 

Nothwendige Vertheidigung. 

In einzelnen besonders wichtigen Fällen ist es aber nicht dem 
Ermessen des Beschuldigten überlassen, sich eines Vertheidigers zu be- 
dienen, sondern es muss ihm, mag er des Rechtes kundig sein oder 
aber nicht, von Amtswegen ein solcher bestellt werden, wenn er sich 
eines solchen nicht bedienen will (nothwendige Vertheidigung). 
Diese Fälle sind: a) Bei der Hauptverhandlung (sei es die erste oder 
eine wiederholte) vor dem Geschwomengerichte oder im Falle der 
Suspendirung der Geschwomengerichte vor dem an die Stelle derselben 
tretenden Gerichtshofe (Beschl. d. C. H. Nr. 1280)^) muss dem Ange- 
klagten ^ei sonstiger Nichtigkeit des Verfahrens) (§. 344, Z. 2) ein Ver- 
theidiger zur Seite stehen, mag es sich um era Verbrechen oder Ver- 
gehen oder um eine Übertretung handeln (§. 41, al. 2; E. des C. H. 
Nr. 54). b) Wenn über eine gegen ein schwurgerichtliches Urtheil ge- 
richtete Nichtigkeitsbeschwerde beim Cassationshofe eine öffentliche Ver- 
handlung stattzufinden hat, so muss dem Angeklagten, wenn er nicht 
selbst erklärt, dass er auf seine Kosten einen Vertheidiger absenden 
wolle, ein solcher vom Cassationshofe aus der Zahl der am Sitze des- 
selben wohnhaften Vertheidiger bestellt werden (§. 347). c) Wenn gegen 
einen Abwesenden eine Anklage erhoben wird, so muss flir denselben 
ein Vertheidiger bestellt und diesem die Anklageschrift zugestellt 
werden (§. 421). d) Im standgerichtlichen Verfahren muss dem Be- 
schuldigten, wenn er sich selbst keinen Vertheidiger wählt, von Amts- 
wegen ein Vertheidiger ernannt werden (§. 440). A/ 

§. 56. 

Wahl und Bestellung des Vertheidigers. 

Der Beschuldigte oder dessen gesetzlicher Vertreter kann zum 
Vertheidiger jeden wählen, der in die Vertheidigerliste eines der 

^) Um jeden Zweifel in dieser Beziehung zu beseitigen, enthält der oben 
S. 19 cit. E. einer Strafprocessnovelle im Art. II die ausdrückliche Bestimmung, dass 
die nothwendige Vertheidigung auch dann eintritt, wenn die Wirksamkeit der Ge- 
schwomengerichte eingestellt ist. ^ v^ 




M^.t- ku^AölA. 



64 Yertheidigerliste. 

im Reichsrathe vertretenen Länder eingetragen ist (§. 39, al. 1). Hat 
das Gericht erster Instanz (nach Verschiedenheit des Processstadiums, 
in welchem der Vertheidiger zu bestellen ist, entweder das Unter- 
suchungsgericht oder der Vorsitzende der Rathskammer oder der Ge- 
richtshof) den Vertheidiger zu bestellen, so hat es denselben soweit 
thunlich, aus der Zahl der am Orte des Gerichtes wohnhaften Ver- 
theidiger zu nehmen. An Orten, wo sich ein Advocatenausschuss be- 
findet, steht diesem die Benennung der aus dem Stande der Advocaten 
und Advocaturs-Candidaten zu bestellenden Vertheidiger zu. Für mehrere 
gleichzeitig Beschuldigte kann ein gemeinschaftlicher Vertheidiger be- 
stellt werden; doch ist auf Antrag eines der Beschuldigten oder des 
Vertheidigers und selbst von Amtswegen für die abgesonderte Vertretung 
derjenigen Beschuldigten Sorge zu tragen, bezüglich welcher sich ein 
Widerstreit der Interessen zeigt (§. 42). 

§. 57. 

Yertheidigerliste. 

Jeder Gerichtshof zweiter Instanz hat für seinen Sprengel eine 
Vertheidigerliste anzulegen, mit Anfang eines jeden Jahres zu 
erneuern und allen Strafgerichten zuzustellen, bei welchen sie zu Jeder- 
manns Einsicht offen zu halten ist. In diese Liste sind vorerst alle im 
Sprengel des Gerichtshofes zweiter Instanz die Advocatur wirklich aus- 
übenden Advocaten von Amtswegen aufzunehmen. Auf ihr Ansuchen 
sind aber auch fUr das Richteramt, die Advocatur oder das Notariat 
geprüfte Rechtsverständige, sowie alle an einer in- oder ausländischen 
Universität promovirten Doctoren der Rechte, welche als Professoren 
oder Docenten Mitglieder des Lehrkörpers einer rechts- oder staats- 
wissenschaftlichen Facultät sind, aufzunehmen, soferne nicht Umstände 
vorliegen, welche unabhängig von der beruflichen Stellung des^e- 
Y-o«^j>^' Werbers nach dem Gesetze die Ausschließung {von dem Richteramte^>ä§r 
Advocatur oder dem Notariate zur Folge haben. Staatsbeamte können 
aber nur dann in die Vertheidigerliste aufgenommen werden, wenn sie 
die Bewilligung ihrer vorgesetzten Behörde beibringen. Gegen die Aus- 
schließung aus der Vertheidigerliste steht die Beschwerde an das Justiz- 
ministerium zu (§. 39, al. 3 und 4). ^) — Jeder in die Vertheidigerliste 

^) Nach den obcit. E. einer Strafprooessnovelle Art. I sollen auf ihr Ansuchen 
Doctoren der Rechte, welche Mitglieder des Lehrkörpers einer rechts- oder staats- 
wissenschaftlichenFacultat sind femer für das Richteramt, dieAdvocatur oder dasNotariat 
geprüfte Rechtsverständige in die Vertheidigerliste nur dann aufgenommen werden, 
wenn deren Aufnahme nicht ernstliche Bedenken entgegenstehen. Femer ist nach 
diesem Art. der in die Vertheidigerliste Eingetragene aus derselben zu streichen, 
wenn umstände vorliegen, welche ihn von der Aufnahme in die Liste ausschließen 
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eines der im Eeichsrathe vertretenen Länder Eingetragene ist berechtigt, 
bei jedem in den bezeichneten Ländern befindlichen Strafgerichte die 
Vertheidigung eines Beschuldigten zu führen. 2) Er ist aber zugleich 
verpflichtet, in seinem Wohnorte die ihm übertragenen Vertheidigungen 
zu übernehmen, soferne er nicht für die Ablehnung Gründe geltend 
macht, über deren Erheblichkeit die Rathskammer entscheidet (§. 43, 
al. 1). In Ermangelung anderer VeMheldiger sind auch die bei Gericht 
angestellten und zum Richteramte befähigten, in die Vertheidiger liste 
aber nicht eingetragenen Beamten verpflichtet, die ihnen vom Gerichts- 
vorsteher aufgetragenen Vertheidigungen zu übernehmen (§. 43, al. 2). 

§. 58. 
Bechtliche Stellung^ des Yertheidigers. 

Der Vertheidiger hat das Interesse des Angeklagten zu 
vertreten, daher mit allen durch das G esetz gestatteten Mitteln dahin 
zu wirken, dass der dem Angeklagten günstigste Ausgang des Straf- 
processes herbeigeführt werde. Welche Mittel in dieser Beziehung zum 
Ziele führen, hat er selbständig zu entscheiden und er bedarf daher zur 
Vornahme einzelner Processhandlungen, daher auch zur Ergreifung von 
Rechtsmitteln keiner besondern Vollmacht, selbst nicht zur Stellung de s 
Antrages au f Wiederaufnahme des Strafverfahrens (§. 45, al. 1). Rechts- 
rnitteT'gegeBrnai'TITtHen'^ärr^^^ nicht wider Willen 

des Angeklagten ergreifen und zwar ohne Unterschied, ob die Ver- 
theidigung eine nothwendige oder freiwillige ist (§§. 288, 397). 

Damit aber der Vertheidiger seine Aufgabe zu lösen im Stande 
ist, stehen ihm folgende Rechte zu: 

1. Er darf schon im Vorverfahren bei jenen gerichtlichen Acten, 
welche unmittelbar die Feststellung des Thatbestandes betreffen und 
eine Wiederholung nicht zulassen, also bei der Vornahme des Augen- 
scheins, der Hausdurchsuchung und der Durchsuchung von Papieren 
gegenwärtig sein und dabei jene Gegenstände bezeichnen, auf welche 
diese Untersuchungshandlungen auszudehnen sind (§§. 45, 97, 116). 

2. Er darf sich mit dem verhafteten Beschuldigten besprechen, 
jedoch vor der Versetzung in den Anklagestand nur im Beisein einer 
Gerichtsperson (§. 45). Auch während der Hauptverhandlung kann er 

würden. Wer sich durch die Ausschließuug oder durch die Streichung ans dieser 
Liste gekränkt erachtet, kann darüber bei dem Obersten Gerichts- und Cassations- 
hofe Beschwe rde fuhren. " ' 

*) Nach dem obcit. E. Art. I dürfen als Vertheidiger beim Gerichtstage vor 
dem Cassationshofe nur die Advocatur wirklich ausübende Advocaten und die 
Doctoren der Bechte, welche Mitglieder des Lehrkörpers einer teohts- und staats- 
wissenschaftlichen Facultät sind, erscheinen. 

Rnlf, Straf process. 8. Auflage. 5 
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^ ,^ sich mit demjJDjgdkl a^en ^ yglffiffCllf ^i ^^^»^^ ist es ihm nicht gestal 
'^'^^y^ dßi» Angekläfften nnmittelbar über die Beantwortung der einzelnen 
^Um^^uA^^ gestelltenfFragen Rath zu ertheilen (§. 245, al. 2). 

fg/a^ tfir\^ \) 3. Er darf von den Acten mit Ausnahme de r BerathungsprotokoU e 
^ des Gerichtshofes Einsicht nehmen, jeaocn vor aer Versetzung in den 

Anklagestand nur dann, wenn der Untersuchungsrichter und im Falle 
einer gegen die Verfügung des Untersuchungsrichters ergriflFenen Be- 
schwerde die Bathskammer diese Einsichtnahme mit dem Zwecke des 
Verfahrens vereinbar findet (§. 45). 



4. Er darf verlangen, dass ihm von wichtigen Actenstücken, als 
dem Verhaftsbefehle und dessen Gründen, sowie von jener gerichtlichen 
Verfügung, gegen welche der Beschuldigte ein Rechtsmittel angemeldet 
hat, femer von Augenscheinsprotokollen, den Gutachten der Sachver- 
ständigen und von Originalurkunden, welche den Gegenstand der straf- 
baren Handlung bilden, unentgeltlich Abschriften ertheilt werden (§. 45). 
Auch von dem über die Hauptverhandlung aufgenommenen Protokolle 
und dessen Beilagen kann er Einsicht und Abschrift nehmen (§. 271, 
letzt, al.). 

Der Vertheidiger unterliegt der Disciplinargewalt des Gerichtes 
und kann wegen ungestümen oder beleidigenden Betragens (§§. 108, 
236, 237) oder wegen muthwilliger Ergreifung einer Nichtigkeits- 
beschwerde (§. 288 und §. 9 des G. v. 31. December 1877) gestraft 
werden. Muss eine Hauptverhandlung wegen Verschuldens des Ver- 
theidigers vertagt werden, so hat er die Kosten der Vertagung zu 
tragen (§. 274). i) 

§. 59. 
AusschließiiDg des Yertheidigers. 

Unvereinbar mit der Stellung des Vertheidigers bei der Haupt- 
verhandlung oder bei der Verhandlung vor der Berufungsinstanz in 
Übertretungsfällen ist die Eigenschaft desselben als Zeuge, daher von 
der Vertheidigung bei diesen Verhandlungen jene Personen ausgeschlossen 
sind, welche zu derselben als Zeugen vorgeladen wurden. Was aber 
das Vorverfahren anbetriflft, so ist es, um den Beschuldigten gegen 
willkürliche Beschränkungen in der Wahl des Vertheidigers zu schützen, 
der Beurtheilung der Bathskammer überlassen, ob Personen, welche als 
Zeugen vernommen wurden oder deren Vorladung zur Hauptverhandlung 
beantragt ist, von der Vertheidigung auszuschließen sind (§. 40, al. 1). 
— Andere Personen sind gesetzlich von der Vertheidigung nicht aus- 

^) Das Nähere über die den Gerichten zustehende Disciplinargewalt über die 
Vertheidiger in der Darstellung des Ganges des Strafverfahrens. 
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geschlossen, daher auch z. B. nicht diejenigen, welche in derselben 
Strafsache als Untersuchungsrichter oder Staatsanwalt thätig waren, 
dann aus dem Staatsdienste schieden und sich in die Vertheidigerliste 
eintragen ließen, obwohl ihrer Zulassung als Vertheidiger in dieser Sache 
gewichtige Bedenken entgegenstehen. 

§. 60. 

Vertreter des Beschnldigten. 

Das Interesse des Angeklagten kann, abgesehen von dem Ver- 
theidiger, auch von seinen gesetzlichen Vertretern, dem Vater, Vormund 
oder Curator gewahrt werden. Das Gesetz räumt diesen Personen das 
Recht ein, für den Minderjährigen oder Pflegebefohlenen, selbst wider 
den Willen desselben, einen Vertheidiger zu bestellen (§. 39, al. 2), 
ferner können zu Gunsten desselben selbst gegen seinen Willen seine 
Eltern und sein Vormund die Nichtigkeitsbeschwerde und die Berufung 
ergreifen (§§. 282, 283. 346, 465), sowie den Antrag auf Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens stellen (§. 354). — Im Verfahren über Übertretungen 
vor den Bezirksgerichten kann der auf freiem Fuße befindliche Be- 
schuldigte sich, wenn er nicht persönlich erscheinen will und das Ge- 
richt es nicht im Interesse der Erforschung der Wahrheit für nöthig 
findet, sein persönliches Erscheinen zu veranlassen, bei der Verhandlung 
durch einen Machthaber vertreten lassen, der sich mit einer besonderen 
Vollmacht, in welcher die Befugnis, Rechtsmittel gegen das ürtheil an- 
zumelden, als ein aus der Natur des übertragenen Geschäftes nothwendig 
verbundenes Mittel, stillschweigend enthalten ist (PI.-E. d. C.-G. Nr. 
1226) auszuweisen hat. Personen, welche ohne in die Vertheidigerliste 
eingetragen zu sein, aus solchen Vertretungen ein Gewerbe machen, 
sind als Machthaber nicht zuzulassen (§. 455, al. 3). 



V. Äbsclmitt. 

Das Strafverfahren. Allgemeines. 

A. Einleitung und Veranlassung des Strafverfahrens. 

§. 61. 

Einleitung des Verfahrens. 

Das auf dem Anklageprincipe beruhende Strafverfahren kann nur 
auf Grund eines von einem berechtigten Ankläger gestellten Antrages 
eingeleitet werden (§. 2, al. 1). Eine Ausnahme hievon tritt, wenn 
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Gefahr am Verzüge ist, rücksichtlich des Untersuchungsrichters, ferner 
rücksichtlich der Bezirksgerichte in ihrem auf Verbrechen und Vergehen 
sich beziehenden Wirkungskreise ein. Kommt der Untersuchungsrichter 
zuerst zur Kenntniß eines Verbrechens oder eines von Amtswegen zu 
verfolgenden Vergehens, so hat er dies unverweilt dem Staatanwalte 
anzuzeigen, zugleich aber auch diejenigen Amtshandlungen vorzunehmen, 
welche ohne Gefahrdung des Zweckes oder ohne Überschreitung einer 
gesetzlichen Frist nicht aufgeschoben werden können (§. 89, al. 1). 
Kommt aber ein Bezirksgericht zur Kenntniß eines Verbrechens oder 
eines von Amtswegen zu verfolgenden Vergehens, so hat es dies zwar 
unverweilt dem Staatsanwälte anzuzeigen, zugleich aber und ohne die 
Anträge des letzteren abzuwarten, die Vorerhebungen zu führen (§. 89, al. 2). 

§. 62. 
Veranlassnngsgründe. Anzeige. 

DenAnlass zur Einleitung des strafgerichtlichen Verfahrens kann 
zunächst eine Anzeige (denuntiatio) von einer begangenen und von 
Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlung bieten. Die Anzeige 
ist entweder eine nothwendige, erstattet auf Grund einer Rechtspflicht, 
oder eine freiwillige, zu deren Erstattung eine Rechtspflicht nicht 
besteht. Alle öffentlichen Behörden und Ämter sind rechtlich verpflichtet, 
die entweder von ihnen selbst wahrgenommenen oder sonst zu ihrer Kenntniß 
gelangten strafbaren Handlungen, welche nicht bloß auf Begehren eines 
Betheiligten zu untersuchen sind, sogleich dem Staatsanwälte des zu- 
ständigen Gerichtes oder wenn Gefahr am Verzuge besteht, jenem Be- 
zirksgerichte anzuzeigen, in dessen Sprengel sich die Behörde befindet 
(§. 84).^) Privatpersonen haben nur rücksichtlich einzelner strafbarer 
Handlungen die Rechtspflicht, wenn sie zur Kenntniß einer solchen ge- 
langen, hievon die Anzeige zu erstatten (§§. 61,(^§7j^^2^49, 359, 372, 
442, 443, 473, 475, 477 des St. G. B.). Abgesehen von diesen Fällen 
sind sie nur berechtigt, eine zu ihrer Kenntniß gelangte, von Amtswegen 
zu verfolgende strafbare Handlung anzuzeigen. Sie können diese Anzeige 
mündlich oder schriftlich nicht bloß bei dem Staatsanwälte, sondern auch 
bei dem Untersuchungsrichter, dem Bezirksrichter oder der Sicherheits- 
behörde erstatten, welche verpflichtet sind, die Anzeige dem Staatsanwalt 
zu übermitteln (§. 86 St. P. 0. und §§. 9 und 68 V. V.). Die Anzeige 

Insbesondere hat das Gericht, welches einen Goncurs für eröffnet erklärt 
oder entscheidet, dass die Goncurseröffnung nur wegen Geringfügigkeit des Ver- 
mögens oder nur deshalb nicht stattfinde, weil nur ein einziger persönlicher Gläubiger 
vorhanden ist, sofort den Staatsanwalt an jenem Gerichtshofe erster Instanz, in 
dessen Sprengel der Schuldner seinen Wohnsitz hat, in Kenntniß zu setzen. (§. 85.) 
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muss, um als Grundlage für weitere Amtshandlungen dienen zu können, 
eine bestimmte Nachricht von der That, wie auch Namen, Stand und 
Aufenthaltsort des Anzeigers enthalten. Eine namenlose oder von einem 
völlig Unbekannten herrührende Anzeige ist nur dann zu berücksichtigen, 
wenn sie bestimmte, die strafbare Handlung glaubwürdig bezeichnende 
Umstände enthält. In diesem Falle ist zwar zur Erhebung dieser Um- 
stände zu schreiten; doch ist dabei mit Vermeidung alles Aufsehens 
und mit möglichster Schonung der Ehre der beschuldigten Person vor- 
zugehen (§. 87, al. 2). 

§. 63. 

Ruf. 

Die Staatsanwaltschaft kann auch durch den Ruf, das Gerächt, 
zur Kenntniß einer von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlung 
gelangen. Ist nun dies der Fall, so ist sie verpflichtet, die Vernehmung 
der Personen, durch welche der Ruf fortgepflanzt wurde, zu veranlassen, 
demselben unter Mitwirkung der Sicherheitsbehörden bis zu seinem Ur- 
sprünge nachzugehen und sich soviel als möglich von dessen Grunde 
oder Ungrunde zu überzeugen (§. 87). — Auch durch eigene Wahr- 
nehmung kann die Staatsanwaltschaft zur Kenntnis einer strafbaren 
Handlung gelangen, so namentlich bei Presssachen od^ w^nn ^ i n Zeug e _ 
bei der Hauptverhandung falsch aussagt (^ . 277) u. s. w. Kommt der 
tintersuchungs- oder der Bezirksrichter innerhalb seiner Dienstver- 
richtungen durch eigene Wahrnehmung zur Kenntnis einer von Amts- 
wegen zu verfolgenden strafbaren Handlung, so haben sie zwar unver- 
weilt dies dem Staatsanwälte anzuzeigen, zugleich aber die oben im 
§.61 angegebenen Amtshandlungen vorzunehmen. 

§. 64. 
Prüfung der Anzeigen. 

Der Staatsanwalt ist verpflichtet, alle an ihn gelangten Anzeigen 
strafbarer Handlungen, welche von Amtswegen zu verfolgen sind, zu 
prüfen. Bei dieser Prüfung ist für ihn nur das Gesetz maßgebend 
(§. 34, Abs. 1) und zwar sowohl das Strafgesetz als auch die Straf- 
processordnung (Legalitätsprincip), keineswegs aber auch noch ein 
angeblich neben dem Gesetze vorhandenes öflfentliches Interesse, welches 
die Verfolgung einer bestimmten strafbaren Handlung nicht fordert 
(Opportunitätsprincip).^) Auf Grund dieser Prüfung hat nun der 

^) Eine Ausnahme zu Gunsten des Opportunitätsprinoipes tritt nur bei den 
durch den Inhalt einer Druckschrift begangenen strafbaren Handlungen insofern 
ein, als es sich um die Frage handelt, ob der Staatsanwalt gegen eine bestimmte 
Person die Anklage erheben oder nur die Einleitung des s. g. objectiven Verfahrens 
begehren soll (§. 493 ) 
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Staatsanwalt zu entscheiden, ob die gerichtliche Verfolgung der ange- 
zeigten strafbaren Handlung einzuleiten oder die Anzeige zurückzulegen 
sei. Im letztern Falle hat er den durch die strafbare Handlung Ver- 
letzten hievon zu verständigen (§. 48, Nr. 1). 

B. Zeitbestimmungen. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

§. 65. 
Fristen. 

Die Vornahme der den Strafprocess bildenden Handlungen ist zum 
Theil an Zeitbestimmungen gebunden. Diese Zeitbestimmungen sind 
theils Termine, theils Fristen. Termin ist der Tag, an welchem 
nach Bestimmung des Richters eine bestimmte Processhandlung vor- 
genommen oder wenigstens begonnen werden soll, z. B. der Termin zur 
Hauptverhandlung. Frist hingegen ist der Zeitraum, innerhalb dessen 
eine bestimmte Processhandlung, sei es von Seite des Richters oder 
einer Partei vorzunehmen ist. Die Dauer der Frist ist entweder durch 
das Gesetz bestimmt — gesetzliche Frist, oder es ist ihre Be- 
stimmung im einzelnen Falle dem Ermessen des Richters überlassen — 
richterliche Frist (z. B. §§. 57, 124). Die Dauer der gesetzlichen 
Fristen ist eine sehr verschiedene, sie reicht von zwei, eventuell drei 
Stunden (§. 445) bis zu einem Jahr (§. 376). Die gesetzlichen Fristen 
können nicht verlängert werden, wohl aber die richterlichen. 

§. 66. 
Berechnung der Frist. 

Die Berechnung der Fristen ist verschieden, je nachdem 
dieselben nach Tagen oder nach Monaten enden. Läuft die Frist von 
einem bestimmten Tage an, so wird dieser Tag nicht mitgerechnet, es 
ist somit der folgende Tag der erste Tag der Frist (§. 6). Eine nach 
einem oder mehreren Monaten bestimmte Frist endigt mit Ablauf 
desjenigen Tages des letzten Monates, welcher nach seiner Zahl dem 
Tage entspricht, an welchem die Frist begonnen hat; fehlt dieser Tag 
in dem letzten Monate, so endigt die Frist mit Ablauf des letzten Tages 
dieses Monates. Kürzere nach Stunden bestimmte Fristen werden 
naturaliter berechnet. Sonn- und Feiertage, sowie diejenigen Tage, 
während welcher eine für das Gericht bestimmte Schrift sich auf dem 
Wege befindet, werden in die Frist eingerechnet (§. 6). Die Härte, 
welche in dieser Bestimmung liegt, wird dadurch gemildert, dass der 
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die Verfügung ausgeht, befindet, die Rechtsmittel gegen dieselbe bei 
dem Bezirksgerichte des Zustellungsortes anbringen kann (§. 81). 

§. 67. 

Folgen der Verfläumung. 

Die Folgen der Versäumung eines Termines sind nach 
Verschiedenheit der Fälle verschieden. In der Regel wird ein neuer 
Termin festgesetzt, zugleich aber auch über den verschuldet Säumigen 
eine Strafe verhängt, in einigen Fällen verliert aber der verschuldet 
Säumige das Recht, diejenige processuale Handlung vorzunehmen, die 
er bei dem versäumten Termin hätte vornehmen können. — Betreffend 
die Versäumung von gesetzlichen Fristen, so ist, wenn die Frist 
für den Richter zur Vornahme einer processualen Handlung bestimmt 
war, diese Handlung bald möglichst nachzuholen, der Richter bleibt 
aber für die Versäumung seinem Vorgesetzten verantwortlich. War 
aber die Frist einer Partei bestimmt, so ist die Folge der Versäumung 
regelmäßig der Verlust des Rechtes, die processuale Handlung, für deren 
Vornahme die Frist bestimmt war, vorzunehmen (Fallfrist). Eine 
Ausnahme von dieser Regel tritt nur rücksichtlich der Staatsanwaltschaft 
ein, deren Saumsal in Einhaltung der zur Erhebung der Anklage fest- 
gesetzten Fristen (§§. 112, 211, 263) nicht den Verlust der Anklage 
für sie zur Folge hat (§. 27). 

§. 68. 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

Gegen die unverschuldete Versäumung des Termins zur Haupt- 
verhandlung, sowie der Frist zur Anmeldung eines Rechtsmittels gegen 
einUrtheil oder eine Strafverfügung kann dem Angeklagten die Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand ertheilt werden. 

a) Ist der Angeklagte bei der vor einem Gerichtshofe stattfindenden 
Hauptverhandlung nicht erschienen und wurde, weil die gesetzlichen 
Bedingungen vorhanden waren, dieselbe in seiner Abwesenheit vorge- 
nommen, so kann er gegen das in seiner Abwesenheit gefällte Urtheil 
innerhalb der Frist von drei Tagen, nachdem er von dem Urtheil ver- 
ständigt wurde, bei dem Gerichtshöfe erster Instanz Einspruch erheben, 
wenn er nachzuweisen vermag, dass er durch ein unabweisbares Hin- 
dernis abgehalten wurde, bei der Hauptverhandlung zu erscheinen. 
Über diesen Einspruch entscheidet der Gerichtshof zweiter Instanz nach 
Anhörung des Oberstaatsanwaltes in nicht öffentlicher Sitzung. Wird 
dem Einsprüche Folge gegeben, so ist eine neuerliche Hauptverhandlung 
anzuordnen und ein neuerliches Urtheil zu fällen, durch welches auch 
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eine strengere Strafe als durch das frühere ürtheil über den Ange- 
klagten verhängt werden könnte (dagegen PI. E. des C. H. Nr. 1163). 
Bleibt aber der Angeklagte auch bei der neuerlich angeordneten Haupt- 
verhandlung aus, so ist das durch den Einspruch angefochtene ürtheil 
ihm gegenüber als rechtskräftig anzusehen. Hat der Verurtheilte zu- 
gleich mit dem Einsprüche ein Rechtsmittel gegen das ürtheil ergriffen 
oder liegt ein von anderer Seite ergriflFenes Rechtsmittel vor, so ist von 
dem über das Rechtsmittel entscheidenden Gerichte vorerst über den 
Einspruch in nicht öflfentlicher Sitzung zu entscheiden und nur, wenn 
derselbe zurückgewiesen wird, in die Prüfung des Rechtsmittels einzu- 
gehen (§. 427). — Hat ein Bezirksgericht über Ausbleiben des Ange- 
klagten ein Strafurtheil gefällt, so kann dieser dagegen binnen acht 
Tagen von Zustellung des ürtheils an gerechnet, bei dem erkennenden 
Bezirksgerichte Einspruch erheben, wenn ihm die Vorladung nicht ge- 
hörig zugestellt wurde (was auch dann der Fall ist, wenn in der Vor- 
ladung die Warnung fehlt, dass im Falle seines Ausbleibens dennoch 
mit der Verhandlung und ürtheilsfällung vorgegangen werden würde, 
PI. E. des C. H. Nr. 844) oder wenn er nachweisen kann, dass er durch 
ein unabwendbares Hindemiß vom Erscheinen abgehalten worden sei. 
Über diesen Einspruch erkennt der Bezirksrichter nach Vernehmung 
des Anklägers. Verwirft er denselben, so steht dem Angeklagten die 
Beschwerde an den Gerichtshof erster Instanz, mit welcher auch für 
den Fall der Verwerfung derselben die Berufung gegen das ürtheil 
verbunden werden kann, binnen drei Tagen zu. Wird dem Einsprüche, 
sei es von Seite des Bezirksrichters, sei es infolge der Beschwerde von 
dem Gerichtshofe Folge gegeben, so ist eine neuerliche Verhandlung 
|mv yv»(>/%/ vor dem Bezirksgerichte anzuordnen. 1 Erscheint der Angeklagte bei 
fx^M^Mtii^ dieser Verhandlung abermals nicht, so ist das angefochtene ürtheil als 



hl aX>^ /"v IWl^^^*®'^^^*^^ anzusehen (§. 478). i) 
/k^ >#>*4^V^y7" *) Wider die Versäumung de 



^^^^^4$\^jf" ^) Wider die Versäumung der Frist zur Anmeldung eines Rechts- 

vijj^kj mittels gegen ein ürtheil oder zur Ergänzung derselben durch Angabe 

t6 k I^^^^ Nichtigkeitsgründe (Beschl. des C. H. Nr. 678), und ebenso wider 

^ *^7 y di^ Versäumung der Frist zum Einspruch gegen die Strafverfügung 

h^ \ T^ßilO / ®i^®® Bezirksgerichtes (§. 462), kann dem Angeklagten, nicht aber auch 

^) Nach Art. VII des obcit. E. einer Strafprocessnovelle soll §. 478 folgenden 
Beisatz erhalten: Gegen ein Ürtheil des Gerichtshofes als Berufungsbehörde, welches 
über Ausbleiben des Angeklagten erlassen wurde, kann der Angeklagte, wenn ihm 
die Vorladung nicht gehörig zugestellt worden ist oder wenn er nachweisen kann, 
dass er durch ein unabwendbares Hindernil) abgehalten wurde, in der Berufuugs- 
verhandlung zu erscheinen, binnen acht Tagen von der Zustellung des Ürtheils 
beim Bezirksgerichte Einspruch erheben. Auf diesen Einspruch sind die Be- 
stimmungen des dritten Absatzes des §. 427 sinngemäß anzuwenden. — 
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den zur Ergreifung eines Rechtsmittels zu dessen Gunsten berechtigten 
Personen (Beschl. des C. H. Nr. 1249), die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand ertheilt werden. Die Bedingungen, unter denen sie zu 
ertheilen ist, sind einestheils der Nachweis, dass es dem Angeklagten 
durch unabwendbare Umstände ohne sein oder seines Vertreters Ver- 
schulden unmöglich gemacht wurde, die Frist einzuhalten, und andem- 
theils die Anbringung des Wiedereinsetzungsgesuches zugleich mit der 
Anmeldung des Rechtsmittels (des Einspruchs) binnen drei Tagen nach 
Aufhören des Hindernisses. Das Gesuch, welches bei jenem Gerichte 
anzubringen ist, bei welchem die Anmeldung des Rechtsmittels (die Er- 
hebung des Einspruchs) zu erfolgen hatte, wird dem Ankläger zur Er- 
stattung/ seiner Äußerung und allfälligen Gegenausführung mitgetheilt 
und sodann dem zur Entscheidung über das Rechtsmittel berufenen 
Gerichte vorgelegt, welches über dasselbe endgiltig entscheidet und im 
Falle der Bewilligung der Wiedereinsetzung sogleich in der Hauptsache 
erkennt (im Falle des bewilligten Einspruchs das ordentliche Verfahren 
einleitet). Das Wiedereinsetzungsgesuch an sich hemmt die Vollstreckung 
des Urtheils (der Strafverfügung) nicht, es wäre denn, dass das Gericht, 
bei welchem es angebracht wurde, wegen Ausschluss jedes Verdachtes 
eines bloß auf Verzögerung gerichteten Vorganges es für angemessen 
findet, die Aussetzung der Vollstreckung zu verfügen (§. 364). 

C. Die richterlichen Entscheidungen und ihre Bekanntmachung. 

§. 69. 
Arten der richterlichen Entscheidungen. 

Die richterliche Thätigkeit im Strafprocesse äußert sich vor Allem 
in den richterlichen Entscheidungen. Unter Entscheidungen oder 
Verfügungen im weiteren Sinne des Wortes (§. 17, 77) sind 
alle im Strafverfahren vorkommenden richterlichen Anordnungen zu ver- / 

stehen. Sie zerfallen in Urtheile o der Erkenntnisse (§. 359 ^ oder j^f^% 
Entscheidungen im engeren Sinne des Wortes (§. 295) und in Be- 
schlüsse oder Verfügungen im engeren Sinne. Urtheile heißen 
die Entscheidungen, welche die Hauptverhandlung in erster Instanz ab- 
schließen oder in höherer Instanz die Rechtsmittel der Berufung oder 
Nichtigkeitsbeschwerd e ^J erledigen od er im wiederaufgenommenen Ver- 
fahren von dem die Wiederaufnahme bewilligenden Gerichte ohne neuer- 
liche Hauptverhandlung (§. 360), oder endlich welche vom Cassationsh ofe 
aui uruna aer "auBerordentlichen Wiederaufnahme des Strafverfahrens 



^) Die in nicht öffentlichen Sitzungen über Nichtigkeitsbeschwerden gefassten 
Entscheidungen des Cassationshofes heilten Beschlüsse^ 
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gefällt werden (§. 362^ al. 2). Die übrigen richterlichen Entscheidungen 
werden theils Besc^Iilüsse, theils Verfügungen im engeren Sinne 
genannt, ohne dass aber in dieser Beziehung das Gesetz eine feststehende 
Terminologie beobachten würde. Die Entscheidungen der Bezirksgerichte, 
welche nicht Urtheile sind, werden Verfügungen genannt; die Ent- 
scheidungen der Collegialgerichte hingegen regelmäßig Beschlüsse, aber 
auch Verfügungen, so z. B. §§. 57, 58. Unter den Verfügungen der 
Bezirksgerichte ist namentlich die Straf Verfügung im Mandatsver- 
fahren hervorzuheben, d. i. die Festsetzung der Strafe ohne vorherge- 
gangene Verhandlung (§. 460 fg.). Einzelne gerichtliche Verfügungen, 
namentlich jene, welche eine Beschränkung der persönlichen Freiheit 
enthalten, werden Befehle genannt, so der Befehl zur Vornahme einer 
Hausdurchsuchung (§. 140), Verhaftsbefehl (§. 176), Vorladungsbefehl 
(§. 454). 

§.70. 

Grundlage der richterlichen Entscheidung. 

Die richterlichen Entscheidungen erfolgen entweder auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung (Hauptverhandlung in erster, Verhandlung 
in höheren Instanzen), oder auf Grund von Acten. Im ersteren Falle 
müssen, wenn es sich nicht bloß um processleitende Verfügungen des 
Vorsitzenden handelt, vor der Entscheidung die anwesenden Parteien 
gehört werden ; im letztern Falle schreibt das Gesetz theils ausdrücklich 
vor, dass in bestimmten Angelegenheiten die Staatsanwaltschaft vor der 
Entscheidung mit ihren Anträgen gehört werden muss, theils gestattet 
das Gesetz der Staatsanwaltschaft, jeder Berathung der Gerichtshöfe, 
sofeme dieselbe nicht eine auf Grund einer mündlichen Verhandlung zu 
fällende Entscheidung zum Gegenstande hat, beizuwohnen und bei der- 
selben Anträge zu stellen, über welche eine richterliche Beschlussnahme 
erfolgen muss (§. 35). 

§. 71. 
Abstimmung.'^) 

Bei ßichtercoUegien erfolgt die Beschlussfassung über die zu 
fällende Entscheidung durch Abstimmung. In dieser Beziehung gelten 
folgende Sätze: 1. Es ist Sache des Vorsitzenden, die Frage zu for- 
muliren, über welche abgestimmt und Beschluss gefasst werden soll. 
Seine Sache ist es auch, mehrere Umstände in eine Frage zu vereinigen 
oder sie zum Gegenstande besonderer Fragen zu machen. Nur a) proces- 

*) Zacke, Über Beschlassfassung in Versammlungeii und CoUegien, 1867. 
de Fontenay, Ober die Abstimmung in Eichtercollegien, 2. A 1868. 

»^cia^M»t^ ^yfff^ ^^^^>iX. ^n-L- 
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suale Umstände, von deren Beantwortung die Beantwortung der Haupt- 
sache abhängig ist, wie z. B. die Zuständigkeit des Gerichtes, die Noth- 
wendigkeit von Ergänzungen des Verfahrens sind Gegenstand besonderer 
Fragen (Vorfragen) und es ist über dieselben zuerst abzustimmen 
(§. 21). Ebenso ist 6) bei der Entscheidung der Hauptsache die Frage, 
ob der Angeklagte der ihm zur Last gelegten Handlung schuldig sei, 
immer von der Frage über die Strafe zu sondern und vor dieser Frage 
zur Abstimmung zu bringen. Liegen dem Angeklagten mehrere straf- 
bare Handlungen zur Last, so muss rücksichtlich jeder einzelnen Hand- 
lung eine besondere l^'rage über Schuld oder Nichtschuld des Angeklagten 
gestellt werden. Die Berathschlagung über die Strafe hat sich auf jene 
strafbaren Handlungen zu beschränken, deren der Angeklagte für schul- 
dig erkannt worden ist (§. 22). 2. Der Abstimmung soll eine Bera- 
thung vorausgehen, bei welcher die verschiedenen Ansichten über den 
Gegenstand der Verhandlung ausgetauscht werden sollen. Der Bericht- 
erstatter (Referent), wenn ein solcher bestellt ist, gibt seine Stimme 
zuerst ; der Vorsitzende, welcher sich an der Abstimmung gleich jedem 
anderen Richter zu betheiligen hat, zuletzt ab. Außerdem stimmen die 
dem Dienstrange nach älteren Richter vor den jüngeren (§. 19). 3. An 
der Abstimmung haben sich sämmtliche Richter zu betheiligen. 
Auch jene Richter, welche bei der Entscheidung über processuale Vor- 
fragen in der Minderheit geblieben sind, sind verpflichtet, über die 
Hauptfrage mit abzustimmen. Jenen Richtern hingegen, welche den 
Angeklagten wegen einer ihm zur Last gelegten Handlung nicht schul- 
dig gefunden haben, steht es frei, auf Grund des über die Schuldfrage 
gefassten Beschlusses ihre Stimme über die Strafe abzugeben oder sich 
der Abstimmung zu enthalten. 4. In der Regel wird zu einem Beschlüsse 
absolute Stimmenmehrheit, d. i. mehr als die Hälfte sämmt- 
licher Stimmen erfordert.^) Bei gleich getheilten Stimmen ist der Be- 
schluss in jedem Falle nach der dem Angeklagten günstigeren Meinung 
zu fassen. Nur rücksichtlich der Vorfrage, welche von zwei Meinungen 
für den Beschuldigten günstiger sei, gibt bei Stimmengleichheit die 
Meinung des Vorsitzenden den Ausschlag. Theilen sich die Stimmen in 
mehr als zwei verchiedene Meinungen, so dass keine dieser Meinungen 
die absolute Stimmenmehrheit für sich hat, so hat der Vorsitzende zu- 
nächst zu versuchen, ob sich durch Theilung der Fragen und Wieder- 
holung der Umfrage eine absolute Mehrheit erzielen lasse. Bleibt dieser 
Versuch erfolglos, so sind die dem Beschuldigten nachtheiligsten Stimmen 
den zunächst minder nachtheiligen so lange zuzuzählen, bis sich eine 
absolute Stimmenmehrheit ergibt. Hat ein Richter von seinem Rechte, 



^) Ausnahmsweise Stimmeneinhelligkeit, so §§. 362, 442. 



76 Bekanntmachung der Verfügungen. 

sicli der Abstimmung über die Straffrage zu enthalten, Gebrauch ge- 
macht, so ist seine Stimme so zu zählen, als ob er der für den Ange- 
klagten günstigsten unter den von den übrigen Stimmführern aus- 
gesprochenen Meinungen beigetreten wäre (§§ 19 — 25). — Von der 
Beschlussfassung der Geschwomen s. unten in der Darstellung der 
Hauptverhandlung vor dem Geschwomengerichte. 

§.72. 

Bekanntmachung der Verfügungen. 

Die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen geschieht 
entweder durch mündliche Verkündung vor Gericht oder durch Zu- 
stellung der Urschrift oder einer amtlich beglaubigten Abschrift.^ Die 
erstere muss durch ein Protokoll beurkundet werden und es ist dem- 
jenigen, dem die Verfügung verkündet wurde, auf Verlangen eine Ab- 
schrift derselben zu ertheilen (§. 77). Was die Zustellung gerichtlicher 
Verfügungen anbetriflft, so muss zwischen der Zustellung an die 
Staatsanwaltschaft und jener an andere Parteien unterschieden werden. 
Die erstere geschieht durch Mittheilung der Urschrift, von welcher 
aber auf Verlangen eine Abschrift zu ertheilen ist (§. 78). In Betreff 
der Zustellung gerichtlicher Verfügungen an andere Personen gelten 
folgende Bestimmungen: a) die Vorladung zur Hauptverhandlung in 
erster Instanz muss dem Angeklagten selbst zugestellt werden (§. 79 
al. 1). b) Die Zustellung dieser Vorladung an den Privatankläger und 
Privatbetheiligten muss entweder an die Person selbst oder an ihren 
bestellten Vertreter erfolgen. Dasselbe gilt auch von der Zustellung 
aller Actenstücke, von deren Behändigung die Frist zur Ergreifung 
eines Rechtsmittels oder Einspruches gegen die Versetzung in Anklage- 
stand läuft, c) Sucht sich in den unter a) und 6) angeführten Fällen 
der Betheiligte, obgleich dessen Aufenthalt bekannt ist, der persönlichen 
Zustellung zu entziehen, so ist die zuzustellende Verfügung dem Ge- 
meindevorsteher zu behändigen und der Betheiligte hievon durch An- 
schlag an seiner Wohnung oder wenn die Wohnung unbekannt ist 
(PI. E. des C. H. Nr. 532) am Gemeindehause in Kenntnis zu setzen 
(§. 79). d) In allen andern als in den unter a) und b) erwähnten 
Fällen wird die gerichtliche Verfügung, wenn derjenige, an den sie 
gerichtet und dessen Aufenthaltsort bekannt ist, in seiner Wohnung 
nicht angetroffen wird, an einen erwachsenen Hausgenossen desselben 
übergeben. In Ermangelung eines solchen ist die zuzustellende Urkunde 
einem Nachbar einzuhändigen, oder wenn sich niemand findet, der sie 
übernehmen will, beim Gemeindevorsteher niederzulegen und eine Be- 
nachrichtigung in der Wohnung an einer leicht in die Augen fallenden 
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Stelle zurückzulagsen, oder wenn die Wohnung verschlossen ist, an der 
Thür anzuheften. Kann aber diese Wohnung nicht ermittelt werden, 
so geschieht die Zustellung durch Anschlag am Gemeindehause, und 
wenn das Gericht es angemessen findet, durch Bekanntmachung in den 
öffentlichen Blättern (§. 80). e) Befindet sich derjenige, an den die 
Zustellung zu erfolgen hat, außer dem Bezirke des Gerichtes, von 
welchem die Verfügung ausgeht, so ist das Bezirksgericht des Zu- 
stellungsortes um die Zustellung zu ersuchen. Dasselbe geschieht mit 
Verfügungen des Gerichtshofes erster Instanz, welche außer dem Bereiche 
des am Sitze desselben befindlichen Bezirksgerichtes zuzustellen sind 
(§. 81). 

D. Zusammenhang von Civil- und Strafsachen. 

§. 73. 
ZuBammenhang mit Civilsachen. 

Da aus der Verübung einer strafbaren Handlung außer dem An- 
sprüche des Staates auf Bestrafung des Schuldigen auch ein privat- 
rechtlicher Anspruch des Verletzten entstehen kann, so ergibt sich in 
solchen Fällen vermöge des gleichen Entstehungsgrundes ein 
Zusammenhang zwischen Straf- und Civilsache. Mit Rücksicht auf 
diesen Zusammenhang bestimmt das Gesetz, dass privatrechtliche An- 
sprüche aus strafbaren Handlungen auf Antrag des Beschädigten im 
Strafverfahren mit zu erledigen sind, wenn nicht die Nothwendigkeit 
weiterer Ausführung eine Verweisung derselben vor die Civilgerichte 
als unerlässlich erscheinen lässt (§. 4). 

§. 74. 

Privatreohtliohe Vorfrage. 

Ein Zusammenhang zwischen Civil- und Strafsachen kann aber 
auch dadurch entstehen, dass die Strafbarkeit einer Handlung von dem 
Vorhandensein eines privatrechtlichen Verhältnisses abhängt, 
so dass über die erstere nicht entschieden werden kann, bevor nicht 
das letztere ins Klare gestellt ist. Die Frage nach dem Vorhandensein 
des privatrechtlichen Verhältnisses ist somit in diesen Fällen in Bezug 
auf die Frage der Strafbarkeit eine „privatrechtliche Vorfrage"^). 

*) Nach Analogie des §. 5 kann der Strafrichter auch Fragen administrativ- 
rechtlicher Natur, insoweit sie Vorfragen für den Schuldspruch bilden, seiner Be- 
urtheilung unterziehen, ohne an die Entscheidung der Verwaltungsbehörde gebunden 
zu sein (E. des C. H. Nr. 946, 1454). Eine Ausnahme hie von tritt rücksichtlich der 
bei strafbaren Handlungen gegen das Markenrecht auftauchenden Fragen, ob Jemand 
das ausschliessliche Gebrauchsrecht an einer Marke zustehe, sowie über die Priorität 
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Mit Rücksicht auf die durch den Gregenstand (verzichtbares Privatrecht) 
bedingte Natur des Civilprocesses bestimmt nun das Gesetz, dass die 
strafgerichtliche Untersuchung und Beurtheilung sich in der Regel auch 
auf die privatrechtliche Vorfrage erstrecke, daher der Strafrichter an 
das über eine solche wann immer, sei es vor oder nach Verübung der 
strafbaren Handlung, ergangene Erkenntniß des Civilrichters, soweit es 
sich um die Beurtheilung der Strafbarkeit des Beschuldigten handelt 
nicht gebunden ist (§. 5, al. 1 und 2).^) — Von dieser Regel bildet 
die Vorfrage über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit einer Ehe 
dann eine Ausnahme, wenn die Entscheidung über den Thatbestand 
einer strafbaren Handlung imd nicht bloß die Entscheidung über eine 
Zwischenfrage (z. B. § 152, 153, E. des C. H. Nr. 1314) von der Frage 
über die Giltigkeit einer Ehe abhängt. In diesem Falle kommt es darauf 
an, ob bereits vor oder im Laufe des Strafverfahrens, bevor von dem 
Strafgerichte erster Instanz das Urtheil gefällt wurde, bei dem zustän- 
digen Civilgerichte eine Verhandlung über diese Frage anhängig wurde 
oder nicht. Ist das Erstere der Fall, so ist der Ausgang der Verhandlung 
abzuwarten und nöthigenfalls im geeigneten Wege auf deren Beschleu- 
nigung zu dringen. Im zweiten Falle aber, wenn erst vor dem Straf- 
richter die Ungiltigkeit der Ehe behauptet wird, hat dieser, wenn sich 
Thatsachen ergeben, welche ein von Amtswegen zu berücksichtigendes 
Ehehindemiß begründen, die Verhandlung bei dem zuständigen Civilrichter 
zu veranlassen und die Entscheidung desselben abzuwarten. Das Erkennt- 
niß des Civilrichters über die Giltigkeit der Ehe ist der strafgerichtlichen 
Entscheidung zu Grunde zu legen (§. 5, al. 3), ist somit für die Beur- 
theilung des objectiven Thatbestandes maßgebend, was aber selbstver- 
ständlich den Strafrichter nicht der Pflicht enthebt, alle jene Umstände 
und Verhältnisse zu erheben, welche die Strafbarkeit des Beschuldigten 
ausschließen. — Der Grund der für die Frage der Giltigkeit der Ehe 
festgesetzten Ausnahme liegt darin, dass der Eheprocess der Willkür 



und UbertfaguDg dieses Rechtes, ferner ^ie Fra^e, ob eine registrirte Marke von 
einem dritten für eine andere Gattung von Waren benützt werden könne, ein. 
Über diese Fragen erkennt der Handelsminister, an dessen Entscheidung die Straf- 
gerichte gebunden sind (E. des C. H. Nr. 1510). Ergibt sich daher im Laufe des 
Strafverfahrens, dass die Entscheidung von einer dieser Vorfragen abhängt, so hat 
^as Strafgericht unter Mittheilung der erforderlichen Belege an den ' genannten 
Minister das Ersuchen wegen vorheriger Entscheidung dieser Frage zu richten und 
das Eintreffen derselben abzuwarten (§. 30 des G. v. 6. Januar 1890, Nr. 19 R. G. B. 
betreffend den Markenschutz). 

*) Allerdings kann aber das ergangene Civilurtheil es rechtfertigen, dass, 
wenn nicht Einwendungen gegen dasselbe erhoben oder Zweifel an der Wahrheit 
der demselben zu Grunde liegenden Thatsachen sich ergeben, von jeder weiteren 
Beweisführung Umgang genommen und sein Inhalt als wahr angenommen wird. 
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der Parteien entrückt und daher demselben sowie dem Strafprocesse 
das Princip der Erforschung der materiellen Wahrheit zu Grunde liegt. 
— Die Frage, inwiefern das Strafurtheil für die Entscheidung eines 
Civilprocesses maßgebend sein kann, bildet kpifteny Gegenstand des 
Straf-, sondern des Civilprocesses. 6}s Jtf/ v Z ^ L> J^&* 



VI. Abschnitt. 

Das ordentliche Verfahren über Verbrechen und Vergehen. 

I. Das Vorverfahren.*) 

A. Vorerhebungen. 

§. 75. 
Zweck der Vorerhebungen. 

In der Regel kann nicht sogleich nach Vertibung einer strafbaren 
Handlung der aus derselben sich ergebende strafrechtliche Anspruch 
gegen eine bestimmte Person geltend gemacht werden, sondern es 
müssen vorerst der Thatbestand u nd die gegen eine bestimmte Person 
als Thäter sprechenden Ve rdach tsgründe erhoben werden. Dazu dienen 
die Vorerhebungen (Ermittelungs-Scrutinial verfahren), durch welche 
die nöthigen Anhaltspunkte für die Veranlassung des Strafverfahrens 
wider eine bestimmte Person oder für die Zurücklegung der Anzeige 
gewonnen werden sollen (§. 88, al. 1). Sie dienen daher vor Allem 
dem Interesse des zur Erhebung der Anklage Berechtigten, des Staats- 
anwaltes oder des Privatanklägers. Auch der letztere kann sich, wenn 
er nicht in der Lage""ist7 sogleich die Einleitung der Voruntersuchung 
zu beantragen oder die Anklageschrift zu überreichen, an das Gericht 
mit dem Antrag auf Einleitung von Vorerhebungen wenden (§. 46, al. 2), 
worüber das Gericht zu entscheiden hat. 



^ 



§. 76. 
Eecht des Staatsanwaltes. 

Der Staatsanwalt ist berechtigt zum Zwecke der Einleitung des 
Strafverfahrens gegen eine bestimmte Person durch die Untersuchungs- 
richter, durch die Bezirksgerichte oder durch die Sicherheits- 
behörden Vorerhebungen führen zu lassen ; er darf aber bei sonstiger 



*) Fuchs in Holtz. Hdb. I, S. 423. 
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Nichtigkeit des Actes nicht selbst Untersuchungshandlungen vornehmen 
(§. 97, al. 2). Die Organe, an die er sich um Führung von Vorer- 
hebungen wendet, sind an seine Anträge, insoweit sie sich innerhalb 
der Schranken des Gesetzes halten, gebunden. Sie haben daher nur zu Z 
^ ^^^ rv/V^rtifen, ob sie zur Vornahme der Vorerhebungen zuständig sind und ob — 
^ /> / /? ^^^ beantragte Vorerhebungshandlung gesetzlich zulässig ist, keineswegs 
C ^^(/ zl ^^^ auch, ob die Vornahme derselben als zweckmäßig erscheint. 



^ §. 77. 

Vorerhebungen durch Sicherheitsbehörden. 

An Orten, wo landesftirstliche Polizeibehörden be- 
stehen, hat sich der Staatsanwalt zum Zwecke der Vornahme von 
Vorerhebungen in der Regel an diese zu wenden. Er bezeichne t im 
Allgemei nen die Richtu ng, welche die Vorerhebungen nehmen sollen, 
Eann jedoch auch für einzelne vorzunehmende Handlungen bestimmte 
Weisungen ertheilen (§. 70, V. V.). Die Handlungen, welche der 
Staatsanwalt durch die Sicherheitsbehörden vornehmen lassen darf, sind 
a) Vernehmung von Personen, welche Aufklärungen über die in Frage 
stehende strafbare Handlung zu ertheilen im Stande sind. ^) Diese Per- 
sonen dürfen aber nicht beeidet werden, allerdings kann aber der 
Staatsanwalt aer Vernehmung derselben beiwohnen und die Fragen be- 
zeichnen, über welche sie abgehört werden sollen. 6) Augenschein und 
Hausdurchsuchung jedoch nur dann, wenn sich in Abwesenheit einer 
zur Amtshandlung berufenen Gterichtsperson die Nothwendigkeit eines 
unverzüglichen Einschreitens herausstellt. Der Staatsanwalt kann diesen 
Untersuchungshandlungen, bei welchen alle für gerichtliche Acte dieser 
Art vorgeschriebenen Förmlichkeiten zu beobachten sind, auch selbst 
beiwohnen und die Gegenstände bezeichnen, auf welche diese Unter- 
suchungshandlungen auszudehnen sind. Die über diese Untersuchungs- 
handlungen aufgenommenen Protokolle können jedoch bei sonstiger 
Nichtigkeit nur dann als Beweismittel benützt und somit bei der Haupt- 
verhandlung vorgelesen werd en, wenn sie unverweilt dem Untersuchungs- 
ricliter mitgetheilt worden sind. Dieser hat die Form u nd Vollständ ig- 
keit derselben zu prüfen, und falls er in dieser Beziehung Mängel 
findetj^die Wiederholung oder Ergänzung der bezüglichen Untersuchungs- 
handlung zu bewirken (§. 88. al. 3). 



*) Die k V. vom 20. April 1864, R. G. Bl. Nr. 96 räumt den polizeilichen 
Behörden das Recht ein in ihrem Amtsgebiete befindliche Personen vorzuladen und 
nöthigenfalls vorführen zu lassen. Ein Zwangsrecht aber zur Erlangung einer Aus- 
sage steht ihnen nicht zu. 
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§. 78. 
Gerichtliche Vorerhebimgen. 

Wenn der Staatsanwalt durch den Untersuchungsrichter 
oder durch Bezirksgerichte Vorerhebungen einleiten lässt, so muss er 
denselben die Umstände genau bezeichnen, welche erhoben werden 
sollen. Die Untersuchungsrichter und Bezirksrichter haben auch bei 
diesen Vorerhebungen jene Rechte und Obliegenheiten, welche dem 
Untersuchungsrichter in der Voruntersuchung zukommen (§. 88, al. 2). 
Sie können daher auch die Zeugen in den gesetzlich zulässigen Fällen 
beeiden , sie'Yöniieif 'auch "'Über "ÄuSoMerühg 'des'' Staatsanwaltes die 
Beschlagnahme und Eröffnung von Briefen und anderen Sendungen, 
welche von dem Beschuldigten herrühren oder an ihn gerichtet sind, 
verfügen. 

§. 79. 
Vorerhebungen ohne Antrag des Staatsanwaltes. 

Die Anzeigen über begangene Verbrechen und von Amtswegen zu 
verfolgende Vergehen gelangen nicht immer unmittelbar an die Staats- 
anwaltschaft, sondern mitunter zuerst an den Untersuchungsrichter: 
außerhalb des Sitzes der Gerichtshöfe erster Instanz aber in der Regel 
zunächst an die Bezirksgerichte. Ist dies nun der Fall, so haben zwar 
die Untersuchungsrichter sowohl als die Bezirksgerichte diese Anzeigen 
dem Staatsanwälte zu übermitteln, allein was das weitere Verfahren 
anbetrifft, so ist zwischen dem Untersuchungsrichter und den Bezirks- 
gerichten zu unterscheiden. Da der Untersuchungsrichter mit dem 
Staatsanwalt sich an demselben Orte befindet, so hat der erstere die 
weiteren Anträge des letzteren abzuwarten und daher keine weitere 
Amtshandlung ohne solchen Antrag vorzunehmen. Eine Ausnahme hie- 
von bilden nur jene Amtshandlungen, welche ohne Gefährdung des 
Zweckes, wie z. B. im einzelnen Falle ein Augenschein oder eine 
Hausdurchsuchung oder ohne Überschreitung einer gesetzlichen Frist, wie 
z. B. die Vernehmung eines dem Gerichte Eingelieferten nicht aufge- 
schoben werden können. Die über diese Untersuchungshandlungen auf- 
genommenen Protokolle sind dem Staatsanwalt unverweilt mitzutheilen 
und dessen weitere Anträge abzuwarten (§. 89, al. 1). Anders verhält 
sich die Sache, wenn die Anzeige eines Verbrechens oder von Amts- 
wegen zu verfolgenden Vergehens zuerst an ein Bezirksgericht gelangt.^ 
Dieses hat, ohne die Anträge des Staatsanwaltes abzuwarten, nach 
eigenem Ermessen die Vorerhebungen zu führen und die dazu nöthigen 
Untersuchungshandlungen vorzunehmen. Eine Ausnahme tritt nur rück- 
sichtlich jener Untersuchungshandlungen ein, durch welche wie bei der 

Rnlf, Strafprocess. 3. Auflage. t \ » ^ 
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Todtenbeschau die Spuren der strafbaren Handlung verwischt und 
einer wiederholten Besichtigung entzogen werden könnten. Solche 
Untersuchungshandlungen darf das Bezirksgericht nur dann vornehmen, 
wenn Gefahr am Verzuge vorhanden ist; außerdem hat es nur in der 
an den Staatsanwalt zu erstattenden Anzeige auf die Nothwendigkeit 
einer solchen Untersuchungshandlung aufmerksam zu machen und für 
die Erhaltung der Spuren der That bis zu jenem Momente zu sorgen, 
wo entweder der Untersuchungsrichter oder dessen Verlangen um Vor- 
nahme der betreffenden Untersuchungshandlung eintrifft. Die über die 
Vorerhebungen aufgenommenen Protokolle hat das Bezirksgericht mit 
größter Beschleunigung an den Staatsanwalt einzusenden und dies muss 
^•^ )^^^*)"^,iiisbesondere; ya^^ ^em Fall^ v^jmien^S^^TaggijJgesc^ wenn die Ver- 

hAky^-^y^fk^^ haftung eines Verdächtigen vorgenommen wurSfe) Der Staatsanwalt 
^^^ft-^^n^ 1/ kA^^ in diesem Falle längstens binnen drei Tagen nach Einlangen der 

^ Acten, welche Frist aber keine Fallfrist ist (§. 27), entweder den Ver- 
hafteten außer Verfolgung setzen oder den Antrag auf Einleitung der 
Voruntersuchung gegen den Verhafteten bei dem Untersuchungsrichter 
stellen oder die Anklageschrift gegen den Beschuldigten tiberreichen 
(§. 89). 

§. 80. 
Schluss der Vorerhebungen. 

Nach geschlossenen Vorerhebungen hat der Staatsanwalt 
zu prüfen, ob gentigende Gründe vorhanden sind, um gegen eine be- 
stimmte Person das Strafverfahren zu veranlassen. Ist dies der Fall, 
so bringt er entweder den Antrag auf Einleitung der Voruntersuchung 
oder die Anklageschrift ein. Im entgegengesetzten Falle legt er die an 
ihn gelangte Anzeige mit kurzer Aufzeichnung der ihn dazu bestimmen- 
den Gründe zurück, verständigt hievon den Verletzten, wenn von diesem 
die Anzeige herrührte, und übersendet, wenn die Vorerhebungen durch 
ein Gericht gepflogen wurden, diesem die Acten der Vorerhebungen 
mit der Bemerkung, dass er keinen Grund zur weiteren Verfolgung 
finde. Das Gericht hat die Vorerhebungen einzustellen und den etwa 
verhafteten Beschuldigten sofort auf freien Fuß zu setzen (§. 90, 412 
und J. M. E. V. 18. Mai 1874, Z. 6096 und v. 1. December 1874, 
Z. 15722). 

B. Voruntersuchung. 

§. 81. 
Zweck der Voruntersuchung. 

Die Aufgabe der Voruntersuchung besteht in der von 
Seite des Untersuchungsrichters vorzunehmenden vorläufigen Prüfung 
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der gegen eine bestimmte Person erhobenen Anschuldigung eines Ver- 
brechens oder Vergehens und in der Erhebung des Sachverhaltes inso- 
weit, als es nöthig ist, um jene Momente festzustellen, welche geeignet 
sind, entweder die Einstellung des Strafverfahrens herbeizuführen oder 
die Versetzung in den Anklagestand und die Beweisaufnahme in der 
Hauptverhandlung vorzubereiten (§. 91, al. 2). Daraus ergibt sich, dass 
es keineswegs Aufgabe der Voruntersuchung ist, alle Erkennt nißqu ellen 
der Wahrheit bis in das kleinste Detail zu erschönfen und alle Wider- 



sprüche aufzuklären, sondern dass es genügt, wenn zum Zwecke der 
Vorbereitung der Hauptverhandlung ermittelt wird, von welchen Per- 
sonen über entscheidende Umstände Auskunft zu erlangen ist, worin im 
Wesentlichen ihre Aussage besteht und welche anderen Beweismittel 
sonst noch vorhanden sind. Der Untersuchungsrichter darf niemals aus 
dem Auge verlieren, dass der Schwerpunkt des Strafverfahrens in der 
Hauptverhandlung und nicht in der Voruntersuchung liegt. 

§. 82. 

Einleitung der Voruntersuchung. 

In der Regel hängt es von dem Ermessen des Anklägers 
ab, ob der Versetzung in den Anklagestand eine Voruntersuchung vor- 
angehen oder mit Umgehung derselben die Anklageschrift überreicht 
werden soll. Ausnahmsweise muss aber der Versetzung in den 
Anklagestand eine Voruntersuchung vorhergehen und zwar a) wenn es 
sich um ein Verbrechen handelt, welches vor das Geschwornengericht 
gehört ; b) wenn gegen einen Abwesenden ein Strafverfahren eingeleitet 
werden soll (§. 91, al. 1) und c) wenn statt des Staatsanwaltes der 
Privatbetheiligte die Verfolgung aufrecht hält (§. 49, Nr. 1). In diesen 
Fällen erscheint eben ein sorgfältigeres unbefangenes Eingehen auf alle 
sowohl für als gegen den Beschuldigten sprechenden Umstände durch 
den unbefangenen Untersuchungsrichter geboten. — Die Voruntersuchung 
darf in Folge des Anklageprincipes nur auf Grund des Antrages eines 
berechtigten Anklägers eingeleitet werden. In diesem Antrage 
muss der Ankläger die Person, wider welche, und die Handlungen, 
rücksichtlich welcher die Voruntersuchung eingeleitet werden soll, genau 
und bestimmt bezeichnen, da nur gegen diese Person und nur wegen 
dieser strafbaren Handlungen die Voruntersuchung eingeleitet werden 
darf.^) Zugleich mit dem Antrage hat der Staatsanwalt die Anzeige, 

^) Werden daher dem Untersuchungsrichter im Laufe seiner Amtshandlung 
Umstände bekannt, welche auf eine strafbare Handlung oder auf einen Thäter hin- 
weisen, von welchen der Staatsanwalt noch keine Eenntniß hat, so hat er, ohne 
eine YoruntersuchuQg dieserwegen einzuleiten, den Staatsanwalt ungesäumt hievon 
zu verständigen (§. 144 und §. 10 V. V.). 

6* 
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sowie die zu seiner Kenntniß gelangten Beweismittel und die Ergebnisse 
der etwa veranlassten Vorerhebungen dem Untersuchungsrichter mitzu- 
theilen (§. 92) und die etwa vorhandenen besonderen Voraussetzungen 
seiner Berechtigung zur Antragstellung z. B. Zustimmung des Beleidigten, 
Zustimmung des betreffenden Hauses des Reichsrathes zur Verfolgung 
seines Mitgliedes u. s. w. (Processvoraussetzungen) nachzu- 
weisen.^) Der Beschuldigte kann nicht die Einleitung einer Vorunter- 
suchung verlangen, wohl aber kann er we gen Einsei tigkeit und Un zu- 
länglichkeit der gepflogenen Vorerhebun^ n gege n die mit Umgehung 
^er Voruntersuchung überreichte Anklageschrift den Umsprucli erheben 
und dadurch bewirken, dass der Gerichtshof zweiter Instanz die An- 
klageschrift bis zur besseren Aufklärung des Sachverhaltes durch Ein- 
leitung und Führung der Voruntersuchung zerückweist (§. 211). — 
Der Untersuchungsrichter hat den an ihn gestellten Antrag auf Ein- 
leitung der Voruntersuchung in strafjprocessualer sowohl als strafrecht- 
licher Beziehung zu prüfen. Er hat daher nicht nur seine Zuständig- 
keit in sachlicher und örtlicher Beziehung und die Berechtigung des 
Antragstellers zu beurtheilen, sondern auch zu erwägen, ob der That- 
bestand eines Verbrechens oder Vergehens als vorhanden anzunehmen 
und der gegen eine bestimmte Person erhobene Verdacht begründet ist. 
Tritt er dem Antrage des Anklägers bei, so hat er dies in den Acten 
ersichtlich zu machen; findet er aber Bedenken, demselben beizutreten, 
so hat er darüber den nach Anhörung des Staatsanwaltes zu fassenden 
Beschluss der Rathskammer unverzüglich einzuholen. Er nimmt bei 
der Verhandlung in der Rathskammer zwar an der Berathung, aber 
nicht an der Beschlussfassung Theil (§. 92, al. 3). Die Rathskammer 
kann auch vor der Beschlussfassung zum Zwecke der näheren Auf- 
klärung einzelner Umstände Erhebungen durch den Untersuchungs- 
richter pflegen lassen. Tritt sie dem Antrage auf Einleitung der Vor- 
untersuchung bei, so ist es doch ihre Sache, die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte strafbare Handlung selbständig juristisch zu qualificieren, 
da daraus sich praktische Consequenzen rücksichtlich der Haft u. s. w. 
ergeben können. 

§. 83. 

Eühnmg der Voruntersuchung. 

Die Voruntersuchung wird in der Regel von dem Untersuchungs- 
richter persönlich und unmittelbar geftlhrt. Doch kann derselbe die 
Bezirksgerichte sowohl innerhalb als außerhalb des Sprengeis seines 

*) Krieg, die Processvoraussetzungen des R St. P, in Ztsoh. f. St. W. V, 
S. 10 f.; Eis 1er, die Processvoraussetzungen im österr. St. P. in Grü&huts 
Ztsch. XVn, 8. 687 fg. 
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Gerichtshofes um die Vornahme einzelner gerichtlicher Handlungen er- 
suchen. Die Bezirksgerich te haben dem Ersuchen unter Beachtung der 
für den Untersuchungsrichter geltenden Vorschriften zu entsprechen, 
daher zunächst selbständig zu erwägen, ob d ie ges etzlichen V oraus- 
Setzung en des voinynen verlangten Untersuchungsactes z. B. der 
Hausdurchsuchung vorhanden sind. Sie haben femer, wenn sich aus 
der Vornahme der von ihnen verlangten üntersuchungshandlungen die 
Nothwendigkeit weiterer gerichtlicher Handlungen ergibt, dieselben, 
wenn sie in ihren Sprengel fallen, sofort vorzunehmen, außer diesem 
Falle aber das Ersuchschreiben an den Richter, in dessen Sprengel die 
Handlung vorzunehmen ist, abzutreten (§. 93). — Die Rathskammer 
kann aber auch nach Anhörung des Anklägers die Führung der einge- 
leiteten Voruntersuchung ganz oder theilweise an ein im Sprengel des 
Gerichtshofes gelegenes Bezirksgericht übertragen, welches dabei alle 
für den Untersuchungsrichter geltenden Vorschriften zu beobachten hat. 
Die Rathskammer kann jedoch diese Voruntersuchung jederzeit wieder 
an sich ziehen und ist dazu verpflichtet, sobald es der Ankläger oder 
der Beschuldigte beantragt (§. 12, al. 2). 

§. 84. 
Aufsicht der Eathskammer. 

Da die Rathskammer die Aufsicht über alle im Sprengel des Ge- 
richtshofes geführten Voruntersuchungen zu pflegen hat, so hat ihr der 
Untersuchungsrichter über den Stand aller anhängigen Voruntersuchun- 
gen monatlich einmal oder auch während des Monates, wenn er dies 
wegen der Wichtigkeit einer Sache für nöthig erachtet oder die Ent- 
scheidung der Rathskammer einzuholen ist, mündlich in Gegenwart des 
Staatsanwaltes, der mit seinen Anträgen zu hören ist, Bericht zu erstatten. 
Bezirksgerichte, denen die Führung einer Voruntersuchung übertragen 
wiirde, haben den monatlichen Bericht schriftlich zu erstatten und in 
gleicher Weise die Entscheidungen der Rathskammer einzuholen. Die 
mündliche Berichterstattung in der Sitzung der Rathskammer, welcher 
auch der Staatsanwalt beizuwohnen hat, wird in solchen Fällen einem 
Mitgliede derselben übertragen (§§. 94, 35). 

§. 85. 
Geschäftsgang in der Vonmtersuchung. 

Ist die Voruntersuchung eingeleitet, so schreitet der Unter- 
suchungsrichter innerhalb der durch den Antrag des Anklägers 
gezogenen Schranken vonAmtswegen ein, ohne weitere Anträge des 
Anklägers abzuwarten (§. 96). Aber allerdings ist der Ankläger, mag 
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die Anklage Öffentliche oder Priratanklage sein, berechtigt, auch hin- 
sichtlich der Vornahme einzelner üntersuchungshandlungen Anträge an 
den Untersuchnngsrichter zu stellen, über welche dieser, wenn er Be- 
denken findet, denselben beizutreten, die Entscheidung der Rathskammer 
einzuholen hat. Auch dem Beschuldigten und seinem Yertheidiger 
steht der Natur der Sache nach das Recht zu, Anträge auf Erhebungen 
zum Zwecke der Vertheidigung zu stellen, aber der Untersuchungs- 
richter ist nicht verpflichtet, die Entscheidung der Rathskammer einzu- 
holen, wenn er diesen Anträgen nicht beizutreten erachtet. — Was die 
Gegenwart der Parteien bei einzelnen Untersuchungshandlungen an- 
betrifft, so ist zwar dem Ankläger und dem Yertheidiger des Beschul- 
digten nicht gestattet, bei der förmlichen Vernehmung^) des Beschul- 
digten und der Zeugen gegenwärtig zu sein, sie sind aber berechtigt, 
dem Augenschein, der Haussuchung und der Durchsuchung von Papieren 
beizuwohnen und die Gegenstände zu bezeichnen, auf welche diese 
Untersuchungshandlungen auszudehnen sind (§. 97). Der Untersuchungs- 
richter hat die in dieser Beziehung gestellten Anträge möglichst zu 
berücksichtigen (§. 123), auch hat er, wenn nicht Gefahr am Verzuge 
haftet, den Ankläger, und wenn kein besonderes Bedenken dagegen ob- 
waltet, auch den bereits bestellten Yertheidiger von der Vornahme des 
Augenscheins ; den Ankläger auch von der Vornahme der beiden andern 
Untersuchungshandlungen vorher zu benachrichtigen (§§. 97, 116). 

§. 86. 

Beurkundung der Untersuchungshandlungen.*) 

e gerichtlichen zur Untersuchung, sei es im Laufe der 
Vorerhebungeno der der Voruntersuchung gehörenden Handlungen sind 
^otokoUe durch einen beeideten Protokollführer und zwar gleich bei 



Vornahme derselben und wo dies nicht thunlich ist, unmittelbar nacn- 
her aufzunehmen (§. 101, 104). Jedes Protokoll enthält die Bezeich- 
nung des Gerichtes, welche» die Amtshandlung vornimmt, der Veran- 
lassung derselben, des Ortes, Jahres und Tages, dann der Stunde des 
Beginnes derselben und die Angabe der gegenwärtigen Personen (§. 104 
und §. 16 V. V.), Besteht die Amtshandlung in der Vernehmimg einer 
Person, so sind die gestellten Fragen nur soweit niederzuschreiben, als 
es zum Verständniß einer Antwort erforderlich ist.^) Die Antworten 

') Im Gegensatz zu gelegentlichen Fragen während eines der Acte z. B. des 
Angensoheins, bei welchen die Parteien gegenwärtig sein können. 

*) Seelfeld, das Protokoll im österr. Strafprocesse. 2. A. 1889. 

^) Eine Ausnahme tritt ein, wenn wegen Unkenntniß der Gerichtssprache von 
Seite des Yemommenen der Vernehmung ein Dolmetsch beigezogen werden mnss. 
In diesem Falle ist zuerst auf der einen Seite des ProtokoUes die Frage in der 
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« 

sind in der Eegel bloß ihrem wesentlichen Inhalte nach erzählnng s- 
weise aufz unehmen. Nur wo es flir die Beurtheilung der Sache wichtig 
oder wo anzunehmen ist, dass die Vorlesung des Protokolles in der 
Hauptverhandlung erforderlich sein werde, ist der Vernommene unter 
Beibehaltung seiner eigenen Ausdrücke redend anzuführen. Der Richter 
hat das Protokoll laut, so dass es die Anwesenden hören, zu dictiren. 
Dem Vernommenen steht übrigens frei, seine Antworten dem Protokoll- 
führer in die Feder zu dictiren, welches Recht ihm aber wegen Miss- 
brauch desselben von dem Richter entzogen werden kann (§. 104). In 
dem Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches ausgelöscht, zugesetzt 
oder verändert werden. Durchstrichene Stellen müssen noch lesbar 
bleiben. /Erhebliche Zusätze oder Berichtigungen, die ein Vernommener 
seiner Aussage beifügt, sind am Rande des Protokolls oder in einem 
Nachtrage zu bemerken und auf die obangegebene Art zu genehmigen 
und zu, unterschreiben (§. 106). Jedes Protokoll ist den vernommenen 
oder sonst beigezogenen Personen vorzulesen, auch auf Verlangen zum 
Durchlesen vorzulegen und dass dies geschehen und genehmigt worden, 
im Protokolle zu bemerken J^ Dasselbe ist sodann von den vernommenen 
Personen durch Beisetzung der Unterschrift oder des Handzeichens^) 
auf jedem Bogen und am Schlüsse von den anwesenden Beamten, dem 
Protokollführer und den etwa beigezogenen Gerichtszeugen zu unter- 
schreiben« Verweigert der Vernommene die Unterschrift, so ist dies 
nebst dem Grunde der Weigerung im Protokolle zu bemerken (§. 105).^)*) / 

§. 87. 
Disciplinargewalt. 

Dem Richter steht zur Durchführung der ihm gestellten Aufgabe 
ein Disciplinarstrafrecht zu. Er kann gegen alle Personen (selbstver- 
ständlich mit Ausnahme des Staatsanwaltes), welche sich, sei es im 
Laufe der Vorerhebungen oder der Voruntersuchung ungeachtet voraus- 
gegangener Ermahnungen bei irgend einer Amtshandlung ein ungestümes 

Sprache des Gerichtes and darunter deren wörtliche Übersetzung, hierauf auf der 
anderen Seite die Antwort in der Sprache des Vernommenen und darunter in deren 
wörtlicher Übersetzung niederzuschreiben (§. 163 und §. 18 V. V.). 

■) Welchem der Name des Vernommenen durch den Protokollführer beizu- 
setzen ist (§. 17 V. V.). 

') Besteht das Protokoll aus mehreren Bogen, so müssen diese sämmtlich mit 
einem Faden zusammengeheftet und die Enden des Fadens mit dem Geriohtssiegel 
befestigt werden (§. 107). 

*) über jede Vorerhebung oder Voruntersuchung hat der Richter ein Tage- 
buch anzulegen, in welchem alle Acten genau zu verzeichnen sind (§. 107 und 
§. 18 V. V.). 
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oder beleidigendes Benehmen zu Schulden kommen lassen, eine Geld- 
strafe bis zu fünfzig Gulden oder, wenn sie nicht Gerichtszeugen, Sach- 
verständige oder Rechtsbeistände der Parteien sind, eine Arreststrafe 
bis zu acht Tagen und insolange der zu Bestrafende ohne hin verha ftet 
ist, Anweisung eines hltrten Lagers, Anhaltung in EinzelGaft, einsame 
H5sperrung in dunkler Zelle (mit Beobachtung der in den §§. 255—257 
St. G. B. angeordneten Einschränkungen) oder Entziehung der warmen 
Kost während einer Woche verhängen. Um aber namentlich den Be- 
schuldigten gegen Missbrauch des Disciplinarrechtes möglichst zu schätzen, 
ist der Eichter verpflichtet, jeden Fall der Ausübung desselben sogleich 
der Rathskammer anzuzeigen, weicne die verhängte mitrale von Amis- 
zuheben oder zu mildem berechtigt ist (§. 108). — Abgesehen 
von dem eben angeführten Falle eines ungestümen oder beleidigenden 
Benehmens darf der Richter in einem speciellen Falle auch wegen Un- 
gehorsam Strafe verhängen. Begibt er sich nämlich gleich nach Ver- 
tibung eines Verbrechens oder Vergehens an Ort und Stelle, um den 
Thatbestand zu erheben, so kann er jedem, bei dem er es nothwendig 
findet, verbieten, während desselben oder auch noch während des 
folgenden Tages seinen Aufenthaltsort zu verlassen. Wer diesem 
Befehle zuwiderhandelt, kann von dem Richter nach Umständen zu 
einer Geldstrafe bis zu 50 fl. verurtheilt und es kann ein Verhaftsbefehl 
gegen ihn erlassen werden (§. 182). 

§. 88. 

Einstellung der Vonmtersuchung. 

Die Voruntersuchung wird beendet durch Einstellung oder durch 
Schluss derselben. Sie kann durch Verfügung des Untersuchungsrichters 
oder dm-ch Beschluss der Rathskammer o der des Gerichtshofes zweiter 
Instanz eingestellt werden. Der Untersuchungsrichter {bez. 
dias mit der Führung der Voruntersuchung betraute Bezirksgericht) 
muss in Consequ enz des Anklag eprin cipes die Voruntersuchung ein- 
stellen, sobald der Ankläger dasHSegeßren nach strafgerichtlicher Ver- 
folgung zurückzieht oder auf Einstellung der Voruntersuchung anträgt 
oder nach geschlossener Voruntersuchung erklärt, dass er keinen Grund 
zur weiteren gerichtlichen Verfolgung finde oder wenn der Privat- 
betheiligte als öffentlicher Ankläger oder der Privatankläger nicht 
rechtzeitig die Anklageschrift überreichen (§§. 109, al. 1 und 112). 
Durch Beschluss der Rathskammer kann ohne Zustimmung des 
Ankläg ers von Amtswegen die Voruntersuchung eingestellt werden, 
wenn dieselbe erachtet, dass kein Grund zu weiterer Verfolgung vor- 
handen ist (§. 109, al. 2). Durch Beschluss des Gerichtshofes 
zweiter Instanz kann endlich in Folge einer gegen einen Beschluss 



Zwangsmittel im Vorverfahren. 89 

der Rathskammer erhobenen Beschwerde oder in Folge der Zurück- 
weisung der Anklage die Einstellung der Voruntersuchung verfügt 

werden (§. 213). Von der Einstellung der Voruntersuchung ist 

der Ankläger, der Privatbetheiligte und der Beschuldigte zu verständigen 
und letzterer ist, wenn er verhaftet war, sogleich freizulassen und ihm, 
wenn er es verlangt, ei n Amtszeug^niß darüber auszufertig en, dass kein 
Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung gegeii ihn vorhanden 
sei. Auch dem Ver l^tzteUj^ der sich dem Strafverfahren nicht ange- 
schlossen W, ist auf sein Ansuchen die Bestätigung der erfolgten Ein- 
stellung zu erthellen (§. llUj. 



•»■«■»«MM 



§. 89. 
Schluss der Vonmtersuohung. 

Die Voruntersuchung ist zu schließen, sobald die gepflogenen 
Erhebungen zureichen, um die Versetzung in den Anklagestand zu 
begründen und zugleich die zur vollständigen Vorführung der Beweis- 
mittel in der Hauptverhandlung erforderliche Übersicht über dieselben 
erlangt ist (§. 111). — Nach geschlossener Voruntersuchung hat der 
Untersuchungsrichter die Apten dem Staatsanwälte mitzutheilen. Dieser 
ist verpflichtet, binnen acht Tagen — welche Frist aber ke ine Fallfri st 
ist, — entweder die Anklageschrift bei dem Untersuchungsrichter ein- 
zubringen oder die Acten demselben mit der Erklärung zurückzustellen, 
dass er keinen Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung finde. Ist 
aber ein Privat- oder ein Subsidiarankläger eingeschr itten, so ist dieser 
von deriTÄbschlusse der Voruntersuchung mit der Aufforderung zur 
Einbringung der Anklageschrift binnen vierzehn Tagen und mit der 
Belehrung in Kenntniß zu setzen, dass die Nichteinhaltung die ser Frist 
(1?T Rllr^^^^^ v on der Anklage gl e ichkomm e. Erachtet der (öffent- 
liche oder Privat-) Ankläger eine Ergänzung der Voruntersuchung für 
nothwendig, so kann er innerhalb der zur Einbringung der Anklage- 
schrift bestimmten Frist einen diesbezüglichen Antrag stellen. Wird 
dieser Antrag von der Rathskammer abgelehnt, so läuft die neue Frist 
zur Einbringung der Anklageschrift von der Bekanntmachung des Ab- 
lehnungsbeschlusses (§. 112). 

C. Zwangsmittel im Vorverfahren.*) 

§. 90. 
Im Allgemeinen. 

Dem Strafrichter müssen nöthigenfalls Zwangsmittel zu Gebote 
stehen, um einerseits jene Gegenstände, welche für die Unter- 

•) Holtzendorff in s. Hdb. L, S. 306 fg. 
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suchung und Entscheidung einer bestimmten Strafsache von Bedeutung 
sein können, zu erlangen und andererseits die Stellung eines Zeugen, 
Sachverständigen oder des Beschuldigten vor Gericht zu 
bewirken und des letzteren Gegenwart bis zum Schlüsse des Strafver- 
fahrens zu sichern. Die Herbeischaffung von Gegenständen, 
welche für die Untersuchung von Bedeutung sein können, geschieht 
theils durch Verhängung von Geld- oder Arreststrafen gegen den die 
Herausgabe verweigernden Besitzer dieser Gegenstände, theils durch 
Haus- und Personsdurchsuchung und durch Beschlagnahme. Gegen 
ungehorsame Zeugen und Sachverständige wird mit G«ld- oder 
Arreststrafe und mit zwangsweiser Vorführung vorgegangen.^) Was 
aber die gegen den Beschuldigten zulässigen Zwangsmaßregeln an- 
betrifft, so ist zu unterscheiden, ob der Aufenthalt desselben bekannt 
ist oder nicht. Im ersteren Falle kann gegen ihn als Zwangsmittel 
ein Vorftihrungsbefehl erlassen oder es kann die vorläufige Verwahrung 
oder die ordentliche Untersuchungshaft wider ihn verhängt, die letztere 
aber auch in einzelnen Fällen durch Sicherheitsleistung ersetzt werden. 
Ist aber der Aufenthalt des Beschuldigten unbekannt, so kann sich der 
Bichter zur Habhaftwerdung desselben nach Umständen der Hausdurch- 
suchung, der Nacheile oder der Steckbriefe bedienen, und es kann auch 
dem Beschuldigten, der sich vor Gericht zu stellen bereit erklärt, das 
sichere Geleit ertheilt werden. 



§• 91. 

Zwangsmittel zur Erlangung von Oegenständen. a) Editionspflicht. 

Jeder, der Gegenstände, insbesondere auch Urkunden, welche für 
die Untersuchung einer Strafsache von Bedeutung sein können, inne- 
hat, ist verpflichtet, dieselben auf Verlangen des Gerichtes herauszu- 
geben. Verweigert er die Herausgabe eines solchen Gegenstandes und 
ist dessen Innehabung zugestanden oder sonst erwiesen, so ist die Ab- 
nahme mittelst Hausdurchsuchung zu bewirken. Führt diese nicht zum 
Ziele, so kann der Besitzer, falls er nicht selbst der strafbaren Hand- 
lung verdächtig erscheint oder von der Verbindlichkeit zur Ablegung 
eines Zeugnisses gesetzlich befreit ist, durch Verhängung einer Geld- 
strafe bis zu fünfzig Gulden und bei fernerer Weigerung in wichtigeren 
Fällen durch Arrest bis zu sechs Wochen dazu angehalten werden 
(§. 143). 



^) Das Nähere in der Lehre von der Vernehmung der Zeugen und Sach- 
verständigen. 
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§. 92. 
b) Haus- und Personsdurcbsucliung. 

Die Hausdurchsuchung^) ist die Durchsuchung der Wohnung 
oder sonstiger zum Hauswesen gehöriger Eäumlichkeiten. Sie kann 
zum Zwecke der Ergreifung des Beschuldigten oder der Auffindung von 
Gegenständen vorgenommen werden, deren Besitz oder Besichtigung für 
eine bestimmte Untersuchung von Bedeutung sein kann. Die Voraus- 
setzung ihrer Zulässigkeit ist die gegründete Wahrscheinlichkeit, dass 
der Zweck derselben werde erreicht werden (§. 139, al. 1). Gegen 
Personen, bei welchen eine hohe Wahrscheinlichkeit für den Besitz von 
für die Untersuchung wichtigen Gegenständen spricht, oder welche eines 
Verbrechens oder Vergehens verdächtig oder sonst übel berüchtigt sind, 
kann auch die Durchsuchung der Person und ihrer Kleidung 
stattfinden (§. 139). 

Die Durchsuchung darf in der Eegel nur kraft eines mit Gründen 
versehenen richterlichen Befehles, welcher dem Betheiligten 
sogleich oder innerhalb der nächsten vierundzwanzig Stunden zuzustellen 
ist, vorgenommen werden (§. 140, al. 3). Wenn jedoch Gefahr am Ver- 
zuge vorhanden ist, so kann eine Hausdurchsuchung auch ohne richter- 
lichen Befehl von Gerichtsbeamten oder Beamten der Sicherheitsbehörden 
angeordnet werden, jedoch ist der zur Vornahme Abgeordnete mit einer 
schriftlichen Ermächtigung zu versehen, welche er dem Betheiligten vor- a \JJ^6 l^h 
zuweisen hatXjAuch die Sicherheitsorgane können eine Hausdurch- >/*j ^^ 
suchung aus eigener Macht vornehmen, wenn gegen eine Person ein w^f^^ Ahr^. 
Vorführungs- oder Verhaftsbefehl erlassen, oder wenn sie auf der That/r^«?>yWpNH 
betreten, durch öffentliche Nacheile oder öffentlichen Ruf als einer straf- Gm. ^ wH^ 
baren Handlung verdächtig bezeichnet oder im Besitze von Gegenständen tK^'^Xt^ 
betreten wird, welche auf die Betheiligung an einer solchen hinweisen. J&7^ 
In jedem Falle, in welchem die Hausdurchsuchung nicht kraft eines >^ 
richterlichen Befehles vorgenommen wird, ist dem Betheiligten auf sein^^J]^^ *r^Al 
Verlangen sogleich oder binnen der nächsten vierundzwanzig Stunden [7^ yi ^^^ 
die Bescheinigung über die Vornahme derselben und deren Gründe ^u- ^jV^^ ^a^;^ 
zusteUen (§. 141). ^'^^>M£^^ 

Was die Art und Weise der Vornahme der Haus- und Persons- iJ /^J, ^ 
durchsuchung anbetrifft, so ist dieselbe mit Vermeidung alles unnöthigenr]|[]|V^ 
Aufsehens, jeder nicht unumgänglich nöthigen Belästigung oder Störung^^T^Tj/^^ 
der Betheiligten, mit möglichster Schonung ihres Rufes und ihrer mit ^^V^^ ]^ 

*) Zum Schutze des Hausreohtes erschien das G. v. 27. October 1862, Nr. 88 •ftAv^^Hf*^ 
R. G. Bl., welches im Art. 9 des Staatsgrundgesetzes v. 21. December 1867, Nr. 14^4^tr^^''€C%w«. v 
R. G. Bl. als Bestandtheil des Staatsgrundgesetzes erklärt wurde. Die Bestimmungen /i#j|^^ < i 
dieses Gesetzes wurden in die St. P. 0. aufgenommen. yIJ^^^^ C 
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dem Gegenstände der Untersuchung nicht zusammenhängenden Privat- 
geheimnisse, sowie mit sorgfältigster Wahrung der Schicklichkeit und 
des Anstandes vorzunehmen (§. 142, al. 1). Sie soll in der Eegel nur 
nach vorausgegangener Vernehmung desjenigen, hei oder an welchem 
sie vorgenommen werden soll und nur insofern stattfinden, als durch 
die Vernehmung weder die freiwillige Herausgahe des Gesuchten noch 
die Beseitigung der die Durchsuchung veranlassenden Gründe herhei- 
geftihrt wird. Ist jedoch Gefahr am Verzuge vorhanden, oder soll die 
Durchsuchung bei übel berüchtigten Personen oder von Räumlichkeiten, 
welche dem Publicum offen stehen, vorgenommen werden, so kann von 
dieser Vernehmung Umgang genommen werden (§. 140, al. 1 und 2), 
Der Durchsuchung sind zwei Gerichtszeugen beizuziehen, auch ist der 
Inhaber der Räumlichkeit, welche durchsucht werden soll, aufzufordern, 
der Durchsuchung beizuwohnen ; ist er verhindert oder nicht anwesend, 
so muss die Aufforderung an ein erwachsenes Mitglied seiner Familie 
oder in dessen Ermangelung an einen Hausgenossen oder Nachbar er- 
gehen (§. 142, al. 2 und 3). Die Durchsuchung von Papieren kann 
nur mit Einwilligung des Inhabers derselben stattfinden ; fehlt diese, so 
sind die Papiere versiegelt zu Gericht zu hinterlegen und es ist sofort 
die Entscheidung der Rathskammer einzuholen, ob sie durchsucht oder 
zurückgegeben werden sollen (§. 145). — Ist bei der Hausdurchsuchung 
nichts Verdächtiges gefunden worden, so ist dem Betheiligten auf sein 
Verlangen eine Bestätigung hierüber zu ertheilen (§. 142, al. 4).^) 

§. 93. 

c) Beschlagnahme. 

Werden bei Vornahme eines Augenscheines oder einer Hausdurch- 
suchung Gegenstände gefunden, welche für die Untersuchung von Be- 
deutung sein können, so sind sie in ein Verzeichniß zu bringen und in 
gerichtliche Verwahrung oder doch unter gerichtliche Obhut zu nehmen 
(§§. 98, 143). Befinden sich unter den vorgefundenen Gegenständen 
zum Gottesdienste geweihte Sachen, so sind sie von allen übrigen 
Gegenständen abzusondern und dem nächsten Seelsorger der betreffen- 
den Religionsgesellschaft zur Aufbewahrung zu tibergeben (§. 98 und 
§. 32 V. V.). Auch Gegenstände, welche auf die Begehung einer 
anderen von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlung, als wegen 
welcher die Durchsuchung vorgenommen wird, schließen lassen, sind 



«) Wird auf Grund des G. v. 6. Mai 1869, Nr. 66 R. G. Bl. der Art, 9 des 
St. G. G. V. 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl. suspendirt, so können wegen 
einzelner im Anhange zu dem G. v. 5. Mai 1869 bezeichneter strafbaren Handlungen 
Haussuohungen ohne richterlichen Befehl jederzeit «angeordnet werden. 
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mit Beschlag zu belegen und in gerichtliche Verwahrung zu nehmen; 
es ist jedoch davon dem Staatsanwälte sofort Mittheilung zu machen, 
und wenn dieser nicht die Einleitung des Strafverfahrens beantragt, so 
sind die in Beschlag genommenen Gegenstände unverzüglich zurück- 
zugeben (§. 144). — Sind Papiere versiegelt zu Gericht hinterlegt 
worden und sollen sie entsiegelt werden, so ist derjenige, dem sie ab- 
genommen wurden, aufzufordern, der Entsiegelung beizuwohnen; er- 
scheint er aber nicht oder ist er abwesend, so wird die Entsiegelung 
doch vorgenommen (§. 145). 

§. 94. 
d) Beschlagnahme und Eröffnung von Briefen und anderen Sendungen. 

Von der gesetzlich gewährleisteten Unverletzlichkeit des 
Briefgeheimnisses (Art. 10 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
cember 1877, Nr. 142 R. G. Bl. und Ges. zum Schutze des Brief- 
und Schriftengeheimnisses vom 6. April 1870, Nr. 42 R. G. Bl.) tritt 
eine Ausnahme dann ein, wenn die Zwecke des Strafverfahrens die 
Beschlagnahme und Eröffnung von Briefen als unumgänglich nothwendig 
erscheinen lassen. Dies kann rücksichtlich der Briefe der Fall sein, 
welche der Beschuldigte, der sich bereits wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens in Haft befindet oder gegen den wegen eines solchen ein 
Vorführungs- oder Verhaftsbefehl erlassen wurde, abschickt oder welche 
an ihn gerichtet werden, und das Gleiche gilt auch von Telegrammen 
oder anderen Sendungen, welche von dem Beschuldigten herrühren oder 
für ihn bestimmt sind. Der Richter kann solche Briefe, Telegramme 
oder andere Sendungen in Beschlag nehmen und deren Auslieferung 
von den Post- oder Telegraphenämtern und sonstigen Beförderungs- 
Anstalten verlangen (§. 146). Von der erfolgten Beschlagnahme ist der 
Beschuldigte oder im Falle seiner Abwesenheit einer seiner Angehörigen 
längstens binnen vierundzwanzig Stunden zu verständigen (§. 148). 
Auch der Staatsanwalt kann bei Gefahr am Verzuge an die Beförderungs- 
Anstalten das Verlangen stellen, dass oberwähnte Sendungen bis zum 
Eintreffen einer gerichtlichen Verfügung zurückbehalten werden ; erfolgt 
jedoch eine solche nicht binnen drei Tagen, so darf die Beförderung 
nicht weiter verschoben werden (§. 146). — Die Eröffnung der mit 
Beschlag belegten Sendungen kann nur durch den Richter, und zwar 
mit Zustimmung des Beschuldigten ohne Weiteres geschehen. Stimmt 
der Beschuldigte nicht zu, so kann, wenn nicht Gefahr am Verzuge 
obwaltet, die Eröffnung nur mit Genehmigung der Rathskammör er- 
folgen (§. 147). Der Inhalt der eröffneten Briefe und Telegramme ist, 
sofern von der Mittheilung kein nachtheiliger Einfluss für die Unter- 
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suchung zu besorgen ist, dem Beschuldigten oder demjenigen, an den 
der Brief oder das Telegramm gerichtet war, in Urschrift oder Abschrift, 
ganz oder auszugsweise mitzutheilen (§. 148).^) 

§. 95. 

Zwangsmittel zur Stellung des Besohuldigten vor Oericht. a) Im Falle 
der Anwesenheit desselben. Vorläufige Verwahrung. 

Wenn der vor Gericht geladene Beschuldigte der schriftlichen und 
verschlossenen Vorladung, welche nicht nur den Gegenstand der Unter- 
suchung im Allgemeinen zu bezeichnen, sondern auch den Beisatz zu 
enthalten hat, dass der Vorgeladene als Beschuldigter vernommen werden 
soll (§. 173), keine Folge leistet, ohne eine hinreichende Entschul- 
digungsursache angezeigt zu haben, so ist ein schriftlicher Vorftthrungs- 
befehl gegen ihn auszufertigen (§. 174). Aber auch ohne vorher- 
gegangene Ladung kann der Untersuchungsrichter die Vorführung und 
vorläufige Verwahrung des eines Verbrechens oder Vergehens 
Verdächtigen zum Zwecke seiner Vernehmung durch Erlassung eines 
mit Gründen versehenen Verhaftsbefehles, welcher demselben sogleich 
bei seiner Verhaftung oder doch innerhalb der nächsten vierundzwanzig 
Stunden zuzustellen ist, anordnen, a) wenn er auf frischer That 
betreten oder unmittelbar nach der That als des Verbrechens oder Ver- 
gehens verdächtig durch amtliche Nacheile oder öflfentlichen Nachruf 
bezeichnet oder mit Waffen oder mit anderen Gegenständen, die von 
der strafbaren Handlung herrühren oder sonst auf seine Theilnahme an 
derselben hinweisen, betreten wird ; h) wenn erAnstaltenzurFlucht 
gemacht hat oder der Flucht aus triftigen Gründen verdächtig ist. 
Als triftige Gründe gelten beispielsweise die Größe der dem Beschul- 
digten muthmaßlich bevorstehenden Strafe, sein herumziehender Lebens- 
wandel, seine Heimat- oder Ausweislosigkeit; c) wenn der Beschuldigte 
auf eine die Ermittlung der Wahrheit hindernde Art auf Zeugen, Sach- 
verständige oder Mitbeschuldigte einzuwirken, oder wenn er sonst durch 
Vernichtung der Spuren des Verbrechens oder Vergehens die Unter- 
suchung zu erschweren gesucht hat, oder wenn die auf bestimmte That- 
sachen sich gründende Besorgniß vorhanden ist, dass das eine oder 
andere geschehen könne (Collusionsgefahr); d) wenn besondere 
Umstände die Befürchtung rechtfertigen, dass der Beschuldigte die voll- 
endete That wiederholen oder eine versuchte oder angedrohte That 

*) Wird auf Grund des G. v. ö. Mai 1869, Nr. 66 R. G. Bl. der Art. 9 des 
St. G. G. V. 21. Deoember 1867, Nr. 162 R. G. ßl. suspendirt, so kann die Beschlag- 
nahme und Eröffnung von Briefen auch außer den Fällen der Haussuchung oder 
der Verhaftung und ohne richterlichen Befehl vorgenommen werden. 
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ausführen werde. — Handelt es sich aber um ein Verbrechen, bei welchem 
nach dem Gesetze auf die Todesstrafe oder auf mindestens zehnjährige 
Kerkerstrafe zu erkennen ist, so hat der Richter, damit die Erreichung 
des Zweckes des Strafverfahrens durch den Beschuldigten nicht in 
irgend einer Weise vereitelt werde, sogleich gegen den eines solchen 
Verbrechens Verdächtigen einen Haftsbefehl zu erlassen (§§. 175, 176). 
In allen eben angeführten Fällen hat aber auch der für die Vorerhebungn 
zuständige Bezirksrichter das Recht, wenn der Beschuldigte auch 
nach seiner Vernehmung der ihm zur Last gelegten That verdächtig 
bleibt, zu beschließen, dass derselbe bis auf weitere Weisung des Unter- 
suchungsrichters in Verwahrung zu bleiben habe ; der so in Verwahrung 
Genommene hat aber das Recht zu verlangen, dass er vor den Unter- 
suchungsrichter gestellt werde, welchem Verlangen binnen achtundvierzig 
Stunden zu entsprechen ist (§. 178). — Ausnahmsweise haben aber 
auch zur Untersuchung nicht zuständige Richter und Organe der 
Sicherheitsbehörden das Recht, den eines Verbrechens oder Ver- 
gehens Verdächtigen zum Behufe der Vorführung vor den Untersuchungs- 
richter in vorläufige Verwahrung zu nehmen, und zwar unbedingt im 
Falle der Ergreifung auf frischer That; im Falle des Fluchtverdachtes, 
der CoUusionsgefahr oder der Gefahr der Wiederholung oder Voll- 
endung der That aber dann, wenn die vorläufige Einholung des 
richterlichen Befehles wegen Gefahr am Verzuge nicht thunlich ist. 
Der in Verwahrung Genommene muss aber ungesäumt durch den 
Richter oder die Sicherheitsbehörde vernommen und wenn sich 
dabei ergibt, dass kein Grund zu seiner weiteren Verwahrung vor- 
handen ist, sogleich freigelassen, sonst aber binnen achtundvierzig 
Stunden (wenn aber auf Grund des Gesetzes vom 5. Mai 1869, R. G. 
Bl. Nr. 66, §. 3 die Suspension des Art. 8 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. December 1867, R. G. BL Nr. 142, erfolgt ist, binnen acht 
Tagen) an den Unters<ichungsrichter abgeliefert werden (§. 177). Der , 
Untersuchungsrichter hat jeden ihm eingelieferten oder auf seinen Befehl 
vorgeführten Beschuldigten binnen vierundzwanzig Stunden, oder wenn 
dies nicht möglich wäre, längstens innerhalb drei Tagen zu vernehmen 
und nach dieser Vernehmung sofort zu beschließen, ob der Beschuldigte 
wieder auf freien Fuß gestellt oder wider ihn die ordentliche Unter- 
suchungshaft verhängt werden soll (§. 179). — Eine specielle Bestim- 
mung über vorläufige Verwahrung enthält das Gesetz ftlr den Fall, 
wenn bei einer von einer großen Anzahl von Personen begangenen 
strafbaren Handlung, z. B. bei einem Aufruhr oder Aufstand nicht 
möglich ist, die Schuldigen sogleich auszumitteln. In diesem Falle 
können alle, welche dem Vorgange beigewohnt haben und von dem 
Verdachte der Theilnahme nicht völlig frei sind, einstweilen festge- 
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nommen werden. Sie müssen jedoch längstens binnen drei Tagen von 
dem zuständigen Richter vernommen und dürfen nicht länger in Ge- 
wahrsam gehalten werden, ausgenommen diejenigen, wider welche bereits 
die ordentliche Untersuchungshaft verhängt werden kann (§. 180). 

§. 96. 
Ordentliohe TJntersuohungshaft.''') 

Die ordentliche Untersuchungshaft besteht in der gleichen 
Beschränkung der persönlichen Freiheit, wie die vorläufige Verwahrung, 
aber während die letztere auf eine gesetzlich bestimmte kurze Frist 
beschränkt ist, hat die erstere während des ganzen ihrer Verhängung 
nachfolgenden Verfahrens bis zur rechtskräftigen Beendigung desselben 
fortzudauern, wenn nicht im Laufe des Verfahrens der Grund, der zu 
ihrer Verhängung geführt hat, entfällt. Sie ist Mittel zur Erreichung 
des Zweckes des Strafverfahrens, daher nur dann gerechtfertigt, wenn 
zu besorgen ist, dass dieser Zweck ohne ihre Verhängung nicht werde 
erreicht werden können. Sie kann nur gegen den Beschuldigten im 
eigentlichen Sinne, d. h. gegen denjenigen, gegen welchen der Antrag 
auf Einleitung der Voruntersuchung gestellt wurde, und der auch nach 
seiner Vernehmung durch den Untersuchungsrichter eines Verbrechens 
oder Vergehens verdächtig bleibt, oder gegen welchen die Anklage- 
schrift eingebracht wurde, verhängt werden. Sie muss verhängt 
werden, wenn es sich um ein Verbrechen handelt, bei welchem nach 
dem Gesetze auf die Todesstrafe oder auf mindestens zehnjährige Kerker- 
strafe zu erkennen ist. Sie kann abgesehen von diesem Falle ver- 
hängt werden wegen Fluchtverdachtes, wegen Gefahr von CoUusionen 
oder wegen der Besorgniß, dass der Beschuldigte die vollendete That 
wiederholen oder eine versuchte vollenden werde. Eine Ausnahme 
hievon tritt rücksichtlich der Militär-(Landwehr-)Personen ein, welche 
im Frieden zur Recrutenausbildung oder zu den Waflfenübungen ein- 
berufen sind. Diese dürfen während der Dauer der Einberufung von 
dem Civilstrafgerichte nur dann in Untersuchungshaft genommen werden, 
wenn es sich um ein Verbrechen handelt oder wenn CoUusionsgefahr 
vorhanden ist. Ist eine Kriegserklärung erfolgt oder ein Krieg ausge- 
brochen, so findet die Untersuchungshaft gegen die genannten Personen, 
wenn sie zur Dienstleistung einberufen sind, nur in dem Falle statt, 
wenn auf das Verbrechen, dessen sie beschuldigt werden, nach dem 
Gesetze die Todes- oder mindestens zehnjährige Kerkerstrafe verhängt 

*) Lit. Heinze, Das Recht der Untersnohungshaft, 1865. Zucker, Die 
UntersachuDgshaft vom Standpunkte der österr. Stra^rocessgesetzgebung. 3 Abth. 
1878 — 79, besondere die 8. Abth. u. d. T.: Die ReformbedOrftigkeit der Unter* 
Buchungshaft, 1879. 
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ist (§. 180). — Der Beschlass auf Verhängung der Untersuchungshaft 
ist sammt der Begründung dem Beschuldigten mündlich zu eröffnen, 
auf Verlangen aber auch binnen yierundzwanzig Stunden schriftlich 
mitzutheilen (§. 180, al. 3).*) 

§. 97. 

Behandlung der Verhafteten. 

Da die vorläufige Verwahrung sowohl als die ordentliche Unter- 
suchungshaft nur Mittel sind, um sich der Person des Beschuldigten 
zu versichern und für die Untersuchung naehtheilige Verabredungen 
oder Beseitigung der Spuren der strafbaren Handlung zu verhindern, 
so soll der Verhaftete nur jene Beschränkungen erleiden, welche zur 
Erreichung dieses Zweckes erforderlich sind, und es soll seine Haft mit 
möglichster Schonung seiner Person und seiner Ehre vollzogen werden 
(§. 183). Daher ist a) jeder Verhaftete für sich allein zu verwahren; 
wo dies aber nicht thunlich ist, sollen doch nicht Personen verschiedenen 
Geschlechtes, Theilnehmer an derselben strafbaren Handlung, jugend- 
liche oder ungeübte Verbrecher mit erwachsenen oder geübten zusammen 
in ein G^fangniß gebracht werden. Auch ist bei der Vertheilung der 
Gefangenen in die verschiedenen Haftlocali täten auf ihre Bildungsstufe 
und auf die Art der ihnen zur Last gelegten strafbaren Handlungen 
Bücksicht zu nehmen (§. 18i). b) Bequemlichkeiten und Beschäftigungen, 
die dem Stande und den Vermögensverhältnissen des Gefangenen ent- 
sprechen, darf er sich auf seine Kosten verschaffen, insofern sie mit 
dem Zwecke der Haft vereinbar sind und weder die Ordnung des Hauses 
stören, noch die Sicherheit gefährden (§. 185). c) Die Erlaubniß, dasB 
den Verhafteten Verwandte oder Personen, mit denen er in Geschäfts- 
verbindungen steht oder mit denen er sich zu berathen wünscht, oder 



^) Eine Ausnahmsstellung insbesondere rücksichtlich der Verhaftung nehmen 
ans Gründen des Staatsrechtes die Mitglieder des Reichsrathes, der Delegation and 
der Landtage ein. Diese dürfen während der Dauer der Session, worunter nicht 
die Wahlperiode, sondern die Zeit zwischen der vom Kaiser angeordneten Eröffnung 
und Schließung, nicht bloj) Vertagung der Sitzungen zu verstehen ist, E. d. C. H. 
Nr. 602 u. PI. E. Nr. 992 wegen einer strafbaren Handlung — den Fall der Ei^ 
greifung auf frischer That ausgenommen — ohne Zustimmung des Hauses, dem sie 
angehören, nicht verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden. Selbst in dem Falle 
der Ergreifung auf frischer That hat das Gericht dem Präsidenten des Hauses 
sogleich die geschehene Verhaftung bekannt zu geben. Wenn es das Haus verlangt, 
musB der Verhsit aufgehoben oder die Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode 
angeschoben werden. Dasselbe Recht hat das Haus in Betreff einer Verhaftung oder 
Untersuchung, welche über ein Mitglied desselben auQerhalb der Sitzungsperiode 
verhängt worden ist (G. v. 21.December 18«7, R. G. Bl. Nr. 141 §. 16; v. 21. Decem- 
ber 1867, R. G. B. Nr. 146, §. 23 und G. v. 3. October 1861, R. G. B. Nr. 98, §. 2). 

Rnlf, Straf process. 3. Auflage. 7 
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ein Arzt oder ein Geistlicher seiner Confession besuchen, darf unter den 
durch die Hausordnung gebotenen Bedingungen nicht verweigert werden. 
Solche Besuche finden nur in Gegenwart einer Gerichtsperson statt und 
können von dem Eichter gänzlich untersagt werden, wenn nach den 
Umständen des Falles ans denselben Nachtheil för die Untersuchung 
zu besorgen ist |(§. 186). d) Der Verhaftete darf nur mit Vorwissen 
des Untersuchungsrichters Telegramme, Briefe und ähnliche Sendungen 
empfangen oder an Andere absenden und wenn Nachtheile für die 
Untersuchung zu besorgen sind, nur nachdem der Untersuchungsrichter 
dieselben gelesen und deren Absendung oder Aushändigung an den 
Verhafteten unbedenklich gefunden hat. Die Erlaubniß zur Absendung 
von Schreiben an höhere Justizbehörden darf dem Verhafteten nie ver- 
weigert werden (§. 187). e) Die Fesselung eines Verhafteten darf nur 
bei einem besonders widerspänstigen, gewaltthätigen oder Andere auf- 
reizenden Benehmen, sowie wegen Versuches oder Vorbereitung zur 
Flucht zeitweilig und nie durch längere Zeit, als das strengste Bedtiriniß 
es erfordert, in Anwendung gebracht werden (§. 188). 

§. 98. 
Aufhebung der Haft. 

Die vorläufige Verwahrung sowohl als auch die ordentliche Unter- 
suchungshaft sind im Laufe des Verfahrens sofort aufzuheben, sobald 
der Grund, der zu ihrer Verhängung führte, entfallen ist (§. 190). Die 
Aufhebung der Untersuchungshaft wird, wenn der Staatsanwalt zu- 
stimmt, von dem Untersuchungsrichter, bei Mangel dieser Zustimmung 
aber von der Eathskammer verfügt (§. 196). Um aber einer ungebtir- 
lichen Ausdehnung der Colin sionshaft entgegenzutreten, beschränkt 
das Gesetz die Dauer derselben auf eine bestimmte Zeit, und zwar darf 
dieselbe nicht über zwei Monate dauern. Nur aus sehr wichtigen 
Gründen und bei besonders weitwendigen Untersuchungen kann auf 
Antrag des Staatsanwaltes oder des Untersuchungsrichters von dem 
Gerichtshofe zweiter Instanz eine Ausdehnung bis auf höchstens drei 
Monate, vom Tage der Verhaftung angefangen, bewilligt werden (§. 190). 

Dem aus der Haft entlassenen und auf freien Fuß gesetzten Be- 
schuldigten kann der Untersuchungsrichter das Gelöbniß abfordern, 
dass er sich bis zur rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens 
ohne Genehmigung des Untersuchungsrichters von seinem Aufenthalts- 
orte nicht entfernen, noch sich verborgen halten, noch auch die Unter- 
suchung zu vereiteln suchen werde. Der Bruch dieses Gelöbnisses zieht 
die Verhängung der Untersuchungshaft nach sich (§. 191). 
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§. 99. 
Sicherheitsleistung.''') 

Da die Untersuchungshaft sowohl für den Beschuldigten ein ihn 
schwer treffendes Übel als auch für den Staat eine nicht unbedeutende 
Last bildet, so soll sie entfallen, wenn der Zweck, welcher durch sie 
erreicht werden soll, durch ein anderes weniger lästiges Mittel erreicht 
werden kann. Da es nun nicht wahrscheinlich ist, dass derjenige, der 
eine entsprechende Caution leistet, entfliehen oder sich verborgen 
halten und so sich dem Verluste der Caution aussetzen werde und da 
es noch weniger wahrscheinlich ist, dass für einen der Flucht verdäch- 
tigen Beschuldigten ein Dritter Caution leisten werde, so erscheint der- 
jenige, der entweder selbst oder für den ein Dritter angemessene Caution 
leistet, nicht mehr der Flucht verdächtig, es entfällt somit der Grund 
der Verhängung der Untersuchungshaft. Das Gesetz bestimmt daher, 
dass, sofern es sich nicht um ein Verbrechen handelt, bei welchem nach 
dem Gesetze auf die Todesstrafe oder auf eine mindestens ftiniQährige 
Kerkerstrafe zu erkennen ist, die wegen des Verdachtes der Flucht zu 
verhängende oder bereits verhängte Haft auf Verlangen des Beschul- 
digten gegen Sicherheitsleistung unterbleiben oder aufgehoben werden 
muss (§. 192). Aber auch bei jenen Verbrechen, bei welchen nach 
dem Gesetze auf mindestens fllnfjährige Kerkerstrafe zu erkennen ist, 
mag das Höchstmaß der Kerkerstrafe welches immer sein, kann der 
Gerichtshof zweiter Instanz, wenn nicht CoUusionsgefahr vorhanden ist, 
die Belassung des Beschuldigten auf freiem Fuße oder die Versetzung 
auf denselben bewilligen (§. 194). Nur bei Verbrechen, bei welchen 
auf die Todesstrafe zu erkennen ist, ist die Freilassung gegen Sicher- 
heitsleistung ausgeschlossen. 

Die Sicherheitsleistung besteht in einer Caution oder Bürg- 
schaft für eine bestimmte Summe und in dem von dem Beschuldigten 
abzulegenden oberwähnten Gelöbnisse. Die Größe der Summe, für welche 
Caution oder Bürgschaft zu leisten ist, bestimmt die Rathskammer, be- 
ziehungsweise der Gerichtshof zweiter Instanz und hat hiebei die Folgen 
der strafbaren Handlung, die Verhältnisse der Person des Beschuldigten 
und das Vermögen des Sicherheit Leistenden zu berücksichtigen. Die 
Cautions- oder Bürgschaftssumme ist entweder in baarem Gelde oder in 
solchen Wertpapieren, welche nach den bestehenden Gesetzen zur An- 
legung der Gelder von Minderjährigen oder Pflegebefohlenen verwendet 
werden dürfen, nach dem Börsencourse des Erlagstages berechnet, 
gerichtlich zu hinterlegen oder durch Pfandbestellung auf unbewegliche 



*) Sonntag, Die Entlassung gegen Caution im deutschen Strafverfahren. 1866. 
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Güter oder durch taugliche Bürgen, welche ein angemessenes Vermögen 
besitzen und in dem betreffenden Kronlande belangt werden können 
(§. 1374 a. bgl. 6. B.) und sich zugleich als Zahler verpflichten, sicher- 
zustellen (§• 193, a. 1). 

§. 100. 
Verfall der Caution. 

Die Cautions- oder Bürgschaftssumme ist von der Rathskammer 
für verfallen zu erklären, wenn der Beschuldigte das abgelegte Ge- 
löbniß bricht, wenn er sich also ohne Erlaubniß von seinem Wohnorte 
entfernt, oder über die an ihn ergangene Vorladung, welche im Falle 
seiner Nichtauffindung in seiner Wohnung anzuschlagen ist, binnen drei 
Tagen vor Gericht nicht erscheint. Dieses Erkenntniß ist, sobald es 
rechtskräftig geworden, gleich jedem Urtheil executionsfähig. Die ver- 
fallenen Sicherheitsbeträge sind an die Staatscasse abzuführen; doch hat 
der durch die strafbare Handlung Beschädigte das Recht, zu verlangen, 
dass vor Allem seine Entschädigungsansprüche daraus befriedigt werden 
(§. 193, al. 2 und 3). 

Auch wenn der Beschuldigte Sicherheit geleistet hat, kann er 
verhaftet werden, wenn er nach gestatteter Freilassung Anstalten 
zur Flucht trifft oder wenn neue Umstände, z. B. CoUusionsgefahr vor- 
kommen, welche jene Verhaftung erfordern. Ist in diesen Fällen die 
Verhaftung erfolgt, so wird die Cautions- oder Bürgschaftssumme frei. 
Dasselbe tritt auch dann ein, wenn im Laufe der Untersuchung der 
Grund entfällt, der zur Verhängung der Untersuchungshaft, an deren 
Stelle die Sicherheitsleistung trat, Anlass gab oder sobald das Strafver- 
fahren durch Einstellung oder durch ein freisprechendes Urtheil rechts- 
kräftig beendigt ist. Wird aber das Strafverfahren durch ein Strafurtheil 
beendigt, so wird die Cautions- oder Bürgschaftssumme erst mit dem 
Antritte der Strafe von Seite des Beschuldigten frei (§. 195).^) 

§. 101. 
b) Im Falle der Abwesenheit des Beschuldigten. 

Ist der Aufenthaltsort eines Beschuldigten unbekannt und 
sind die Bedingungen zur Vorführung ohne vorhergehende Vorladung 
und zur vorläufigen Verwahrung desselben nicht vorhanden, so ist nur 

*) Wird auf Grund des G. v. 5. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 66, §. 3, der Art. 8 
des St. G. G. V. 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 suspendirt, so darf bei Per- 
sonen, welche wegen einer der im Anhange des ersteren Gesetzes bezeichneten 
strafbaren Handlungen verhaftet sind, eine Freilassung gegen Caution oder Bürg- 
schaft nicht stattfinden. 
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die Elrforschung seines Aufenthaltes einzuleiten und erst wenn er nach 
dessen Ermittelung auf die an ihn ergangene Vorladung nicht erscheint, 
sind nach Beschaffenheit der Umstände Zwangsmaßregeln gegen ihn zu 
ergreifen (§. 413). — Sind aber die Bedingungen vorhanden, um die 
Vorführung und vorläufige Verwahrung eines Beschuldigten zu verfügen 
und ist sein Aufenthaltsort unbekannt oder ist es wahrscheinlich, dass 
er die Flucht ergriffen habe, so haben sich die mit der Erforschung 
und Verfolgung der Verbrechen und Vergehen beauftragten Behörden 
(Strafgerichte und Sicherheitsbehörden) zu seiner Habhaftwerdung nach 
Umständen der Hausdurchsuchung, der Ersuchschreiben an andere Be- 
hörden, in deren Bezirke er anzutreffen sein dürfte, der gerichtlichen 
Nacheile oder der Steckbriefe zu bedienen (§. 414). Lässt sich insbe- 
sondere hoffen, einen flüchtig gewordenen Beschuldigten durch Nach- 
eile zu erreichen, so ist der Untersuchungsrichter und in dringenden 
Fällen die Bezirksgerichte und Sicherheitsbehörden, zu denen auch die 
Gemeindevorsteher gehören, verpflichtet, denselben durch hiezu bestellte 
mit offenen Beglaubigungsschreiben versehene Personen verfolgen zu 
lassen, welche Verfolgung bis an die Grenzen der im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder und insoweit Staatsverträge (Baiem, 
Sachsen, Baden, Wtirtemberg, Preußen, Länder der ungarischen Krone) 
dies gestatten, auch darüber hinaus ausgedehnt werden kann (§. 415). 

Steckbriefe, d. i. Ersuchschreiben an alle Gerichte und Sicher- 
heitsbehörden um vorläufige Festnehmung und Einlieferung eines Be- 
schuldigten dürfen gegen Flüchtige und gegen solche Abwesende, deren 
Aufenthaltsort unbekannt ist, von der Rathskammer, in dringenden Fällen 
von dem Untersuchungsrichter nur dann erlassen werden, wenn dieselben 
eines Verbrechens dringend verdächtig erscheinen und in denselben ist 
neben der Benennung des dem Beschuldigten zur Last gelegten Ver- 
brechens seine Person so genau als möglich zu beschreiben.^) Gegen 
die bloß eines Vergehens oder einer Übertretung Beschuldigten darf kein 
Steckbrief erlassen werden ; wenn jedoch an deren Habhaftwerdung sehr 
gelegen ist, so ist den Behörden eine Beschreibung ihrer Person mit 
der Aufforderung mitzutheilen, im Falle der Auffindung an das Straf- 
gericht, welches die Personsbeschreibung erlassen hat, die Mittheilung 
zu machen (§§. 416, 417, 452, Z. 2). Sind die Gründe, welche den 
Steckbrief oder die Personsbeschreibung veranlasst haben, entfallen, so 
ist der Widerruf desselben unverzüglich zu veranlassen (§. 418). — Das 
sichere Geleit besteht in dem Versprechen, dass der Beschuldigte 
bis zu der Urtheilsfallung in erster Instanz von der Haft befreit bleiben 



^) Ein Steckbrief ist auch auszufertigen, wenn ein wegen eines Verbrechens 
Verhafteter aus dem Untersuohungs- oder Strafgefangnisse entweicht (§. 416, al. 2). 
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soll. Dieses Versprechen kann einem abwesenden oder flüchtigen Be- 
schuldigten, welcher sich gegen dasselbe vor die Gerichte zu stellen 
bereit erklärt, von dem Justizminister nach eingeholtem Gutachten des 
Oberstaatsanwaltes an dem Gerichtshofe zweiter Instanz, in dessen 
Sprengel das untersuchende Gericht sich befindet, allenfalls gegen Sicher- 
heitsleistung ertheilt werden (§. 419). Es bezieht sich nur auf das 
Verbrechen oder Vergehen, in Ansehung dessen es ertheilt ist, es sichert 
daher nicht vor der Verhaftung wegen anderer strafbarer Handlungen; 
es verliert femer seine Wirkung, wenn der Beschuldigte auf eine an 
ihn ergangene Vorladung ohne genügende Rechtfertigung ausbleibt, wenn 
er Anstalten zur Flucht trifft, wenn er sich der Fortsetzung der Unter- 
suchung durch die Flucht oder durch Verbergen seines Aufenthaltes 
entzieht oder wenn er eine der Bedingungen nicht erfüllt, unter welchen 
ihm das sichere Geleit ertheilt worden ist (§. 420). 

D. Erhebung der Beweismittel im Vorverfahren.*; 

§. 102. 

I. Der richterliche Augenschein. 

Der richterliche Augenschein ist diejenige Processhandlung, 
bei welcher sich der Richter in der durch das Gesetz vorgeschriebenen 
Form von dem Dasein oder Nichtdasein bestimmter für die Entscheidung 
einer Strafsache einflussreicher Thatsachen durch eigene sinnliche Wahr- 
nehmung Kenntniß zu verschaffen sucht. Der Augenschein ist nicht 
nur dann vorzunehmen, wenn die strafbare Handlung an einem Orte 
oder an einer Person Spuren zurückgelassen hat (§. 98), sondern auch 
in allen anderen Fällen, in denen sich der Richter die Kenntniß eines 
für die Untersuchung erheblichen Umstandes durch sinnliche Wahrneh- 
mung zu verschaffen vermag (§. 116). Den Gegenstand des Augen- 
scheines können Sachen oder Personen bilden und jeder ist verpflichtet^ f 
iv. 1^ ^Awenn nöthig, den Augenschein an seiner Person vornehmen zu lassen. |u; 
t>^ ^"^Sfy/lm Vorverfahren darf der Augenschein in der Regel nur durch den 
'^'^^^ün ter suchung Sri chter vorgenommen werden, ausnahmsweise wie 




bereits oben (S. 107) erwähnt wurde, auch durch Bezirksgerichte und 
)^JJ^tSßAjpifiJi^m Auftrage des Staatsanwaltes auch durch Sicherheitsbehörden. Der 
Wv- »-MM» vifjf^ayomaJame des Augenscheines sind zwei Gerichtszeugen und wenn sich 
H^%v*«4r<wM^ ^^^ßie& wegen Anerkennung der zu untersuchenden Gegenstände oder zur 
UjA^^wh(*XfcK:prlangung von Aufklärungen als zweckdienlich darstellt, auch der Be- 
^K-v,j»f^<yiSui schuldigte zuzuziehen (§. 116). Der Ankläger ist, wie bereits erwähnt, 

'^y^r^^^^ ♦) Kitka, Erhebung des Thatbestandes, 1843. v. Jagemann, Handbuch 

wrvTi^/^ Jqj. gerichtlichen Untersuchungskunde, 2 Bde. 183S. 41. Groß D. H., Handbuch 

BjtJUnK *Vv^^^^ Untersuchungsrichter, Polizeibeamte, Gendarmen etc. 2. Aufl. jl894. v» 
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berechtigt, dem Augenschein beizuwohnen und bei demselben Anträge 
zu stellen ; er soll daher, wenn nicht Gefahr am Verzuge haftet, von der 
Vornahme des Augenscheines vorher benachrichtigt werden (§. 97, al. 2). 
Auch dem Vertheidiger kann die Betheilignng bei der Vornahme 
des Augenscheines nicht versagt werden; ein bereits bestellter Verthei- 
diger ist, wenn kein besonderes Bedenken obwaltet und nicht Gefahr 
am Verzuge haftet, von der Vornahme in Kenntniß zu setzen (§. 106), 
— Besondere Sorgfalt ist auf die Abfassung des Protokolles über 
die Vornahme des Augenscheines zu verwenden, da eine Wiederholung 
des Augenscheines bei der Hauptverhandlung in der Regel nicht möglich 
ist. Das Protokoll ist daher so bestimmt und umständlich abzufassen, 
dass es eine vollständige und treue Anschauung der besichtigten Gegen- 
stände gewähre. Es sind demselben zu diesem Zwecke erforderlichen 
Falles Zeichnungen , Pläne oder Risse beizufügen ; Maße, Gewichte, 
Größen und Ortsverhältnisse sind nach bekannten und unzweifelhaften 
Bestimmungen zu bezeichnen (§. 117). 

§. 103. 

II. Sachverständige. 

Sach- (Kunst-) Verständige müssen im Strafverfahren beige- 
zogen werden, wenn es sich um erhebliche Thatsachen handelt, zu deren 
Wahrnehmung und Beurtheilung Kenntnisse oder Fertigkeiten erfordert 
werden, welche nicht zu den Berafskenntnissen des Richters gehören. 
Selbst wenn der Richter im einzelnen Falle die erforderlichen beson- 
deren Kenntnisse oder Fertigkeiten besitzen würde, so müsste er doch 
Sachverständige beiziehen. Die Sachverständigen können übrigens der 
Vornahme eines Augenscheines beigezogen werden (zusammengesetzter 
oder gemischter A.); sie können aber auch auf Grundlage der von 
anderen Sachverständigen gemachten Wahrnehmungen ihr Gutachten 
abgeben. Die Sachverständigen sind nicht Zeugen, denn abgesehen 
von allem Andern haben Zeugen nur über die von ihnen außerhalb des 
Gerichtes ohne dessen Veranlassung zufällig gemachten Wahrnehmungen, 
gleichviel ob zur richtigen Auflfassung und verlässlichen Beobachtung 
derselben besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten nothwendig sind (sach- 
verständige Zeugen), auszusagen, keineswegs aber auch über diese 
Wahrnehmungen und deren Zusammenhang ein beweiskräftiges ürtheil 
zu fällen. — In der Regel sind namentlich zur Vornahme des Augen- 
scheines durch Sachverständige zwei derselben beizuziehen, nur wenn 
der Fall von geringerer Wichtigkeit oder wenn das Warten bis zum 
Eintreffen eines zweiten Sachverständigen für den Zweck der 
Untersuchung bedenklich erscheint, genügt die Beiziehung eines 
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Sachverständigen (§. 11 8), Die Wahl der Sachverständigen steht im Vor- 
verfahren in der Regel dem Richter zn. Sind aber Sachverständige filr 
ein bestimmtes Fach bei dem Gerichte bleibend angestellt, so sollen 
andere nur dann beigezogen werden, wenn Gefahr am Verzuge haftet 
oder wenn jene durch besondere Verhältnisse abgehalten sind oder in 
dem einzelnen Falle als bedenklich erscheinen (§. 119). Auch soll eine 
Person, welche in einer Strafsache als Zeuge nicht vernommen oder nicht 
beeidet werden darf, oder welche zu dem Beschuldigten oder Verletzten 
in einem solchen Verhältnisse steht, dass ihr die Rechtswohlthat sich des 
Zeugnisses zu entschlagen zukömmt (§. 152, Z. 1), bei sonstiger Nichtig- 
keit des ganzen von ihr und etwa noch einem zweiten Sachverständigen 
vorgenommenen Actes als Sachverständiger nicht beigezogen werden, — 
Von der Wahl der Sachverständigen sind, wenn es sich um die Vornahme 
eines Augenscheines handelt, in der Regel sowohl der Ankläger als der 
Beschuldigte vorher in Kenntniß zu setzen ; werden von denselben erheb- 
liche Einwendungen, z. B. Mangel der nöthigen Kenntniß, Befangenheit 
des Sachverständigen erhoben und haftet nicht Gefahr am Verzuge, so 
sind andere Sachverständige beizuziehen (§. 120). 

Pflicht und Becht des Sachverständigen. 

Der vorgeladene Sachverständige ist, wenn er keinen Ablehnungs- 
grund geltend zu machen vermag, verpflichtet, der Vorladung Folge 
zu leisten und dem Richter Rede und Antwort zu stehen. Leistet er 
der Vorladung im Laufe des Vorverfahrens nicht Folge oder verweigert 
er seine Mitwirkung bei der Vornahme des Augenscheins oder die Ab- 
gabe eines Gutachtens, so kann der die Erhebungen vornehmende Richter 
eine Geldstrafe von fünf [bis einhundert Gulden gegen ihn verhängen 
(§. 119, al. 2). — Kommt der Sachverständige seiner Pflicht nach, so 
hat er, wenn er bei dem Gerichte bleibend als Sachverständiger bestellt 
ist und dafär eine Entlohnung bezieht, Anspruch auf den Ersatz 
der zur Erstattung seines Gutachtens nöthig gewesenen und gehörig nach- 
gewiesenen Vorauslagen ; ist er aber nicht bleibend angestellt, so hat er 
außerdem den Anspruch auf eine vom Gerichte mit Erwägung aller 
Umstände zu bemessende Gebür, welche, insoweit nicht in den be- 
stehenden Vorschriften (M. V. v. 17. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 33 
betreffend die Entlohnung des Sanitätspersonales) etwas Besonderes 
bestimmt ist, sich zwischen einem und fünf Gulden ; wenn aber zu dem 
Gutachten besondere wissenschaftliche, technische oder künstlerische 
Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlieh sind, zwischen zwei und zwanzig 
Gulden zu bewegen hat. Zur Bewilligung einer höheren Entlohnung ist 



Yemehmimg der SachTerständigen. 105 

die Genehmigung des Gerichtshofes zweiter Instanz einzuholen (§. 384), 
gegen dessen Entscheidung kein weiterer Bechtszug zulässig ist (Beschl. 
des C. H. Nr. 545), 

§. 105. 

Vemelimnng der Sachverst&ndigen. 

Was die Art der Vernehmung der Sachverständigen 
anbetrifft, so hat der Richter, wenn es sich um Vornahme eines Augen- 
scheins handelt, als Leiter desselben die Gegenstände zu bezeichnen, 
auf welche die Sachverständigen ihre Beobachtung zu richten haben und 
die Fragen zu stellen, deren Beantwortung er für erforderlich hält, wobei 
aber die von den Parteien gestellten Anträge möglichst zu berücksich- 
tigen sind (§. 123). Die Gegenstände des Augenscheins sind von den 
Sachverständigen in Gegenwart des Richters zu besichtigen und zu unter- 
suchen, es wäre denn, dass Rücksichten des sittlichen Anstandes die 
Entfernung des Richters als angemessen erscheinen lassen oder dass die 
erforderlichen Wahrnehmungen, wie z. B. bei der Feststellung des Vor- 
handenseins von Gift in der Leiche nur durch fortgesetzte Beobachtung 
oder länger dauernde Versuche gemacht werden können. Bei jeder Ent- 
fernung des Richters von dem Orte des Augenscheins, namentlich wenn 
den Sachverständigen Gegenstände zur Untersuchung tibergeben werden, 
ist durch Beschreibung und Bezeichnung derselben Sorge daftlr zu 
tragen, dass die Glaubwürdigkeit der von den Sachverständigen zu 
pflegenden Erhebungen sichergestellt werde; auch soll, wenn von dem 
Verfahren der Sachverständigen die Zerstörung oder Veränderung eines 
von ihnen zu untersuchenden Gegenstandes zu erwarten ist, ein Theil 
des letzteren, wenn es thunlich erscheint, zum Zwecke neuerlicher 
Untersuchung in gerichtlicher Verwahrung behalten werden (§. 122). — 
Zum Zwecke der Erstattung des Gutachtens können die Sachverständigen 
auch verlangen, dass ihnen aus den Acten oder durch Vernehmung von 
Zeugen die erforderlichen Aufklärungen über die von ihnen bestimmt 
zu bezeichnenden Punkte gegeben werden ; es kann ihnen auch, wenn 
dies zur Abgabe eines gründlichen Gutachtens unerlässlich erscheint und 
nicht besondere Bedenken dagegen obwalten, die Einsicht der Acten 
gestattet werden (§. 123). Der Befund der Sachverständigen (visum et 
repertum), d. i. die von ihnen gemachten Wahrnehmungen sind gleich 
bei Vornahme des Augenscheins von dem Protokollführer aufzuzeichnen; 
das Gutachten hingegen und die Gründe desselben können sie entweder 
sofort zu Protokoll geben oder sich die Abgabe eines schriftlichen Gut- 
achtens vorbehalten, woftir eine angemessene Frist zu bestimmen ist 
(§. 124). Die Sachverständigen sind vor der Vornahme des Augenscheins 
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oder vor ihrer Vernehmung zu beeidigen, es wäre denn, dass 
sie vermöge ihrer bleibenden Anstellung schon im Allgemeinen beeidigt 
sind, in welchem Falle sie nur an die Heiligkeit des von ihnen abge- 
legten Eides erinnert werden (§. 121 u. G. v. 3. Mai 1868, Nr, 33 
R G. BL §. 1). 

§. 106. 

Prüfung der Aussage der Sachverständigen. 

Wurden zwei Sachverständige der Untersuchung beigezogen, so 
müssen ihre Aussagen, um die Überzeugung des Richters von der Wahr- 
heit der ihren Gegenstand bildenden erheblichen Thatsachen bewirken 
zu können, mit einander tibereinstimmen. Sie müssen ferner bestimmt 
lauten und dürfen nicht im Widerspruche mit sich selbst oder mit ander- 
weitig erhobenen Thatumständen stehen; die Schlüsse des Gutachtens 
müssen aus den angegebenen Vordersätzen jfolgerichtig gezogen sein. 
Weichen daher ihre Aussagen von einander ab, oder sind sie 
mit den angegebenen logischen Mängeln behaftet, so muss dahin 
gestrebt werden, diese Abweichung oder diese Mängel zu beseitigen. 
In dieser Beziehung muss aber zwischen dem Befunde und dem Gut- 
* . achten der Sachverständigen unterschieden werden. Weichen sie in dem 
4«.^/ *^V^ Befunde von einander ab und kann nicht durch Vernehmung derselben 
^ y l y^^Af^i^fa^r diese Abweichung dieselbe beseitigt werden, so ist der abgegebene 
^^"^jmt Befund unbrauchbar und es muss der Augenschein, sofern es möglich 

"tjlly^ * ist, mit Zuziehung derselben oder anderer Sachverständiger wiederholt 
werden. Derselbe Vorgang ist auch dann zu beobachten, wenn der 
Befund dunkel, unbestimmt ist oder im Widerspruche mit sich selbst 
oder mit anderweitig erhobenen Thatumständen steht. Weichen aber die 
Sachverständigen in Bezug auf das Gutachten von einander ab oder ist 
es mit den oben angegebenen logischen Mängeln behaftet und lassen 
sich diese Bedenken nicht durch eine nochmalige Vernehmung der Sach- 
verständigen beseitigen, so ist entweder das Gutachten eines oder meh- 
rerer anderer Sachverständiger einzuholen. Sind aber in einem solchen 
Falle die Sachverständigen Ärzte oder Chemiker, so kann das Gutachten 
einer medicinischen Facultät der im ßeichsrathe vertretenen Länder ein- 
geholt werden. Aber auch abgesehen von diesem Falle kann die Raths- 
kammer wegen Wichtigkeit oder Schwierigkeit des Falles ein Facultäts- 
gutachten einholen (§§. 125, 126). 

§. 107. 
Besondere Fälle der Vornahme des Augenscheins mit Zuziehung von 

Sachverständigen. 
Über einige wichtigere Fälle des Augenscheins mit Zuziehung von 
Sachverständigen gibt das Gesetz besondere Vorschriften, und zwar: 
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a) bei Tödtungen. Entsteht der Verdacht, dass der Tod eines 
Menschen durch ein Verbrechen oder Vergehen verursacht worden sei, so 
muss vor der Beerdigung die Leichenbeschau und Leichenöff- 
nung vorgenommen werden.^) Ist die Leiche bereits beerdigt, so muss 
sie zu diesem Behufe wieder ausgegraben werden, wenn nach den Um- 
ständen noch ein erhebliches Ergebniß davon erwartet werden kann und 
nicht dringende Gefahr für die Gesundheit der Personen, welche an der 
Leichenbeschau Theil nehmen müssen, vorhanden ist (§. 127, al. 1 und 2). 
Bei der Leichenbeschau hat der Richter darauf zu sehen, dass die Lage 
und Beschaffenheit des Leichnams, der Ort, wo, und die Kleidung, 
worin er gefunden wurde, genau bemerkt, sowie Alles, was nach den 
Umständen für die Untersuchung von Bedeutung sein könnte, sorgfältig 
beachtet werde. Insbesondere sind Wunden und andere äußere Spuren 
erlittener Gewaltthätigkeit nach ihrer Zahl und Beschaffenheit genau 
zu verzeichnen, die Mittel und Werkzeuge, durch welche sie wahrschein- 
lich verursacht wurden, anzugeben und die etwa vorgefundenen, mög- 
licherweise gebrauchten Werkzeuge mit den vorhandenen Verletzungen 
zu vergleichen (§. 127, al. 4). Ehe zur Öffnung der Leiche geschritten 
wird, ist dieselbe genau zu beschreiben und deren Identität durch Ver- 
nehmung von Personen, welche den Verstorbenen gekannt haben, sowie 
durch den etwa schon bekannten Beschuldigten festzustellen. Da, wo es 
geschehen kann, ist diesen Personen vor der Anerkennung eine genaue 
Beschreibung des Verstorbenen abzufordern. Ist aber der letztere ganz 
unbekannt, so ist eine genaue Beschreibung der Leiche durch öffentliche 
Blätter bekannt zu machen (§. 127, al. 3). Die Leichenbeschau und 
Leichenöffnung ist durch zwei Ärzte, wovon der eine auch nur ein 
Wundarzt sein kann, vorzunehmen. Der Arzt, welcher den Verstorbenen 
in der dem Tode unmittelbar vorausgegangenen Krankheit behandelt hat, 
ist zwar der Unparteilichkeit des Urtheils wegen als Sachverständiger 
nicht beizuziehen, wohl aber ist er, wenn es zur Aufklärung des Sach- 
verhaltes beizutragen vermag und ohne Verzögerung geschehen kann, 
aufzufordern, der Leichenbeschau beizuwohnen (§. 1 28). Das Gutachten 
hat sich darüber auszusprechen, was in dem vorliegenden Falle die den 
eingetretenen Tod zunächst bewirkende Ursache gewesen und wodurch 
dieselbe erzeugt worden sei. Auf diese beiden Punkte müssen in jedem 
Falle Fragen an die Sachverständigen gerichtet werden ; nach Verschieden- 
heit der Fälle sind aber auch noch einzelne Momente besonders hervor- 
zuheben und darauf besondere Fragen zu stellen. So iät insbesondere, 



^) Ausführliche Yorschrifteu üher die Vornahme der Leichenheschau und 
Leiohenö£faang enthält die Todtenbeschauordnung v. 28. Januar 1855, 
R. G. Bl. Nr. 26. 
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wenn an der Leiche Verletzungen wahrgenommen werden, zu erörtern: 
1. ob dieselben dem Verstorbenen durch die Handlung eines Andern 
zugefügt wurden, und falls diese Frage bejaht wird, 2. ob die Handlung 
schon ihrer allgemeinen Natur nach oder vermöge der eigenthümlichen 
persönlichen Beschaffenheit oder eines besonderen Zustandes des Ver- 
letzten oder wegen der zu^ligen Umstände, unter welchen sie verübt 
wurde, oder vermöge zufällig hinzugekommener, jedoch durch sie ver- 
anlasster oder aus ihr entstandener Zwischenursachen den Tod herbei- 
geführt habe, und endlich ob der Tod durch rechtzeitige und zweckmäßige 
Hilfe hätte abgewendet werden können (§. 129). Bei Verdacht einer 
Kindestödtung ist insbesondere auch zu erforschen, ob das Kind 
lebendig geboren sei (§. 130). Im Falle des Verdachtes einer Ver- 
giftung sind der Erhebung des Thatbestandes nebst den Ärzten nach 
Thunlichkeit noch zwei Chemiker beizuziehen, welche die Untersuchung 
der Gifte nach Umständen auch allein in einem hiezu geeigneten Locale 
vornehmen können (§. 131). 

b) Bei körperlichen Beschädigungen haben sich die Sach- 
verständigen, welche, wenn es sich um Besichtigung einer Frauensperson 
handelt, nach Umständen auch Geburtshelfer und in minder wichtigen 
Fällen auch Geburtshelferinnen sein können, insbesondere auch darüber 
auszusprechen, welche der vorhandenen Körperverletzungen oder Gesund- 
heitsstörungen an und für sich oder in ihrem Zusammenwirken, unbedingt 
oder unter den besonderen Umständen des Falles als leichte, schwere 
oder lebensgefährliche anzusehen seien; welche Wirkungen Beschädi- 
gungen dieser Art gewöhnlich nach sich zu ziehen pflegen und welche 
in dem vorliegenden Falle daraus hervorgegangen sind, so wie durch 
welche Mittel oder Werkzeuge und auf welche Weise dieselben zugefügt 
wurden (§§. 132, 133). 

c) Bei Geistesstörungen des Beschuldigten. Entsteht 
der Zweifel, ob der Beschuldigte den Gebrauch 'der Vernunft besitze 
oder an einer Geistesstörung leide, wodurch seine Zurechnungsiähigkeit 
aufgehoben sein könnte, so ist die Untersuchung seines Geisteszustandes 
jederzeit durch zwei Ärzte zu veranlassen, welche in ihrem Berichte die 
beobachteten, für die Beurtheilung des geistigen Zustandes des Beschul- 
digten einflussreichen Thatsachen nach ihrer Bedeutung sowohl einzeln 
als im Zusammenhange zu prüfen, und falls sie eine Geistesstörung als 
vorhanden betrachten, die Natur der Krankheit, die Art und den Grad 
derselben zu bestimmen und sich über den Einfluss auszusprechen haben, 
welchen die Krankheit auf die Vorstellungen, Triebe und Handlungen 
des Beschuldigten geäußert hat und noch äußert und ob und in welchem 
Maße dieser getrübte Geisteszustand ^r Zeit der begangenen That be- 
standen hat (§. 134). 
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d) Bei Prüfung von Handschriften. Steht die Echtheit 
einer Urkunde in Frage oder soll ermittelt werden, von wessen Hand 
eine bestimmte Schrift herrühre, so kann eine Vergleichung mit un- 
zweifelhaft echten Schriftstücken durch Sachverständige vorgenommen 
werden und es kann zu dem Ende, wenn die Echtheit eines dem Be- 
schuldigten beigemessenen Schriftstückes in Frage steht, dieser veran- 
lasst werden, einige Worte oder Sätze vor Gericht niederzuschreiben, 
ohne dass jedoch deshalb Zwangsmittel angewendet werden dürfen 
(§§. 135, 201). > 

e) Bei Verfälschung vonCreditspapierenoderMünzen. 
Um den Befund über die Echtheit oder Unechtheit von inländischen 
öffentlichen Creditspapieren und die Auskunft in welcher Art die Fäl- 
schung gesehen sei, ob vorbereitete Werkzeuge, welche die Vervielfäl- 
tigung erleichtem, benützt worden, endlich ob und wo solche gefälschte 
Stücke bereits vorgekommen sind, zu erlangen, hat der Richter die 
Stücke, welche den Gegenstand der Untersuchung bilden, an das Finanz- 
ministerium; wenn aber der Gegenstand der Untersuchung Noten oder 
Creditspapiere der privilegirten österr. ungarischen Bank bilden, an diese, 
welche bei Ausstellung ihres Befundes als öffentliche Behörde erscheint 
(J. M. E. V. 12. Aug. 1860, Z. 10714) einzusenden. Bei Fälschungen 
von inländischem Metallgeld hat er sich um den Befund an das k. k. 
Hauptmünzamt in Wien, bei Fälschungen ausländischen Geldes oder 
ausländischer Creditspapiere aber unmittelbar an das Justizministerium 
zu wenden (§. 136). 

f) Bei Brandlegungen ist insbesondere zu ermitteln, auf 
welche Weise der Brand gelegt, ob dazu ein Zündstoff und welcher 
verwendet wurde; femer der Ort, wo, und die Zeit zu erforschen, wann 
die Brandlegung, ob bei Tag oder Nacht und ob sie unter solchen 
Umständen geschehen, dass daraus wirklich eine Feuersbrunst an 
fremdem Eigenthum bewirkt oder doch die Gefahr einer solchen her- 
beigeführt oder das Leben eines Menschen einer Gefahr ausgesetzt 
worden sei, und ob das Feuer bei dem Ausbruche sich leicht hätte ver- 
breiten können; endlich ist bei einem wirklich ausgebrochenen Brande 
die Größe des dadurch verursachten Schadens zu erheben (§. 137). 

g) Bei anderen Beschädigungen. Bei strafbaren Hand- 
lungen, durch welche auf andere, als die eben erwähnte Weise, ein 
Schade oder eine Gefahr für Leben oder Eigenthum herbeigeführt 
wurde, ist durch den Augenschein vorzüglich die Beschaffenheit der 
angewendeten Gewalt oder List, der gebrauchten Mittel oder Werkzeuge 
und die Größe des verursachten oder beabsichtigten Schadens oder 
entgangenen Gewinnes oder der Gefahr für das Leben, die Gesundheit 
oder körperliche Sicherheit von Menschen und für fremdes Eigenthum 
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ZU erheben (§. 138). Die Größe des verursachten Schadens oder ent- 
gangenen Gewinnes ist durch die Aussage des Beschädigten zu ermitteln. 
Wäre dies aber auf verlässliche Weise nicht möglich oder wäre mit 
Grund zu vermuthen, dass derselbe seinen Schaden zu hoch schätze, 
so ist die Größe desselben, wenn sie für die Entscheidung der Sache 
von Bedeutung ist, durch Vernehmung von Personen, denen der beschädigte 
Gegenstand bekannt ist oder durch Sachverständige zu ermitteln (§. 99). 



^W^^^^^i^^ 



§. 108. 

III. Vernehmung von Zeugen.*) 

Zeugen sind diejenigen von dem Beschuldigten verschiedenen 
Personen, [welche auf Grund eigener Wahrnehmung und zwar nicht in 
der Eigenschaft als eigens berufene Sachverständige über eine für das 
Strafverfahren erhebliche Thatsache vor dem Eichter aussagen sollen. 
Jeder der als Zeuge vorgeladen wird, ist verpflichtet vor dem Richter 
zu erscheinen, Zeugniß abzulegen und dasselbe nöthigenfalls eidlich zu 
bekräftigen (Zeugnißp flicht), es wäre denn, dass er als Zeuge 
nicht vernommen oder nicht beeidet werden darf oder die Eechtswohl- 
that genießt, sich des Zeugnisses zu entschlagen. Wird die Erfüllung 
der Zeugnißpflicht ohne Grund verweigert, so treten Zwangsmaßregeln 
(der Zeugnißzwang) ein. 

§. 109. 

Ausnahmen von der Zeugnißpflicht. 

Als Zeugen dürfen bei sonstiger Nichtigkeit ihrer Aussage nicht 
vernommen werden: [a) Geistliche aller gesetzlich anerkannten 
Kirchen und Eeligionsgesellschaften in Ansehung dessen, was ihnen in 
der Beichte oder sonst unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegen- 
heit, also unter Umständen, welche die Pflicht zur Verschwiegenheit 
[A^^CjoJu^ h(A begründen, anvertraut wurde; b) Staatsbeamte, mögen sie noch in 
^.n^^ön^*^*Ä6l^l^^*^^®^ Dienstleistung sich befinden oder nicht, wenn sie durch ihr 
2? ^YJal ^^^8^^^ ^^^ ihnen obliegende Amtsgeheimnßi, dessen Bewahrung aus 
/l ' ^Tr öfientlichen Eücksichten geboten erscheint, verletzen würden, insoferne 
i^UÖf^'^ gie dieser Pflicht nicht durch ihre Vorgesetzten entbunden sind f^c^ Per- 
fid y^h^^m*^ sonen, welche zur Zeit, in welcher sie das Zeugniß ablegen sollen, 

*) Glaser, Über die Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen in dessen 
kl. Seh. 2. R. S. 405. Ders., Ger. S. Bd. 83. S. 68 fg. und Art. Zeugenbeweis in 
Holtz. B. L. Wahl b er g, Die Gehorsamsfrage in der St. P. 0. in Grünhuts Ztsch. 
L S. 162. Dochow, Der Zeugnißzwang, 1877. Kays er, Der Zeugnißzwang in seiner 
rechtsgeschichtlichen Entwickelung. 1879. v. Lilien thal Art. Zeugnißzwang in 
Holtz. R. L. ^^ 

fAXLCjÄ^^.^^ ^^-»Ow^ »s^^-^ w*>A^ )vi 9>iJJ^¥N^^lYi^^^ 
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wegen ihrer Leibes- oder Gemüthsbeschaffenheit außer Stande 
sind, die Wahrheit anzugeben (§. 151). 



Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt: 

a) Aus natürlicher EUcksicht auf das Gefühl des Zeugen die Ver- 

I 



er- ) 

wandten und Verschwägerten des Beschuldigten|in auf-l^-^^v WW» 



in Vormun d (Mitvormund) jvjj^ ^^y^ 
Ichwäfferschaft durch ehe- rt^^^^^ ^' 



*fm 



und absteigender Linie, sein Ehegatte und dessen Geschwister, seine yJyLfsiftf^fi^ 
Geschwister und deren Ehegatten, die Geschwister seiner Eltern und !Li^^^\^ g^ 
Großeltern, seine Neffen, Nichten, Geschwisterkinder, Adoptiv- und .^^Z* 

Pflegeeltern, Adoptiv- und Pflegekinder, sein 

und Mtlndel. Ob die Verwandtschaft oder Schwägerschi — * — ^^^ ^^ . 

liehe oder außereheliche Zeugung begründet wurde und ob die die ^'^jl^ 
Schwägerscbaft begründende Ehe zur Zeit der Zeugnißpflicht noch bestand, 
ist unentscheidend. ^) l) Wegen CoUision mit ihrer Berufspflicht Ver- 
theidiger in Ansehung dessen, was ihnen in dieser Eigenschaft, (Wenn 
auch noch vor Einleitung des S trafprocessj e^ von dem Beschulmgten 
unmittelbar oder in dessen Interesse von dritten Personen anvertraut 
wurde (Just. M. E. an die Oberstaatsanwaltschaften v. 1. Juni 1882, 
Z. 7440 und E. des C. H. Nr. 581). — Steht eine als Zeuge vorge- < 
ladene Person nur zu einem von mehreren Beschuldigten in einem der 
erwähnten Verhältnisse, so kann sie sich des Zeugnisses hinsichtlich 
der anderen Beschuldigten nur dann entschlagen, wenn eine Sonderung 
der Aussagen, welche die letzteren betreffen, nicht möglich ist,, was 
aber zu beurtheilen in der Begel nur der Zeuge selbst in der Lage sein 
wird (§. 152). — Die unter a) bezeichneten Personen haben auch, 
wenn sie sich als Zeugen abhören lassen, das Recht die Gegenüber- 
stellung mit dem Beschuldigten abzulehnen, außer wenn sie dieser selbst 
verlangt (§. 205, al. 2). — Abgesehen von den genannten Per- 
sonen, denen vermöge ihres Verhältnisses zu dem Beschuldigten das 
Becht der Zeugnißverweigerung zusteht, hat jeder Zeuge dasjRecht, . 

das Zeugniß zu verweigern, wenn er glaubwürdig darzuthun vermag,^«-^w /w y^*^ 
dass die AbJegung desselben oder die Beantwortung einer Frage für^^^^woi^^**^*^ 
ihn einen ur mittelbaren und bedeutenden Vermögensnachtheil/<M^*«i^ iu^y^y 
(z. B. durch Kundgebung eines Kunst- oder Gewerbegeheimnisses) nach um ^»Va^^J^**! 
sich ziehen oder ihm selbst oder einem seiner Angehörigen, in Betreff ^^/i^^^.Ä^ 
welcher er zur Verweigerung seines Zeugnisses berechtigt ist, Schande/- jL\ 
bringen, ihn z. B. einer straf gerichtlichen Verfolgung aussetzen würde. J j^ 
Handelt es sich aber um eine besonders wichtige Strafsache, so kann 
der Zeuge auch in diesen Fällen zur Aussage verhalten werden (§. 153). 

*) Wenn eine der obangeführten Personen das Zeugniß verweigert, so hindert 
dies nicht, dass eine aaßergerichtliche Aussage derselben den Gegenstand einer 
Beweisaufnahme durch Vernehmung von Zeugen bildet (E. des C. H. Nr. 278). 
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§. 110. 
Ladung^ der Zenj^n. 

Der Zeuge wird zu seiner Vernehmung in der Kegel schrift- 
lich gelade n, ausnahmsweise könnte aber auch eine mündliche Ladung 
erfolgen. Mitglieder des kaiserlichen Hauses werden als Zeugen durch 
den Obersthofmarschall oder außer Wien durch den Präsidenten des 
Gerichtshofes erster Instanz ihi*es Aufenthaltsortes in ihrer Wohnung 
vernommen (§. 155). Auch Personen, welche durch Krankheit oder 
Gebrechlichkeit vor Gericht zu erscheinen verhindert sind, können in 
ihrer Wohnung vernommen werden (§. 154). Hält sich ein Zeuge 
außerhalb des Sprengeis des am Sitze des Untersuchungsrichters befind- 
lichen Bezirksgerichtes auf, so ist seine Vernehmung in der Regel durch 
das Bezirksgericht seines Aufenthaltsortes zu veranlassen ; in wichtigen 
oder dringenden Fällen kann aber seine Vorladung vor den Unter- 
suchungsrichter erfolgen oder wenn dies mit zu großen Schwierigkeiten 
oder Kosten verbunden wäre, so kann der Untersuchungsrichter ihn an 
dessen Aufenthaltsort, mag dieser im Sprengel des Gerichtshofes, bei 
welchem die Sache anhängig ist, gelegen sein oder nicht, vernehmen 
(§. 156). Um die Vernehmung von Zeugen, welche sich außer dem 
Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Länder befinden, ist der zu- 
ständige fremde Richter zu ersuchen ; ist aber das persönliche Erscheinen 
des Zeugen vor dem Strafgerichte nothwendig und findet sich dieser 
nicht freiwillig ein, so ist darüber dem Justizminister zu berichten 
(§. 157). Der Militärgerichtsbarkeit unterstehende Zeugen kann der 
Richter nach seinem Ermessen entweder selbst vernehmen oder um 
deren Vernehmung das zuständige Militärgericht ersuchen. Die Mit- 
glieder der Gensdarmerie, Militärpolizei- und Sicherheitswache sind rück- 
sichtlich ihrer Vernehmung als Zeugen immer wie Personen aus dem 
Civilstande zu behandeln. Die Vorladungen an dieselben sind jedoch 
nur den selbständigen Gommandanten unmittelbar, den übrigen Mit- 
gliedern dieser Körper aber immer durch ihre Vorgesetzten zuzustellen, 
welchen es obliegt, das Erscheinen des Vorgeladenen vor der Civil- 
behörde anzuordnen (§. 161). 

§. 111. 
Vernehmung der Zeugen. 

Der Zeuge wird im Vorverfahren von dem Richter ohne Beisein 
der Parteien oder anderer Zeugen vernommen (§. 162). Der Ver- 
nehmung muss ein beeideter Dolmetsch, der auch als Protokollführer 
verwendet werden kann, beigezogen werden, wenn der Zeuge der 
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Gerichtssprache^) nicht kundig ist; entfallen kann diese Beiziehung nur 
dann, wenn sowohl der Richter als der Protokollführer der Sprache des 
Zeugen zureichend kundig sind (§. 163). Bei tauhen oder stummen 
Zeugen müssen, wenn eine andere Art der Vernehmung nicht möglich 
ist, eine oder mehrere Personen, welche die Geschicklichkeit besitzen, 
sich mit solchen Personen zu verständigen und die als Dolmetsche zu 
beeidigen sind, der Vernehmung beigezogen werden (§. 164). Vor der 
Vernehmung muss der Zeuge zur Angabe der Wahrheit ermahnt 
werden (§. 165) und ist er einer der von der Zeugnißpflicht befreiten 
Angehörigen des Beschuldigten (§• 152, al. 1), so muss ihn der Richter 
vor seiner Vernehmung oder doch, sobald ihm des Zeugen Verhältniß 
zu dem Beschuldigten bekannt wird, über sein Recht, sich des Zeug- 
nisses zu entschlagen, belehren und seine darüber erfolgte Erklärung 
in das Protokoll aufnehmen, da, wenn der Zeuge auf sein Recht nicht 
ausdrücklich Verzicht leistet, seine Aussage nichtig ist (§. 152, letzte 
al.). — Die Vernehmung des Zeugen beginnt mit den allgemeinen, 
auf seine Person und seine Verhältnisse sich beziehenden Fragen über 
Namen, Alter, Stand, Religion, Wohnort u. s. w., erforderlichenfalls 
über andere persönliche Verhältnisse, insbesondere über sein Verhältniß 
zu dem Beschuldigten oder anderen Betheiligten. Erscheint es nach 
den Umständen des Falles unumgänglich nothwendig, so kann der 
Zeuge auch darüber gefragt werden, ob er schon einmal in einer straf- 
gerichtlichen Untersuchung gestanden und welches Ergebniß dieselbe 
hatte (§. 166). Bei der Vernehmung über die Sache selbst ist 
der Zeuge vor Allem zu einer zusammenhängenden Erzählung der den 
Gegenstand des Zeugnisses bildenden Thatsachen, sodann aber zur 
Ergänzung derselben und zur Hebung von Dunkelheiten oder Wider- 
sprüchen durch besondere Fragen zu veranlassen. Entsteht der 
Zweifel, ob der Zeuge das Ausgesagte selbst wahrgenommen habe, so 
ist er um den Grund seines Wissens zu befragen. Suggestivfragen, 
d. i. Fragen, durch welche dem Zeugen Thatumstände vorgehalten 
werden, welche erst durch seine Antwort festgestellt werden sollen, 
sind möglichst zu vermeiden, da bei Stellung solcher Fragen e ine Bür g- 
s chaft dafür entg eht, dass das, was der Zeuge aus sagt, auf eigener 
Wissen schaft und nicht auf fremder Eingebung beniEF(§ . 167). Der 
anrcJi die strafbare Handlung in seinem Rechte Verletzte, auf welchen 
auch, wenn er als Ankläger auftritt, alle über die Zeugenvernehmung 
ertheilten Vorschriften Anwendung finden, ist bei seiner Vernehmung 
insbesondere auch darüber zu befragen, ob er sich dem Strafverfahren 

^) Welche Sprache als die Gbriohtssprache anzusehen ist, bestimmen die fär 
die einzelnen Eronländer erlassenen Verordnungen, so für Böhmen und M&hren die 
V. V. 19. April 1880. S. die 8. Auflage der Manz'schen Ausgabe der St. P. 0. §. 8. 

Ralf, Strafprocesa. 8. Auflage. g 
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anschließe (§. 172). Wird es nothwendig, die Anerkennung von Per- 
sonen oder Sachen durch den Zetigen zu erlangen, so ist die Vor- 
stellung oder Vorlegung derselben zu veranlassen und der Zeuge nach 
Umständen vorher zur genauen Beschreibung und Angabe der unter- 
scheidenden Merkmale aufzufordern (Recogni tion, §. 168 , al. 1). 
Stimmen Angaben von Zeugen unter emanaer m erheblichenUmständen 
nicht überein, so kann ausnahmsweise schon im Vorverfahren ihre 
Gegenüberstellung (Confrontation) veranlasst werden, regel- 
mäßig soll aber dieselbe dem Beweisverfahren in der Hauptverhandlung 
vorbehalten bleiben. Die Gegenüberstellung soll in der RegeJ nicht 
zwischen mehr als zwei Personen zugleich geschehen. Die Gegenüber- 
gestellten sind über jeden einzelnen Umstand, in Beziehung auf welchen 
sie von einander abweichen, besonders zu vernehmen und die beider- 
seitigen Antworten zu Protokoll zu bringen (§. 168, al. 2, 3). 

§. 112. 
Beeidigung der Zeugen. 

Die Zeugnißpflicht begreift auch die Pflicht in sich, dasZeugniß 
zu beeidigen.^) Von dieser Pflicht sind auch jene Personen, welche 
sich des Zeugnisses entschlagen dürfen, nicht befreit, wenn sie von 
dieser Rechtswohlthat keinen Gebrauch gemacht haben. Die Beeidigung 
des Zeugen findet nur einmal und zwar entsprechend dem Principe der 
Mündlichkeit bei der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung statt. 
Nur ausnahmsweise, wenn zu besorgen ist, dass ein Zeuge wegen 
Krankheit, Abwesenheit u. s. w. bei der Hauptverhandlung nicht werde 
erscheinen können oder wenn der Ankläger oder der Beschuldigte die 
Beeidigung aus wichtigen Gründen beantragt oder wenn der Richter 
nur durch die Forderung der eidlichen Bestätigung des Zeugnisses die 
volle Wahrheit erfahren zu können glaubt, darf schon im Vorverfahren 
die Beeidigung stattfinden (§. 169). Die Beeidigung findet im Vorver- 
fahren erst nach Abhörung des Zeugen unter Beobachtung des G. v. 
3. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 33 statt (§. 171). 

Folgende Personen dürfen aber bei sonstiger Nichtigkeit des 
Eides nicht beeidet werden: 1. welche selbst überwiesen, also 
durch Urtheil für schuldig erkannt sind oder in Verdacht stehen,^)/dass 



^) Nur die Mitglieder des a. h. Kaiserhauses sind von der Pflicht, ihre Aus- 
sage beschwören zu müssen, befreit und nach §. 81 des Familienstatuts y. J. 1839 
gilt eine an Eidesstatt abgegebene schriftliche Versicherung für die wirkliche Ab- 
legung des Eides und hat alle rechtlichen Folgen derselben (J. M. E. 14. Mai 
1854, Z. 8346). 

^)- Ober das Vorhandensein dieses Verdachtes entscheidet der Richter in freier 
Würdigung der Verhältnisse, ohne dass sich sein Ausspruch, sofern er auf einen Bechts- 
irrthum nicht zurückgeführt werden kann, anfechten lässt (E. des C. H. Nr. 1115, 1578). 
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sie die strafbare Handlung, wegen welcher sie abgehört werden, begangen 
oder daran Theil genommen haben^und zwar auch dann, wenn ihre 
Strafbarkeit bereits aufgehoben wäre (PL E. des C. H. Nr. 469); 
2. welche sich | wegen eines Verbrechens in Untersuchung befinden oder [y^ IIl^ ' 
wegen eines Solchen zu .einer Freiheitsstrafe (als welche aber dieA*^r^^y»^ 
S tellung unter Poliz eiaufsicht nicht anzuse hen i st, E. des C. H. Nr. Ävf^rW^A 
546) verurtheilt sind, weTcEie sieTTocS liBzuliüßen haben; 3. diejemgen, MC^l[ft^^tmO 
welche schon einmal wegen falschen Zeugnisses oder falschen Eides J 

verurtheilt worden sind; 4. die zur Zeit ihrer Abhörung das vierzehnte 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben; 5. welche an einer erheb- 
lichen Schwäche des Wahmehmungs- oder Erinnerungsvermögens leiden ; 
6. die mit dem Beschuldigten, gegen welchen sie aussagen, in einer 
Feindschaft leben, welche nach Maßgabe der Persönlichkeiten und mit 
Rücksicht auf die Umstände geeignet ist, die volle Glaubwürdigkeit 
des Zeugen auszuschließen; 7. welche in ihrem Verhöre wesentliche 
Umstände angegeben haben, deren Unwahrheit bewiesen ist und worüber 
sie nicht einen bloßen Irrthum nachweisen können*) (§. 170). 



§. 113. 

Zwangsmittel gegen Zeugen. 

Wenn der Zeuge der ihm obliegenden Zeugnißpflicht nicht ent- 
spricht, so kann er durch Zwangsmittel zur ErfttUung derselben 
angehalten werden. Kücksichtlich dieser Zwangsmittel ist aber zu 
unterscheiden, ob der Zeuge der Ladung nicht Folge geleistet hat oder 
ob er die Ablegung des Zeugnisses beziehungsweise die Leistung des 
Eides verweigert. Leistet ein Zeuge im Vorverfahren der Ladung nicht 
Folge, so ist er neuerlich unter Androhung einer Geldstrafe bis zu 
hundert Gulden für den Fall des Nichterscheinens und unter der Drohung, 
dass ein Vorführungsbefehl gegen ihn werde erlassen werden, vorzu- 
laden; in dringenden Fällen kann auch sogleich ein Vorflihrungsbefehl 
gegen ihn erlassen werden. Bleibt der Zeuge im Falle der neuerlichen 
Ladung ohne giltige Entschuldigungsgründe dennoch aus, so hat der 
Richter die Geldstrafe wider ihn zu verhängen und den Vorführungs- 
befehl auszufertigen. Die Kosten der Vorführung hat der Zeuge zu 
vergüten (§. 159). — Erscheint der Zeuge, verweigert er aber ohne 
gesetzlichen Grund das Zeugniß im Ganzen oder in Bezug auf einzelne 



') Eine Zeagenaussage erscheint aber moht schon aus dem Grande als 
anwahr, weil sie im Widerspruche mit der Aussage eines früher abgehörten Zeugen 
steht (E. des C. H. Nr. 162). 
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an ihn gestellte Fragen, so kann^) ihn der Richter durch eine Geld- 
strafe bis hundert Gulden und bei fernerer Weigerung in wichtigeren 
Fällen durch Arrest bis zu sechs Wochen dazu anhalten (§. 160). Die 
Geld- sowie die Arreststrafe ist in diesem Falle keine eigentliche Strafe, 
sondern ein Zwangsmittel; sie hat daher, insoweit sie noch nicht voll- 
streckt ist, zu entfallen, wenn der Zeuge seiner Pflicht nachkömmt oder 
wenn das Verfahren beendet ist oder sonst das Zeugniß nicht mehr 
benöthigt wird. Sind die angegebenen Zwangsmaßregeln erschöpft, so 
können sie in demselben oder in einem anderen Verfahren, welches die- 
selbe That zum Gegenstande hat, nicht neuerdings angewendet werden. 

§. 114. 
Entschädigung der Zeugen. 

Zeugen, welche vom Tag- oder Wochenlohn leben, haben An- 
spruch auf Schadloshaltung fiir die nothwendigen Kosten des 
Hin- und Rückweges, sowie auch auf Ersatz des entgangenen Erwerbes 
und der allenfalls nöthigen höheren Kosten des Aufenthaltes am Orte 
der Vernehmung. Anderen Zeugen darf auf ihr Verlangen nur in dem 
Falle, wenn der Ort ihrer Vernehmung von ihrem gewöhnlichen Aufent- 
haltsorte mehr als zwei Meilen (15 Kilometer, M. V. v. 28. Juni 1876, 
R. G. B. Nr. 97 §. 1) oder vier Stunden entfernt ist, eine angemessene 
Vergütung der Reisekosten und der Kosten für den Aufenthalt am Orte 
der Vernehmung bewilligt werden. Der Zeuge muss aber seinen An- 
spruch auf die ihm gebührende Vergütung bei Verlust desselben 
längstens binnen vier und zwanzig Stunden nach seiner Vernehmung 
geltend machen (§. 383). 

§. 115. 
IV. yemehmung des Beschuldigten.*) 

Die Vernehmung des Beschuldigten im Vorverfahren ist 
eine Art der stra^rocessualischen Beweisaufnahme und hat vor Allem 
den Zweck, ihn in die Kenntniß der gegen ihn sprechenden Verdachts- 
gründe zu setzen, um ihm Gelegenheit zu seiner Vertheidigung und 
Rechtfertigung zu geben. Die Vernehmung hat aber ferner auch den 
Zweck, die Wahrheit über die in Frage stehende Strafsache von dem 

^) Das Gesetz ermächtigt im §. 160 den Richter, verpflichtet ihn aber nicht, 
Zwangsma Gregein gegen renitente Zengen anzuwenden; er hat nach Zweckmäßig- 
keitsgründen zu beurtheilen, ob von diesem gesetzlichen Mittel Gebrauch zu machen 
und Erfolg zu erwarten sei (E. des G. H. Nr. 1145). 

*) Kitka, Leitfaden für den Untersuchungsrichter, bei dem Verhöre des Be- 
schuldigten, 1848. Glaser, Ober die Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen 
in EL Sehr. 2. A. 1883. S. 405. 
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Beschuldigten zu erfahren, da dieser zwar nicht die rechtliche, wohl 
aber die sittliche Pflicht hat, die Wahrheit, auch wenn er sich als 
schuldig bekennen müsste, anzugeben. Der Richter hat daher auch nach 
Erlangung eines Geständnisses zu streben, nur dttrfen zu dem Ende 
weder Versprechungen oder Vorspiegelungen, noch Drohungen oder 
Zwangsmittel (Ungehorsamstrafen) angewendet und es darf die Unter- 
suchung durch das Bemühen, ein Geständniß zu erlangen nicht ver- 
zögert werden (§. 202. — Zur Vernehmung im Vorverfahren wird der 
Beschuldigte in der Regel vor geladen . In der schriftlichen und ver- 
schlossene n Ladung muss angegeben sein, dass der Vorgeladene als 
Beschu ldigter v ernommen werden soll und dass er im Falle seines Aus- 
Dleibens persönlich werde vor Gericht geführt werden f§. 173). Die 



ernehmung findet ohne Beisein des Anklägers oder anderer gesetz- 
lich hiezu nicht berechtigter Personen in der Regel mündlich statt, doch 
kann der Richter bei verwickelten Punkten auch eine schriftliche Beant- 
wortung gestatten. Verlangt es der Beschuldigte, dem, wenn er gefesselt 
ist, die Fesseln, insofern es ohne Gefahr geschehen k ann, vor der Ver- 
nehmung abzunehmen sind, oder erachtet es der Richter für nöthig, so 
sind zwei Gerichtszeugen der Vernehmung beizuziehen (§. 198). Nach 
vorausgegangener Wahrheitserinnerung und Vernehmung über die per- 
sönlichen Verhältnisse hat der Richter dem Beschuldigten, dem während 
der Vernehmung ei n Sitz zu gestatten ist, die strafbare Handlung, welche 
ihm zur Last gelegt wird, im Allgemeinen zu bezeichnen und ihn zu 
veranlassen, dass er sich darüber in einer zusammenhängenden, um- 
ständlichen Erzählung äußere. Die weiteren wenn nöthig zu stellenden 
Fragen sind insbesondere so zu stellen, dass der Beschuldigte alle 
gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe erfahre und vollständige Ge- 
legenheit zu seiner Rechtfertigung erhalte. Gibt der Beschuldigte That- 
sachen oder Beweismittel zu seiner Entlastung an, so müssen dieselben, 
sofeme sie nicht offenbar nur zur Verzögerung angegeben wurden, er- 
hoben werden (§. 199). Der Form nach dürfen die Fragen nicht un- 
bestimmt, dunkel, mehrdeutig oder verfönglich (captiös) sein, daher ist 
insbesondere die Stellung solcher Fragen zu vermeiden, in welchen eine 
von dem Beschuldigten nicht zugestandene Thatsache als bereits zuge- 
standen angenommen wird. Suggestivfragen dürfen erst dann gestellt 
werden, wenn der Beschuldigte nicht in anderer Weise zu einer Er- 
klärung über einen bestimmten Thatumstand geführt werden könnte. 
Sie sind in solchen Fällen wörtlich in das Protokoll aufzunehmen 
(§. 200). Verweigert der Beschuldigte die Antwort oder stellt er sich 
taub, stumm, wahnsinnig oder blödsinnig und ist der Richter auf Grund 
eigener Wahrnehmung oder des Gutachtens von Sachverständigen von 
der Verstellung überzeugt, so ist der Beschuldigte lediglich aufmerksam 
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ZU machen, dass sein Verhalten die Untersuchung nicht hemmen und 
dass er sich dadurch seiner Vertheidigungsmittel berauben könne (§. 203). 
Aber auch wenn der Beschuldigte trotz dieser Ermahnung in seinem 
Verhalten verharrt, muss der Richter ihm alle gegen ihn vorliegenden 
Verdachtsgründe vorhalten. Weichen spätere Angaben des Beschul- 
digten von früheren ab, widerruft er insbesondere frühere Geständnisse, 
so ist er über die Veranlassung zu jenen Abweichungen und die Gründe 
seines Widerrufes zu befragen (§. 204). — Eine Confrontation des 
Beschuldigten mit Zeugen oder Mitbeschuldigten hat nur dann stattzu- 
finden, wenn der Richter sie im Zweifel, ob die Aussage des Beschul- 
digten oder der ihm gegenüberzustellenden Person auf Wahrheit benihe, 
zur Aufklärung der Sache für noth wendig hält (§. 205). — Gegen- 
stände, die sich auf die strafbare Handlung beziehen oder zur Über- 
weisung des Beschuldigten dienen, sind ihm wenn möglich nach vor- 
läufiger Beschreibung derselben zur Anerkennung vorzulegen und er ist, 
sofern eine Vorlegung derselben nicht möglich ist, zu diesen Gegen- 
ständen zum Behufe ihrer Anerkennung zu führen (§. 201). 

E. Rechtsmittel gegen richterliche Verfflgungen im Vorverfahren. 

§. 116. 

Beschwerde an die Bathskammer. 

Jeder, welcher sich während des Vorverfahrens durch eine Ver- 
fügung oder Verzögerung des Richters beschwert erachtet, also nicht 
bloß die Parteien, sondern auch jede andere Person, z. B. ein Zeuge, 
Sachverständiger u. s. w., hat das Recht, entweder schriftlich oder 
mündlich bei dem Richter oder unmittelbar bei der Rathskammer das 
Begehren zu stellen, dass die letztere darüber entscheide. Diese 
Beschwerde ist an keine Frist gebunden, weil einerseits von vielen 
Verfügungen des Richters die Betheiligten nicht besonders verständigt 
werden und weil andererseits manche Verfügung erst bei längerer 
Dauer ihrer Wirkung beschwerend erscheint. Sie hat aber auch der 
Natur der Sache nach mit Ausnahme des Falles, wenn sie gegen eine 
von dem Untersuchungsrichter verhängte Disciplinarstrafe gerichtet ist, 
keine aufschiebende Wirkung. Die Rathskammer ist bei der Entschei- 
dung über diese Beschwerde keineswegs auf die Prüfung des Beschwerde- 
punktes beschränkt, sondern hat als Aufsichtsbehörde über das Vorver- 
fahren alle bei dieser Gelegenheit wahrgenommenen Gesetzwidrigkeiten 
zu beseitigen. Sie hat daher z. B. bei einer Beschwerde wegen der 
verhängten Untersuchungshaft die Voruntersuchung einzustellen, wenn 
sie findet, dass nicht hinreichende Verdachtsgründe gegen den Beschul- 
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digten vorliegen oder der Thatbestand eines Verbrechens oder Vergehens 
fehlt. Sie entscheidet über die Beschwerde in nicht öflFentlicher 
Sitzung nach Anhörung des nicht mitstimmenden Untersuchungsrichters 
und des Staatsanwaltes (§. 118). 

§. 117. 
jBeschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz. 

Gegen die Entscheidung der Rathskammer steht in der Regel 
ein weiterer Rechtszug nicht offen. Wenn aber die Ent- 
scheidung die Ausscheidung einzelner Strafsachen aus dem gemeinsam 
zu führenden Strafverfahren, die Verhängun^'^bder Aufhebung der Han >^(^J*^*^^r3 
oder die Bestimmung der Cautionssumme betriflft, so steht gegen die- Vj/v^^*^ ^ 
selbe dem Staatsanwalt oder Privatankläger und dem Beschuldigten die ijjff^^^ 
Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz offen. jtJ^^^ ffX 
Femer steht diese Beschwerde dem Staatsanwalt oder Privatankläger^*f* *' '^'''/ 
auch gegen jene Entscheidungen offen, durch welche ein Antrag auf f^j^pf^^J^i 
Einleitung der Voruntersuchung abgelehnt oder die Einstellung derö.J.iw»»JiM 
letzteren ausgesprochen wird (§. 114, al. 1). [Dem Subsidiarankläger aber ^ 

steht nur gegen den Einstellungsbeschluss der Rathskammer die Be- a ^^ xj fi ^ 
schwerde offen (§. 49, al. 2). — Die Beschwerde ist binnen drei Tagen ^' ^"^^^^ 
nach Eröffnung des angefochtenen Beschlusses bei der Rathskammer ^^^^'^nM^ \ 
anzubringen und hat in der Regel keine aufschiebende Wirkung. Eine ^ 

Ausnahme hievon tritt nur bei der Beschwerde des Staatsanwaltes gegen 
die sei es gegen Cautionsleistung oder ohne dieselbe verfügte Auf- 
hebung der Untersuchungshaft ein, wenn diese Beschwerde sogleich bei 
Eröffnung des Beschlusses angemeldet und binnen drei Tagen ausge- 
führt wird (§. 197). — Der Gerichtshof zweiter Instanz entscheidet 
über die Beschwerde endgiltig nach Anhörung des Oberstaatsanwaltes. 
Er hat bei dieser Gelegenheit, da ihm die Aufsicht über die Wirksam- 
keit der Strafgerichte zusteht, das gesammte bisherige Strafverfahren 
und nicht bloß den Beschwerdepunkt der Prüfung zu unterziehen, je- 
doch mit der Beschränkung, dass niemals zum Nachtheil des Beschul- 
digten Verfügungen und Beschlüsse abgeändert werden dürfen, gegen 
welche nicht Beschwerde geführt wird. Zum Vortheil des Beschuldigten 
kann aber jede Verfügung und jeder Beschluss der Rathskammer abge- 
ändert werden, mag eine Beschwerde dagegen vorliegen oder nicht, ja 
selbst dann, wenn gegen diesen Beschluss eine Beschwerde gar nicht 
ergriffen werden könnte (§. 114, al. 3). 
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TU. Abschnitt. 

Das Zwlsehen- (Übergangs-) Yerfahren. 

A. Die Versetzung in Anklagestand."^) 

§. 118. 
Anklageschrift. 

Die Erhebung der Strafklage gegen eine bestimmte Person wegen 
einer bestimmten strafbaren Handlung steht in dem auf dem Änklage- 
principe beruhenden Strafverfahren dem Ankläger zu. Diesem liegt 
es daher ob, die Anklageschrift einzubringen und dadurch die 
Versetzung des Beschuldigten in den Anklagestand einzuleiten (§. 207, 
al. 1). Diese Anklageschrift bildet die Grundlage für die Hauptver- 
handlung und für das über dieselbe ergehende ürtheil, da in der Regel 
nur die in der Anklageschrift dem Beschuldigten zur Last gelegte That 
Gegenstand der Hauptverhandlung und des Urtheils sein darf. Sie 
muss daher außer dem Namen des Beschuldigten und der zu seiner 
genauen Bezeichnung dienenden Umstände enthalten: o) die An- 
gabe der ihm zur Last gelegten strafbaren Handlung oder 
Handlungen (Anklageformel), mögen sie nun Verbrechen, Vergehen oder 
Übertretungen sein, da auch, wenn Übertretungen wegen ihres Zu- 
sammenhanges mit Verbrechen oder Vergehen, den Gegenstand einer 
Hauptverhandlung vor Gerichtshöfen bilden, die Versetzung des Be- 
schuldigten in den Anklagestand auf gleiche Weise erfolgen muss, wie 
bei Verbrechen oder Vergehen (E. des C. H. Nr. 625). Die dem Be- 
schuldigten zur Last gelegte strafbare Handlung ist nach allen ihren 
gesetzlichen, die Anwendung eines bestimmten Strafsatzes bedingen- 
den Merkmalen zu bezeichnen und die besonderen Umstände des Ortes, 
der Zeit, des Gegenstandes u. s. w. soweit hinzuzufügen, als dies zur 
deutlichen Bezeichnung der That nothwendig ist, da dieselbe That . 
rticksichtlich desselben Angeklagten nur einmal Gegenstand eines |Ur- J^'^^ ^j^ 
I ^^,;^ j^^ ^JL theils sein kann^(non bis in idem).^ Eine weitere IndividuaUsierung ""J&i^ 
2f Ki ' ^ilL ^^^ That, so dass jedem gesetzlichen Merkmale auch der concreto That- ^ 

* umstand, durch welchen es verwirklicht wird, gegenüber gestellt werden 
.vAtaM <,; ^l*<*A»Ü8Ste, wird nicht erfordert und wäre in vielen Fällen, nament- 



'•^K< \v At^licb iii den vor das Geschwornengericht gehörigen, schädlich (J. M. E. 
• / ' Nr. 252^. l) Die gesetzliche Benennung der strafbaren Hand- 

*) Glaser, Ober die Versetzang in Anklagestand, El. Seh. 2. A. S. 435. 
Fuchs in Holtz. Hdb. IT. S. 1 fg. 
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lung oder Handlungen, auf welche die Anklage gerichtet ist, sowie die 
Anführung jener Stellen des Strafgesetzes, deren Anwendung beantragt 
wird und die sonst zur Begründung der sachlichen Zuständigkeit er- 
forderlichen Angaben, c) Die Angabe des Gerichtes, vor welchem 
die Hauptverhandlung stattzufinden hat. 

Der Anklageschrift ist eine kurze, aber erschöpfende Begrün- 
dung beizufügen, in welcher der Sachverhalt zusammenhängend zu er- 
zählen ist. Außerdem ist das Verzeichniß der nach dem Antrage des 
Anklägers vorzuladenden Zeugen und Sachverständigen, sowie 
der anderen Beweismittel in die Anklageschrift aufzunehmen oder der- 
selben beizulegen. Auch der Antrag auf Verhaftung des Be- 
schuldigten kann in der Anklageschrift gestellt werden (§. 207).^) — 
Die AiJdageschrift ist bei jenem Richter, welcher die Voruntersuchung 
geführt hat und falls eine solche nicht stattfand, bei dem Vorsitzenden 
der Rathskammer einzubringen. Sie ist dem Beschuldigten oder wenn 
er verhaftet ist, auf sein Verlangen seinem Vertheidiger zuzustellen; 
nur die von einem Privat- oder Subsidiarankläger verspätet überreichte 
Anklageschrift wäre von Amtswegen zurückzuweisen und das Vorver- 
fahren einzustellen, wogegen die Beschwerde an die Rathskammer und 
gegen deren Entscheidung dem Privatankläger die Beschwerde an den 
Gerichtshof zweiter Instanz offen stünde. — Wird in der Anklageschrift 
die Verhaftung des Beschuldigten beantragt und hat der Untersuchungs- 
richter (Vorsitzende der Rathskammer) Bedenken, diesem Antrage statt- 
zugeben, so holt er die Entscheidung der Rathskammer ein (§. 208); 
gegen die abweisende Entscheidung steht dem Ankläger binnen drei 
Tagen die Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz offen. 

§. 119. 

Einspruch. 

Da die Versetzung in den Anklagestand für den Beschuldigten 
mit mannigfachen, bedeutenden Nachtheilen verbunden ist, so gewährt 
ihm das Gesetz gegen unbegründete, leichtfertige Anklagen dadurch 
einen Schutz, dass es ihm persönlic h das Recht einräumt, gegen die 
Anklageschrift Einspruch zu erheben und die Entscheidung des 
Gerichtshofes zweiter Instanz über die Zuständigkeit des in der Anklage- 
schrift genannten Gerichtes und über die Zulässigkeit der Anklage zu 
begehren (§. 208). Der Einspruch muss, wenn der Beschuldigte ver- 
haftet ist, binnen vier und zwanzig Stunden vom Zeitpunkte der an ihn 

*) Die Anklageschrift ist in so vielen Ausfertigungen zu überreichen, dass 
jedem der Beschuldigten ein Exemplar zugestellt und eines bei dem Gericht zurück- 
behalten werden kann (§. 207, letzt, al.). 
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oder auf sein Verlangen an seinen Vertheidiger erfolgten Zustellung der 
Anklageschrift oder wenn er erst auf Grund derselben verhaftet wurde, 
vom Zeitpunkte seiner Einlieferung an gerechnet bei dem Untersuchungs- 
richter (Vorsitzenden der Rathskammer) angemeldet werden. Die Aus- 
führung des Einspruchs kann zu Protokoll oder schriftlich binnen der 
nächsten acht Tage, welche, wenn die Anklageschrift dem Vertheidiger 
zugestellt wurde, von der Zustellung an denselben zu laufen beginnen, 
angebracht werden. Ist der Beschuldigte auf freiem Fuße, so hat er 
den Einspruch binnen acht Tagen von Zustellung der Anklageschrift 
mündlich oder schriftlich anzumelden und auszufahren (§. 209.) Ein 
verspätet oder nach erfolgter Verzichtleistung angemeldeter Einspruch 
ist von dem Untersuchungsrichter (Vorsitzenden der Rathskammer) zu- 
rückzuweisen, wogegen die Beschwerde an die Rathskammer oflfen steht. 
— Der Beschuldigte kann auch, ohne Einspruch gegen die Anklage- 
schrift zu erheben, bloü gegen die wider lü n verfaäP^tgJäätL^aich be- 
schweren. Diese Beschwerde tat die gleiche Wirkung, wie der Ein- 
ISpruch ; der Gerichtshof zweiter Instanz hat auch in diesem Falle so vorzu- 
gehen, als ob gegen die Anklageschrift Einspruch erhoben worden wäre 
(§. 210, al. 4). — Wird gegen die Anklageschrift kein Einspruch und 
gegen die von der Rathskammer etwa verhängte Haft keine Beschwerde 
erhoben, so legt der Untersuchungsrichter (Vorsitzende der Rathskammer) 
die Acten dem Gerichtshofe erster Instanz vor, welcher sofort die Haupt- 
verhandlung anzuordnen hat. Im entgegengesetzten Falle werden nach 
eingebrachter Ausführung oder hiezu abgelaufener Frist die Acten dem 
Gerichtshofe zweiter Instanz unter gleichzeitiger Benachrichtigung des 
Anklägers übersendet (§. 210, al. 1, 2). 

§. 120. 

Entscheidung über den Einspruch. 

Über den gegen die Anklageschrift erhobenen Einspruch entscheidet 
der Gerichtshof zweiter Instanz in nicht öffentlicher Sitzung nach An- 
hörung des Oberstaatsanwaltes. Zunächst hat er, wenn er nicht der 
Anklage an und für sich keine Folge zu geben findet , von Amtswegen 
z u prüfen^ ob nicht in der Anklageschrift oder in dem der Überreichung 
üerselben vorhergegangenen Verfahren Formgebrechen z. B. Ver- 
letzung der hinsichtlich der Einbringung der Anklageschrift ertheilten Vor- 
schriften oder Unterlassung der Einleitung der Voruntersuchung bei einem 
vor die Gescnwornengenchte gehörigen Verbreche n, unterlaufen sind, deren 
Jöeseitigung nothwendig erscheint, um über die Zulässigkeit der Anklage 
entscheiden zu können. Ebenso hat er zu prüfen, ob nicht (insbesondere 
zum Zwecke der Entlastung des Beschuldigten) Erhebungen zur 
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besseren Aufklärung des Sachverhaltes unerlässlich sind. Ist 
nun das eine oder das andere der Fall, so ist die Anklageschrift vor- 
läufig zurückzuweisen und es ist nun Sache des Anklägers entweder 
binnen drei Tagen (welche Frist für den Staatsanwalt keine Fallfrist 
ist), die verbesserte Anklageschrift neuerlich zu tiberreichen oder inner- 
halb derselben Frist seine allfälligen Anträge an den Untersuchungs- 
richter zu stellen und daher, wenn eine Voruntersuchung noch nicht 
stattgefunden hatte, die Einleitung derselben zu beantragen. Auf Grund 
der gepflogenen Erhebungen ist, wenn nicht der Ankläger von der 
weiteren Verfolgung zurücktritt, eine Anklageschrift neuerlich zu über- 
reichen (§. 211). — Der Gerichtshof zweiter Instanz hat ferner auch 
die sachliche sowohl als die örtliche Zuständigkeit des in der 
Anklageschrift bezeichneten Gerichtes von Amtswegen zu prüfen. Findet 
er, dass zur Vornahme der Hauptverhandlung ein anderes Gericht seines 
Sprengeis örtlich zuständig ist, so entscheidet er in der Sache selbst 
und verweist dieselbe, wenn er der Anklage Folge gibt, an das zu- 
ständige Gericht. Erachtet er dagegen die Zuständigkeit eines im Sprengel 
eines anderen Gerichtshofes zweiter Instanz liegenden Gerichtes als be- 
gründet, so spricht er seine eigene Nichtzuständigkeit aus und über- 
sendet die Acten zur weiteren Entscheidung dem zuständigen Gerichts- 
hofe zweiter Instanz (§. 212). Findet der Gerichtshof, dass das in der 
Anklageschrift bezeichnete Gericht zur Entscheidung der Sache sachlich 
nicht zuständig ist, so entscheidet er ebenfalls in der Sache selbst und 
verweist dieselbe an das sachlich zuständige Gericht. 

§. 121. 
Eortsetznng. 

In der Sache selbst hat der Gerichtshof entweder zu entscheiden, 
es werde der Anklage keine Folge gegeben und das Verfahren 
eingestellt oder aber es werde der Anklage Folge gegeben. 
— Der Gerichtshof hat zu entscheiden, dass der Anklage keine Folge 
gegeben und das Verfahren eingestellt werde, wenn der Anklage einer 
der folgenden Gründe entgegensteht, und zwar: a) wenn die dem Be- 
schuldigten zur Last gelegte That keine zur Zuständigkeit der Gerichte 
gehörige strafbare Handlung begründet. Bildet sie eine solche, so hat 
sich der Gerichtshof in die juristische Qualification derselben nicht 
weiter einzulassen, daher der Anklage auch dann Folge zu geben, wenn 
er die in der Anklageschrift enthaltene juristische Qualification ^^der That 
als unrichtig erkennt.^) b) Wenn es nach dem Ermessen des Gerichts- 

^ ^) Hievon tritt eine Aasnahme nur in dem Falle ein, wenn von der jaristisclien 
Qaalification die Entsoheidang über die sachliche Zuständigkeit des in der Anklage- 
schrift genannten Gerichtes abhängt (PI. G. des G. H. Nr. 1679). 
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hofes an genügenden Gründen fehlt, um den Beschuldigten der ihm zur 
Last gelegten That für verdächtig zu halten, c) Wenn Umstände vor- 
liegen, vermöge welcher die Strafbarkeit der That aufgehoben oder die 
Verfolgung wegen derselben ausgeschlossen ist, z. B. verspätete Geltend- 
machung des Privatanklagerechtes. ^) d) Wenn das nach dem Gesetze 
erforderliche Verlangen oder die gesetzlich geforderte Zustimmung eines 
hiezu Berechtigten fehlt. — Betriffit der Ausspruch, dass der Anklage 
keine Folge gegeben werde, nicht alle Anklagepunkte, so verfügt der 
Gerichtshof, dass diejenigen, hinsichtlieh welcher er ergangen ist, aus 
der Anklageschrift zu entfallen haben. Kommt der Grund, dessentwegen 
der Anklage keine Folge gegeben wird, auch einem Mitangeklagten zu- 
statten, der keinen Einspruch erhoben hat, so hat der Gerichtshof so 
vorzugehen, als wenn ein solcher Einspruch vorläge, somit auch der 
Anklage gegen den Mitangeklagten keine Folge zu geben (§. 213). 

Gibt der Gerichtshof der Anklage Folge, so hat er zugleich über 
die in der Anklageschrift oder in dem erhobenen Einsprüche gestellten 
die Verbindung oder Trennung mehrerer Anklagen und die Vorladung 
von Zeugen und Sachverständigen betreflfenden Anträge Beschluss zu 
fassen. In jedem Falle einer aus Anlass eines erhobenen Einspruches 
erfolgenden Entscheidung hat der Gerichtshof zugleich über die, sei es 
im Laufe der Voruntersuchung oder infolge des in der Anklageschrift 
gestellten Antrages über den Beschuldigten verhängte Untersuchungshaft, 
über die Ablieferung desselben an ein anderes Gericht oder über dessen 
Versetzung auf freien Fuß die nöthige Verfügung zu treflfen (§. 214). 
Alle von dem Gerichtshofe aus Anlass eines erhobenen Einspruches ge- 
fällten Entscheidungen müssen begründet werden, jedoch in der Art, 
dass dadurch der Entscheidung des erkennenden Gerichtes über die 
Hauptsache nicht vorgegriflFen wird (§. 215). 

§. 122. 

Eechtsmittel gegen die Entscheidung über den Einspruch. 

Gegen die über den Einspruch ergangenen Entscheidungen stand 
nach den §§. 216, 217 und 218 al. 2 dem Oberstaatsanwälte, dem Privat- 

') Hierher würde auch der Fall gehören, wenn die Anklage eine bereits ab- 
geartbeilte That zum Gegenstande hat, ohne dass die Wiederaafnahme des Straf- 
verfahrens erwirkt worden ist. Nach der E. des C. H. Nr. 327 wäre aber in einem 
solchen Falle bei Vorhandensein der objectiven Bedingungen der Wiederaufnahme 
die Anklage nur vorläufig zum Zwecke der Verbesserung des Verfahrens, nicht aber 
definitiv zurückzuweisen, da unter den ^die Verfolgung ausschlieiJenden Umständen'^ 
nicht Formverletzungen, sondern nur die die definitive Außerverfolgsetzung des 
Beschuldigten bewirkenden Gründe des Processrechtes verstanden werden können, 
woran mit ''Hinblick auf den hauptsächlichsten Zweck des Strafverfahrens ver- 
nünftigerweise nicht gezweifelt werden könne. Ebenso E. Nr. 1179. 
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ankläger und dem Beschuldigten die Nichtigkeitsbeschwerde an den 
obersten Gerichts- als Cassationshof oflfen, wenn bei Einbringung und 
Mittheilung der Anklageschrift die gesetzlichen Vorschriften nicht be- 
obachtet worden waren oder wenn der Gerichtshof zweiter Instanz nicht 
zuständig oder -bei der Entscheidung über den Einspruch nicht gehörig 
besetzt gewesen oder wenn daran ein nach dem Gesetze ausgeschlossener 
oder mit Grund abgelehnter Richter theilgenommen hatte. Diese Be- 
stimmungen der obcitirten Paragraphe wurden aber durch den §. 8 des 
G. V. 31. December 1877, R. G. B. Nr. 3 ai. 1878 aufgehoben, zugleich 
aber erklärt, dass der Umstand, dass der Gerichtshof zweiter Instanz, 
welcher die Versetzung in den Anklagestand ausgesprochen hat (§. 214 
und 218), nicht zuständig war, durch eine gegen das Endurtheil ge- 
richtete Nichtigkeitsbeschwerde geltend gemacht werden kann. 

§. 123. 

AnklagebesohlufH. 

Ausnahmsweise kann im Widerspruche mit dem unserem Straf- 
verfahren zu Grun3e liegenden Anklageprincipe die Versetzung in An- 
klagestand in zwei Fällen von dem Gerichtshofe zweiter Instanz, ohne 
dass ihm eine Anklageschrift vorliegt, ausgesprochen werden, und zwar 
a) wenn der Staatsanwalt von der Verfolgung einer strafbaren Handlung 
zurücktritt, ehe der Beschuldigte wegen derselben rechtskräftig in An- 
klagestand versetzt ist, der Privatbetheiligte die Erklärung abgibt, dass 
er die Verfolgung aufrecht erhalte und der Gerichtshof zweiter Instanz 
nicht erachtet, dass kein Grund zur weiteren Verfolgung des Be- 
schuldigten vorliegt (§. 48, Z. 2); b) wenn von dem Ankläger die Be- 
schwerde gegen die Einstellung der Voruntersuchung ergriffen wird, 
der Gerichtshof zweiter Instanz sie begründet findet und in beiden 
Fällen (a und 6) der Beschuldigte bereits vernommen wurde. Der Be- 
schluss des Gerichtshofes auf Versetzung in den Anklagestand, welcher 
für das weitere Verfahren die Stelle der Anklageschrift vertritt, ist 
unter sinngemäßer Anwendung der über den Inhalt der Anklageschrift 
ertheilten Vorschrift auszufertigen (§. 218). 

§. 124. 

Bechtswirkung der Versetzung in den Anklagestand. 

Die rechtskräftige Versetzung des Beschuldigten in den Anklage- 
stand hat in processualer Beziehung die Wirkung, dass die örtliche 
Zuständigkeit desjenigen Gerichtes, welches nach der Anklage- 
schrift oder dem durch den Einspruch gegen dieselbe veranlassten Er- 
kenntnisse zur Hauptverhandlung berufen ist, nicht mehr angefochten 
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werden kann. Im Übrigen bleibt aber die ünteriassung des Einspruches 
gegen die Anklageschrift ohne Einfluss auf das weitere Verfahren; es 
können somit unterlaufene Verletzungen des Gesetzes sowohl bei der 
Hauptverhandlung als auch in der gegen das Endurtheil ergriffenen 
Nichtigkeitsbeschwerde geltend gemacht werden (§. 219).^) • 

B. Die Vorbereitungen zur Hauptverhandlung."^) 

§. 125. 

Ort und Tag der Hauptverhandlung. 

Die Hauptverhandlung findet in der Regel am Sitze des Ge- 
richtshofes erster Instanz statt; doch kann bei nicht vor das 
Schwurgericht gehörigen Verbrechen oder Vergehen der Vorsteher des 
Gerichtshofes erster Instanz nach Anhörung des Anklägers mit Rück- 
sicht z. B. auf die vorzuladenden Zeugen oder auf einen bei der Haupt- 
verhandlung selbst vorzunehmenden Augenschein verfügen, dass die 
Hauptverhandlung am Sitze jenes Bezirksgerichtes abgehalten werde, 
in dessen Sprengel die That begangen wurde (§. 221, al. 2). In Schwur- 
gerichtsfällen kann der Gerichtshof zweiter Instanz aus besonders 
wichtigen Gründen anordnen, dass eine Sitzung des Geschwomen- 
gerichtes statt am Sitze des Gerichtshofes erster Instanz an einem 
anderen Orte abzuhalten sei (§. 297, al. 3). — Der Tag der Haupt- 
verhandlung ist von dem Vorsitzenden derselben in der Art zu be- 
stimmen, dass dem Angeklagten, sofeme dieser nicht selbst zu einer 
Abkürzung der Frist seine Zustimmung gibt, bei sonstiger Nichtigkeit 
von der Zustellung der Vorladung eine Frist von wenigstens drei Tagen, 
und falls es sich um ein dem Geschwomengerichte zur Aburtheilung 
?!^w/J/^^^/^5Pgßwiesenes Verbrechen) handelt, eine Frist von wenigstens acht Tagen 
jjj ^ / V lo^ ^^^ Vorbereitung semer Vertheidigung bleibe. Der Tag der Hauptver- 
'\Sf^ \ "^^ Handlung ist sowohl dem Angeklagten und seinem dem Gerichte be- 
fj ^ ) kannten Vertheidiger, als auch dem Ankläger una aem rrivatoeiheiügten 

*) £s dürfte daher auch die £. des G. H. Nr. 444, dass wenn der Angeklagte 
es unterlässt, entweder im Einsprüche oder innerhalb der im §. 222 festgesetzten 
Frist das persönliche Erscheinen und die unmittelbare Abhörung der Zeugen, 
deren VemehmungsprotokoUe nach dem Antrage der Staatsanwaltschaft verlesen 
werden sollen, zu verlangen, angenommen werden müsse, dass er auf den Wider^ 
Spruch gegen die Verlesung verzichtet habe — Bedenken unterliegen. 

*) Glaser, Die Vorbereitung der Hauptverhandlung im französischen Schwur- 
gerichtsverfahren in dessen Kl. Seh., S. 665. — Mit dem Ausdrucke „Vorbereitungen 
zur Hauptverhandlung" bezeichnet das Gesetz den Inbegriff aller jener theils von 
den Parteien theils von dem Gerichte vorzunehmenden und in den Zeitraum zwischen 
der Versetzung in Anklagestand und dem Beginne der Hauptverhandlung fallenden 
Handlungen, welche insbesondere die ungestörte Durchfahrung der Hauptver- 
handlung sichern sollen. 
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bekannt zu geben. Die Vorladung des auf freiem Fuße befindlichen 
Angeklagten hat die Androhung zu ent üalten, dass er im Jj'alle seines 
Ausbleibens zu gewärtigen hätte, dass je nach Umständen entweder die 
Hauptverhandlung in seiner Abwesenheit vorgenommen oder er durch 
einen Vorftihrungsbefehl zu derselbe n gest ellt, oder falls dies zeitgerecht 
nicht ausführbar wäre, die Hauptverhandlung auf seine Kosten vertagt 
und er zu derselben vorgeführt werde (§. 321). In den vor a as fc>cnwur- 
geric ht gehörigen Fä llen sind dem Angeklagten auch die Namen der 
zum (jeschwomengerichte berufenen Mitglieder des Gerichtshofes und 
das Verzeichniß der Haupt- und Ergänzungsgeschwornen bei sonstiger 
Nichtigkeit spätestens am dritten Tage vor demjenigen, an welchem die 
Hauptverhandlung beginnen soll, durch den Gerichtshof erster Instanz 
mitzutheilen (§. 303).^) — Befindet sich der Angeklagte bei einem an- 
deren Gerichte als jenem, bei welchem die Hauptverhandlung stattzu- 
finden hat, in Haft, so muss er binnen drei Tagen, nachdem er rechts- 
kräftig in den Anklagestand versetzt ist, in das Gefängniß des Gerichtes, 
bei welchem oder an dessen Sitze die Hauptverhandlung stattfinden soll, 
abgeflihrt werden (220).' 

§. 126. 



Vemehmiing des Angeklagten. 2 /t^ Of^ ^^j 



Ist die Anklage auf eines der d em Geschwornengerichte zu r Ab- 
urtheilung zugewiesenen Verbrechen gencMei, so hai der v orsiizende des 
Schwurgerichtshofes oder dessen Steilvertreter oder der Vorsteher des Ge- 
richtshofes erster Instanz den Angeklagten binnen vierundzwanzig Stunden 
nach seiner Ankunft in dem Gefängnisse des Gerichtes, bei welchem 
oder an dessen Sitze die Hauptverhandlung stattzufinden hat oder wenn 
er bereits in diesem Gefängnisse sich befindet, binnen vierundzwanzig 
Stunden nach rechtskräftig gewordener Versetzung in den Anklagestand 
zu vernehmen, ob er seinen in der Voruntersuchung abgelegten Aus- 
sagen etwas beizusetzen oder daran abzuändern finde. Ist der Ange- 
klagte nicht verhaftet, so kann ihn der Vorsitzende zu dieser Vernehmung 
entweder vorladen oder diese Vernehmung durch den Bezirksrichter, in 
dessen Sprengel er sich befindet, veranlassen. Jeder Angeklagte übrigens, 
der vor das Geschwomengericht gestellt wird, muss, falls er noch keinen 
Vertheidiger hätte, zur Bestellung eines solchen aufgefordert und ihm, 
wenn er von diesem Rechte keinen Gebrauch macht, ein solcher sofort 
von Amtswegen ernannt werden (§. 220). 

*) In den vor den Gerichtshof erster Instanz gehörigen Fällen bedarf es einer 
Verständigung des Angeklagten von den zur Entsoheidung berufenen Mitgliedern 
des Gerichtshofes nicht, da der Erkenntnißsenat ein ständiger ist, dessen Mitglieder 
bei Beginn des Jahres öffentlich kundgemacht werden. 
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§• 127. 

Vorladung der Zeugen und Sachverständigen. 

Die Zeugen und Sachverständigen sind zur Hauptverhandlung in 
der Art vorzuladen, dass in der Regel zwischen der Zustellung der Vor- 
ladung und dem Tage, an welchem die Hauptverhandlung vorgenommen 
wird, ein Zeitraum von drei Tagen in der Mitte liegt (§. 221, al. 1). 
Dies gilt auch rttcksichtlich der der Militärgerichtsbarkeit unterstehenden 
Zeugen, nur ist die Vorladung derselben durch das vorgesetzte Com- 
mando des Zeugen oder durch das nächste Militärstationscommando zu 
veranlassen (§. 223). Welche Zeugen und Sachverständige zur 
Hauptverhandlung vorzuladen sind, hängt zunächst von den Anträge n 
der Parteien ab . Der Ankläger stellt seine diesfälligen Anträge in der 
Anklageschrift, der Beschuldigte in dem dagegen erhob enen Einsprüc he. 
tTber diese Anträge entscheTJef 'dSFTTOTchTshör^zweiter Instanz, wenn 
er der Anklage Folge gibt, er bestimmt somit, welche der beantragten 
Zeugen und Sachverständigen zur Hauptverhandlung vorzuladen sind. 
Wurde aber ein Einspruch gegen die Anklageschrift nicht erhoben und 
tragt aer vorsitzena e der riaüpiverhaüdlnng Bedeukeu, alle in der An- 
klageschrift nambaft gemachte Zeugen und Sachverständige vorzuladen, 
so hat er die Entscheidung derRathskammer einzuholen. Aber auch 
nach überreichter Anklageschrift und der über den etwa erhobenen 
Einspruch erflossenen Entscheidung kann der Ankläger, der Privatbe- 
theiligte oder der Angeklagte die Vorladung neue r Zeugen und Sach- 
verständiger bei dem Vorsitzenden der Hauptverhandlun g unter g enauer 
und bestimmter Angabe der Thatsachen und Punkte, worüber der Vor- 
zuladende vernommen werden soll, beantragen, worüber wieder, wenn 
der Vorsitzende Bedenken trägt, dem Antrage beizustimmen, die Raths- 
kammer zu entscheiden hat, und zwar selbst dann, wenn die Partei die 
Kosten der Vorladung und die Uebüren ^er Zeugen und Sachver- 
ätindl^en aus Kigenem^zu erlegen^ bereit wäre. jäegen^äfeHEntscBei- 
düngen der Rathskammer in diesem sowie in dem oberwähnten Falle 
findet zwar kein besonderes Rechtsmittel statt, doch können die von 
der Rathskammer zurückgewiesenen Anträge bei der Hauptverhandlung 
erneuert werden. Die Liste der neu zu ladenden, weder in der Anklage- 
schrift noch in dem etwa erhobenen Einsprüche beantragten Zeugen 
und Sachverständigen ist kbei, Uffl'ACim Qcigflti Gelegenheit zu bieten, 
sich auf die Hauptverhandlung genügend vorbereiten und namentlich 
für Entkräftung des durch die neuen Zeugen oder Sachverständigen 
herzustellenden Beweises Sorge tragen zu können, demselben längstens 
drei Tage vor der Hauptverhandlung mitzutheilen, widrigenfalls diese 
neuen Zeugen und Sachverständigen nicht ohne seine Zustimmung 



Erhebung neuer umstände. Rücktritt von der Anklage. 129 

vernommen werden dürfen, es wäre denn, dass der Vorsitzende kraft der 
ihm zum Zwecke der Erforschung der Wahrheit bei der Hauptver- 
handlung eingeräumten Macht diese Vernehmung beschließen würde 
(§§. 222, 225). 

§. 128. 

Erhebung neuer Umstände. 

Die Parteien können auch den Antrag stellen, dass bisher nicht 
erhobene für die Anklage oder die Vertheidigung dienende Umstände 
noch vor der Hauptverhandlung erhoben werden. Findet der Vorsitzende 
der Hauptverhandlung oder wenn er Bedenken trägt, dem Antrage 
stattzugeben, die ßathskammer das Begehren begründet, so hat der Vor- 
sitzende die Erhebung durch den Untersuchungsrichter zu veranstalten 
und nachdem sie stattgefunden, den Parteien zum Zwecke allfalliger 
Einsichtnahme und weiterer Antragstellung davon Kenntniß zu geben. 
Die Erörterung der Ergebnisse solcher nachträglicher Erhebungen bleibt 
der Hauptverhandlung vorbehalten; der Ankläger hat aber das Recht 
auf Grund dieser nachträglichen Erhebungen noch vor Beginn der 
Hauptverhandlung die Anklageschrift unter gleichzeitiger Einbringung 
einer neuen zurückzuziehen. In diesem Falle ist mit der neuen An- 
klageschrift wie mit der ursprünglich tiberreichten vorzugehen, und was 
die Haft des Angeklagten betrifft, so ist von der Rathskammer sogleich 
die nöthige Verfügung zu treffen (§§. 224, 227). Beruht aber die Ver- 1 ^/i/^ 

Setzung in den Anklagestand auf einem Beschlüsse des Gerichtshofes 1 

zweiter Instanz, so bleibt dem Ankläger nach gepflogenen Erhebungen 
nur die Wahl entweder von der Anklage zurückzutreten oder sie, so 
wie sie gefasst ist, zur Grundlage der Hauptverhandlung dienen zu 
lassen. 



§. 129. 

Bücktritt von der Anklage. Vertagung der angeordneten Hauptverhandlung. 

Der Ankläger kann auch nach der Versetzung in den Anklage- 
stand noch vor Beginn der Hauptverhandlung und ohne der Zustimmusr 
des Angekla^en zu bedürfen , von der Anklage zurücktreten. In diesem 
i< alle bat die Rathskanmier d as Strafverfahren mit dem Beifügen einzu- 
stellen, dass es von der etwa bereits angeordneten Hauptverhandlung ab- 
zukommen habe (§. 227, al. 1). Wäre aber ein Privatbetheiligter vor- ^ 
banden, so wäre der Rücktritt des Staatsanwaltes, wenn demselben nicht \^ l # > 
ein a. h. Gnadenact zu Grunde lififij;, zunächst diesem mit aer lüroimung -— — 
mitzutheilen, dass er berechtigt sei, die Anklage aufrecht zu erhalten, 
dies jedoch binnen drei Tagen bei dem Gerichtshöfe erster Instanz zu 

Ralf, Strafprocess. 3. Auflage. 9 
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erklären habe (§. 48, Z. 3). Erst nach fruchtlosem Verstreichen dies er 
Frist könnte zur Einstellung des Verfahrens geschritten werd en. Im 
Falle der Einstellung des Verfahrens ist dem Angeklagten auf sein 
Verlangen ein Amtszeugniß darüber auszustellen, dass kein Grund zur 
weiteren gerichtlichen Verfolgung wider ihn vorhanden sei (Analogie 
mit §. 110 al. 2). — Die bereits angeordnete Hauptverhandlung kann 
durch Beschluss der Rathskammer vertagt werden, wenn der Ange- 
klagte nachweist, dass er wegen Krankheit oder einer sonstigen unab- 
wendbaren Verhinderung bei der Hauptverhandlung nicht erscheinen 
kann oder wenn der Ankläger oder der Angeklagte aus anderen er- 
heblichen Gründen z. B. wegen verspäteter Namhaftmachung der vor- 
zuladenden Zeugen oder wegen Erkrankung eines Zeugen u. s. w., die 
Vertagung beantragen. Wegen einer Verhinderung des Vertheidigers 
findet eine Vertagung nur dann statt, wenn das Hinderniß dem Ange- 
klagten oder dem Gerichte so spät bekannt wurde, dass ein anderer 
Vertheidiger nicht mehr aufgestellt werden konnte (§. 226). 



YIIL Abschnitt. 

Die Haaptyerhandlang vor den O^erlehtshSfen erster Instanz 

bis zur Urthellsfällung*). 

§. 130. 

Im Allgemeinen. 

Die Hauptverhandlung ist jener Abschnitt des Verfahrens, in 
welchem die erhobene Anklage durch mündliche Verhandlung vor dem 
erkennenden Gerichte zu unmittelbarem Austrag durch das ürtheil ge- 
bracht wird. In ihr macht sich namentlich das Anklageprincip geltend, 
es findet in derselben ein stetes Zusammenwirken des Gerichtes und 
der Parteien statt; sie ist ein contradictorisches Verfahren. Sie findet 
in ununterbrochener Gegenwart der Richter statt und es 
bildet einen Nichtigkeitsgrund, wenn nicht alle Richter der ganzen 
Verhandlung beiwohnten (§. 281, Z. 1 und §. 344, Z. 1). Mit Rück- 
sicht darauf hat der Vorsitzende, wenn die Hauptverhandlung voraus- 
sichtlich von längerer Dauer sein dürfte, die Verfügung zu treffen, dass 
ein oder zwei Ersatzrichter der Verhandlung beiwohnen, um im Falle 
der Verhinderung eines Richters an dessen Stelle treten zu können 
(§. 221, letzt al.). Auch der Ankläger und ein Schriftführer 



*) Fuchs in Holtzendorffs Hdb. Bd. 11. S. 1. Glaser, Art. Hauptver- 
handluDg in Holtz. R. L. 
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sollen der Verhandlung ununterbrochen beiwohnen, doch können die 
Verrichtungen der StaÄtsanwaltschaft, sowie der SchriftfÜhrung auch 
unter mehrere Personen vertheilt sein und auch abwechselnd besorgt 
werden. Da es ferner im Interesse der Erforschung der Wahrheit liegt, . ^ 

auch den Angeklagten und seine Vertheidigung zu hören, sojkann die y^'^pf^'pf'J^ 
Hauptverhandlung in der Regel bei sonstiger Nichtigkeit nur(?UMpX^yÄW J 
in Gegenwart des Angeklagten stattfinden , und ein Gesuch des ^^/^^/fHf^^^ 
/Angeklagten zu der Hauptverhandlung ni cht erscheinen zu müsse n, ^l^^^tA^ ^ ^t* 
V»,^^ inflsste stets zurückg ewiesen werden. Wenn es sich aber um ein [}^jL^ 
höchstens mit tüntjähriger KeftBfBftafe bedrohtes Verbrechen oder um 
ein Vergehen handelt, der Angeklagte bereits während der Vorerhebungen 
oder in der Voruntersuchung (E. d. C. H. Nr. 271) vernommen, ihm 
die Vorladung zur Hauptverhandlung noch persönlich zugestellt wurde 
und der Gerichtshof seine Anwesenheit zur vollkommen beruhigenden 
Aufklärung des Sachverhaltes nicht für nothwendig erachtet, so kann 
die Hauptverhandlung in seiner Abwesenheit vorgenommen oder fort- 
gesetzt und das Urtheil gefallt werden und zwar ohne Unterschied, ob 
die Sache zur Competenz des Gerichtshofes erster Instanz oder des 
Schwurgerichtes gehört (§. 427 und Citat des §. 427 im §. 344, Z. 4). 
— Der abwesende Angeklagte kann sich übrigens auch in diesem Falle 
eines Verthe idlgers bedienen (E. des Cass. H. Nr. 373). — Dei- oei 
aer nauptverüandlung anwesende Angeklagte muss in der Regel der- 
selben ununterbrochen beiwohnen; die Ausnahmen hievon werden 
weiter unten hervorgehoben werden. — Die Anwesenheit des bestellten 
Vertheidlgers wird vom Gesetze ebenfalls gefordert, auch wenn 
die Vertheidigung keine nothwendige ist, und er soll der Verhandlung 
ununterbrochen beiwohnen. ^— — — 

§. 131. 

Unterbrechung und Vertagung. ^ j 

Die Haupt Verhandlung darf, wenn sie begonnen hat, /nur soweit l]r^ ^^v^o* 

unterbrochen werden, als es der Vorsitzende zur nöthigen Erholung •VvRwA^^* 
der dabei betheiligten Personen oder zur unverzüglichen Herbeischaffung >Cvyyu.^v!. 

von Beweismitteln erforderlich findet; sie kann auf Grund Gerichtsbe- / f ^ 
Schlusses in dringenden Fällen a uch an einem Sonn- oder F eiertage 

f ortgesetzt werden (§. 273). — Eine Vertagung der begonnenen \j ^ 

Lauptverhandlung I darf nur in den gesetzlich festgestellten Fällen statt- / V^^^t^C/ 

finden. Diese sind: a) Wenn der Vertheidiger, mag die Vertheidigung v-Wäiv/«* 

eine nothwendige oder freiwillige sein, ungeachtet gehöriger Ladung 4>iJ-[ v. ,,/. 

bei der Hauptverhandlung nicht erscheint oder sich vor dem Schlüsse J^ / * 
derselben entfernt oder wenn wegen fortgesetzten ungebürlichen Be- 
nehmens ihm das Wort entzogen wird und die Bestellung eines andern 




^iAj^.(U4HJi$^ fh'&jfi^h^ ^9U^ji^ ^»i^-Vy^J^^^y^lCj^^^ ^^ 
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Vertheidigers überhaupt nicht oder doch nicht ohne Beeinträchtigung 
der Vertheidigung des Angeklagten durchführbar ist. Der schuldige 
Vertheidiger hat in diesem Falle die Kosten der Bestellung eines anderen 
Vertreters und der Vertagung zu tragen (§. 274). b) Wenn der Ange- 
klagte während der Hauptverhandlung in dem Maße erkrankt, dass er 
derselben nicht weiter beiwohnen kann und wenn er nicht einwilligt, 
dass die Verhandlung in seiner Abwesenheit fortgesetzt und seine im 
Laufe des Vorverfahrens vor Gericht abgegebene Erklärung vorgelesen 
werde (§. 275). c) Wenn der Gerichtshof, sei es auf Antrag der Par- 
teien oder von Amtswegen vorläufig noch neue Erhebungen oder ünter- 
suchungshandlungen oder die HerbeischaflFung neuer Beweismittel anzu- 




tA-»^ t/A ß^/»^^^^^ darstellt (§. 276). In allen Fällen der Vertagung ist die Ver- 
Ü J\J^ ^< Handlung nach Ablauf der Vertagungsfrist entweder fortzusetzen oder 
^TJ Or I wegen einer mittlerweile eingetretenen Änderung im Richterpersonale 

^yoder bei längerer Unterbrechung von Neuem zu beginnen. 

A. Amtsverrichtungen des Vorsitzenden und des Gerichtshofes während der 

Hauptverhandlung. 

§. 132. 

Der Vorsitzende, 

Dem Vorsitzenden der Hauptverhandlung obliegt, abgesehen davon, 
dass er Mitglied des EichtercoUegiums und daher gleich jedem andern 
Mitgliede verpflichtet ist, bei Beschlussfassungen seine Stimme abzu- 
geben: 1 Die Leitung der Verhandlung. Er eröffnet die Verhandlung 
und erklärt sie für geschlossen, er bestimmt die Reihenfolge, in welcher 
diejenigen, welche das Wort verlangen, zu sprechen haben, sowie über- 
haupt den Gang der Verhandlung und verkündet die gerichtlichen 
Entscheidungen. Er hat auch dafür zu sorgen, dass Erörterungen, 
welche die Hauptverhandlung ohne Nutzen für die Aufklärung der Sache 
verzögern würden, unterbleiben (§. 232.) 2. Der Vorsitzende hat ferner 
für Erhaltung der Buhe und Ordnung und des der Würde des 
Gerichtes entsprechenden Anstandes in dem Gerichtssaale zu sorgen 
(Handhabung der Sitzungspolizei), demzufolge ihm zunächst die Dis- 
ciplinargewalt über die Zuhörer zusteht. Er ist berechtigt, Personen, 
welche die Sitzung durch Zeichen des Beifalls oder der Missbilligung 
oder auf eine andere Weise stören, zur Ordnung zu ermahnen und 
nöthigenfalls einzelne oder alle Zuhörer aus dem Sitzungssaale entfernen 
zu lassen. Widersetzt sich jemand seinen Befehlen oder werden die 



• rm^m»m,f\i ■^— ^'-*ii-«u« " I- 
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Störungen wiederholt, so kann der Vorsitzende die Widersetzlichen auch 
verhaften lassen und nach Umständen zu einer Arreststrafe bis zu acht 
Tagen verurtheilen. Untersteht der die Verhandlung Störende der 
Militärgerichtsbarkeit, so kann der Vorsitzende dessen Entfernung ver- 
anlassen und beziehungsweise dessen Bestrafung bei der nächsten / n 
Militärbehörde begehren (§. 233). — Aber auch den Parteien) und deren /<Aa^ ^A^ (TW 
Vertretern gegenüber hat der Vorsitzende das Recht der Ermahnung, \)u^üJilifuJfkf^ 
der Wortentziehung, wenn sie den Anstand^) verletzen oder sich ein un- 
geziemendes Benehmen zu Schulden kommen lassen oder Beschimpfungen 
oder zur Sache nicht gehörige Beschuldigungen vorbringen. 3. Der 
Vorsitzende ist verpflichtet von Amtswegen, ohne die Anträge der 
Parteien abzuwarten, die Ermittelung der Wahrheit zu be- 
fördern, er hat in dieser Beziehung bei der Hauptverhandlung dieselbe 
Aufgabe wie der Untersuchungsrichter in der Voruntersuchung. Er 
vernimmt daher den Angeklagten, die Zeugen und Sachverständigen 
(§. 232), er bestimmt die Ordnung, in welcher die Beweise vorzuführen 
sind (§. 246), er ist auch berechtigt, ohne Antrag der Parteien, Zeugen 
oder Sachverständige vorzuladen oder andere Beweismittel herbeizu- 
schaflfen (discretionäre Gewalt §. 254).^) 

§. 133. 

Der (Gerichtshof. 

Dem Gerichtshöfe steht 1. die Disciplinarstrafgewalt ttber 
die Parteien und deren Vertreter mit Ausnahme der Staatsanwaltschaft 
sowie über Zeugen und Sachverständige zu. Stört der Angeklagte 
die Ordnung der Verhandlung durch ein ungeziemendes Benehmen und 
steht er ungeachtet der Ermahnung des Vorsitzenden und der Androhung, 
dass er aus der Sitzung werde entfernt werden, nicht davon ab, so 
kann er durch Beschluss des Gerichtshofes auf einige Zeit oder fttr die 
ganze Dauer der Verhandlung von derselben entfernt, die Sitzung in 
seiner Abwesenheit fortgesetzt und ihm das ürtheil durch ein Mitglied 
des Gerichtshofes in Gegenwart des Schriftftthrers verkündigt werden 
(§. 231). Bringt der Angeklagte, der Privatankläger, der Privatbetheiligte, 
ein Zeuge oder ein Sachverständiger gegen Jemanden Beschimpfungen 



*) Der Anstand fordert, dass wer vor Gericht vernommen wird oder dasselbe 
anredet, stehend zu sprechen hat; doch kann der Vorsitzende wegen der Eörper- 
beschaffenheit des Sprechenden oder wegen der längeren Dauer der Vernehmung 
eine Ausnalime gestatten (§. 223). 

') Diese dem Vorsitzenden zukommende discretionäre Gewalt ist aber keines- 
wegs als das Recht aufzufassen, sich über das Gesetz zu erheben, z. B. Schriftstücke 
verlesen zu lassen, deren Verlesung gesetzlich unzulässig ist. 
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oder offenbar ungegründete oder zur Sache nicht gehörige Beschuldi- 
gungeu vor, so kann der Gerichtshof wider denselben auf Antrag des 
Beleidigten oder des Staatsanwaltes oder auch von Amtswegen Geld- 
strafe bis fünfzig Gulden oder Arreststrafe bis zu acht Tagen, gegen 
einen Verhafteten aber eine angemessene Disciplinarstrafe durch An- 
weisung eines harten Lagers, Anhaltung in Einzelhaft, einsame Absperrung 

f-^ j,.>J'V ^'ii^l^l^r Zelle mit Beobachtung der in den §§. 255 — 267 St. G. an- 
f^^^^^^J^i^ geordneten Einschränkungen verhängen (§. 235). Macht sich der Ver- 

f^t\ " theidiger oder der Vertreter des Privatanklägers oder Privatbetheiligten 
dieser Übertretung schuldig oder verletzt er die dem Gerichte gebüh- 
rende Achtung, so kann er vom Gerichtshofe mit einem Verweise oder 
einer Geldstrafe bis zum Betrage von 100 Gulden belegt werden. Setzt 
er sein ungebührliches Benehmen fort, so kann ihm der Vorsitzende das 
Wort entziehen und die Partei zur Wahl eines anderen Vertreters auf- 
fordern, nöthigenfalls auch von Amtswegen dem Angeklagten einen 
Vertheidiger ernennen. Bei erschwerenden Umständen kann auf Antrag 
des Gerichtshofes (d. h. desjenigen Senates, vor welchem die Haupt- 
verhandlung stattgefunden hat, J. M. E. v. 16. April 1885, Z. 3155) 
der Gerichtshof zweiter Instanz dem Schuldigen, wenn er nicht Advocat 
ist, auch die Befugniß, als Vertreter in Strafsachen vor Gericht zu er- 
scheinen, für die Dauer von einem bis zu sechs Monaten entziehen.^ 
Ist er Advocat, so hat der Gerichtshof die Angelegenheit an die Dis- 
W i'Z-^iCipliii^rbehörde des Schuldigen zu leiten, welche dieseml auch das Kecht 
^^'zur Vertheidigung in Strafsachen für die Dauer von einem bis zu sechs 




Monaten entziehen kann (§. 236). — Alle bisher erwähnten zur Auf- 
'/^i^rechthaltung der Disciplin geschöpften Beschlüsse und Erkenntnisse 
sind sofort zu vollstrecken ; ein Rechtsmittel steht gegen dieselben nicht 
offen. Begründet das oberwähnte ungeziemende Benehmen eine nach 
dem allgemeinen Strafgesetze zu ahndende Handlung, so kann entweder 
über dieselbe mit Unterbrechung der Hauptverhandlung oder am Schlüsse 
derselben auf Antrag des berechtigten Anklägers sogleich die Verhand- 
lung gepflogen und das Urtheil gefällt, oder es kann das ordentliche 
Verfahren wegen derselben eingeleitet werden. In diesen Fällen ent- 
7 y fallt in der Regel die Ausübung der dem Ge richtshofe z us tehend en 
"* , Disciplinarstrafgewalt. Eine Ausnahme tritt nur bei den nicht von 
Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlungen ein. Ist nämlich 
der Beleidigte oder Verletzte nicht anwesend, oder verzichtet er auf 
sein Klagerecht oder behält er sich dasselbe vor, so steht dies der 
Ausübung der Disciplinarstrafgewalt nicht entgegen. Begehrt aber der 
anwesende Beleidigte die Bestrafung, so kann auch in diesem Falle 
^ mit Ausschluss der Disciplinarstrafe das obangeführte summarische 
1 Strafverfahren Platz greifeii"X§.""2F7). — Dem Gerichtshofe steht 2. im 
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Laufe der Hauptverhandlung d. i. vom Aufrufe der Sache bis zur Ver- 
kündigung des Urtheils, die Entscheidung zu und zwar a) über 
einzelne Punkte des Verfahrens unabhängig dav on, ob über diese 
Punkte Anträge der Parteien gestellt wurden und oD~Me übereinstimmend 
oder widersprechend sind (§§ . 229, 242 , 254, 263, 273, 276); h) über 
einzelne Punkte des Verfahrens, wenn von HM'Tkrteien entgegengesetzte 
Anträge gestellt wurden oder wenn der Vorsitzende dem unbestrittenen 
Antrage einer Partei nicht statt zu geben findet und die Partei die 
Entscheidung des Gerichtshofes verlangt. Gegen diese Entscheidungen 
des Gerichtshofes, deren Gründe jederzeit verkündet und im Protokolle 
ersichtlich gemacht werden müssen, ist kein selbständiges, die weitere 
Verhandlung hemmendes Rechtsmittel zulässig (§. 238), wohl aber 
können sie den Grund zu einer gegen das ürtheil gerichteten Nichtig- 
keitsbeschwerde geben. Der zurückgewiesene Antrag z. B. auf Ver- 
nehmung eines Zeugen kann übrigens nach Gestalt der Umstände im 
Laufe der Hauptverhandlung auch wiederholt werden. 

B. Beginn der Hauptverhandlung und Vernehmung des Angeklagten. 

§. 184. 

Be^n der Hauptverhandlung. 

Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Sache 
durch den Schriftführer. Der Angeklagte erscheint ungefesselt, jedoch, 
wenn er verhaftet ist, in Begleitung einer Wache (§. 239). Der Vor- 
sitzende stellt an ihn die allgemeinen, seinen Namen, Alter, Geburtsort, 
Zuständigkeitsgemeinde, Religion, Stand, Beschäftigung und Wohnort 
betreffenden Fragen. JVagen über das Vorleben des Angeklagten , 
nament lich über etwa vorhergegangene Bestrafu ngen sollen an ihn nicht 
g fiStfeUt werden, da ja (Jie gegen ihn etwa imner ergangenen l^iraier- 
kenntnisse ohnehin vorgelesen werden müssen. Der Angeklagte ist von 
dem Vorsitzenden auch zur Aufmerksamkeit auf die vorzutragende An- 
klage und den Gang der Verhandlung zu ermahnen (§. 240). — Hierauf 
werden die vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen auf- 
gerufen und der Vorsitzende weiset sie an, nachdem er sie an die 
Heiligkeit des von ihnen abzulegenden Eides erinnert hat, sich in das 
ftlr sie bestimmte Zimmer zu begeben. Auch der Privatank läger und 
Privatbetheiligte können, wenn sie als Zeugen zu vernehmen sind, un- 
beschadet ihres Rechtes, sich durch einen Andern bei der Verhandlung 
vertreten zu lassen, zur Entfernung aus dem Sitzungssaale angewiesen 
werden. Der Vorsitzende ordnet nach seinem Ermessen auch Maßregeln 
z. B. Überwachung der Zeugen im Zeugenzimmer, Verweisung einzelner 
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Zeugen in ein besonderes Zimmer an, um Verabredungen oder Be- 
sprechungen der Zeugen zu verhindern. Ebenso kann er rlicksichtlich 
der Sachverständigen in allen Fällen, in welchen er es für die Er- 
forschung der Wahrheit zweckdienlich findet, verfUgen, dass dieselben 
sowohl während der Vernehmung des Angeklagten als der Zeugen im 
Sitzungssaale bleiben (§. 241). 

§. 135. 

Aasbleiben von Zeugen oder Sachverständigen. 

Zeigt sich bei dem Aufhife der Zeugen und Sachverständigen, 
dass der eine oder andere derselben nicht erschienen ist, so kann der 
Gerichtshof die ungesäumte Vorführung des nicht Erschienenen verfügen. 
Ist diese nicht möglich, so entscheidet der Gerichtshof nach Anhörung 
der Parteien, ob die Hauptverhandlung vertagt oder fortgesetzt werden 
und statt der mündlichen Abhörung der ausgebliebenen Zeugen oder 
Sachverständigen die Vorlesung der im Vorverfahren abgelegten gericht- 
lichen Aussage derselben erfolgen soll. Der Ausgebliebene ist zu einer 
namentlich mit Rücksicht auf die Folgen seines Ausbleibens zu be- 
messenden Geldstrafe von fünf bis fünfzig Gulden zu verurtheilen, und 
wenn die Hauptverhandlung in Folge seines Ausbleibens vertagt werden 
musste, so hat er überdies die Kosten der vereitelten Sitzung zu tragen, 
und es kann, um sein Erscheinen bei der neu angeordneten Sitzung zu 
sichern, ein Vorführungsbefehl wider ihn erlassen werden (§. 242). 
Gegen die ausgesprochene Verurtheilung kann der Zeuge oder Sachver- 
ständige binnen acht Tagen nach Zustellung des Erkenntnisses wegen 
nicht gehöriger Ladung oder wegen Eintrittes eines unvorhergesehenen 
und unabwendbaren Hindernisses Einspruch erheben, über welchen ent- 
weder der erkennende Gerichtshof oder wenn der Einspruch erst nach 
dem Schlüsse der Hauptverhandlung erhoben wird, der Gerichtshof 
erster Instanz in nicht öffentlicher Sitzung entscheidet, gegen welche 
Entscheidung kein weiteres Rechtsmittel zulässig ist (§. 243). 

§. 136. 

Vernehmung des Angeklagten. 

Nachdem die Zeugen abgetreten sind, lässt der Vorsitzende bei 
sonstiger Nichtigkeit die Anklageschrift, zu welcher auch die derselben 
beigeftlgte Begründung gehört (E. d. C. H. Nr. 258) und falls ein Er- 
kenntniß des Gerichtshofes zweiter Instanz vorliegt, vermöge dessen 
ein Anklagepunkt zu entfallen hat, auch dieses verlesen (§. 244). 
Hierauf wird der Angeklagte vom Vorsitzenden über den Inhalt der 



Beweisyerfahren. 



137 



Anklage vernommen. Diese Vernehmung weicht von jener im Vor- 
verfahren wesentlich ab. Der Zweck derselben geht lediglich dahin, 
dem Angeklagten die Gelegenheit zu bieten, sich über sein Verhältniß 
zu der ihm zur Last gelegten That zu erklären. Der Versitzende hat 
sich daher bei der Vernehmung des An^ekla^e n nicht., y^^ dies na ch 
den St. P. 0. v. 1850 u nd 1853 der Fall war, an die für d en Rich ter 
i m Vorverfahren ge^beneji,.VQr8chrifteR..att.^.,^^^^ er hat die 

\emeiimung mit der an den Angeklagten zu richtenden Aufforderung 
zu beginnen, er möge sich darüber erklären, ob er der ihm in der An- 
klage zur Last gelegten That schuldig sei oder nicht. Erklärt der 
Angeklagte, er sei nicht schuldig, so hat ihm der Vorsitzende zu eröffnen, 
dass er berechtigt sei, der Anklage eine zusammenhängende Erzählung 
des Sachverhaltes entgegenzustellen und nach Anfähruni^^nhörnnr^ 
§. .257 der St. P. 0. flir Bosn. u. H.) jedes emzeinen Beweismitteis 
seine Bemerkungen darüber vorzubringen. Verweigert der Angeklagte, 
der zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen nicht verhalten 
werden und dessen Stillschweigen daher auch nicht als Beweismoment 
gegen ihn geltend gemacht werden darf, eine Antwort oder weicht er 
von seinen früheren Aussagen ab, so kann der Vorsitzende, nachdem er 
im letzteren Falle den Angeklagten um die Grtlnde dieser Abweichung 
vernommen hat, das über die im Vorverfahren abgelegten Aussagen 
aufgenommene gerichtliche Protokoll ganz oder theilweise vorlesen lassen 
(§. 245). Ej fliL Jtcrechtig^g zur Vorführunjg noch nicht erhobener Be- 
weise in der (lestalt von Vorhalten aus den Acten, zuni Kingen um ein 
ueständnilj Kann weaef ät» öfem Uesefze noct aus dessen Entstehungs- 
geschichte dargethan werden.^) 




C. Beweisverfahren. 

§. 137. 
Im Allgemeinen. 

Nach Vernehmung des Angeklagten sind die Beweise in der 
von dem Vorsitzenden mit Beachtung der Anträge der Parteien bestimm- 
ten Ordnung vorzuführen. In der Regel sind die vom Ankläger 
vorgebrachten Beweise und unter diesen wieder, insoweit die Beweise 
der That von denen der Thäterschaft trennbar sind, die ersteren zuerst 

^) £AgggSS-^- d®B C- H. Nr. 891, dass zufolge der Bestimmung^ des §. 245 
der Angeklagte über den ganzen Inhalt der Anklage, somit über alle darin gegen 
ihn vorgeführten Beweise zu befragen ist, bei welcher Befrafyanp; die ]\ff^griiATiV^^* a^^ 



Wegfalls irgend eines Beweismittels (z. B- dnro.h OflltftTtdmafih^Qy f\ei^ Rftn htawQ j^l- 
that dUB §. loa von oeiie eines zzeugenTseTbstverständlich nicht in Betracht gezogen 
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aufzunehmen. Zu den vorzuführenden Beweisen gehören vor Allen jene, 
welche von den Parteien vor der Hauptverhandlung beantragt und 
richterlicherseits nicht zurückgewiesen wurden. Sie sind beiden Par- 
teien gemeinschaftlich und können daher nur im Einverständniß beider 
^jTheile fallen gelassen werderijwodurch aber das Recht des Vorsitzenden 
gjä und des Gerichtshofes, den fallen gelassenen Beweis aufzunehmen, nicht 
/t^ beeinträchtigt wird. Die Parteien haben aber auch dag Recht, bei der 
[yiÄCHauptverhandlung selbst im Schlusssvortrage (E. d. C. H. Nr. 793) 
wj[A4i.» ^ t6J<^w neue Beweisanträge, die aber die zu beweisende erhebliche Thatsache 
^^"v^^f^ bestimmt angeben und den etwa zu vernehmenden Zeugen hinreichend 
r»jK^ k-mT ^^üdeutlich bezeichnen müssen, zu stellen, über welche der Gerichtshof zu 
wi^L^ Xk» JrM^ntscheiden hat.^) Widersetzt sich aber eine Partei der Vernehmung 
|.f^)%rj9r« ts eines in Folge eines derartigen Antrages vom Gerichtshofe zugelassenen 
w't^ //^# • Zeugen oder Sachverständigen aus dem Grunde, weil er ihr nicht drei 
' Tage vor der Hauptverhandlung bekannt gegeben wurde, so müsste 

dem durch Vertagung der Hauptverhandlung auf drei Tage Rechnung 
getragen werden. Auch der Vorsitzende ist kraft seiner Pflicht, die 
Erforschung der Wahrheit zu befördern und der darauf beruhenden s. g. 
discretionären Gewalt berechtigt, ohne Antrag der Parteien, Zeugen und 
Sachverständige, von welchen nach dem Gange der Verhandlung Auf- 
klärung über erhebliche Thatsachen zu erwarten ist, im Laufe des Ver- 
fahrens vorladen und nöthigenfalls vorführen zu lassen und zu vernehmen. 
Er kann auch neue Gutachten z. B. von der medicinischen Facultät ab- 
fordern oder andere Beweismittel herbeischaffen lassen, mit dem Gerichte 
und mit Zuziehung der Parteien, insbesondere auch des Angeklagten 
einen Augenschein vornehmen oder in Fällen von minderer Bedeutung 
hiezu ein Mitglied des Gerichtes abordnen, welches darüber Bericht zu 
erstatten hat (§. 254). Ebenso hat auch der Gerichtshof das Recht, 
neue Beweismittel herbeischaffen zu lassen (§. 276). 

§. 138. 

Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen. 

Zeugen und Sachverständige werden einzeln vorgerufen und in 
Anwesenheit des Angeklagten abgehört (§. 247). Ausnahmsweise kann 
aber der Vorsitzende anordnen, dass der Angeklagte während der Ab- 
hörung eines Zeugen oder eines Mitangeklagten, zur Beseitigung eines 
der Ermittlung der Wahrheit nachtheiligen Einflusses auf den Abzu- 
hörenden, aus dem Sitzungssaale abtrete. Er muss ihn aber, sobald er 

^) Dabei darf der Gerichtshof beantragte Gegenbeweise nioht ans dem Grunde 
zurückweisen, weil er die ihm bereits vorliegenden Belastungsbeweise für ausreichend 
erachtet. E. des C. H., Nr. 617. 



Vemehmiing von Zeugen und Sachverständigen. 139 

ihn nach seiner Wiedereinführung über den in seiner Abwesenheit ver- 
handelten Gegenstand yemommen hat, von Allem in Kenntniß setzen, 
was in seiner Abwesenheit vorgenommen wurde, insbesondere von den 
Aussagen, welche inzwischen gemacht worden sind, mögen sie zu 
Gunsten oder zum Nachtheile des Angeklagten lauten. Ist diese Mit- 
theilung unterblieben, so muss sie jedenfalls bei sonstiger Nichtigkeit 
vor Schluss des Beweisverfahrens nachgetragen werden (§. 350). — 
Jeder Zeuge oder Sachverständige ist vor seiner Vernehmung zur An- 
gabe der Wahrheit zu ermahnen. Insbesondere ist, wenn der Privat- 
oder Subsidiarankläger als Zeuge vernommen werden soll, derselbe vor 
seiner Vernehmung daran zu erinnern, dass er nicht mehr als Ankläger 
zu sprechen, sondern die an ihn gestellten Fragen nach bestem Wissen 
und Gewissen als Zeuge zu beantworten und zu beschwören habe. 
Sachverständige, welche den Eid bereits abgelegt haben, und Zeugen, 
welche im Vorverfahren*) beeidigt wurden, sind an die Heiligkeit des 
abgelegten Eides zu erinnern. Aufier diesem Falle ist nicht nur jeder 
Sachverständige, sondern auch jeder Zeuge, um unliebsame Erörterungen 
über seine Glaubwürdigkeit und für die Unbefangenheit des Gerichts- 
hofes nachtheilige Zwischenerkenntnisse über die Erheblichkeit und 
Beweiskraft seiner Aussage zu vermeiden, bei sonstiger Nichtigkeit 
nach Beantwortung der allgemeinen Fragen und vor seiner weiteren 
Vernehmung zu beeidigen, soferne nicht einer der oben im §. 112 unter 
1 — 6 (§• 170, Nr. 1 — 6) bezeichneten Gründe entgegensteht. Die Be- 
eidigung kann aber unterbleiben oder bis nach erfolgter Abhörung des 
Zeugen ausgesetzt werden, wenn Ankläger und Angeklagter darüber 
einverstanden sind (§. 247).*) Auch jene Zeugen und Sachverständigen, 
welche der Vorsitzende kraft der ihm eingeräumten Gewalt im Laufe 
des Verfahrens vernimmt, werden erst nach ihrer Abhörung auf Grund 
einer von dem Gerichtshofe nach Vernehmung der Parteien geschöpften 
Entscheidung beeidigt (§. 254). — Die Vernehmung der Zeugen 
und Sachverständigen ist zunächst Pflicht des Vorsitzenden, es steht 
ihm daher nicht das Hecht zu, diese Vernehmung den Parteien zu über- 
lassen, welche die Ladung veranlasst haben (Kreuzverhör). Bei 
der Vernehmung hat der Vorsitzende die für den Untersuchungs- 
richter in der Voruntersuchung ertheilten Vorschriften, soweit dieselben 



*) Unter Vorverfahren versteht der Cass. H. (E. Nr. 137, 637) anch eine früher 
über die nämliche Anklage, sei es gegen denselben oder einen anderen Angeklagten 
abgehaltene Hanptverhandlung. 

') Im Falle der Aussetzung der Beeidigung hat der Gerichtshof nach Ab- 
hörung des Zeugen zu entscheiden, ob die Beeidigung nicht mit Rücksicht auf 
§. 170, Nr. 7 zu unterbleiben habe (E. des G. H. Nr. 581). Bei Unerheblichkeit 
der Aussage kann auch die Beeidigung mit Zustimmung der Parteien unterbleiben. 
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nicht ihrer Natur nach als in der Hanptverhandlong unausführbar er- 
scheinen, zu beobachten, daher insbesondere die Personen, welche nach 
§. 152, Z. 1, von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses 
befreit sind, über ihr Becht, sich de^ Zeugnisses zu entschlagen, auch 
in dem Falle zu belehren, wenn sie sich im Vorverfahren dieses Rechtes 
nicht bedient haben. ^) Nach der Vernehmung durch den Vorsitzenden 
sind aber auch die übrigen Mitglieder des Gerichtshofes, der Ankläger, 
der Angeklagte und der Privatbetheiligte, sowie deren Vertreter befugt, 
an jede zu vernehmende Person,*) nachdem sie das Wort hiezu von 
dem Vorsitzenden erhalten haben, Fragen zu stellen. Der Vorsitzende 
ist aber berechtigt, Fragen, die ihm unangemessen erscheinen,*) mögen 
,^ sie von wem immer gestellt worden sein, zurückzuweisen.^ Nach der 
j;^ Ä^oKA^ Abhörung eines jeden Zeugen, Sachverständigen oder Mitangeklagten 
^ ^^vivt 8Iä^\»d[iuss der Angeklagte befragt werden, ob er auf die eben vernommene 
f.5*^Wrf*-^^^®*S^ etwas zu entgegnen habe. Weichen die Aussagen der Zeugen 
^ ^^f&VjÄ^M ^^^ erhebliche Thatsachen von einander ab, so kann der Vorsitzende 
^ry^ -jJ^A ^"dieselben einander gegenüberstellen. Ergibt sich aber mit Wahrschein- 
1 Ki'S ^^^^^i*) dass ein Zeuge wissentlich falsch ausgesagt habe, so kann der 
^ ^^^A(^*n^^^ über dessen Aussage ein Protokoll aufnehmen und nach 

Avt;»'KKrij^ ligeschehener Vorlesung und Genehmigung von dem Zeugen unterfertigen 
\m ig lassen; er kann auch den Zeugen verhaften und dem Untersuchungs- 

^ % .^ n^ richter vorfllhren lassen, der auf Grund des vom Ankläger gestellten 
/ ^ ^Kp Antrages das Weitere zu verfügen hat (§. 277). — Nach der Ver- 
^ 2^^^ nehmung haben Zeugen und Sachverständige so lange in der Sitzung 
rXj[^p anwesend zu bleiben, als der Vorsitzende sie nicht entlässt oder ihr 
1^*^ Abtreten verordnet. Sowohl der Ankläger als der Angeklagte können 

verlangen, dass sich Zeugen nach ihrer Abhörung aus dem Gerichtsaale 
entfernen und später wieder hereingerufen und entweder allein oder in 
Gegenwart anderer Zeugen nochmals vernommen werden, was übrigens 
der Vorsitzende auch von Amtswegen anordnen kann. Derselbe hat 
auch dafür zu sorgen, dass ein noch nicht vernommmener Zeuge nicht 
bei der Beweisaufnahme überhaupt, ein noch nicht vernommener Sach- 

') Macht der Zeuge von der Rechtswohlthat des §. 152 Gebrauch, so kann 
dies doch die Vernehmung anderer Zeugen, welche von den außergerichtlichen Er^ 
klärungen desselben Eenntniß haben, nicht ausschließen, E. des G. H. Nr. 891. 
Keineswegs dürfte aber der Untersuchungsrichter über die im Vorverfahren abge- 
legte Aussage eines solchen Zeugen vernommen werden. Dafür hat sich auch das 
deutsche Reichsgericht E. 2. Mai 1884 (Bd. X, Nr. 110) ausgesprochen. 

^) Auch an den Angeklagten können von den obbezeichneten Personen Fragen 
gerichtet werden, wie dies auch durch §. 47 Nr. 8 bestätigt wird. 

') Daher insbesondere Fragen an den Angeklagten, die mit dem Zwecke der 
Vernehmung desselben, wie er oben angegeben wurde, nicht übereinstimmen. 

^' - f^'^.ftjl^ (^Vfvu'vJl«^ Y^L^^^^ticii' y^ uSiN-<MK/J.^ft^ « 
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verständige nicht bei der Vernehmung anderer Sachverständigen über 
denselben Gegenstand zugegen sei (§§. 248, 249, 251).^ 

§. 139. 

Verlesung von Schriftstücken. 

Vermöge des bei der Hauptverhandlung geltenden Grundsatzes 
der Mündlichkeit sollen alle Zeugen und Sachverständigen, welche 
etwas Erhebliches auszusagen vermögen, bei derselben vernommen 
werden, so dass in der Regel nur die bei der Hauptverhandlung selbst 
abgelegte Aussage als Beweis benutzt werden darf. Eine Ausnahme 
von dieser Regel ist nur in den im Gesetze §. 252 taxativ aufgezählten 
Fällen zulässig. Es dürfen gerichtliche?Protokolle (daher nicht auch 
die von Siche rheitsbehörden im Vorerhebungswege woh l_ aber die von 
kilitär gerichten (E. aes u. n. jst. »iyj aufgenommenen Vemehmungs- 
protokoU e) üBer die Vernehmung von Mitbeschuldigten und Zeugen, 
dann die Gutachten der Sachverständigen nur in folgenden Fällen vor- 
gelesen werden: 1. wenn die Vernommenen in der Zwischenzeit ver- 
storben sind, wenn ihr Aufenthalt unbekannt oder ihr persönliches 
Erscheinen wegen ihres Alters, wegen voraussichtlich länger dauernder 
(E. des C. H. Nr. 370) Krankheit oder Gebrechlichkeit oder wegen 
entfernten Aufenthaltes oder aus anderen erheblichen Gründen füglich 
nicht bewerkstelligt werden konnte ; 2. wenn die in der Hauptverhand- 
lung Vernommenen in wesentlichen Punkten von ihren früher abgelegten 
Aussagen abweichen, was nicht nur dann der Fall ist, wenn die neuer- 
liche Aussage der früheren widerspricht, sondern auch dann, wenn der 
Zeuge an eine Thatsache, über welche er früher ausgesagt h at, sich 
n icht mehr e rinnern kann; 3. wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu 
sein, oder wenn Mitschuldige die Aussage verweigern ; daher Protokolle 
über die Vernehmung von Zeugen, welche bei der Hauptverhandlung 
von der Rechtswohlthat, sich des Zeugnisses entschlafen zu dürfen, 
Gebrauch machen, nicht vorgelesen werden dürfen '/(E. des C. H. 
^2£^, Nr. 1696)1 2) 4. wenn über die Vorlesung Ankläger und Angeklagter 

') Gegen Zeugen und Sachverständige, welche die Aussage oder die Ablegung 
des Eides verweigern, wäre, wenn die Vorlesung ihrer Aussagen nicht stattfinden 
könnte, ebenso vorzugehen, wie in gleichem Falle im Vorverfahren. 

^) Wohl dürfen aber schriftliche Äußerungen z. B. Briefe solcher Personen 
vt>rgele8en und somit als Beweismittel benützt werden (E. des G. H. Nr. 1515). 

*) Daraus darf aber nicht gefolgert werden, dass Aussagen solcher Personen 
auch dann nicht vorgelesen werden dürfen, wenn sie bei der Hauptverhandluug 
nicht erscheinen. Rücksichtlioh der Vorlesung der Aussagen solcher bei der Haupt- 
Verhandlung nicht erschienener Zeugen gelten die allgemeinen oben unter 1. ange- 
führten Bestimmungen, welche von Zeugen im Allgemeinen ohne weitere Unter- 
scheidung sprechen (E. des G. H. Nr. 118). i 
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einverstanden sind.'*) — Abgesehen von diesen Vernehmungsprotokollen 
y\(tff!^ H^ind noch zu verlesen :| Augenscheins- und Befundaufnahmen, gegen den 
^Av^lSJ Angeklagten früher ergangene Straf erkenntnisse, sowie Urkunden und 
• '^ Schriftstücke anderer Art, (unter vrelche aber Zeugnisse von Priv at- 

personen nicht gehören, da durch ihre Verlesung die Führung des 
ordenüicnen ZiCUgenoeweises nicht umgangen werden darf, E. des C. H. 
Nr. 839 und 902), welche für die Sache von Bedeutung sind ; es wäre denn, 
dass beide Theile auf die Vorlesung verzichten. Nach jeder Vorlesung 
eines ProtokoUes oder anderen Actenstückes ist der Angeklagte zu be- 
fragen, ob er darüber etwas zu bemerken habe (§. 252 ). Im Laufe 
oder am Schlüsse des Beweisverfahrens hat der Vorsitzende dem An- 
geklagten und soweit es nöthig ist, den Zeugen und Sachverständigen 
auch diejenigen Gegenstände, welche zur Aufklärung des Sachverhaltes 
dienen können und welche vor dem Beginne der Verhandlung in den 
Gerichtssaal gebracht werden sollen, vorlegen zu lassen und sie aufzu- 
fordern, sich zu erklären, ob sie dieselben anerkennen (§. 253). 

D. Vorträge der Parteien. 

§. 140. 
Schluss des Beweisverfahrens. Vorträge. 

Nachdem der Vorsitzende das Beweisverfahren für geschlossen 
erklärt hat, erhalten die Parteien das Wort zur Begründung ihrer An- 
träge. Zunächst ist es der Ankläger, der das Wort erhält, um die 
Ergebnisse der Beweisführung zusammenzufassen und seine Anträge 
sowohl rücksichtlich der Schuld des Angeklagten, als auch in Betreff 
der gegen ihn anzuwendenden Straf bestimmungen zu stellen und zu 
begründen. Der Antrag rücksichtlich der Schuld kann nur auf Schuldig- 
erklärung des Angeklagten lauten, da, wenn der Ankläger diesen Antrag 
nicht zu stellen erachtet, er von der Anklage zurückzutreten hat. 
Betreffend die Strafe, so darf der Ankläger keinen bestimmten Antrag 
über die Bemessung der Strafe innerhalb des gesetzlichen Strafsatzes 
stellen, da für die Stellung eines solchen Antrages, der für den Gerichts- 
hof in keiner Weise bindend wäre, kein processuales Bedürfniß besteht 
und durch die Stellung desselben mannigfache Unzukömmlichkeiten 
herbeigeführt würden. Keineswegs ist aber durch Beseitigung dieses 
Antrages der Ankläger namentlich der Staatsanwalt der Pflicht ent- 
bunden, sich über die vorhandenen für die Bemessung der Strafe einfluss- 

') Ein solches Einverstandniß ist auch dann anzunehmen, wenn der Angeklagte 
nicht vor der Haaptverhandlung die persönliche Vernehmung des Zeugen, dessen 
YernehmungsprotokoU nach der Anklageschrift verlesen werden soll, beantragt hat 
(E. des C. H. Nr. 444). 



ürtheilflfallung. 143 

reichen Umstände und namentlich auch über die Frage der Anwendung 
des außerordentlichen Milderungsrechtes und des Strafänderungsrechtes 
auszusprechen (Just. M. E. an die Oberstaatsanwaltschaften v. 25. Nov. 1873, 
Z. 14956). — Nach dem Staatsanwalt erhält zunächst der Privat- 
betheiligte zur Begründung seiner privatrechtlichen Ansprüche das 
Wort. Da zu dieser Begründung auch der Nachweis gehört, dass der 
Angeklagte der ihm zur Last gelegten That schuldig sei, so ist der 
Privatbetheiligte berechtigt, in seinem Vortrage auch diesen Nachweis 
zu führen. Dem Angeklagten und seinem Vertheidiger steht 
das Recht zu, auf die Vorträge des Anklägers und des Privatbetheiligten 
zu antworten. Findet der Ankläger oder der Privatbetheiligte hierauf 
etwas zu erwidern, so gebührt dem Angeklagten und söinem Vertheidiger 
jedenfalls die Schlussrede (§. 255). Sollte nach den Vorträgen der 
Parteien die Beweisaufnahme neuerlich eröffnet werden, so müsste den 
Parteien nach Schluss derselben abermals das Recht, die obbezeichneten 
Vorträge zu halten, eingeräumt werden. — In der Regel ist in den 
Schlussvorträgen über alle im Urtheile zu entscheidenden Fragen unge- 
trennt zu verhandeln. Doch steht es dem Vorsitzenden oder in Folge 
der von den Parteien gestellten entgegengesetzten Anträge dem Gerichts- 
hofe frei, zu verfügen, dass die Schlussvorträge über die Schuldfrage 
von jenen über die. Strafbestimmungen, über die privatrechtlichen An- 
sprüche und über die Processkosten zu trennen seien. In diesen Fällen 
werden, nachdem der Gerichtshof über die Schuld des Angeklagten 
entschieden und seinen Ausspruch verkündet hat, neuerlich Schlussvor- 
träge gehalten, welche jedoch auf die noch zu entscheidenden Fragen 
einzuschränken sind (§. 256). 



IX. Absclinitt. 

Die ürthellsMlung durch die O^erlchtshSfe erster Instanz. 

§. 141. 

Im Allgemeinen. 

Nachdem die Parteien ihre Vorträge gehalten, erklärt der Vor- 
sitzende die Verhandlung für geschlossen, welche Erklärung aber als 
lediglich processleitender Act mit Rücksicht auf den Zweck der Wahr- 
heitsermittlung weder für die Mitglieder des Gerichtshofes noch auch 
für die Parteien von präjudicieller Rechtskraft ist (E. des C. H. Nr. 740)^). 

') Das Beweisverfahren kann daher auch nach Schluss der Verhandlung bis 
zur ürtheilsfällung, wenn nöthig, wieder aufgenommen werden. 
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Der Gerichtshof zieht sich sodann zur ürtheilsfällung in das Berathungs- 
zimmer zurück, und der Angeklagte wird, wenn er verhaftet war, einst- 
weilen aus dem Sitzungssaale abgeführt (§. 257). Die ürtheilsfällung 
findet statt auf Grundlage der in der Hauptverhandlung yorgenommenen 
Beweisaufnahme ; das Gericht darf vermöge des Princips der Mündlich- 
keit und Unmittelbarkeit bei der ürtheilsfällung nur auf dasjenige 
Rücksicht nehmen, was in der Hauptverhandlung vorgekommen ist und 
daher können auch Actenstücke nur insoweit als Beweismittel dienen, 
als sie bei der Hauptverhandlung vorgelesen worden sind (§. 258, al. 1). 

A. Das Beweisrecht. 

§. 142. 

Im Allgemeinen.*) 

Der Ausspruch, dass dem Staate das Eecht auf Bestrafung einer 
bestimmten Person erwachsen sei, setzt das Vorhandensein von That- 
sachen voraus, welche die Schuld dieser Person begründen. Diese 
Thatsachen müssen gewiss sein, der Richter muss die Überzeugung 
haben, dass die Thatsachen, welche er seinem Ausspruche zu Grunde 
legt, wahr sind. Diese Überzeugung muss auf Gründen beruhen, die 
zur Annahme der Wahrheit dieser Thatsachen nöthigen, weil sie die 
Gründe für die Annahme des Gegentheils ausschließen. Der Inbegriff 
von Gründen nun, welche die Überzeugung von der Wahrheit einer 
bestimmten Thatsache hervorrufen, ist der Beweis im engeren 
Sinne, während unter Beweis im weiteren Sinne überhaupt 
die Gründe verstanden werden, welche flir die Annahme einer Thatsache 
sprechen, mögen sie gleich die Überzeugung von der Wahrheit derselben 
nicht hervorrufen. Die Gründe, deren Inbegriff den Beweis bildet, 
werden Beweisgründe, die Mittel, durch welche man zur Kenntniß 
derselben kommt, Beweismittel, und die Handlungen, welche zur 
Feststellung derselben dienen, das Beweisverfahren genannt. 

§. 143. 

Eintheilungen des Beweises. 

Von den mannigfachen in der Doctrin und in der früheren Gesetz- 
gebung sich findenden Eintheilungen des Beweises sind noch folgende 
von Bedeutung: 

*) Mittermaie r, Die Lehre vom Beweis im dentsohen Strafprocesse, 1834. 
Eitka, Die Beweislehre im österr. Griminalprocesse. 1841. Best, Grundzüge 
des englischen Beweisrechtes mit Anmerkungen von Marquardsen 1851. Geyer in 
Holtzendorffs Handbuch I. S. 187. Glaser, Handbuch I. S. 339. Ders., Beitrage 
zur Lehre von Beweis im Strafprocesse. 1888. Rupp, Der Beweis im Strafver- 
fahren 1884. 
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a) Eine der ältesten Eintheilungen des Beweises ist die nach 
seiner Wirkung in vollständigen und unvollständigen. Der 
erstere bewirkt die Überzeugung von der Wahrheit einer Thatsache, 
der letztere nur eine mehr oder minder hohe Wahrscheinlichkeit. Der 
Ausspruch, dass dem Staate das Recht auf Bestrafung des Angeklagten 
erwachsen sei, fordert vollständigen Beweis; zu Aussprüchen im Laufe 
des Verfahrens über die Vornahme einzelner Processhandlungen, z. B. 
einer Hausdurchsuchung, Verhaftnahme, Versetzung in Anklagestand 
genügt unvollständiger Beweis. 

b) Mit Kücksicht auf die Quelle, aus welcher der Beweis stammt, 
ist derselbe entweder unmittelbarer (directer, natürlicher) oder 
mittelbarer (indirecter, zusammengesetzter, künstlicher) Beweis. Der 
erstere beruht auf sinnlicher Wahrnehmung, und zwar entweder des 
Eichters oder einer dritten Person, welche die von ihr gemachte Wahr- 
nehmung dem Richter mittheilt. Der mittelbare Beweis hingegen beruht 
auf Folgerungen, welche aus unmittelbar bewiesenen Thatsachen auf das 
Vorhandensein anderer Thatsachen gezogen werden, welche mit jenen 
in einem inneren Zusammenhange stehen. Die Thatsachen, aus denen 
die Folgerung auf das Vorhandensein einer anderen Thatsache gezogen 
wird, heißen Anzeigen, Indicien und daher der auf sie gestützte Beweis 
Anzeigen- oder Indicienbeweis. 

c) Nach dem Gegenstande des Beweises unterscheidet man den 
Anschuldigungs- (Belastungs-) und Entschuldigungs- (Ent- 
lastungs-) Beweis (§§. 3, 199). Der Anschuldigungsbeweis hat die- 
jenigen Thatsachen zum Gegenstande, welche den strafrechtlichen An- 
spruch begründen. Das sind vor Allem jene Thatsachen, welche den 
gesetzlichen Merkmalen des Thatbestandes einer bestimmten strafbaren 
Handlung entsprechen. Dazu kommen aber auch noch jene Thatsachen, 
welche die Merkmale des allgemeinen Thatbestandes bilden, wie z. B. 
die Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten. Keineswegs bedarf es aber 
stets einer besonderen Beweisführung über das Vorhandensein dieser 
Thatsachen. Denn es beruht auf der Natur der Sache, dass der Richter 
von der Überzeugung ausgeht, dass der Angeklagte geistig normal, 
somit zurechnungsfähig sei und dass er das nothwendig oder muth- 
maßlich aus seiner Handlung Folgende sich vorgestellt und auch gewollt 
habe, so lange nicht Gründe vorhanden sind, anzunehmen, dass eine 
Abweichung von dem regelmäßigen Gange der Dinge vorliegen könnte. 
— Ist nun das Vorhandensein der den Merkmalen des allgemeinen 
sowohl als des besonderen Thatbestandes entsprechenden Thatsachen 
festgestellt, so ist der Anspruch auf Bestrafung begründet. Die Größe 
der zu verhängenden Strafe hängt aber von den StrafzumessungsgrtLnden, 
den erschwerenden und mildernden Umständen ab. Auch diese müssen 

Rnlfy Strafprocess. 8. Anflage. XO 



146 Beweisgegenstand und Beweislast. 

bewiesen sein und der Beweis derselben bildet einen Theil des An- 
schuldigungsbeweises, nur fällt dieser Theil des Beweises nicht selten 
mit dem Beweise derjenigen Thatsachen zusammen, welche den straf- 
rechtlichen Anspruch an und für sich begründen. — Der Entschul- 
digungsbeweis ist entweder Gegenbeweis oder Einrede- 
beweis. Der erstere bezweckt den Nachweis des Nichtvorhandenseins 
solcher Thatsachen, welche zu den Gegenständen des vorliegenden An- 
schuldigungsbeweises gehören, z. B. ein Zeuge bestätigt eine Thatsache, 
welche von einem anderen Zeugen in Abrede gestellt wird. Der Gegen- 
beweis kann sich beziehen a) -auf das Nichtvorhandensein des objectiven 
Thatbestandes und b) auf das Nichtvorhandensein der Thäterscbaft 
z. B. der Beweis des alibi. Diesem Gegenbeweise der Thäterschaft wird 
auch der Beweis solcher Thatsachen beigezählt, welche die Beweiskraft 
derjenigen Beweismittel, auf denen der Anschuldigungsbeweis beruht, 
zerstören oder schwächen, z. B. der Beweis, dass ein Zeuge bestochen 
wurde. Der Einredebeweis besteht in dem Beweise solcher Thatsachen, 
durch welche die Strafbarkeit des Angeklagten ausgeschlossen (rechts- 
hindemde Thatsachen), z. B. Nothwehr, oder aufgehoben (rechtsvemich- 
tende Th.), z. B. thätige Keue bei Diebstahl, oder gemindert werden soll. 
Die Unterscheidung zwischen Anschuldigungs- und Entschuldigungs- 
beweis ist von praktischer Bedeutung, auf ihr beruhen mehrere für den 
strafprocessualen Beweis wichtige Grundsätze, und zwar: a) Ist der 
Anschuldigungsbeweis nicht gelungen, so bedarf es keines Entschuldi- 
gungsbeweises, der Angeklagte ist freizusprechen, h) Zur Verurtheilung 
des Angeklagten ist die auf dem Anschuldigungsbeweise beruhende 
Überzeugung des Richters von der Schuld des Angeklagten nothwendig ; 
ein gegründeter Zweifel an derselben hat die Freisprechung zur noth- 
wendigen Folge, c) Die auf dem Anschuldigungsbeweise beruhende 
Überzeugung des Richters von der Schuld des Angeklagten genügt zur 
Verurtheilung, wenn zwar Einredethatsachen behauptet wurden, jedoch 
für dieselben sich gar keine Gründe ergeben haben. 

§. 144. 
Beweisgegenstand und Beweislast. 

Alle Thatsachen, auf welche der Richter das Strafgesetz anwendet, 
müssen bewiesen, d. h. der Richter muss von der Wahrheit derselben 
überzeugt sein, sie alle bilden daher in dieser Beziehung den Gegen- 
stand des Beweises. Die Gründe aber, welche den Beweis bilden, 
sind theils solche, welche sich dem Richter von selbst aufdrängen, theils 
solche, welche erst aufgesucht und vorgebracht werden müssen und diese 
letzteren werden als Gegenstände des Beweises im engeren Sinne 
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bezeichnet. In Bezug auf diese ergeben sich dann die Fragen : Was muss 
bewiesen werden, was ist also Gegenstand des Beweises? und: 
Wer muss beweisen, wen trifft die Beweislast? Betreffend die erstere 
Frage, so ist 1. nicht Gegenstand des Beweises a) eine notorische That- 
sache, d. h. eine Thatsache, für welche es, selbst wenn sie eines 
juristischen Beweises fähig ist, eines solchen aus dem Grunde nicht 
bedarf, weil die Überzeugung von ihrer Wahrheit eine allgemeine oder 
doch mindestens einem außerordentlich weiten Kreise von in gleicher 
Lebenslage befindlichen Personen gemeinsame und jedenfalls — unab- 
hängig von eigennützigen und parteiischen Einwirkungen — auf Jeder- 
mann zugänglichen Wegen erreichbar ist (E. des C. H. Nr. 765, 781); 
h) jene Thatsachen, welche das Gesetz ausdrücklich von den Gegen- 
ständen der Beweisführung ausschließt, z. B. in Ehrenbeleidigungspro- 
cessen, §. 490 St. G. 2. Thatsachen, für deren Wahrheit die Ver- 
muthung spricht, brauchen vorläufig, d. h. so lange nicht bewiesen zu 
werden, als nicht Gründe hervortreten, welche einen Zweifel gegen die- 
selben anregen, z. B. die Zurechnungsföhigkeit des Angeklagten ; That- 
sachen, welche durch ein civilrichterliches Urtheil festgestellt sind. — 
Die Frage: wer hat zu beweisen, wen trifft die Beweislast, kann im 
Strafprocesse nur mit Unterscheidung der sog. materiellen und formellen 
Beweislast richtig beantwortet werden. Die materielle Beweis- 
last trifft denjenigen, dessen Interesse darunter leiden muss, wenn eine 
bestimmte Thatsache nicht erwiesen, der Richter von ihrer Wahrheit 
nicht überzeugt werden kann. In diesem Sinne trifft den Ankläger 
die Beweislast rücksichtlich des Anschuldigungs-, den Angeklagten rück- 
sichtlich des Entschuldigungsbeweises. Unter der formellenBeweis- 
last wird die Pflicht der Partei verstanden, die für die Darthuung der 
von ihr angeführten erheblichen Thatsachen erforderlichen Beweise herbei- 
zuschaffen, so dass die Nichterfüllung dieser Verbindlichkeit, die Nicht- 
berücksichtigung der fraglichen Thatsachen zur Folge hat. Von einer 
solchen formellen Beweislast ist nun im Strafprocesse, mag es sich um 
öffentliche oder Privatanklagen handeln, keine Rede (E. des C. H. Nr. 1491). 
Denn da der Strafprocess im öffentlichen Interesse geführt wird, so ist 
es die Pflicht der dieses Interesse vertretenden Organe des Staates für 
den Beweis alles dessen zu sorgen, was überhaupt Gegenstand des 
strafrechtlichen Beweises sein kann. Alle im Strafverfahren thätigen 
Behörden, daher auch die Staatsanwaltschaft, haben die zur Belastung 
und die zur Entschuldigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit 
gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen (§. 3); die Staatsanwälte haben 
darauf zu sehen, dass alle zur Erforschung der Wahrheit dienlichen 
Mittel gehörig benützt werden (§. 34, al. 2), und kommen sie zur 
Eenutniß eines Umstandes, welcher einen Antrag auf Wiederaufnahme 

10* 
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des Strafverfahreng zu Gunsten des Verurtheilten begründen kann, so 
sind sie verpflichtet, denselben hievon in Kenntniß zu setzen oder selbst 
den Antrag auf Wiederaufiiahme zu stellen (§. 354). Was aber die 
Gerichte betriflFt, so hat nicht nur der Untersuchungsrichter die Pflicht, 
die zur Überführung oder Vertheidigung des Beschuldigten dienenden 
Beweismittel festzustellen (§. 96) und die von dem Beschuldigten zu 
seiner Entlastung angegebenen Thatsachen oder Beweismittel zu erheben 
(§. 199); sondern auch der Vorsitzende der Hauptverhandlung ist ver- 
pflichtet, die Ermittelung der Wahrheit zu befördern (§. 232) und es 
steht ihm daher das Eecht zu, auch ohne Antrag der Parteien neue 
Beweismittel herbeizuschaffen {§. 254). X^ 

§. 145. 
Oesetzliche Beweistheorie oder freie Beweiswürdigung. 

Die Frage, welche Wirkung haben die Beweismittel auf das Er- 
gebniß des Beweises? wann kann also eine Thatsache als erwiesen 
angenommen werden? kann entweder durch das Gesetz beantwortet 
werden, so dass dieses die Regeln aufstellt, an welche sich der Richter 
bei der Beurtheilung der Wahrheit von Thatsachen zu halten hat — 
gesetzliche Beweistheorie — oder es kann die Beantwortung 
dieser Frage dem richterlichen Ermessen überlassen sein, so dass der 
Richter dieselbe nach seiner freien, aus der gewissenhaften Prüfung 
aller für und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnenen Überzeugung 
zu beantworten hat — Princip der freien Beweiswürdigung. 
Mit Rücksicht auf die Erfahrung, welche die Unzulänglichkeit jeder 
gesetzlichen Beweistheorie und ihre Unvereinbarkeit mit dem Zwecke 
der Erforschung der Wahrheit dargethan hat, haben die neueren Gesetze 
und so auch die österr. St. P. 0. von der Aufstellung einer solchen 
Beweistheorie Umgang genommen und den Berufsrichter sowohl als den 
Geschwornen bei Entscheidung der Frage, ob eine Thatsache als erwiesen 
anzunehmen ist, nur an seine freie Überzeugung gewiesen. Diese Über- 
zeugung soll aber eine begründete sein, sie soll auf der gewissenhaften 
Prüfung aller für und wider den Angeklagten vorgebrachten Beweis- 
mittel beruhen und zu dem Ende soll jedes Beweismittel in Ansehung 
seiner Glaubwürdigkeit und Beweiskraft sowohl einzeln als auch in 
seinem Zusammenhange mit allen andern sorgfältig und gewissenhaft 
geprüft werden (§§. 258, 326). — Verschieden von der Frage, wann 
kann eine Thatsache als erwiesen angesehen werden, sind aber die 
Fragen, welche Beweismittel dürfen benutzt werden und in welcher 
Form sind sie zu benützen? Die Beantwortung dieser Fragen hat das 
4 »Gesetz nicht in der Gänze dem richterlichen Ermessen tiberlassen, 
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sondern hat darüber bestimmte Vorschriften gegeben, deren Nichtbeach- 
tung als Verletzung des Gesetzes erscheint und zum Theile Nichtigkeit 
des auf solche Beweismittel gestützten Urtheiles zur Folge hat. So 
z. B. kann das von einer Sicherheitsbehörde über eine Hausdurchsuchung 
aufgenommene Protokoll bei sonstiger Nichtigkeit nur dann als Beweis- 
mittel benutzt werden, wenn es unverweilt dem Untersuchungsrichter 
mitgetheilt worden ist. 

§. 146. 
2. Die einzelnen Beweisarten im Allgemeinen.^) 

Der Richter kann die Überzeugung von der Wahrheit einer That- 
sache entweder durch eigene Wahrnehmung (Augenschein) oder durch 
die ihm mitgetheilte Wahrnehmung anderer Menschen, Zeugniß im w. 
S. — directer Beweis — oder aber dadurch erlangen, dass er aus 
einer ihm gewissen Thatsache auf die Wahrheit einer anderen Thatsache 
schließt — Indicienbeweis. Die dem Richter mitgetheilte Wahr- 
nehmung dritter Personen ist entweder Aussage des Angeklagten, 
namentlich Geständniß, oder aber Aussage einer von dem Richter 
und von der Person, für oder gegen welche ausgesagt wird, verschiedenen 
Person — Zeugniß im e. S., oder amtlicher Bericht eines Richters 
über einen von ihm vorgenommenen Augenschein, oder wenn die 
Wahrnehmung einer Thatsache und die daraus zu ziehenden Folgerungen 
besondere Kenntnisse bedingen — Aussage von Sachverständigen. 

§. 147. 

Richterlicher Augenschein. 

Bei Beurtheilung des richterlichen Augenscheins als Beweismittel 
muss unterschieden werden, ob er von dem erkennenden Richter oder 
von einer von diesem verschiedenen Person vorgenommen wird. In dem 
ersten Falle ist der Gegenstand, an welchem der Augenschein vorge- 
nommen wird, selbständiges Beweismittel ; in dem zweiten hingegen, in 
welchem der erkennende Richter nur durch Verlesung des über den 
Augenschein aufgenommenen ProtokoUes zur Kenntniß des Wahrge- 
nommenen kommt, ist das Beweismittel für den erkennenden Richter 
nicht Augenschein, sondern Zeugniß. Dieses Zeugniß ist aber, wenn 
der Augenschein in gesetzlicher Form und von einem Richter vorge- 
nommen oder wenigstens geprüft (§. 88) wurde, ein besonders glaub- 
würdiges Zeugniß, da es von einer Person herrührt, welche kraft ihrer 
Amtspflicht, um Zeugniß ablegen zu können, die Beobachtung anstellt 

*) Vgl. §§. 262—282 der St. P. 0. v. 29. Juli 1853. 
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Erhöht wird diese Glaubwürdigkeit, wenn die Parteien selbst der Vor- 
nahme des Augenscheines beigewohnt haben. 

§. 148. 
Die Aussage der Sachverständigen. 

Insoweit der Sachverständige über die von ihm beobachteten 
Thatsachen aussagt, ist seine Aussage Zeugniß, dessen Glaubwürdigkeit 
nach den rttcksichtlich des Zeugnisses geltenden Grundsätzen zu beur- 
theilen ist. Anders verhält es sich mit dem von den Sachverständigen 
abgegebenen Gutachten. Dieses bildet ein selbständiges Beweismittel, 
dessen Kraft theils von der Fähigkeit des Sachverständigen, theils von 
der Alt und Weise abhängt, wie er seine Meinung darlegt und begründet. 
Diese Kraft wird noch erhöht durch die Übereinstimmung des Gutachtens 
zweier Sachverständigen.^) 

§. 149. 
Die Aassage des Angeklagten. Das Oeständniß. 

Unter dem Geständniß im engeren Sinne versteht man die 
Erklärung des Angeklagten, dass er eine bestimmte strafbare Handlung 
begangen habe; im weiteren Sinne versteht man aber unter Ge- 
ständniß jede Erklärung des Angeklagten, durch welche er eine ihm 
zum Nachtheile gereichende Thatsache vorbringt oder bestätigt. Der 
Grund der Beweiskraft des Geständnisses liegt darin, dass es gegen die 
menschliche Natur ist, sich ohne schuldig zu sein, selbst anzuklagen und 
der Strafe zu unterwerfen; dass das Geständniß in der Keue des Schul- 
digen, in seinem aufrichtigen Charakter, in seiner klugen Erwägung, 
dass das Leugnen nichts nützen, wohl aber schaden könne, den aus- 
reichenden Erklärungsgrund findet. Andererseits zeugt aber auch die 
Erfahrung, dass nicht jedes Geständniß auf Wahrheit beruht, dass es 
nicht immer aus Schuldbewusstsein entsprungen, sondern in äußerer 
Einwirkung auf den Angeklagten, in dem Streben, sich seine Lage zu 
verbessern seinen Grund hat. Eben deshalb muss im einzelnen Falle 
geprüft werden, ob das Geständniß glaubwürdig ist. 

Diese Glaubwürdigkeit hängt von folgenden Umständen ab: 
a) Das Geständniß muss im Zustande vollen Bewusstseins, ausdrücklich, 
deutlich und bestimmt und nicht etwa durch zweideutige Geberden oder 



^) „Das Gutachten ist allerdings nicht bindend, aber unbeachtet bleiben sollte 
es doch nur dann, wenn es auf Grundlagen beruht, über welche sich Richter und 
Geschworne eine Meinung bilden können, ohne Gefahr zu laufen, dass sie sich als 
sohlechter unterrichtete über einen besser unterrichteten stellen." E. des C. H. 



Nr. 486. ^ Vw^ ÖT 4 i'» ^* M Ht 
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Zeichen abgelegt werden; b) es muss auf der eigenen umständlichen 
Erklärung des Angeklagten, nicht etwa auf bloßen Bejahungen vorge- 
haltener Fragen beruhen; c) es muss durch die übrigen Ergebnisse der 
Untersuchung unterstützt werden (§. 206), das Geständniß für sich allein 
könnte nicht zur Verurtheilung genügen; d) es darf nicht durch Ver- 
sprechungen, Drohungen, Zwang oder andere unerlaubte Mittel erlangt 
worden sein {§. 202);^) e) das Geständniß wird entweder vor dem er- 
kennenden Richter oder einem anderen Richter oder einem nichtrichter- 
lichen Beamten oder einer Privatperson abgelegt. Die Glaubwürdigkeit 
des Geständnisses stuft sich im Allgemeinen in dieser Reihenfolge nach 
unten hin ab. — Ein glaubwürdiges Geständniß verliert durch einfachen 
Widerruf nicht seine Beweiskraft, es wäre denn, dass der Widerrufende 
eine glaubwürdige Ursache, warum er früher ein falsches Geständniß 
abgelegt habe oder solche Umstände vorbringt, welche nach der darüber 
eingeholten Erfahrung die Wahrheit des früheren Geständnisses mit 
Grund bezweifeln lassen (§§. 204, 245). — Das Geständniß kann auch 
beschränkt abgelegt werden (qualif icirtes G.) d. h. der Angeklagte 
gesteht die ihm zur Last gelegte strafbare Handlung nicht im ganzen 
Umfange oder nicht mit allen Merkmalen, deren er beschuldigt wird, 
oder er fügt seinem Geständnisse Umstände bei, durch welche die 
Wirksamkeit des Eingestandenen in Bezug auf die Anwendung des 
Strafgesetzes verhindert oder das Eintreten einer geringeren Strafe 
bezweckt wird, z. B. Geständniß des Diebstahls verbunden mit der 
Behauptung der thätigen Reue. Ein solches beschränktes Geständniß 
muss in seine Bestandtheile aufgelöst und es kann nur das als bewiesen 
angenommen werden, was wirklich zugestanden wurde; die in Abrede 
gestellten Merkmale müssen auf andere Weise erwiesen werden. 

§. 150. 

Das Zeugniß. 

Zeugniß im w. S. ist die gerichtliche, mündliche Aussage einer 
von dem Richter und von der Person, für oder gegen welche ausgesagt 
wird, verschiedenen Person über ihre nicht in der Eigenschaft als be- 
rufener Sachverständiger gemachten Wahrnehmungen in Bezug auf für 
den Strafprocess erhebliche Thatsachen. In diesem Sinne fällt auch die 
Aussage eines Mitbeschuldigten unter den Begriflf des Zeugnisses, 
wenn gleich die Bestimmungen über Zeugen aus naheliegenden Gründen 
auf sie nicht angewendet werden, ihre Aussage aus dem Begriffe des 

^) Es ist allen öfifentlichen Beamten und Dienern verboten, einen Yerdächtigen 
durch insg^eheim bestellte Personen zu Geständnissen, die sodann dem Gerichte 
hinterbracht werden sollen, zu verleiten (§. 25). 
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Zeugnisses im e, S. ausgeschieden wird (§. 252). Soll die Aussage yon 
Zeugen die Überzeugung von der Wahrheit der durch sie bestätigten 
Thatsachen bewirken, so darf weder ihrer Fähigkeit, die Wahrheit zu 
erkennen und auszusagen, noch dem Willen, dieselbe zu bekunden, noch 
auch dem Inhalte ihrer Aussage ein gegründetes Bedenken entgegenstehen. 
Was die Fähigkeit, die Wahrheit zu erkennen und auszu- 
sagen, anbetrifPt, so ist die Aussage von Personen nichtig und darf 
daher bei der Beweisführung nicht benützt werden, welche wegen ihrer 
Leibes- oder Gemtithsbeschaffenheit außer Stande sind, die Wahrheit 
anzugeben (§. 151, Nr. 3). Personen hingegen, welche nur an einer 
erheblichen Schwäche des Wahmehmungs- oder Erinnerungsvermögens 
leiden, sollen nicht beeidet werden, ihre Aussage erscheint somit als 
minder glaubwürdig (§. 170, Nr. 5). Dasselbe gilt von Personen, welche 
zur Zeit ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurück- 
gelegt haben (§. 170, Nr. 4). — Der Zeuge muss aber auch den Willen 
haben, die Wahrheit auszusagen. Auf das Vorhandensein dieses 
Willens kann theils aus dem bisherigen Lebenswandel des Zeugen, theils 
aus seinem Verhältnisse zu dem Angeklagten, dem Beschädigten und 
andern Zeugen oder aus seinem Interesse an dem Ausgange des Straf- 
verfahrens, theils endlich aus der Abwesenheit fremdartiger Einflüsse, 
die seine Wahrhaftigkeit mindern oder aufheben können, geschlossen 
werden. — Betreffend den Inhalt der Aussage des Zeugen, so muss 
diese Aussage den Umstand, dessen Wahrheit sie bestätigen soll, aus- 
drücklich, deutlich und bestimmt enthalten; sie muss mit den übrigen 
Erhebungen wenigstens insoweit übereinstimmen, dass in wesentlichen 
Umständen kein Widerspruch erscheint, und sie muss auf des Zeugen 
eigener Wahrnehmung, nicht auf Hörensagen,^) Vermuthungen oder 
Schlussfolgerungen beruhen. — Außer den bisher angeführten Momenten 
von denen die Glaubwürdigkeit einer Zeugenaussage abhängt, liegen 
noch Bürgschaften für die Wahrheit des Zeugnisses in folgenden Um- 
ständen: a) in der Unmittelbarkeit der Aussage gegenüber der Vor- 
lesung des über die Aussage aufgenommenen ProtokoUes; b) in der 
Bekräftigung des Zeugnisses durch den Eid ; c) in der Übereinstimmung 
der Aussagen zweier Zeugen. 

Auch die Aussage eines Mitbeschuldigten ist in Bezug 
auf das, was er gegen eine dritte Person aussagt, Zeugniß, aber aller- 

^) Rücksichtlich des Zeugnisses vom Hörensagen hat man sich aber, wie Glaser 
(Hdb. I., S. 463) mit Recht hervorhebt, vor der Verwechslung zwischen Bezeugung 
des Gehörten und des Hörens zu hüten; letztere ist nicht nur zulässig, sondern 
namentlich im Vorverfahren oft ganz unentbehrlich ; bei der Hauptverhandlung wird 
es dann datauf ankommen, ob es möglich ist, das mittelbare Zeugniß durch ein 
unmittelbares zu ersetzen und wo dies nicht möglich ist, den Wert des ersteten 
sorgfaltig zu prüfen. 
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dings ein sehr bedenkliches, daher er auch nicht über seine Aussage 
beeidet werden darf. Die Bedenken aber, die gegen die Glaubwürdig- 
keit seiner Aussage sich erheben, können durch entgegenstehende Um- 
stände behoben werden. Als solche Umstände sind namentlich anzusehen : 
a) wenn er selbst der ihm zur Last gelegten That geständig ist, b) wenn 
seine Aussage in allen wesentlichen, ihm selbst zur Last liegenden Um- 
ständen durch andere Erhebungen bestätigt ist, c) wenn seine Aussage 
mit der Aussage eines zweiten Mitbeschuldigten vollkommen überein- 
stimmt, und wenn d) insbesondere diese Übereinstimmung auch rück- 
sichtlich solcher Fragen stattfindet, welche beiden Mitbeschuldigten über 
besondere mit der gemeinschaftlichen strafbaren Handlung zusammen- 
hängende Umstände gestellt werden und von ihnen nicht vorhergesehen 
werden konnten. — Von besonderem Gewicht wird übrigens selbstver- 
ständlich bei Mitbeschuldigten die mündliche Aussage bei der Haupt- 
verhandlung in Gegenwart des Beschuldigten sein. 



§. 151. 

Urkunden. 

Unter Urkunden als Beweismittel im Strafprocess versteht man 
schriftliche Aufzeichnungen, aus welchen die Wahrheit einer Thatsache 
erkannt werden kann. Sie bilden keinen selbständigen Beweis, sondern 
fallen unter eine der andern Classen von Beweisen. Es kann nämlich 
die Urkunde a) als der Gegenstand erscheinen, an oder durch welchen 
die strafbare Handlung begangen wurde, z. B. eine verfälschte oder 
nachgemachte Urkunde. In diesem Falle bildet die Urkunde ganz oder 
theilweise den Thatbestand der strafbaren Handlung und der Beweis 
hierüber wird durch gerichtlichen Augenschein, allenfalls mit Zuziehung 
von Sachverständigen geliefert, h) Die Urkunde kann ein Geständniß 
des Beschuldigten oder ein Zeugniß enthalten und ist daher nach den 
Grundsätzen über Geständniß oder Zeugniß zu beurtheilen. c) Die Ur- 
kunde kann endlich auch Thatsachen enthalten, von denen auf das Dasein 
einer strafbaren Handlung oder auf die Thäterschaft des Angeklagten 
geschlossen werden kann, z. B. verdächtiger Briefwechsel, und in diesem 
Falle kann die Urkunde zur Herstellung des Indicienbeweises dienen. 
— Entsteht ein Zweifel über die Echtheit der Urkunde, d. h. darüber, 
ob sie von demjenigen herrührt, der als ihr Urheber bezeichnet wird, 
so kann der Beweis über diese Thatsache entweder durch Geständniß 
oder durch Zeugen oder durch Vergleichung der Handschriften n[§. 135) 
hergestellt werden. 
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§. 152. 

Anzeige n.*) 

Unter Anzeigen (Verdachtsgründen, Indicien) versteht man That- 
sachen, von deren Existenz auf das Vorhandensein einer anderen flir 
die Entscheidung einer bestimmten Strafsache erheblichen Thatsache 
mit Gewissheit (nothwendige A.) oder Wahrscheinlichkeit geschlossen 
werden kann. Bei jeder Anzeige ist daher zwischen der anzeigenden 
Thatsache, z. B. dem Besitze des gestohlenen Gutes und der zu er- 
schließenden, angezeigten Thatsache, z. B. dass der Besitzer der gestoh- 
lenen Sache den Diebstahl begangen habe, zu unterscheiden. Zwischen 
der anzeigenden und der angezeigten Thatsache muss ein Zusammen- 
hang stattfinden, der eben von ersterer einen Schluss auf die Wahrheit 
der letzteren gestattet. Dieser Zusammenhang kann ein doppelter sein, 
und zwar entweder a) der ursachliche Zusammenhang, indem die an- 
zeigende Thatsache sich entweder als die Ursache oder als die Wirkung 
der angezeigten Thatsache ansehen lässt, z. B. heftige Leidenschaft gegen 
den Verletzten oder Vertilgung der Spuren der That; b) ein solcher 
Zusammenhang, vermöge dessen die anzeigende Thatsache dazu beiträgt, 
die Annahme der zu beweisenden Thatsache als die allein oder doch 
vorzugsweise zulässige erscheinen zu lassen, ihr gegenüber jeder anderen 
Hypothese den Vorzug zu sichern, z. B. wenn es sich zeigt, dass nur 
ein bestimmter Mensch ein Motiv haben konnte, die That zu begehen. 
Übrigens können Anzeigen, welche die Thäterschaft beweisen soUen, erst 
dann richtig beurtheilt werden, wenn dem Angeklagten Gelegenheit ge- 
boten wurde, sich ihnen gegenüber zu verantworten. — Unter den 
mannigfachen Eintheilungen der Anzeigen (Anschuldigungs- und Ent- 
schuldigungs- ; nähere oder eutfemtere ; vorhergehende, begleitende, nach- 
folgende Anzeigen) — ist die Eintheilung in unmittelbare und 
mittelbare für die Beurtheilung der Kraft der Anzeigen von Bedeu- 
tung. Unmittelbar ist die Anzeige, wenn von der anzeigenden Thatsache 
ohne weitere Vermittelung, also direct auf die angezeigte Thatsache ge- 
schlossen wird, während bei der mittelbaren Anzeige dieser Schluss erst 
durch Vermittelung einer anderen Thatsache gezogen werden kann. So 
wird z. B. aus der Gestalt der Fußtapfen am Orte der That zunächst 
geschlossen, dass sie von dem Angeklagten herrühren, dass dieser somit 
am Orte der That gewesen und daher der Thäter sei. — Da eine 
einzelne Anzeige, wenn sie keine nothwendige ist, für sich nur Wahr- 
scheinlichkeit, nicht aber Gewissheit der angezeigten Thatsache gewährt, 
so glaubte man früher sowohl in der Gesetzgebung als in der Theorie 
dem Zusammentreffen von Anzeigen die Beweiskraft absprechen oder 

*) Bauer, Theorie des Anzeigenbeweises. 1848. 
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doch nur eine mindere Beweiskraft einräumen zu mttssen. Allein es 
kann nicht bezweifelt werden, dass durch dieses Zusammentreffen mehrerer 
nicht nothwendiger Anzeigen derselbe Grad von Gewissheit, dieselbe 
feste Überzeugung begründet werden kann, wie durch directe Beweise. 
— Ein Beweis durch Anzeigen (Indicienbeweis) ist als gefuhrt anzu- 
sehen, wenn entweder a) die Wahrheit der zu beweisenden Thatsache 
aus einer anderen, nicht in ihrer persönlichen Wahrnehmung bestehenden 
Thatsache oder aus einer Verbindung solcher Thatsachen nothwendig 
folgt; oder b) wenn auf die zu beweisende Thatsache aus anderen That- 
sachen der oben bezeichneten Art mit Wahrscheinlichkeit ge- 
schlossen werden kann und sich dieselbe zugleich als die einzige 
darstellt, welche zu allen zur Gewissheit erhobenen Umständen des 
Falles so passt, dass sie sich gegenseitig in befriedigender Weise er- 
klären.^) — Durch Anzeigen kann übrigens nicht nur die Thäterschaft, 
sondern auch der Thatbestand oder einzelne Momente desselben, z. B. 
der böse Vorsatz, erwiesen werden. 

B. Die Urtheilsfallung. 

§. 153. 

Oegenstand der urtheilsfallung.*) 

Den Gegenstand der Urtheilsfallung bildet die That, der Vorfall, 
welcher den Gegenstand der Anklageschrift bildet und zwar mit allen, 
sei es in derselben enthaltenen oder erst bei der Hauptverhandlung 
hervorgekommenen Umständen und die That, auf welche die Anklage 
während der Hauptverhandlung ausgedehnt wurde. Wird nämlich der 
Angeklagte bei der Hauptverhandlung noch einer anderen als der in 
der Anklageschrift enthaltenen, sei es vor oder währe nd H^j ]Rrfl.nptvp.r- 
handlung begangenen That beschuldigt, d. h. kommt eine Thatsache vor, 
aus welcher sich wider den Angeklagten der Verdacht einer in die 
Anklageschrift nicht einbezogenen und noch verfolgbaren strafbaren 
Handlung ergibt (E. des C. H. Nr. 1069), so kann der Gerichtshof, wenn 
er zur Aburtheilung über die hinzugekommene strafbare Handlung sach- 
lich zuständig ist und wenn nicht eine sorgfältigere Vorbereitung nament- 



^) „Aus der Verbindung^ der durch die Untersuchung erhobenen Verdachts- 
gründe, Umstände und Verhältnisse muss sich eine so nahe und deutliche Beziehung 
der That auf die Person des Angeklagten ergeben, dass nach dem natürlichen Gange 
der Ereignisse kein Grund zu zweifeln übrig bleibt, dass er die That begangen 
habe." St. P. 0. v. J. 1858, §. 279, Z. 8. 

*) Glaser, Das VerhältniQ desUrtheils zur Strafklage. Sp. Abd. aus „Gerichts- 
saal", Bd. XXXVI. 
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lieh im Interesse der Vertheidigung nöthig erscheint, auf Antrag des 
Staatsanwaltes oder im Falle dieser den Antrag nicht stellt, des Privat- 
betheiligten ; bei den nicht von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren 
Handlungen aber auf Antrag des zur Privatanklage Berechtigten, welch e 
Anträge auch in den Schlussvorträgen gestellt werden können (E. des 
C. ü. Nr. 229, 824, 9fl0, 000), die Vtihaudluiig und düs^ü rttrefl auch 
auf diese That ausdehnen.^) Die Zustimmung des Angeklagten zu dieser 
Ausdehnung ist mit R ticksi ch t auf den Grundsatz der Bestrafung con- 
curirender Delicte nur dann erforderlich , wenn derselbe im Falle seiner 
Verurtheilung wegen dieser That unter ein Strafgesetz fiele, welches 
strenger als dasjenige ist, welches auf die in der Anklageschrift ange- 
führte strafbare Handlung anzuwenden wäre (§. 263, al. 1). Verweigert 
der Angeklagte in diesem Falle seine Zustimmung oder kann wegen 
sachlicher Incompetenz des Gerichtshofes oder wegen der Nothwendig- 
keit weiterer Vorbereitung die sogleiche Aburtheilung nicht stattfinden, 
so kann der Gerichtshof nach Umständen entweder die Hauptverhand- 
lung abbrechen und die Entscheidung über alle dem Angeklagten zur 
Last fallenden strafbaren Handlungen einer neuen Hauptverhandlung 
vorbehalten oder aber er kann das Urtheil auf den Gegenstand der An- 
klage beschränken und in demselben dem Ankläger auf sein Verlangen 
die selbständige Verfolgung wegen der hinzugekommenen That vorbe- 
halten, außer welchem Falle, um den Angeklagten gegen das nachträg- 
liche Hervorsuchen von Anklagen, die bei der Verhandlung erledigt 
werden konnten, zu schützen, wegen dieser letzteren eine Verfolgung 
nicht mehr stattfindet (§. 263, al. 2 und 3).^) In beiden Fällen muss 
der Ankläger, mag es sich um ein öffentliches oder um ein Privat- 
anklagedelict handeln (PI. E. des C. H. Nr. 583), binnen drei Tagen 
seine Anträge wegen Einleitung des ^e s<itzl3>]lPfr V^^fal^T^^» ^^hrjpppen, 
welche i'rist aDer tur den Staatsanwalt keine Fallfrist ist (§. 263, al. 4). 
Der Gerichtshof kann übrigens, wenn der Ankläger von dem ihm ein- 
geräumten Vorbehalte Gebrauch macht, anordnen, dass die Vollstreckung 
des unter diesem Vorbehalte erlassenen Strafurtheiles bis zur ü^ntsc&ei- 
dung über die neue A nkTage auf alöü ZU b^^fUh^ü habe, in wel c h em 
Falle beide Urtheile hinsichtlich der EechtsmitteT so zu behandeln sind, 
als wären sie gleichzeitig gefällt (§. 264). 



*) Diese Ausdehnung der Verhandlung auf die neu hervorgekommene That 
muss nicht noth wendig durch ein Zwischenerkenntniß ausgesprochen werden (E. des 
C. H. Nr. 1892.) 

*) Dieses Vorbehaltes bedarf nicht bloß der Ankläger, sondern auch jeder 
anwesende Dritte (also auch z. B. ein Zeuge), dem aus der hinzugekommenen That 
(z. B. der Beleidigung von Seite des Angeklagten bei der Verhandlung) die Berech- 
tigung zur Privatanklage erwachsen ist (PI. E. des C. H. Nr. 1450). 
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§. 154. 

Juristisclie ftualification der That. 

Der Gerichtshof ist bei der Urtheilsfällung an die Anträge des 
Anklägers nur insoweit gebunden, dass er den Angeklagten nicht 
einer That schuldig erklären darf, auf welche die Anklage weder 
ursprünglich gerichtet, noch während der Hauptverhandlung ausgedehnt 
wurde (§. 267). Eine Überschreitung der Anklage in dieser Beziehung 
begründet als Verletzung des Anklagegrundsatz es Nichtigkeit des ür- 
theils. Keineswegs ist aber der Gerichtshof durch die Anträge des An- 
klägers in der selbständigen Beurtheilung der der Anklage zu Grunde 
liegenden That nach allen rechtlichen Gesichtspunkten, unter welche 
sie möglicherweise fallen könnte (E. des C. H. Nr. 252, 424, 1312) 
beschränkt. Erachtet er daher, dass die der Anklage zu Grunde liegen- 
den Thatsachen an sich oder in Verbindung mit den erst in der Haupt- 
verhandlung hervortretenden dieselbe That betreffenden Umständen eine 
andere als die in der Anklage bezeichnete, jedoch nicht zur Zuständig- 
keit des Geschwomengerichtes gehörige, sei es mehr oder minder straf- 
bare Handlung begründen, so hat er das Urtheil nach seiner rechtlichen 
Überzeugung zu fällen, ohne an die in der Anklageschrift enthaltene 
Bezeichnung der That gebunden zu sein. Der Gerichtshof muss aber, 
bevor er das Urtheil fällt, die Parteien über die veränderte rechtlich e 
Auffassung des Gegenstandes der Verhandlung hören, sie also zur Er- 
örterung darüber, wenn sie in dieselbe nicht selbst eingehen, ausdrücklich 
auffordern. Die Parteien können auch zur besseren Aufklärung der 
lache die Vertagung der Verhandlung beantragen und die ungerecht- 
fertigte Zurückweisung meses Antrages könnte als Nichtigkeitsgrund 
geltend gemacht werden (§§. 262, 281, Z. 4). — Ist der Gerichtshof 
überzeugt, dass die Thatsachen, welche der Anklage zu Grunde liegen, 
an sich oder in Verbindung mit den in der Hauptverhandlung hervor- 
tretenden Umständen ein zur Zuständigkeit des Geschwomen- 
gerichtes gehöriges Verbrechen oder Vergehen begründen, so spricht 
er in der Form d es Urtheils seine Nichtzuständigkeit aus. Ist dieser 
Ausspruch in Kechtskraft erwachsen, so ist es Sache des Anklägers, 
wenn er sein Klagerecht aufrecht erhalten will, längstens binnen drei 
Tagen, welche Frist aber für den Staatsanwalt keine Fallfrist ist, die 
weiteren Anträge zu stellen. Ist eine Voruntersuchung nicht nothwendig, 
oder hat bereits eine solche stattgefunden und bedarf es keiner Er- 
gänzung derselben, so kann er sogleich den Antrag wegen Anordnung 
der Hauptverhandlung vor dem Geschwomengerichte anbringen. Bei 
dieser Hauptverhandlung ist die ursprüngliche Anklageschrift und der 
von dem Gerichtshof gefällte Ausspruch seiner Nichtzuständigkeit zu 
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verlesen. Stellt aber der Ankläger den Antrag auf Einleitung oder 
Wiedereröffnung der Voruntersuchung, so tritt dadurch die Sache in 
den Stand vor Überreichung der Anklageschrift und es muss daher 
nach Schluss der Voruntersuchung eine neue Anklageschrift überreicht 
werden, gegen welche dem Angeklagten das Recht des Einspruches zu- 
steht (§. 261). 1) 

§. 155. 

Arten des Urtheils. 

Das ürtheil des Gerichtshofes in der Sache selbst, welches die 
ganze Anklage zu erledigen hat, ist entweder ein Freisprechungs- 
oder ein Strafurtheil; es darf daher nicht wegen derselben einem 
Angeklagten zur Last fallenden That ein Freisprechungs- und Straf- 
urtheil zugleich ergehen (E. d. C. H. Nr. 556, 637, 747, 880, 1128 
PI. E. 1576). Der Angeklagte ist von der Anklage freizusprechen: 
a) wenn sich zeigt, dass das Strafverfahren ohne den Antrag eines 
gesetzlich berechtigten Anklägers eingeleitet oder gegen dessen Willen 
fortgesetzt worden ist; b) wenn der Ankläger nach Eröffnung der 
Hauptverhandlung und ehe der Gerichtshof sich zur Schöpfung des 
%jf/ f'^i v4j^^^^^'® zurückzieht, von der Anklage zurücktritt; c) wenn der Gerichts- 
I ^ ^/ ^^^ erkennt, dass die der Anklage zu Grunde liegende That vom Gesetze 
«Ky^v/* ^ . , jj.^jj^ ^^^ Strafe bedroht oder der Thatbestand nicht hergestellt oder 
r'* i' nicht erwiesen ist, dass der Angeklagte die ihm zur Last gelegte That 

'l*Ji I -'/f.'^LfJ^^S^^S^^ habe oder dass Umstände vorliegen, vermöge welcher die 
(( /Af f Strafbarkeit aufgehoben oder die Verfolgung aus anderen als den unter 
^ lit. a) und b) angegebenen Gründen, z. B. wegen verspäteter Über- 

reichung der Anklageschrift von Seite des Privatanklägers oder weil 
die That bereits durch ein Urtheil erledigt wurde „ne bis in idem", 
(E. des C. H. Nr. 664), ausgeschlossen ist (§. 259). — Wird der An- 
geklagte schuldig befanden, so muss das Strafurtheil aussprechen: 
a) welcher That der Angeklagte schuldig befunden worden und zwar 
unter ausdrücklicher Bezeichnung der einen bestimmten Strafsatz be- 
dingenden Thatumstände. Diese Bestimmung hängt unverkennbar mit 
der Bestimmung über den Inhalt der Anklageschrift zusammen, daher 
ist neben den gesetzlichen Delictsmerkmalen nur ein solches Maß von 
concreten Thatsachen in das ürtheil selbst aufzunehmen, als zur Fest- 
stellung der Identität der That nothwendig ist. b) Welche strafbare 
Handlung durch die als erwiesen angenommenen Thatsachen, deren der 

^) Würde es sich bei einer Hauptverhandlung zeigen, dass der Angeklagte 
nicht der Civilgerichtsbarkeit oder als Exterritorialer gar nicht der inländischen 
Gerichtsbarkeit untersteht, so wäre dies durch Beschluss auszusprechen (E. des C. 
H. Nr. 45). 
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Angeklagte schuldig befunden worden, begründet wird; c) zu welcher 
Strafe der Angeklagte verurtheilt wurde und zwar diese drei Punkte 
bei sonstiger Nichtigkeit; außerdem ist noch beizufügen, d) welche 
strafgesetzlichen Bestimmungen auf ihn angewendet wurden, und endlich 
e) die Entscheidung über die geltend gemachten Entschädigungsansprüche 
und über die Processkosten (§. 260). — Bei Bemessung der Strafe 
ist in dem Falle, wenn der Angeklagte, gegen welchen bereits ein 
Strafurtheil ergangen ist, einer anderen vor der Fällung jenes Straf- 
urtheils begangenen strafbaren Handlung schuldig befunden wird; auf 
die dem Schuldigen durch das frühere Erkenntniß zuerkannte Strafe 
angemessene Bücksicht zu nehmen, so dass die im Gesetze für die 
schwerer strafbare Handlung bestimmte höchste Strafe nie überschritten 
werden darf (§. 265). ^) Wird auf eine Geldstrafe erkannt, so ist zugleich 
die für den Fall der Uneinbringlichkeit an die Stelle tretende Arrest- 
strafe zu bestimmen (§. 266). 

§. 156. 

Verkündigung und Ausfertigung des Urtheils. 

Unmittelbar nach dem Beschlüsse des Gerichtshofes ist der An- 
geklagte wieder vorzuführen oder vorzurufen und es ist in öflFentlicher 
Sitzung durch den Vorsitzenden das Urtheil sammt den wesentlichen 
Gründen desselben unter Verlesung der angewendeten Gesetzesbe- 
stimmungen zu verkünden. Hätte sich aber der Angeklagte zur Urtheils- 
verkündung nicht eingefunden, so kann der Vorsitzende ihn zu diesem 
Behufe vorführen lassen oder nachdem das Urtheil öffentlich verkündet 
wurde, anordnen, dass ihm das Urtheil entweder durch einen hiezu ab- 
geordneten Richter mündlich eröfinet oder ihm in Abschrift zugestellt 
werde. In jedem Falle ist aber der Angeklagte über die ihm gegen 
das Urtheil zustehenden Rechtsmittel zu belehren (§§. 268, 269). — 
Binnen drei Tagen nach der Verkündung muss das Urtheil schriftlich 
ausgefertigt und von dem Vorsitzenden sowie vom Schriftführer unter- 
schrieben werden. Dasselbe muss auch die Entscheidungsgründe(j7flVi^l ^ 
enthalten, und bei der großen Bedeutung derselben als Garantie einer |*^y» U 
gerechten und insbesondere auch die Beweismomente richtig würdigen- (^/^ /fji)' 
den Rechtsprechung schreibt das Gesetz genau die Punkte vor, ^i© // > »•' . a^ 
in ihnen zwar in gedrängter Darstellung aber^mit voller Bestimmtheit '/^^^^^ ^ 
angegeben sein müssen. Sie müssen nämlich enthalten: a) die ent- Jt^ //o^/v^/ 
scheidenden Thatsachen, welche der Gerichtshof als erwiesen oder als ^ 

nicht erwiesen annahm und die Gründe für diese Annahme; b) die 

^) Es kann dies zur Folge haben, dass in dem neuen Urtheile von einer Straf- 
yerhangong abgesehen werden muss (E. des G. H. ^r. 1438). 



160 Protokoll über die Hauptverhandlung. 

Erwägungen, von denen der Gerichtshof bei der Entscheidung der 
Rechtsfragen und bei Beseitigung der vorgebrachten Einwendungen ge- 
leitet wurde, und c) im Falle einer Verurtheilung, welche Erschwerungs- 
und Milderungsumstände er gefunden habe. Bei einem freisprechenden 
Urtheile haben die Entscheidungsgründe insbesondere deutlich anzugeben, 
aus welchem der oben im §. 155 angegebenen Gründe sich der Gerichts- 
hof zur Freisprechung bestimmt gefunden habe. — Schreib- und Rech- 
nungsfehler, femer solche Formgebrechen und Auslassungen, welche 
nicht die wesentlichen Punkte des Strafurtheils, deren Auslassung mit 
Nichtigkeit bedroht ist, betreffen, hat der Gerichtshof jederzeit, allenfalls 
nach Anhörung der Parteien, zu berichtigen. Gegen die Zurückweisung 
eines darauf abzielenden Antrages ist kein Rechtsmittel zulässig. Die 
beschlossene Verbesserung ist am Rande des Urtheils beizusetzen und 
muss allen Ausfertigungen beigefügt werden (§. 270). 

§. 157. 
Protokoll über die Hauptverhandlung. 

Über jede vor einem Gerichtshofe stattfindende Hauptverhandlung 
muss bei sonsti ger Nichtigkeit ein von dem Vorsitzenden und dem 
Schriftführer zu unterfertigendes P rotokoll aufgenommen werden. Dieses 
Protokoll ist von großer Bedeutung, da es im Rechtsmittelverfahren vor 
dem Cassationshofe wenn auch nicht als einziges, so doch als hervor- 
ragendes Beweismittel über die Thatsache der Beobachtung der wesent- 
lichen Förmlichkeiten des Verfahrens zu dienen hat. Dasselbe soll daher 
den Gang der Hauptverhandlung im Allgemeinen und namentlich alle 
wesentlichen Förmlichkeiten des Verfahrens, deren Außerachtlassung von 
dem Gesetze mit Nichtigkeit bedroht ist, beurkunden, insbesondere an- 
führen, welche Zeugen und Sachverständige vernommen und welche 
Actenstticke vorgelesen wurden, ob die Zeugen und Sachverständigen 
beeidigt wurden oder aus welchen Gründen die Beeidigung unterblieb; 
^ndlicü alle Anträge der Parteien und die von dem Vorsitzenden oder 
dem Gerichte darüber erfolgten Entscheidungen und deren Gründe 
(J. M, E. V. 9. Febr. 1880, Z. 1693) bemerken. Die Antworten des 
Angeklagten und die Aussagen der Zeugen und Sachverständigen sind 
nur dann zu erwähnen, wenn sie Abweichungen, Veränderungen oder 
Zusätze der in den Acten niedergelegten Angaben enthalten oder wenn 
die Zeugen oder Sachverständigen bei der Hauptverhandlung das erste 
Mal vernommen wurden. Der Vorsitzende oder der Gerichtshof kann 
auch die stenographische Aufzeichnung aller Aussagen und Vorträge 
durch einen als Protokollführer zu beeidenden Stenographen anordnen; 
auf rechtzeitiges Verlangen einer Partei, welchem ohne Vertagung der 
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Hauptverhandlung willfahrt werden kann, und gegen vorläufigen Erlag 
der Kosten ist dieselbe stets zu verfügen. Die stenographischen Auf- 
zeichnungen müssen jedoch binnen achtundvierzig Stunden iu gewöhn- 
liehe Schrift übert r^ftn^ Hftnn Vorsitzenden oder einem von ihm be- 
zeichneten Richter zur Prüfung vorgelegt und dem Protokolle beige- 
schlossen werden. Die Parteien sind auch berechtigt, die Feststellung 
einzelner Punkte im Protokolle zur Wahrung ihrer Rechte zu begehren 
und wo es auf Feststellung der wörtlichen Fassung ankommt, die sofortige 
Verlesung einzelner Stellen zu verlangen. Das abgeschlossene Protokoll 
kann von den Parteien eingesehen und davon Abschrift genommen 
werden (§. 271). Die Parteien können auch eine nachträgliche Er- 
gänzung oder Richtigstellung von Aufzeichnungen des Protokolls begehren 
und sich deshalb an den Vorsitzenden der Hauptverhandlung wenden. 
Wird ihrem Begehren auf Grund eines Gerichtsbeschlusses keine Folge 
gegeben, so steht ihnen dagegen nach § .15 die Aufsichtsbeschwer de 
an den Gerichtshof 2. Instanz offen. — Außer dem über die Hauptver- 
lianamng zu lunrenden i^rotokolle ist über die Berathungen und Ab- 
stimmungen während und am Schlüsse der Hauptverhandlung in den 
Fällen, wo sich das Gericht zur Beschlussfassung in das Berathungs- 
zimmer zurückzieht, ein abgesondertes Protokoll zu führen (§. 272).^) 



X. Abschnitt. 

Die Hauptverhandlung vor den O^eschwornengerlchten. 

A. Die Hauptverhandlung bis zur Fragestellung. 

§. 158. 
Im Allgemeinen. 

Auch für die Hauptverhandlung vor dem Geschwomengerichte 
gelten dieselben Vorschriften, welche für die Hauptverhandlung vor dem 
Grerichtshofe erster Instanz gegeben sind, insoweit nicht mit Rücksicht 
auf die besondere Natur des Geschwornengerichtes Abweichungen hievon 
im Gesetze festgestellt sind. Die Stelle des Gerichtshofes und dessen 
Vorsitzenden vertritt der Schwurgerichtshof und sein Vorsitzender. Der 

^) Ein besonderes Protokoll ist bei der Haaptverhandlang noch aufzanehmen 
a) über die Aussage eines Zeugen, rücksichtlich dessen sich mit Wahrscheinlichkeit 
ergibt, dass er wissentlich falsch ausgesagt habe (§. 277); b) über die mit Unter- 
brechung der Hanptverhandlung oder am Schlüsse derselben gepflogene Verhandlung 
über eine während derselben in dem Sitznngssaale verübte strafbare Handlung, bei 
welcher der Thater auf frischer That betreten wurde (§. 278). 

Rulf, straf process. 3. Auflage. \\ 
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Letztere hat insbesondere die Pflicht, den Geschwomen in Beziehung 
auf die Ausübung ihres Amtes die erforderliche Anleitung zu geben, 
ihnen die Sache, über welche sie zu berathen haben, auseinanderzu- 
setzen und sie nöthigenfalls an ihre Pflichten zu erinnern (§. 311). 

§. 159. 

Beeidigung der Geschwomen. Beweisverfahren. 

Sobald die Geschwornenbank gebildet ist und die Geschwomen 
ihre Sitze in der Eeihenfolge, in welcher ihre Namen aus der Urne 
gezogen wurden, eingenommen haben, beginnt die Hauptverhandlung 
mit dem Aufrufe der Sache durch den Schriftführer. Der Vorsitzende 
richtet hierauf an den Angeklagten die allgemeinen Fragen und ermahnt 
ihn zur Aufmerksamkeit auf die vorzutragende Anklage und den Gang 
der Verhandlung (§. 312). Hierauf wird von ihm bei sonstiger Nichtig- 
keit die Beeidigung der Geschwomen vorgenommen.^) Wurde auf 
Grund des §. 22 des G. v. 23. Mai 1873, R.-G.-B1. Nr. 121, betreffend 
die Bildung der Geschwornenlisten, für alle an demselben Tage zu ver- 
handelnden Straffälle eine gemeinsame Geschwornenbank gebildet, so 
sind die Mitglieder nur bei der ersten Verhandlung zu beeiden, da ja nach 
§. 22 des cit. Gesetzes die für den ersten Fall gebildete Geschwornen- 
bank auch für die folgenden an demselben Tage zur Verhandlung 
kommenden Straffälle in Thätigkeit zu verbleiben hat (E. des 
C. H. Nr. 64). Der Vorsitzende hält zum Behufe der Beeidigung an 
die Geschwomen, welche sich von ihren Sitzen erheben, folgende gesetz- 
lich festgestellte Anrede: „Sie schwören und geloben vor Gott, die 
Beweise, welche für und gegen den Angeklagten werden vorgebracht 
werden, mit der gewissenhaftesten Aufmerksamkeit zu prüfen, nichts 
unerwogen zu lassen, was zum Vortheile oder zum Nachtheile des Ange- 
klagten gereichen kann ; das Gesetz, dem Sie Geltung verschaffen sollen, 
treu zu beobachten : vor Ihrem Ausspruche über den Gegenstand der Ver- 
handlung mit Niemand, außer mit Ihren Mitgeschwomen, Rücksprache 
zu nehmen, der Stimme der Zu- oder Abneigung, der Furcht oder der 
Schadenfreude kein Gehör zu geben, sondem sich mit der Unparteilich- 
keit und Festigkeit eines redlichen und freien Mannes nur nach den für 
und wider den Angeklagten vorgeführten Beweismitteln und Ihrer darauf 
gegründeten Überzeugung so zu entscheiden, wie Sie es vor Gott und 
Ihrem Gewissen verantworten können." Sodann wird jeder Geschwome 



^) Die ßeeidiqfung der Geschwomen muss in dem vom Gesetze festgesetzten 
Zeitpunkte vorgenommen werden. Wäre sie später vorgenommen worden, so müssten 
die Acte, die nach dem Gesetze der Beeidigung erst . zu folgen haben, von Neuem 
vorgenommen werden (E. des C. H. Nr. 57). 
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einzeln von dem Vorsitzenden aufgerufen und antwortet : „Ich schwöre, 
so wahr mir Gott helfe." Das Religionsbekenntniß der Greschwomen 
macht hiebei keinen Unterschied ; nur jene, deren Bekenntniß die Eides- 
leistung untersagt, werden durch Handschlag verpflichtet (§. 313). An 
die Beeidigung schließt sich die Verhandlung in der Sache selbst, wo- 
bei die für die Hauptverhandlung vor den Gerichtshöfen erster Instanz 
gegebenen Vorschriften zu beobachten sind (§. 314). Das Recht der 
Fragestellung an den Angeklagten, an Zeugen und Sachverständige steht 
auch den Geschwomen mit Einschluss der Ersatzgeschwomen zu, sowie 
dieselben auch Anträge auf Beweisaufnahmen zur Aufklärung von 
erheblichen Thatsachen stellen können, welche der Gerichtshof zu 
würdigen hat (§. 315). 

§. 160. 

urtheilsfällung ohne Fragestellimg an die Oeschwomen. 

Nach Schluss des Beweisverfahrens kann der Gerichtshof nach 
Anhörung der Parteien, ohne dass eine Fragestellung an die Geschwornen 
stattfindet, sogleich das Urtheil auf Freisprechung von der Anklage 
fällen, wenn Gründe vorliegen, welche von der den Geschwornen zu- 
kommenden Lösung der Schuldfrage unabhängig sind. Dies ist der 
Fall, wenn a) sich zeigt, dass das Strafverfahren ohne Antrag e ines 
gesetzlich berechtigten A nklägers eingeleitet oder gegen dessen Willen 
fortgesetzt worden sei (§. 259, Z. 1); h) wenn der Anklä ^f^r n ach Er- 
öffnung der Hauptverhandlung und ehe Sie an die Geschwomen zu 
stellenden Fragen verlesen wurden, von der A nklap ^e zurücktri tt (§. 259, 
Z. 2 und §. 324); c) wenn die Strafbarkeit der dem Angeklagten zur 
Last gelegten That durch Verjährung oder Begnadigung aufgehoben 
oder d) die Verfolgung aus Gründen des Processrechtes, z. B. wegen 
nicht rechtzeitig überreichter Anklageschrift ausgeschlossen ist (§. 317). 

B. Fragestellung an die Geschwornen/') 

§. 161. 
Feststellung der Fragen. 

Da die Geschwornen über die Schuld des Angeklagten zu ent- 
scheiden, somit die ihm zur Last gelegte That unter das Gesetz zu 

*) Meyer, That- und Rechtsfrage im Geschwomengericht, 1860. Ders. in 
Holtz. Handbuch II. S. 127 fg. v. Bar, Recht und Beweis im Geschwomen- 
gericht, 1865. Glaser Anklage, Wahrspruch und Rechtsmittel im englischen 
Schwurgerichtsverfahren, 1866. Ders., Schwurgerichtliche Erörterungen, 1875. 
Ders. Art. „Fragestellung" in Holtz. Rechtslexikon. Zacke, Fragestellung 
und Wahrsprüche in den preußischen Schwurgerichten, 1867. 
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subsumiren haben, da ferner die Anschauung, unter welches Gesetz die 
That zu subsumiren ist, eine sehr verschiedene sein kann und übrigens 
aueh in thatsächlicher Beziehung Abweichungen von der Anklage nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden können, so macht dies trotz der damit 
verbundenen Mängel die Stellung von Fragen an die Geschwomen noth- 
wendig. Diese Fragen werden nun nach Schluss des Beweisverfahrens, 
wenn nicht eine sofortige Freisprechung des Angeklagten stattfindet,'' 
von dem Vorsitzenden nach vorläufiger Berathung mit dem Gerichtshofe 
festgestellt. Sie sind sodann bei sonstiger Ni chtigkeit zu verlesen und 
sowohl dem Ankläger als dem Vert heidiger ""auf Verlangen schriftlich 
vorzulegen. Die Parteien sind berechtigt, Abänderung der Fragen, 
daher auch Ausschließung einzelner Fragen (E. des C. H. Nr. 160) und 
Hinzuftigung anderer Fragen zu beantragen, über welche Anträge der 
Gerichtshof sogleich entscheidet. Wird in Folge dessen die Frage- 
stellung abgeändert, so müssen die Fragen I nochmals vorgelesen werden 

§. 162. ^^ 

Form der Fragen. 

Was die Form der Fragen anbetrifft, so sind sie so iu stellen, 
dass sie sich mit „Ja" oder „Nein" beantworten lassen. Welche That- 
sachen in einer Frage zusammenzufassen oder zum Gegenstande be- 
sonderer Fragen zu machen sind, ist ebenso wie die Reihenfolge der 
Fragen der richterlichen Beurtheilung, bei welcher der Zweck der Fragen- 
Stellung, einen der wahrenWillensmeinung der Geschwomen entsprechenden 
und zugleich flir den Richter brauchbaren Wahrspruch herbeizuführen, 
maßgebend ist, in jedem einzelnen Falle überlassen. In jeder einzelnen 
Frage muss nach Möglichkeit Alles vermieden werden, was für den 
durch die Frage bezielten Ausspruch nicht unbedingt nothwendig ist 
und daher Anlass zu vermeidlichen Erschwerungen der Abstimmungen 
bieten könnte. Wird eine Frage nur für den Fall der Bejahung oder 
fttr den der Verneinung einer anderen Frage gestellt, so muss dies aus- 
drücklich bemerkt werden. Alternat iv gefasste Fragen sollen in der 
Regel nicht gestellt werden, ausnahmsweise sind sie aber dann zulässig, 
wenn in denselben verschiedene juristisch gleichberechtigte. Umstände 
so nebeneinander gestellt werden, dass die Frage jeder bejahen kann, 
welcher einen dieser Umstände als vorhanden annimmt z. B. ob die 
Vollbringung des Verbrechens wegen Dazwischenkunft eines fremden 
Hindernisses oder wegen Zufalls unterblieben ist (E. des C. H. Nr. 12, 
124, 221, 261, 838). Bei einer Mehrzahl von Angeklagten oder von 
strafbaren Handlungen sollen in der Regel für jeden Angeklagten und 
für jede strafbare Handlung selbständige Fragen gestellt werden, wenn- 
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gleich eine complexe, cumulative Fassung nicht unbedingt unzulässig 
vielmehr z. B. in dem Falle zulässig wäre, wenn eine Verschiedenheit 
der Betheiligung mehrerer Angeklagter an der strafbaren Handlung 
nicht behauptet wurde und auch ihre Verantwortung eine gleichförmige 
ist (E. des C. H. Nr. 32, 207). 

§. 163. 
Inhalt der Fragen. 

Der Inhalt der an die Geschwornen zu stellenden Fragen ergibt 
sich theils aus der von ihnen zu lösenden Aufgabe, theils aus der 
ursprünglich gestellten oder im Laufe der Hauptverhandlung ausge- 
dehnten Anklage. Die Geschwornen sind zur Entscheidung der Schuld- 
frage berufen, welche Frage nicht eine bloße ThaJ^ondem auch eine 
Rechtsfrage ist und die daher nur durch Subsumtion bestimmter That- 
sachen unter das Gesetz gelöst werden kann. Den StoflF ttlr die Be- 
antwortung der Schttldfrage bildet die That, welche dem Angeklagten 
in der Anklageschrift zur Last gelegt oder auf welche die Anklage im 
Laufe der Verhandlung ausgedehnt wurde. 

§. 164. 

Hauptfrage. 

Die an die Geschwornen zu richtenden Fragen sind Haupt- oder 
Zusatzfragen und zu den beiden Fragen können noch Eventual- 
fragen gestellt werden. Die Hauptfrage ist stets darauf gerichtet: 
Ob der Angeklagte schuldig sei, die der Anklage zu Grunde liegende, 
in der Anklageschrift bezeichnete Handlung begangen zu haben (§. 318). 
Diese Frage schließt drei Theilfragen in sich und swar a) ist die der 
Anklage zu Grunde liegende That begangen worden, sind also jene That- 
Sachen erwiqsen, welche den Thatbestand derjenigen strafbaren Hand- 
lung bilden, welche die Anklage dem Angeklagten zur Last legt? h) Ist 
es gewiss, dass der Angeklagte diese That begangen habe ? und c) ist 
diese That dem Angeklagten zur Schuld (Absicht oder Fahrlässigkeit) 
zuzurechnen? In diese Hauptfrage müssen daher zunächst alle gesetz- 
lichen Merkmale der besonderen strafbaren Handlung, welche dem 
Angeklagten zur Last gelegt wird, aufgenommen werden, während die 
Merkmale des allgiBmeinen Thatbestandes strafbarer Handlungen, nament- 
lich die die Zurechnung betreffenden ihren Ausdruck in den Worten 
finden: „Ist der Angeklagte schuldig" (E. des C. H. Nr. 289). Die 
Hauptfrage muss sich daher der gesetzlichen Begriffsbestimmung der 
strafbaren Handlung in der Regel selbst dem Wortlaute nach anschließen 
(E. des C. H. Nr. 19). Dies gilt auch rticksichtlich der Mitschuld und 
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des Versuches; es müssen auch in diesen Fällen außer den in den 
§§. 5 und 8 St. Gr, enthaltenen allgemeinen Merkmalen auch sämmtliche 
Merkmale der Hauptthat, sei es durch namentliche Anführung, sei es 
durch deutliche Bezugnahme auf den Inhalt der den unmittelbaren 
Thäter betreffenden Frage aufgenommen werden (E. des C. H. Nr. 135). 
Bildet die dem Angeklagten zur Last gelegte That die gesetzlich her- 
vorgehobene Art einer Gattung von strafbaren Handlungen, so müssen 
in die Hauptfrage neben den gesetzlichen Merkmalen der Art auch die 
gesetzlichen Merkmale der Gattung insoweit aufgenommen werden, als 
sie nicht bereits in den gesetzlichen Merkmalen der Art verwirklicht 
sind (E. des C. H. Nr. 125, 560). Zu den gesetzlichen Merkmalen 
eines Verbrechens gehört auch der böse Vorsatz ; der zu dem speciellen 
Delicte erforderliche böse Vorsatz muss daher namentlich, wenn das 
Vorhandensein desselben bestritten wird, auch dann in die Frage auf- 
genommen werden, wenn das Gesetz ihn in der Begriffsbestimmung 
eines bestimmten Verbrechens nicht hervorgehoben hätte (dagegen 
E. des C. H. Nr. 131). Außer den gesetzlichen Merkmalen muss die 
Hauptfrage auch die besonderen Umstände der That nach Ort, 
Zeit, Gegenstand u. s. w. soweit beifügen, als dies zur deutlichen Be- 
zeichnung der That oder für die Entscheidung über die Entschädigungs- 
ansprüche nothwendig ist. Die That muss somit in der Hauptfrage so 
deutlich bezeichnet sein, dass jede Verwechslung derselben mit einer 
andern That ausgeschlossen und so der Angeklagte der Gefahr, wegen 
derselben That künftig nochmals verfolgt zu werden, entrückt erscheint 
(E. des C. H. Nr. 353, 725). Eine weitere Individualisirung der That 
erscheint nicht nothwendig, daher namentlich auch nicht die Angabe 
des Vorganges bei Verübung der That (E. des C. H. Nr. 162). Die 
sowohl bezüglich der factischen wie der gesetzlichen Merkmale in Über- 
einstimmung mit der Anklageschrift stehende Hauptfrage muss in jedem 
Falle gestellt werden, daher auch dann, wenn sich aus der Verhandlung 
ergeben hätte, dass die That, welche dem Angeklagten zur Last gelegt 
wird, unter den Begriff einer andern strafbaren Handlung als der in 
der Anklageschrift bezeichneten fällt (PL E. des C. H. N. 3). Der 
Gerichtshof kann in einem solchem Falle nur durch Stellung von 
Eventualfragen seiner von der Anklage abweichenden Rechtsansicht 
Ausdruck geben. — Wird der Angeklagte bei der Hauptverhandlung 
noch einer anderen That beschuldigt, als wegen welcher er angeklagt 
war, so kann zum Zwecke der Vereinfachung des Verfahrens auf An- 
trag des Anklägers auch wegen dieser neu hervorgekommenen That 
eine Hauptfrage gestellt werden. Die Stellung einer solchen Frage hat 
jedoch zu unterbleiben, wenn sich die Nothwendigkeit einer besseren 
Vorbereitung der Anklage oder der Vertheidigung ergibt oder wenn der 
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Angeklagte im Falle der Bejahung derselben unter ein Strafgesetz fiele, 
welches strenger ist, als das in der Anklageschrifi; angeführte, und er 
seine Zustimmung zur sofortigen Entscheidung versagt. In beiden 
Fällen ist aber dem Ankläger auf seinen spätestens vor Beginn der 
Berathung der Geschwomen zu stellenden Antrag (E. des 0. H. Nr. 149) 
die Verfolgung wegen der betreffenden That vorzubehalten (§. 321). 

§. 165. 

Zusatifragen. 

Zusatzfragen sind der Form nach Fragen, welche für den Fall 
der Bejahung einer andern (Haupt- oder Eventual-) Frage gestellt 
werden. Das Gesetz hebt vier Fälle hervor, in denen Zusatzfragen an 
die Geschwomen zu stellen sind und zwar a) wenn behauptet wurde, 
dass ein Zustand vorhanden gewesen oder eine Thatsache eingetreten 
sei, welche die Strafbarkeit ausschließen (§. 319). Hierher gehören die 
Zustände und Thatsachen, welche auf die Zurechnungsfähigkeit des 
Angeklagten und auf die Zurechenbarkeit seiner That von Einfluss 
sind und im §. 2 St. G. aufgezählt werden. Die Frage nach dem Vor- 
handensein solcher Zustände oder Thatsachen ist allerdings in der Haupt- 
frage als einer Schuldfrage mitenthalten, aber um die Aufmerksamkeit 
der Geschwomen auf den behaupteten Strafausschließungsgrund zu 
lenken und sie zur eingehenden Erörterung desselben zu veranlassen, 
schreibt das Gesetz die Stellung einer besonderen Frage über das Vor- 
handensein desselben vor. Auch in diesem Falle umfasst die Hauptfrage 
die gesammte Schuldfräge, (daher die Geschwomen auch den Straf- 
ausschließungsgrand durch Verneinung der Hauptfrage zur Geltung 
bringen können, E. des C. H. Nr. 1127), woraus sich mit Noth wendig- 
keit ergibt, dass die gleichzeitige Bejahung der Haupt- und Zusatzfrage 
einen Widersprach in sich enthält. ^)^); b) Wenn behauptet wurde, dass 

^) In der Praxis wird aber in der gleichzeitigen Bejahung der Haupt- und 
Znsatzfrage kein Widerspruch gefunden, denn die den Geschwomen unter Einem 
mit der Zusatzfrage vorgelegte Hauptfrage habe keinen anderen Sinn, als: Ob der 
Angeklagte der ihm zur Last gelegten That, abgesehen von dem in der Zusatzfrage 
bezeichneten, die Zurechnung ausschlieOenden Zustande schuldig sei? womach die 
gleichzeitige Bejahung der Haupt- und Zusatz frage keinen Widerspruch in sich 
enthalte (E. des G. H. Kr. 5). 

') Ober die mannigfache Schwierigkeiten darbietende Fragestellung in Fällen 
behaupteter Nothwehr hat sich der Cass. H. in der E. Nr. 822 in folgender aller- 
dings Bedenken hervorrufen den Weise ausgesprochen: Wenn es an sich auch nicht 
unzulässig ist, beide Alternativen der Nothwehr in einer und derselben Frage zu 
umfassen, dann müssen dieselben aber auch explicite in ihr enthalten sein und die 
Frage wäre dahin zu formuliren: „Hat der Angeklagte bei Yerübung der in der 
Frage I bezeichneten That sich nur der nothwendigen Vertheidigung bedient, um 
einen rechtswidrigen Angriff auf sein Leben von sich abzuwehren oder hat er hiebei 
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eine Thatsache eingetreten sei, welche die Strafbarkeit aufheben'^wtirde, 
sofern es sich nicht um einen derjenigen Fälle handelt, in welchen die 
Fragestellung an die Geschwornen entfällt (§. 319). In der gleichzeitigen 
Bejahung der Haupt- und dieser Zusatzfrage liegt selbstverständlich 
kein Widerspruch, c) Wenn das Vorhandensein eines namentlich im 
Gesetze angeführten, durch bestimmte thatsächliche Verhältnisse be- 
zeichneten (E. des C. H. Nr. 30, 852) Erschwerungs- oder Milderungs- 
umstandes behauptet wird, welcher nach dem Gesetze eine Änderung 
des Strafsatzes oder der Strafart begründet (§. 322). Hiezu gehören 
insbesondere jene Erschwerungsumstände bei einzelnen strafbaren Hand- 
lungen, welche die Competenz des Geschwornengerichtes begründen. 
Allerdings können aber auch Erschwerungsumstände in die Hauptfrage 
selbst aufgenommen und müssen nicht nothwendig zum Gegenstande 
einer Zusatzfrage gemacht werden (E. des C. H. Nr. 313, 346, 646, 
li(?9* /9/?*^^^' ^^ Wenn verlangt wird, dass ein in die Hauptfrage aufgenommenes 
' ^ gesetzliches Merkmal z. B. fremde Sache auf das ihm entsprechende, 
\ '^^^- ^»'^M^estimmt zu bezeichnende (E. des C. H. Nr. 603) thatsächliche Ver- 
ijs>^s*JijU^ hältniß zurückgeführt werde (§. 323)A Durch die Stellung einer solchen 
wro^y'iC^Jl^X^ Zusatzfrage soll die Möglichkeit geboten werden, den Wahrspruch der 
<H>^tyi ^45^>' Geschwornen wegen Eechtsirrthums anfechten zu können. — Zusatz- 
^ )/ SL^iUi^ragen können von Amtswegen oder auf Antrag einer Partei gestellt 
v| vj^^^^^erden. Der Gerichtshof hat nur die juristische Bedeutung der be- 
"^^ J p f'ga npteten Thatsachen zu prüfen, die IVage des Beweises derselben 
"^(J^ ^y^atTer den Geschwornen zu überlassen (E. des C. H. Nr. 434). 

rv:fi^yJLr.^;^A^)j^ §. 166. 

,>^,4^^AX«-^^ww.Vi^ — Eventualfrage.*) 

V/. JA M, Eventualfragen (Hilfsfragen) sind der Form nach Fragen, die 
A JL»^ a ^^^ ^^^ ^^^^ ^^^ Verneinung einer anderen (Haupt- oder Zusatz-) Frage 
\\l>y^^H T" 

V jf\ ^kiSJ^^^^ *^* BestürzuDg, Furcht oder Schrecken die Grenzen einer solchen Ver- 

4 ^inVv *^®^^'?^^8r überschritten ?** Für den Fall der Bejahung einer derart formulirten 

^y^|| wäÜn ^ jSr^usatzfrage, wie auch für den Fall der Verneinung der Hauptfrage wäre in der 

^i^ÖJl^CUW! Richtung des Deliotes des §. 335 St. G. anlässlich der fahrlässigen Überschreitung 

w^,l^XdwaÖUal£^ Grenzen der noth wendigen Vertheidigung ohne weitere Zwischenfrage die 

SL^^*AvrrLt^^°*^*^^^^*^® auf das besagte Deliot nachstehend zu formuliren: „Ist der Angeklagte 

^ * YVy'sc^iildifir. dadurch, dass er bei Verübung der in der Frage I bezeichneten That die 

^'WCo.ci|.#iK Jrfv Grenzen der zur Abwehr eines rechtswidrigen Angriffes auf sein Leben nöthigen 

>o\'MÄi^/l^ ^^^yertheidigung aus Schrecken, Furcht oder Bestürzung überschritt, eine Handlung 

\j^. I ko/*o^»^ u^i.__ — j__ _. i^g. geijQrigrer Aufmerksamkeit schon nach ihren 

erkennbaren Folgen einzusehen vermochte, dass 
oder die körperliche Sicherheit eines Menschen her- 
v^,\»*\ beizuführen geeignet wäre, und aus welcher eine schwere körperliche Beschädigung 

(beziehungsweise der Tod) des Verletzten erfolgte? 

*) Schütze, Die Eventualfrage in der schwurgerichtlichen Fragestellung, 1886. 

^viJ -;. hJK.J , ^ hi^, 01} iNly ^OvM ^«'':^ ^ V/?.<; a /J ^J^ "A^-^S r -wj^t^ 
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gestellt werden. Sie haben znnächst eine von der in der Anklagesehrift 
enthaltenen verschiedene juristische Qualification der That zum Inhalte, 
mag sich nun diese juristische Qualification schon auf Grund der in der 
Anklageschrift enthaltenen Thatsachen oder erst auf Grund der bei der 
Hauptverhandlung hervorgekommenen Umstände ergeben. Diese Even- 
tualfragen sind daher ebenso wie die Hauptfrage Schuldfragen und es 
gilt rtieksichtlich ihrer Formulirung dasselbe, was von der Formulirung 
der Hauptfrage gesagt wurde. Sie sind namentlich dann zu stellen, 
wenn Thatsachen behauptet werden, vermöge welcher, ihre Wahrheit 
vorausgesetzt, ein der vollendeten strafbaren Handlung Angeklagter 
nur des Versuches schuldig wäre oder ein als Thäter Angeklagter nur 
als Mitschuldiger oder Theilnehmer anzusehen wäre oder womach die 
dem Angeklagten zur Last gelegte That unter ein anderes, jedoch nicht 
strengeres Strafgesetz fiele, als das in der Anklageschrift angeführte. 
Eine Frage dagegen, vermöge welcher die dem Angeklagten zur Last 
gelegte That unter den BegriflF einer schwerer verpönten strafbaren 
Handlung gebracht wird, kann in der Regel nur mit Zustimmung des 
Angeklagten gestellt werden. Diese Zustimmung erscheint nur dann 
nicht nothwendig, wenn bei einer Mehrheit von strafbaren unter Anklage 
gestellten Handlungen durch Stellung einer auf eine schwerer verpönte 
strafbare Handlung gerichteten Frage der für alle concurrirenden 
Delicte in Anwendung zu bringende Strafsatz zum Nachtheile des An- 
klagten nicht alterirt würde (E. des C. H. Nr. 772). Verweigert der 
Angeklagte die erforderliche Zustimmung oder findet es sonst der Ge- 
richtshof zur gründlichen Vorbereitung der Verhandlung nothwendig, so 
kann er dem Ankläger auf dessen spätestens vor Beginn der Berathung 
der Geschwomen zu stellenden Antrag die Verfolgung der betreflFenden 
Thatsachen vorbehalten (§. 320), In diesem Falle kann die Frage- 
stellung an die Geschwornen und die Urtheilsßlllung über die sich nun 
als schwerer strafbar darstellende That nicht stattfinden, sondern es muss die 
Verhandlung vertagt und dem Ankläger tiberlassen bleiben, eine neue 
Anklageschrift einzubringen. — Eventualfragen können aber auch für 
den Fall der Verneinung einer Zusatzfrage gestellt werden, so z. B. flir 
den Fall der Verneinung eines Strafausschließungsgrundes auf das Vor- 
handensein eines anderen gleichartigen Grundes. — Der Gerichtshof 
kann Eventualfragen entweder auf Antrag einer Partei oder auf Wunsch 
der Geschwomen oder von Amtswegen (E. des C. H. Nr. 405) stellen, 
da es seine Pflicht ist, den Vorfall, welcher den Gegenstand der An- 
klage bildet, nach allen für seine rechtliche Bedeutung maßgebenden 
Richtungen zu erwägen und hiemach die entsprechenden Fragen an die 
Geschwomen zu richten. Dem Antrage einer Partei wird er nur dann 
Folge geben, wenn von dem Antragsteller deutlich und bestimmt 
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bezeichnete Thatsachen behauptet werden, welche, ihre Wahrheit voraus- 
gesetzt, die der Anklage zu Grunde liegende That unter den Gesichts- 
punkt eines anderen nicht strenger verpönten Delictes bringen würden. 
Die Beurtheilung der juristischen Bedeutung (Relevanz) der behaupteten 
Thatsachen steht dem Gerichtshofe zu, der daher Anträge auf Stellung 
von Eventualfragen, welche in dem behaupteten Sachverhalte nicht be- 
gründet sind, weil derselbe einem bestimmten rechtlichen Gesichtspunkte 
nicht entspricht, abzulehnen hat (E. des C. H. Nr. 866) ; die Entscheidung 
hingegen, ob die behaupteten Thatsachen auf Wahrheit beruhen, gehört 
in den Wirkungskreis der Geschwomen (E. des C. H. Nr. 5). Der 
Gerichtshof darf daher nur aus Rechtsgründen den Antrag auf Stellung 
einer Eventualfrage ablehnen. 

§. 167. 

Vorträge der Parteien. Eesumö. 

Nach Verlesung der Fragen, nach welcher ein Rücktritt von der 
Anklage nicht mehr zulässig ist, werden die Parteien gehört. Ihre 
Ausführungen haben sich hier auf jene Ergebnisse der Hauptverhandlung, 
welche dem Ausspruche der Geschwomen zu Grunde zu legen sind, zu 
beschränken und sich daher dem durch die Fragen dargebotenen Rahmen 
anzupassen (§. 324). Hierauf erklärt der Vorsitzende die Verhand- 
lung für geschlossen und hält den Schlussvortrag. In demselben 
fasst er die wesentlichen Ergebnisse der Hauptverhandlung in einer 
gedrängten Darstellung zusammen, führt in möglichster Kürze die für 
und wider den Angeklagten sprechenden Beweise auf, ohne seine eigene 
Ansicht kundzugeben (Resum6).^Er erklärt den Geschwomen sodann 
die gesetzlichen Merkmale der strafbaren Handlung und die Bedeutung 
der in den Fragen vorkommenden gesetzlichen Ausdrücke, und macht 
sie auf ihre Pflichten im Allgemeinen und insbesondere auf die Vor- 
schriften über ihre Berathung und Abstimmung aufmerksam (Rechts- 
belehrung). Die Rechtsbelehmng, obgleich sie für die Geschwomen 
nicht bindend ist, ist doch der wichtigere Theil des Vortrages, da die 
Geschwomen in der Regel des Rechtes nicht kundig sind; daher bildet 
auch eine unrichtige Rechtsbelehrung einen Nichtigkeitsgrund. Der 
Vortrag des Vorsitzenden darf von Niemand unterbrochen oder einer 
Erörterung unterzogen werden; dagegen steht es jeder Partei frei, zu 
verlangen, dass die Rechtsbelehmng des Vorsitzenden im Protokolle er- 
sichtlich gemacht werde. — Nach gehaltenem Vortrage übergibt der 
Vorsitzende die niedergeschriebenen von ihm unterfertigten Fragen den 
Geschwomen, welche sich sofort in ihr Berathungszimmer zurückziehen. 
Es werden ihnen die AnklaMSchrift, das vorgelesene Erkenntnis über 
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den wider die Anklageschrift erhobenen Einspruch, die Beweisgegen- 
stände, die Augenscheinsprotokolle, sowie die übrigen Processacten mit 
Ausnahme der in der Hauptverhandlung nicht verlesenen Vemehmungs- 
protokolle mitgegeben. Zugleich verfügt der Vorsitzende die Entfernung 
des Angeklagten aus dem Sitzungssaale (§. 325). 

C. Berathung und Schlussfassung der Geschwornen. 

§. 168. 

Obmann der Oeschwomen. 

Die Geschwornen wählen in ihrem Berathungszimmer zunächst 
mit einfacher (relativer) Stimmenmehrheit einen Obmann aus ihrer 
Mitte. Dieser hat ihre Berathung und Beschlussfassung zu leiten, für 
das Zustandekommen eines den gesetzlichen Anforderungen ent- 
sprechenden Wahrgpruches zu sorgen und die Geschwornen als Gesammt- 
heit gegenüber dem Gerichtshof zu vertreten. Er hat vor Allem den 
Geschworenen vor ihrer Berathung folgende Belehrung, welche sowie 
die von der Berathung und Beschlussfassung der Geschwornen han- 
delnden §§. 327 — 330 St. P. 0. in dem Berathungszimmer in mehreren 
Exemplaren angeschlagen sein sollen, vorzulesen: „Das Gesetz fordert 
von den Geschwornen keine Rechenschaft über die Gründe ihrer Über- 
zeugung ; es schreibt ihnen keine bestimmten Regeln vor, nach welchen 
die Vollständigkeit und Hinlänglichkeit eines Beweises zu beurtheilen wäre. 
Es fordert sie nur auf, alle für und wider den Angeklagten vorge- 
brachten Beweismittel sorgfältig und gewissenhaft zu prüfen und sich 
dann selbst zu fragen, welchen Eindruck die in der Hauptverhandlung 
wider den Angeklagten vorgeführten Beweise und die Gründe seiner 
Vertheidigung auf sie gemacht haben. Nach der durch diese Prüfung 
der Beweismittel gewonnenen Überzeugung allein haben sie ihren Aus- 
spruch über die Schuld oder Nichtschuld des Angeklagten zu fällen. 
Sie müssen sich dabei beständig vor Augen halten, dass ihre Berath- 
schlagung sich nur auf die ihnen vorgelegten Fragen über die der 
Anklage zum Grunde liegenden oder damit in Verbindung stehenden 
Thatsachen zu beschränken hat. Nicht sie, sondern nur die Richter sind 
berufen, die gesetzlichen Folgen auszusprechen, welche den Angeklagten 
im Falle seiner Schuldigerklärung treffen. Die Geschwornen haben daher 
ihre Erklärung ohne Rücksicht auf die gesetzlichen Folgen ihres Aus- 
spruches abzugeben" (§. 326). — Die Geschwornen dürfen das Be- 
rathungszimmer nicht verlassen, bevor sie ihren Ausspruch gefällt haben. 
Niemand darf während der Dauer ihrer Berathung ohne schriftliche Be- 
willigung des Vorsitzenden in ihr Berathungszimmer eintreten; auch ist 
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ihnen während dieser Zeit jeder Verkehr mit dritten Personen untersagt. 
Der Geschwome, der diesem Verbote zuwiderhandelt, wird von dem 
Gerichtshofe zu einer Geldstrafe von zehn bis hundert Gulden; dritte 
Personen aber, welche diese Vorschrift übertreten, zu vier und zwanzig- 
sttindigem Arrest verurtheilt (§. 327). 

§. 169. 

Berathung und Abstimmung. 

Der Abstimmung der Geschwomen hat eine Berathung vorher- 
zugehen. Entstehen bei derselben Zweifel über das von den Geschwomen 
zu beobachtende Verfahren oder über den Sinn der gestellten Fragen 
oder über die Fassung einer Antwort, so begibt sich auf schriftliches 
Ansuchen des Obmannes der Vorsitzende unter Zuziehung des Protokoll- 
führers, dann des Anklägers und des Vertheidigers, wenn diese im 
Gerichtshause anwesend sind, zu den Geschwomen. Die von dem Vor- 
sitzenden hiebei ertheilte Belehrung ist auf Verlangen einer der Parteien 
zu Protokoll zu nehmen. — Äußern die Geschwomen, um ihrer Ansicht 
über die Schuld des Angeklagten entsprechenden Ausdruck zu geben, 
den Wunsch nach Abänderang oder Ergänzung der an sie gestellten 
Fragen (allenfalls auch durch Stellung einer Eventualfrage, E. des C. H. 
Nr. 130, 218, 304, 717), oder stellen sie das Begehren nach einer 
neuerlichen Beweisaufnahme (E. des C. H. Nr. 740), so ist darüber in 
wieder eröffneter Sitzung zu verhandeln und Beschluss zu fassen. Nach 
der Berathung folgt die Abstimmung, welcher bei sonstiger Nichtig- 
keit Niemand, daher auch nicht ein Ergänzungsgeschworner, der nicht 
an die Stelle eines Hauptgeschworaen getreten ist (E. des C. H. Nr. 169) 
beiwohnen darf (§. 327). Der Obmann befragt jeden Geschwomen 
einzeln um seine Erklärung über jede einzelne Frage, und zwar nach 
der Reihenfolge, in welcher die Fragen von dem Vorsitzenden gestellt 
wurden. Er selbst gibt seine Stimme zuletzt ab. Die Geschwomen 
stimmen über jede Frage mit Ja oder Nein ab; doch ist ihnen auch 
gestattet, eine Frage nur theilweise, also mit Ausschluss einzelner in 
der Frage enthaltener, sei es nun für den Thatbestand wesentlicher oder 
nebensächlicher Umstände (E. des C. H. Nr. 332, dagegen 362) zu be- 
jahen oder zu vemeinen. Bei theilweiser Bejahung einer Frage ist die 
Beschränkung kurz beizufügen. Die Antwort der Geschwomen lautet 
dann: „Ja, aber nicht mit diesen oder jenen in der Frage enthaltenen Um- 
ständen" (§. 328). Überschreiten die Geschwomen ihren Wirkungskreis 
und fügen sie ihrem Wahrsprache positive Zusätze bei, so kann diese 
ihre Mehrantwort nicht als nichtig und bei der UrtheilsfSllung als nicht 
berücksichtigungswert angesehen werden, (so die E. des C. H. Nr. 55, 
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231), sondern es muss auf das Verhältniß gesehen werden, in welchem 
dieser Zusatz zu der von den Geschwornen ausgesprochenen Bejahung 
der Frage steht. Steht dieser Zusatz mit der Bejahung im Widerspruch 
oder wird die Antwort dadurch undeutlich, so ist das Berichtigungs- 
verfahren einzuleiten (E. des C. H. Nr. 46, 538, 574). 

§. 170. 
Beschlussfassnng. 

Zur Bejahung der Schuldfrage, mag sie nun Haupt- oder Even- 
tualfrage sein, sowie zur Bejahung der in Betreff erschwerender Um- 
stände gestellten Fragen ist eine Mehrheit von wenigstens zwei Dritt- 
theilen der Stimmen erforderlich. In allen andern Fällen, daher insbeson- 
dere auch rücksichtlich der Frage nach einem Strafausschließungs- oder 
Aufhebungsgrunde (PI. E. des C. H. Jud. Nr. 35) entscheidet die ein- 
fache Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die dem Angeklagten 
günstigere Meinung den Ausschlag. Wurde eine Haupt- oder Eventual- 
frage zu Ungunsten des Angeklagten bejaht, so können sich die über- 
stimmten Geschwornen der Abstimmung über die für diesen Fall gestellte 
Zusatzfrage enthalten ; ihre Stimmen werden dann der dem Angeklagten 
günstigsten beigezählt. — Der Obmann zählt die Stimmen und schreibt 
neben jede Frage, je nachdem sie durch die Geschwornen beantwortet 
ist. Ja oder Nein, mit den allfälligen Beschränkungen, unter Angabe des 
Stimmenverhältnisses. In der Aufzeichnung des Ausspruches der Ge- 
schwornen, welcher von dem Obmann zu unterschreiben ist, darf keine 
Radirung vorkommen; Ausstreichungen, Randbemerkungen oder Ein- 
schaltungen müssen von dem Obmanne durch eine von ihm unterschrie- 
bene ausdrückliche Bemerkung genehmigt sein (§. 329). 

D. Ausspruch der Geschwornen. 

§. 171. 
Verkündigung des Ausspruches. 

Nach beendeter Abstimmung kehren die Geschwornen in den 
Sitzungssaal zurück und nehmen wieder ihre Plätze ein. Der Vor- 
sitzende fordert sie auf, das Ergebniß ihrer Berathung mitzutheilen, 
worauf der Obmann der Geschwornen sich erhebt und spricht: „Die 
Geschwornen haben nach Eid und Gewissen die an sie gestellten Fragen 
beantwortet, wie folgt." Sodann verliest er, und zwar bei sonstiger 
Nichtigkeit in Gegenwart aller Geschwornen die an sie gerichteten Fragen 
und unmittelbar nach jeder den beigefügten Ausspruch der Geschwornen. 
Hierauf übergibt er den Fragebogen dem Vorsitzenden, welcher denselben 
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unterschreibt und von dem Schriftführer mitfertigen lässt. Findet der 
Vorsitzende in dem Fragebogen formelle Gebrechen, z. B. Fehlen der 
Unterschrift des Obmannes, so hat er die Beseitigung derselben, in 
zweifelhaften Fällen nach Anhörung der Parteien und auf Grund eines 
Gerichtsbeschlusses, zu verlangen. Keiner der Geschwomen darf, sobald 
sie das Berathungszimmer verlassen haben, von seiner früheren Meinung 
mehr abgehen; eine neue Berathung kann von dem Vorsitzenden, so 
lange das Urtheil noch nicht gefällt ist, nur dann zugelassen werden, 
wenn es sich um die Beseitigung einer durch offenbares, leicht erkenn- 
bares Missverständniß in den Ausspruch gelangten irrigen Angabe 
handelt (§. 330). 

§. 172. 

Berichtigungsverfahren. 

Der Ausspruch der Geschwomen (Wahrspruch) ist die Grundlage 
des Urtheils. Er muss daher klar und bestimmt, in sich zusammen- 
hängend und vollständig sein. Dies zu prüfen, ist Pflicht des Gerichts- 
hofes, der, wenn er den Ausspruch, welcher als ein Ganzes aufzufassen 
ist und die Beantwortung aller an die Geschwomen gestellten Fragen, 
mögen diese einen oder mehrere Angeklagte betreffen, in sich begreift 
(E. des C. H. Nr. 75), undeutlich d. h. einer verschiedenen Aus- 
legung fähig oder auch nur einem Zweifel über die wahre Meinung der 
Geschwomen Baum gebend (E. des C. H. Nr. 696), unvollständig 
(was dann der Fall ist, wenn entweder zu einer der gestellten Fragen 
unberechtigter Weise keine Äußerung abgegeben wurde oder wenn die 
Geschwomen vop* ihrem Eechte, die Beantwortung zu theilen, Gebrauch 
machend, sich nur über einen Theil der Frage erklärt, den anderen aber 
unbeantwortet ließen, (E. des C. H. Nr. 696) oder in sich wider- 
sprechend findet, die Geschwomen zur Verbesserang desselben auf- 
zufordern, somit zu einer neuerlichen Berathung über die ihnen vorge- 
legten Fragen anzuweisen hat (Berichtigung s-, Moniturver- 
f ahren).^) Dieser Auffordemng muss aber ein Erkenntniß des Gerichts- 
hofes über die Mangelhaftigkeit des Ausspruches der Geschwomen zu 
Grunde liegen, welches Erkenntniß auf Grund des Antrages einer Partei 
oder auch von Amtswegen gefällt werden kann. Da übrigens die Mangel- 
haftigkeit des Ausspraches auch in einer minder zweckmäßigen Frage- 
stellung ihren Grund haben kann, so steht es dem Gerichtshofe auch 
frei, nach Anhörung der Parteien die sich als wünschenswert dar- 

^) Haben sich aber über eine Frage nicht alle zur Stimmenabgabe verpflichtete 
Geschworne geäußert, so liegt eine legale Antwort überhaupt nicht vor, die Ab- 
stimmung ist nicht beendet und es genügt, die Beendigung anzuordnen (E. des C 
H. Nr. 696). 
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stellenden Änderungen und Ergänzungen der Fragen allenfalls auch 
durch Stellung einer Eventualfrage zu beschließen (E. des C. H. Nr. 128, 
305). Der Vorsitzende hat den Geschwomen zu eröffnen, dass sie nur 
zur Abänderung der beanständeten Antworten und zur Beantwortung der 
neu oder in geänderter Fassung vorgelegten Fragen berechtigt sind 
(§. 331). Das Berichtigungsverfahren kann übrigens bis zur Verkündi- 
gung des ürtheils, und zwar auch wiederholt, bis ein correcter Wahr- 
spruch vorliegt, eingeleitet werden (E. des C. H. Nr. 334, 1697| ; nach / / B V O 
Verkündigung des ürtheils ist eine Berichtigung des Wahr^ruches 
unbedingt unzulässig (E. des C. H. Nr. 334). 

E. Weiteres Verfahren und Urtheii des Gerichtshofes. 

§. 173. 

Verkündigung des Wahrspmches. 

Der Wahrspruch der Geschwomen wird dem Angeklagten nach 
Wiedereintritt in den Sitzungssaal durch Verlesung von Seite des Schrift- 
führers verkündet (§. 333). Lautet er auf „nicht schuldig", so fällt der 
Schwurgerichtshof sofort das die Freisprechung des Angeklagten ent- 
haltende Urtheii, welches dem letzteren unverzüglich auszufertigen ist 
(§. 334). Ist der Angeklagte für schuldig erklärt worden, so erhält 
zunächst der Ankläger das Wort, um seine Anträge wegen der anzu- 
wendenden Strafbestimmung sowie der zu berücksichtigenden Erschwe- 
rungs- und Milderungsumstände zu stellen. Nach ihm werden der 
Privatbetheiligte, der Angeklagte und sein Vertheidiger gehört. Die 
Ausführungen dürfen aber nicht darauf abzielen, das durch den Aus- 
spruch der Geschwomen FestgesteUte in Frage zu stellen, sondern haben 
sich auf die Strafanwendung und die allfälligen Entschädigungsansprüche 
zu beschränken (§. 335). Hierauf zieht sich der Gerichtshof, wenn er 
es für nöthig erachtet, zur Ürtheilsfällung in sein Berathungszimmer 
zurück (§. 336). 

§. 174. 

SiBtirung der UrtheÜBfilllung. 

Ist der Gerichtshof einstimmig der Ansicht, dass sich die Ge- 
schwomen bei dem Ausspmche, dass der Angeklagte schuldig sei, in 
der Hauptsache geirrt haben, mag der Irrthum ein Eechts- oder That- 
irrthum sein, so erkennt er von Amtswegen ohne Angabe von Gründen 
und ohne dass ein Parteiantrag darauf gestellt werden darf, dass die 
Entscheidung bis zur nächsten Schwurgerichtssitzung auszusetzen und 
die Sache vor ein anderes Geschwornengericht zu verweisen sei. Unter 
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der Hauptsache sind alle jene Momente zu verstehen, welche nach dem 
Strafgesetze zu dem subjectiven (z. B. böser Vorsatz, E. des C. H. 
Nr. 103), oder objectiven Thatbestande der in Frage stehenden straf- 
baren Handlung erforderlich sind. — Die Aussetzung der Urtheilsfallung 
bezieht sich nur auf jenen Schuldspruch, der nach der Ansicht des Ge- 
richtshofes irrig ist. War daher die Anklage gegen Mehrere gerichtet 
oder bezog sie sich auf mehrere Anklagepunkte, so hat sich die Aus- 
setzung nur auf jenen Angeklagten oder jenen Anklagepunkt zu be- 
schränken, rücksichtlich dessen sich die Geschwornen nach der Ansicht 
des Gerichtshofes geirrt haben; rttcksichtlich der übrigen Angeklagten 
oder Anklagepunkte hat der Gerichtshof das Urtheil zu fällen (E. des 
C. H. Nr. 1478). Bei der wiederholten Verhandlung, vor welcher und 
bei welcher der Ankläger die Anklage zurückzuziehen nicht mehr berech- 
tigt ist und bei welcher die durch den ersten Wahrspruch zu Gunsten 
des Angeklagten entschiedenen Umstände nicht mehr in Frage gestellt 
werden dürfen (E. des C. H. Nr. 544), darf keiner der Richter den 
Vorsitz führen und keiner der Geschwornen zugelassen werden, welche 
an der ersten Verhandlung theilgenommen haben. Stimmt der Ausspruch 
des zweiten Geschwomengerichtes mit jenem des ersten überein, so muss 
der Gerichtshof denselben seinem Urtheile zu Grunde legen (§. 332). 

§. 175. 

Vrtheilsfi&llung. 

Findet der Gerichtshof, dass die That, welche der Angeklagte nach 
dem Ausspruche der Geschwornen begangen hat, nicht strafbar ist, 
weil z. B. die Geschwornen einzelne zum Thatbestande der strafbaren 
Handlung gehörige Merkmale von der Bejahung der Schuldfrage ausge- 
schlossen oder einen Strafaufhebungsgrund als vorhanden angenommen 
haben, so erkennt er auf Freisprechung von der Anklage (§. 337). In 
anderen Fällen der Schuldigerklärung von Seite der Geschwornen erkennt 
der Gerichtshof auf die entsprechende Strafe, und zwar auch dann, wenn 
der Fall nach dem Ausspruche der Geschwornen nicht mehr zur Com- 
petenz des Schwurgerichtshofes gehören würde (§. 338).^) — Nach 
Fällung des Urtheils ist dasselbe von dem Vorsitzenden in öffentlicher 
Sitzung in Gegenwart der Parteien mit Angabe der -wesentlichen Gründe 
der Strafzumessung zu verkünden und der Angeklagte über die ihm 



*) Wird gegen mehrere Personen auf Todesstrafe erkannt, so ist in dem ür^ 
theile auch die Ordnung festzusetzen, in welcher die Yerurtheilten hingerichtet 
werden sollen (§. 339). Die Bestimmungen des §. 838, al. 2 und 8 über das dem 
Sohwurgerichtshofe zustehende außerordentliche Milderungsrecht gehören dem 
Strafrechte an. 
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dagegen zustehenden Rechtsmittel zu belehren. Die Ausfertigung des 
Urtheils erfolgt in der oben §. 157 angegebenen Weise und hat auch 
die an die Geschwornen gestellten Fragen und deren Beantwortung zu 
enthalten (§. 340). Hat der Schwurgerichtshof ein Todesurtheil gefällt, 
so hat er unmittelbar nach dessen Verkündigung mit Zuziehung des 
Staatsanwaltes zu berathen, ob der Verurtheilte einer Begnadigung 
würdig erscheine und welche Strafe im Falle der Begnadigung anstatt 
der Todesstrafe angemessen wäre. Das hierüber aufgenommene Protokoll 
ist sammt den Acten dem Gassationshofe vorzulegen, welcher dieselben 
nach Rechtskraft des Urtheils unter Beifügung seines in nicht öffent- 
licher Sitzung nach Anhörung des Generalprocurators abzufassenden 
Gutachtens dem Justizminister zum Zwecke der Vorlegung an den 
Kaiser zu übermitteln hat (§. 341). — Rücksichtlich des über die 
Hauptyerhandluog vor dem Geschwornengericht zu führenden Protokolls 
gelten die oben im §. 158 enthalteneu Vorschriften. Es muss überdies 
die Namen der Geschwornen, die Vorgänge bei Bildung der Geschwomen- 
bank und die Beeidigung der Geschwornen enthalten. Der Fragenbogen 
ist dem Protokolle beizuheften (§. 342). 



XI. Absclmitt. 

Das ordcntllclic Verfahren vor den Bezirksgerichten in Ülbcr- 

tretungsfäiicn.*) 

§. 176. 

Im Allgemeinen. 

Das Verfahren vor den Bezirksgerichten wegen der denselben 
zugewiesenen Übertretungen beruht ebenso wie das Verfahren vor den 
Gerichtshöfen auf den Grundsätzen der Anklage, der Mündlichkeit, 
Öffentlichkeit und freien Beweiswürdigung. Aber allerdings ist es ein 
einfacheres und beschleunigteres, insbesondere findet weder eine form- 
liche Voruntersuchung noch auch eine abgesonderte Verhandlung über 
die Versetzung in Anklagestand statt. Einer Anklageschrift bedarf es 
nicht, es genügt vielmehr ein allgemeiner schriftlich oder mündlich 
angebrachter Antrag auf gesetzliche Bestrafung (§. 451, Abs. 1). Die 
Abweichungen des Verfahrens vor den Bezirksgerichten von jenem vor 
den Gerichtshöfen hat das Gesetz im 26. Hauptstücke zusammengefasst ; 
insoweit in demselben nicht besondere Vorschriften enthalten sind, gelten 

*) Frühwald, Praktisches Handbuch für die strafgeriohtliche Wirksamkeit 
der k. k. Bezirksgerichte in Übertretungsfällen, 1874. 

Ralf, Strafprocess. 3. Auflage. 22 
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auch für das Verfahren vor den Bezirksgerichten jene Bestimmungen, 
welche für das Verfahren bei Verbrechen und Vergehen gegeben 
sind (§. 447). 

§. 177. 
Einleitung des VerfahrenB. 

Vermöge des auch im Verfahren vor den Bezirksgerichten gel- 
tenden Anklagegrundsatzes kann vor dem Bezirksgerichte ein Strafver- 
fahren nur auf Grund des Antrages eines berechtigten Ankläg ers ein- 
geleitet Verden. Das Bezirksgericht muss daher die an dasselbe 
gelangenden Anzeigen über Übertretungen, welche von Amtswegen zu 
verfolgen sind, dem staatsanwaltschaftlichen Organe zur Antragste llung 
mittheilen. Diese Urgane Haben die an sie gelangenden Anzeigen zu 
prüfen und die zur Einleitung des strafgerichtlichen Verfahrens Geeig- 
neten mit dem Antrage auf Bestrafung sofort dem Bezirksgerichte zu 
übergeben. Ist der Thäter einer Übertretung nicht bekannt, so haben 
sie erforderlichen i? alles Vorerüebungen durch das Gericht oder die 
Sicherheitsbehörden zu veranlassen. Sind sie aber auf Gfrundaer 
Prüfung der Anzeige der Ansicht, dass ein gesetzlicher Grund zur 
gerichtlichen Verfolgung nicht vorliege, so haben sie die Anzeige mit 
kurzer Aufzeichnung der sie bestimmenden Erwägungen zurückzulegen 
und den Privatbetheiligten hievon schriftlich zu verständigenHBcgfü^det 
aber die strafbare Handlung nach ihrer Ansic ht ein y^gehßuu-4>fler 
ein von Amtswegen zu verfolgendes ^rbrechenT^i^^aben sie die 
Anzeige ohne St ellung eines Antrages anlfets-Bezirksgericht zu leiten 

(V. V. §§. TüTTiOä). 

§. 178. 

Prüfung der Zuständigkeit. 

Das Bezirksgericht hat in Folge des von dem Ankläger gestellten 
Antrages zun ächst seine Zustän digkeit, nud zwar sowohl in sachl ic her 
als örtlicher Beziehung zu prüfen. Hält es dafär, dass in der ange- 
zeigten That ein Verbrechen oder Vergehen liege, so hat es dies dem 
Ankläger und bei von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Hand- 
lungen auch dem Staatsanwälte am Gerichtshofe erster Instanz bekannt 
zu geben. Erachtet aber der Gerichtshof erster Instanz in Folge einer 
an denselben ergriffenen Beschwerde oder im Zuge der weiteren Ver- 
handlung ein höheres Gericht, dass die That eine Übertretung begründe, 
so kann das Bezirksgericht sie nicht weiter wegen Unzuständigkeit-von 
si ch abweisen (§> 45Q). HälTsich das Bezirksgericht zwar für sachlich, 
aber nicht örtlich zuständig, so übermittelt es die Anzeige an das seiner 
Ansicht nach zuständige Gericht. 
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§. 179. 

Hauptverhandlung ohne Vorerhebnngen. 

Die Hauptverhandlung vor dem Bezirksgerichte kann entweder 
sogleich nach Stellung des Antrages auf gesetzliche Bestrafung statt- 
finden oder es kann nach Vornahme der etwa nöthig befundenen Vor- 
erhebungen ein Tag zur Hauptverhandlung festgesetzt werden. Sogleich 
nach Stellung des Antrages auf gesetzliche Bestrafung kann die Ver- ^ j 4 
handlung/nur mit Zustimmung des Beschuldigten vorgenommen werden, | */^^^^*^^ 
und zwar nur dann, wenn Ankläger und Beschuldigter zugleich vor dem v^aim. ^^^a/A 
Richter erscheinen und entweder der Beschuldigte die ihm zur Last 
gelegte That gesteht oder wenn aUe Beweismittel für die Anklage und 
Vertheidigung zur Hand sind (§. 451). Q 

9. 180. 'H^oAf/ 

Vorerhebnngen. - « 

Wenn die Hauptverhandlung nicht sogleich stattfinden kann, so C 
hat das Bezirksgericht abgesehen von der Frage der Zuständigkeit zu ^ Jl^ 
prüfen, ob auf Grund des von dem Ankläger gestellten Antrages das 
Strafv^erfahren einzuleiten sei oder nicht. Findet es das Strafverfahren 
nicht einzuleiten, weil z. B. der Thatbestand einer strafbaren Handlung 
nicht vorliegt oder die Strafbarkeit derselben erloschen ist, oder der 
Antrag auf Bestrafung von keinem berechtigten Ankläger herrührt, so 
lehnt es den Antrag auf Einleitung des Strafverfahrens ab und gibt 
dies dem Ankläger bekannt, welchem dagegen die Beschwerde an den 
Gerichtshof erster Instanz zusteht. ^) Erachtet hingegen das Bezirksgericht 
dem Antrage auf gesetzliche Bestrafung Folge zu geben, so hat es ent- 
weder ohne Weiteres die Hauptverhandlung anzuordnen oder zunächst 
Vorerhebungen zum Zwecke der Klarstellung des Sachverhaltes und der 
Sammlung der Beweismittel einzuleiten. Bei diesen Vorerhebiangen hat 
der Bezirksrichter im Allgemeinen die für die Untersuchungsrichter 
ertheilten Vorschriften zu beobachten, jedoch unter folgenden Beschrän- 
kungen : a) Die vorläufige^Festnehmung^es Beschuldigten zum Behufe 
der V'orführung kann außer den Fällen der Flucht- oder CoUusionsgefahr 
nur dann stattfinden, wenn der ausdrücklich zum persönlichen Erscheinen 
aufgeforderte Beschuldigte dieser Aufforderung nicht nachkommt. Eei- 
senden, welche einer Übertretung beschuldigt sind, ist die Fortsetzung 
der Reise zu gestatten, wenn nicht zu besorgen ist, dass dadurch die 

*) Die Ansicht, dass das Gericht zur Ablehnung des von dem Anklftger auf 
gesetzliche Bestrafung gestellten Antrages nicht befugt, sondern zur Vornahme der 
Hauptverhandlung ausnahmslos verpflichtet sei, wurde mit PI. E. des G. H. Nr. 63 
mit Recht als im Gesetze nicht begründet erklärt. 

12* 
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Untersuchung oder die Vollstreckung des Urtheils vereitelt werde. 
b) Kann dem Beschuldigten die Vorladung nicht zugestellt werden, so 
hat das weitere Verfahren bis zu seiner Betretung auf sich zu beruhen. 
Die Ausfertigung von Steckbriefen ist unzulässig; dagegen kann in 
wichtigeren Fällen den Behörden eine Beschreibung der Person des 
Beschuldigten mitgetheilt werden, c) Die Untersuchungshaft kann nur 
in den Fällen der Flucht- oder Collusionsgefahr verhängt werden. Die 
Verhafteten dürfen nicht in dasselbe Gefängniß mit Personen, welche 
sich wegen eines Verbrechens in Untersuchung oder Strafe befinden, 
gebracht werden. Sie können sich ihre Nahrung außer dem Hause 
bereiten lassen, sofern dadurch die Ordnung des Hauses nicht gestört 
wird, d) Die Durchsuchung von Papieren dritter Personen und die 
Beschlagnahme oder Eröfifuung von Briefen ist nicht gestattet, e) Ge- 
richtszeugen sind bei keiner Untersuchungshandlung erforderlich, f) Bei 
einem Augenscheine, sowie bei Einholung eines Gutachtens gentigt die 
Beiziehung eines Sachverständigen, g) Die Beeidigung von Zeugen 
findet in der Regel nicht statt, sondern der Richter kann sich statt des 
Eides der Zeugen mit einem Handschlage derselben begnügen. Aus- 
nahmsweise müssen aber die Zeugen beeidigt werden, wenn unmittelbar 
durch die Aussage derselben ein leugnender Beschuldigter überwiesen 
werden soll und der Beschuldigte entweder in diesem Falle die Beeidi- 
gung selbst verlangt, oder es sich um eine Übertretung handelt, auf 
welche im Gesetze eine Arreststrafe von wenigstens einem Monate oder 
eine Geldstrafe von wenigstens hundert Gulden, oder der Verlust eines 
Gewerbes oder anderer Rechte festgesetzt ist und der Beeidigung kein 
gesetzliches Hinderniß entgegensteht. Beamte und beeidete Diener der 
öffentlichen Gewalt, welche eine Aussage über Thatsachen oder Um- 
stände ablegen, die sie in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen haben, 
sind, wenn ihre Aussagen Gegenstände betreffen, auf welche sich ihre 
Amtshandlung bezog, nur unter Erinnerung an ihren Diensteid als 
Zeugen zu vernehmen, h) Die Führung eines ProtokoUes ist nur bei 
solchen Erhebungen erforderlich, welche zum Beweise bei der Haupt- 
verhandlung gebraucht und in derselben nicht wiederholt werden sollen ; 
in anderen Fällen gentigt die kurze Aufzeichnung des wesentlichen 
Inhaltes der von den vernommenen Personen gemachten Aussagen durch 
den Protokollführer oder auch durch den vernehmenden Richter selbst. 
i) Der Beschuldigte kann sich zwar eines in die Vertheidigerliste ein- 
getragenen Vertheidigers bedienen, allein die Bei^ebung eines Armen- 
vertreters kann er nicht verlangen (§§. 452, 453).^) — Die eingeleiteten 

^) Dass der auf freiem Fuße befindliche Beschuldigte, wenn er bei der Ver- 
handlung nicht persönlich erscheinen will, sich durch einen Machthaber vertreten 
lassen kann, wurde bereits oben §. 60 hervorgehoben. 
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Vorerhebungen sind durch Verfügung des Bezirksgerichtes auf Grund 
des von dem Ankläger gestellten Begehrens einzustellen; sie können 
aber auch von Amtswegen eingestellt werden, wenn das Uerlcht sich_ 
fm JLaufe de r Vorerhebungen tiberzeugt, dass kein Grund zur weiteren 

verroigung vorhanden ist. 

■II ■ " " 

§• 181. 
Hauptverhandlung. 

Zur Hauptverhandlung wird der auf freiem Fuße befindliche Be- 
schuldigte durch einen schriftlichen Befehl vorgeladen, welcher die 
wesentlichen Thatsachen der ihm zur Last gelegten strafbaren Hand- 
lung und die Aufforderung enthalten muss, zur festgesetzten Stunde zu 
serscheinen und die zu seiner Vertheidigung dienenden Beweismitte 
mitzubringen oder dem Richter so zeitlich anzuzeigen, dass sie zur 
Hauptverhandlung noch herbeigeschafft werden können. Zugleich ist 
die Warnung beizufügen, dass im Falle seines Ausbleibens dennoch mit 
der Verhandlung und Urtheilsfällung vorgegangen werden würde (§. 454). 
Eine Vorladung, welche die angegebenen Momente nicht enthalten 
würde, könnte keine processuale Wirksamkeit äußern, daher der von 
der Verhandlung ausgebliebene Beschuldigte rechtsgiltig nicht verur- 
theilt werden (PI. E. des C. H. Nr. 312, 344). — Die Vorladung ist in 
der Eegel so einzurichten, dass dem Beschuldigten von der Zustellung 
derselben nach Abrechnung der Zeit, die er benöthigt, um sich an den 
Ort des Gerichtes zu verfügen, bis zur Hauptverhandlung ein Zeitraum 
von wenigstens vier und zwanzig Stunden frei bleibt. In dringenden 
Fällen aber, bei unbedeutenden Gesetzesübertretungen und wenn sich 
der Beschuldigte am Orte des Gerichtes befindet, kann diese Frist auch 
abgekürzt werden. Beantragt der Beschuldigte eine Vertagung der an- 
geordneten Hauptverhandlung, so kann diesem Antrage nur dann statt- 
gegeben werden, wenn er erhebliche Hindemisse seines Erscheinens zu 
bescheinigen vermag (§. 455). — Die Hauptverhandlung, bei welcher 
dem Eichter dieselben Pflichten obliegen und dieselben Kechte zukommen, 
wie dem Vorsitzenden und dem Gerichte im Verfahren vor den Gerichts- 
höfen erster Instanz, beginnt mit dem Aufrufe der Sache und der 
vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen. Wäre der gehörig vorge- 
ladene Beschuldigte nicht erschienen, so kann der Richter, wenn er 
seine Vernehmung nöthig findet, ihn zum persönlichen Erscheinen auf- 
fordern oder, wenn das bereits geschehen, vorfiihren lassen. Wäre aber 
das persönliche Erscheinen des Beschuldigten nicht nöthig, so wird das 
Verfahren ohne Weiteres fortgesetzt (§. 459). Der Ankläger trägt die 
Anklage vor oder stellt den Antrag auf Anwendung des Gesetzes. Ist 
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der Privatankläger nicht erschienen, so wird angenommen, er sei von 
der Anklage zurückgetreten, in Folge dessen der Angeklagte durch 
Urtheil von der Anklage freigesprochen wird (PI. E. des 0. H. Nr. 
464). Nach Vortrag der Anklage wird der Beschuldigte oder dessen 
Machthaber über dieselbe vernommen und die Beweise werden vorge- 
führt. Sodann werden der Ankläger und der Privatbetheiligte mit ihren 
Anträgen und der Beschuldigte und dessen Vertheidiger oder der Macht- 
haber des Beschuldigten (PI. E. des C. H. Nr. 1226) mit ihrer Antwort 
gehört. Der Ankläger kann sich auch darauf beschränken, im Allge- 
meinen den Antrag auf Anwendung des Gesetzes zu stellen (§. 457). 
Nach geschlossener Verhandlung wird sofort oder am nächsten Tage 
das ürtheil gefällt, sammt dessen wesentlichen Gründen vom Richter 
verkündet und bei sonstiger Nichtigkeit dem Protokolle einverleibt oder 
beigelegt. Ist der Beschuldigte bei der Verhandlung nicht erschienen 
und auch nicht durch einen Machthaber vertreten gewesen, so ist ihm 
eine amtliche Abschrift des Urtheils zuzustellen (§§. 458, 459). Aus- 
nahmsweise könnte die Verhandlung auch mit einem in der Urtheils- 
form auszufertigenden Beschlüsse des Richters enden, wenn derselbe 
erachten würde, dass er in der' Sache nicht zuständig ist. 



XII. Absclmitt. 
Die außerordentlichen Yerfahrnngsarten. 

A. Das Ungehorsamsverfahren gegen Abwesende und FlQchtige/) 

§. 182. 

Als abwesend ist derjenige Beschuldigte anzusehen, dessen 
Aufenthaltsort unbekannt ist oder nicht in einem der im Keichsrathe 
vertretenen Länder liegt. Soll nun gegen einen abwesenden Beschul- 
digten das Strafverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein- 
geleitet werden, so muss der Versetzung in den Anklagestand eine 
Voruntersuchung vorhergehen. Wird nun am Schlüsse derselben die 
Anklage gegen den Abwesenden erhoben, so ist die Anklageschrift dem 
hieflir zu bestellenden Vertheidiger zuzustellen, welcher binnen acht 
Tagen den Einspruch dagegen anzumelden und auszuführen berechtigt 
aber nicht verpflichtet ist. Die rechtskräftig gewordene Versetzung in 
den Anklagestand ist zu veröffentlichen und zwar, wenn es sich um 
ein Verbrechen handelt, in Form eines Steckbriefes (§. 421). Das 

*) Meyer H., Das Strafverfahren gegen Abwesende, 1869. Ders. in Holtzen- 
dorffs Hdb. D. S. 221. 
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weitere Strafverfahren hat, wenn dem Beschuldigten wegen seiner Ab- 
wesenheit die Vorladung zur Hauptverhandlung nicht zugestellt werden 
kann, bis zu seiner Betretung auf sich zu beruhen, es kann daher eine 
Verurtheilung desselben während seiner Abwesenheit nicht stattfinden. 
Der Ankläger kann aber die Einleitung des Ungehorsamsverfahrens 
gegen den Abwesenden begehren, in Folge dessen der zur Urtheils- 
fällung berufene Gerichtshof dasselbe mittelst öffentlicher Vorladung 
einzuleiten hat (§. 432). Diese Vorladung muss außer der Bezeichnung 
des Verbrechens oder Vergehens mit den den Strafsatz bedingenden 
Umständen die Aufforderung an den Angeklagten enthalten, binnen 
einer angemessenen Frist (wenigstens ein Monat) bei Gericht zu er- 
scheinen und sich zu verantworten, widrigens gegen ihn als einen Un- 
gehorsamen nach dem Gesetze yerfahren und ihm die Ausübung der 
staatsbürgerlichen Rechte werde untersagt werden (§. 423). Die Ver- 
öffentlichung dieser Vorladung durch Anschlag an dem Orte, wo die 
strafbare Handlung begangen wurde, dann an dem Sitze des Gerichts- 
hofes erster Instanz, sowie an dem Wohnorte oder letzten Aufenthalts- 
orte des Angeklagten und durch dreimalige Einschaltung in dem Amts- 
blatte des Landes und nach Umständen auch in andere in- und aus- 
ländische Blätter, femer durch besondere Eröffnung an den etwa be- 
kannten Bevollmächtigten des Angeklagten, an seinen Vormund oder 
Ehegatten oder an einen seiner nahen Verwandten, besorgt der Ankläger 
(§. 424). Verstreicht die Frist, ohne dass der Angeklagte sich stellt, 
so erkennt auf Antrag des Anklägers die Bathskammer, dass dem An- 
geklagten während seiner Abwesenheit die Ausübung der staats- 
bürgerlichen, d. h. derjenigen Rechte, zu deren Erwerbung die 
Eigenschaft als Staatsbürger vorausgesetzt wird, untersagt sei, was 
z. B. in Fällen, in denen die Ausübung eines Wahlrechtes durch Stell- 
vertreter zulässig ist, von praktischer Bedeutung wäre. Dieser Beschluss 
hat auch die Folge, dass fortan der Umstand, dass über die gegen den 
Angeklagten erhobene Anklage die strafgerichtliche Entscheidung noch 
nicht erfolgt ist, der Einleitung oder Fortsetzung eines Civilprocesses 
gegen denselben nicht im Wege steht (§. 425). Stellt sich der An- 
geklagte später oder wird er betreten, so tritt der obangeführte Beschluss 
außer Kraft und es vrird gegen ihn das ordentliche Verfahren fort- 
gesetzt (§. 426). 

B. Das standrechtliche Verfahren. 

§. 183. 

Veranlassungsgründe. 

Zustände tiefer Erschütterung der öffentlichen Ordnung, denen nur 
durch die Anwendung außerordentlicher Repressivmaßregeln begegnet 
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werden kann, rechtfertigen das außerordentliche Verfahren des Stand- 
rechtes, welches im Wesentlichen darin besteht, dass das Strafver- 
fahren wegen bestimmter Verbrechen möglichst schnell durchgeführt 
und die gefällten Strafurtheile sogleich ohne Zulassung von Rechts- 
mitteln gegen dieselben vollzogen werden. Das standrechtliche Ver- 
fahren kann in zwei Fällen angeordnet werden, und zwar 1. in Fällen 
des Aufruhrs (nicht auch in Fällen hochverrätherischer Unternehmungen, 
wie nach der St P. 0. vom J. 1853, §. 396, da in diesen Fällen die 
Untersuchung in der Regel eine längere Zeit in Anspruch nimmt), 
wenn die übrigen gesetzlichen Mittel zu dessen Unterdrückung nicht 
ausreichen. Die Anordnung des standrechtlichen Verfahrens in diesen 
Fällen steht dem Landeschef im Einverständniß mit dem Präsidenten 
des Gerichtshofes zweiter Instanz und dem Oberstaatsanwälte; wenn 
aber Gefahr am Verzuge obwaltet, dem Vorsteher der politischen Be- 
zirksbehörde im Einverständnisse mit dem Präsidenten des Gerichts- 
hofes erster Instanz und dem Staatsanwälte zu (§. 429). 2. Wenn in 
einzelnen oder mehreren Bezirken Mord, Raub, Brandlegung oder das 
Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch boshafte Beschädi- 
gung fremden Eigenthums in besonders gefahrdrohender Weise um sich 
greifen. Nach Umständen kann das Standrecht auch nur für bestimmte 
Verübungsarten dieser Verbrechen, z. B. für Beschädigung von Eisen- 
bahnen, Fabriken angeordnet werden. Das Erkenntniß über die Noth- 
wendigkeit der Anwendung des Standrechtes steht in diesen Fällen dem 
Minister des Innern im Einverständnisse mit dem Justizminister zu 
(§. 430). — Die Erklärung, dass das standrechtliche Verfahren ein- 
zutreten habe, ist in jenen Gemeinden, für welche es angeordnet wurde, 
bei Trommelschlag oder Trompetenschall zu verkünden und außerdem 
durch Mittheilung an die Gemeindebehörden, durch Anschlag an öffent- 
lichen Plätzen, durch öffentliche Blätter und nach Umständen durch Ver- 
kündung von der Kanzel zur Kenntniß zu bringen und auch dem General- 
oder Militär- und Landwehrcommando des Kronlandes zur Verständigung 
der unterstehenden Truppenkörper bekannt zu geben (§. 431). 

§. 184. 

Standgericht. 

Das standrechtliche Verfahren findet vor dem Gerichtshofe erster 
Instanz, in dessen Sprengel die Verkündigung des Standrechtes erfolgte, 
statt. Als Standgericht erkennt er in einer Versammlung von vier 
Richtern, von denen einer den Vorsitz führt, mit Beiziehung eines Pro- 
tokollführers. Das Standgericht kann nach dem Ermessen des Präsi- 
denten des Gerichtshofes an jedem Orte des Bezirkes, für welchen das 
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Standrecht verkttndet wurde, seinen Sitz aufschlagen. Es ist für alle 
in seinem Bezirke verübten Verbrechen, auf welche sich das standrecht- 
liche Verfahren zu erstrecken hat und welche nach Bekanntmachung 
desselben begangen wurden, sowie für die Mitschuld und jede strafbare 
Betheiligung an denselben ausschließend zuständig und zwar ohne Rück- 
sicht auf die gegen den Beschuldigten bei einem ordentlichen Gerichte 
anhängigen Untersuchungen. Wäre gegen ein und denselben Beschul- 
digten die Zuständigkeit mehrerer Standgerichte begründet, so ist das- 
jenige Standgericht, vor welches er bereits gestellt wurde oder an 
welches er zuerst abgeliefert werden kann, ausschließlich zuständig 
(§§. 434, 435). Diese Zuständigkeit erstreckt sich auch auf Personen, 
welche der Militärgerichtsbarkeit unterstehen, und es haben die Militär- 
behörden dieselben über Verlangen des Standgerichtes auszuliefern (§. 438). 

§. 185. 

Verfahren. 

Auch das standrechtliche Verfahren beruht auf dem Anklage- 
principe. Der Staatsanwalt hat dasselbe durch einen an das Stand- 
gericht gestellten Antrag zu veranlassen und es steht ihm, um diesen 
Antrag stellen zu können, auch das Recht zu, Vorerhebungen einzu- 
leiten. Bei Stellung seines Antrages hat er mit Rücksicht auf die kurze 
Dauer des standrechtlichen Verfahrens als Regel zu beobachten, dass 
nur solche Personen vor das Standgericht gestellt werden, welche ent- 
weder auf der That ergriffen worden sind oder hinsichtlich welcher 
sich mit Grund erwarten lässt, es werde der Beweis der Schuld gegen 
sie ohne Verzug hergestellt werden können (§. 437).^) Der Beschul- 
digte kann sich auch im standrechtlichen Verfahren den Vertheidiger 
selbst wählen; unterlässt er dies, so hat das Gericht den Vertheidiger 
von Amtswegen zu ernennen (§. 440). — Das Verfahren vor dem 
Standgerichte ist öffentlich und mündlich. Das ganze Verfahren 
gegen einzelne Beschuldigte findet vom Anfange bis zum Ende vor dem 
versammelten Gerichte und möglichst ohne Unterbrechung statt. Die 
längste Dauer des Verfahrens gegen den einzelnen Beschuldigten wird 
auf drei Tage, von dem Zeitpunkte an gerechnet, da der Beschuldigte 
vor das Standgericht gestellt wurde, festgesetzt (§. 439). Die Verhand- 
lung vor dem Standgerichte findet im Allgemeinen nach den über die 
Hauptverhandlung vor den Gerichtshöfen erster Instanz gegebenen Vor- 
schriften statt. Es hat sich jedoch auf den Beweis der That zu be- 
schränken, wegen welcher das standrechtliche Verfahren eingeleitet 

') Schwererkrankte und Schwangere dürfen nicht vor das Standgericht gestellt 
werden (§. 437). 
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worden ist und welche den Gegenstand der von dem StaÄtsanwalte 
mündlich zu entwickelnden Anklage bildet, auch darf es durch 
Erhebungen über allenfalls zu leistende Entschädigung nicht aufgehalten 
werden. Die Ausforschung von Mitschuldigen ist zwar nicht außer 
Acht zu lassen, jedoch soll deshalb die Schöpfung und Vollziehung des 
ürtheils nicht aufgeschoben werden und zwar auch dann nicht, wenn 
sich dadurch gegründete Aussicht zu wichtigen Entdeckungen in Hin- 
sicht auf den Plan und die Ausdehnung des verbrecherischen Unter- 
nehmens darbietet. Nach geschlossenem Beweisverfahren werden die 
Parteien mit ihren Anträgen gehört, worauf von dem Gerichte das Ur- 
theil in nicht öffentlicher Sitzung gefällt und unmittelbar darauf dem 
Beschuldigten in öffentlicher Sitzung verkündigt wird (§§. 441, 442). 

§. 186. 

Urtheil. 

Die von dem Standgerichte zu verhängende Strafe ist in der Regel 
die Todesstrafe. Auf dieselbe kann jedoch nur dann erkannt werden, 
wenn der Beschuldigte einstimmig für schuldig gesprochen wird. Aus- 
nahmsweise, wenn bereits durch Vollziehung der Todesstrafe an Einem 
oder Mehreren der Strafwürdigsten (d. i. an den Urhebern, Rädels- 
führern, unmittelbaren Thätern und jenen, welche bei der Vollbringung 
des Verbrechens auf eine thätige Weise mitgewirkt haben) das zur 
Herstellung der Ruhe nöthige abschreckende Beispiel gegeben ist, kann 
das Standgericht aus wichtigen Milderungsgründen gegen minder Be- 
theiligte auf schweren Kerker von fünf bis zwanzig Jahren erkennen. 
Dieselbe Strafe ist auch gegen jene auszusprechen, welche zur Zeit des 
begangenen Verbrechens das Alter von zwanzig Jahren noch nicht 
zurückgelegt haben (§. 442). Fällt das Standgericht aus den im ordent- 
lichen Verfahren geltenden Gründen ein Freisprechungsurtheil, so ist 
sofort die Freilassung des Beschuldigten zu verfügen, wenn nicht ein 
anderer gesetzlicher Haftgrund vorliegt. Erachtet sich hingegen das 
Standgericht sachlich nicht für zuständig oder wird ein Todesurtheil 
nur wegen Mangels der Einstimmigkeit der Richter nicht gefällt oder 
kann zwar der Beweis der Schuld gegen den Beschuldigten innerhalb 
der Frist von drei Tagen nicht hergestellt werden, liegen aber gegen 
denselben dringende Verdachtsgründe einer strafbaren Handlung vor, 
so erkennt das Standgericht auf Überweisung des Beschuldigten an 
den ordentlichen Richter und hat in diesem Falle zugleich über die 
Fortdauer der Haft des Beschuldigten zu beschließen (§. 443). — Gegen 
die Urtheile des Standgerichtes findet kein Rechtsmittel statt und ein 
dagegen von wem immer eingebrachtes Gnadengesuch hat keine auf- 
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schiebende Wirkung. Die Todesstrafe ist in der Regel zwei Stunden 
nach der Verktindung des Urtheils zu vollziehen; nur auf ausdrück- 
liches Bitten des Verurtheilten kann demselben noch eine dritte Stunde 
zu seiner Vorbereitung auf den Tod gestattet werden (§. 445). 



§. 187. 
Aufhebimg des standrechtliclien Verfahrens. 

Die durch die öffentlichen Blätter kundzumachende Aufhebung des 
standrechtlichen Verfahrens steht denselben Personen zu, denen die An- 
ordnung desselben zustand und hat sofort stattzufinden, wenn der Grund, 
der die Einleitung, des Standrechtes veranlasste, weggefallen ist. So- 
bald die Aufhebung dem Standgerichte mitgetheilt ist, hört dessen Wirk- 
samkeit sofort auf. Alle noch anhängigen Untersuchungen, sowie die- 
jenigen, ttber welche zwar Todesurtheile ergangen, aber noch nicht 
vollzogen sind, müssen an die ordentlichen Gerichte abgegeben und von 
diesen als Voruntersuchungen behandelt werden. Alle von dem Stand- 
gerichte erlassenen Urtheile sammt den Verhandlungsacten sind binnen 
vierzehn Tagen nach Aufhebung des Standrechtes dem Oberstaatsan- 
wälte vorzulegen, welcher die ihm geeignet scheinenden Anträge zu 
stellen hat (§. 446). Findet er, dass durch das Urtheil des Stand- 
gerichtes ein Gesetz verletzt worden sei oder ergeben sich ihm Bedenken 
gegen die Richtigkeit der dem Urtheile zugrunde gelegten Thatsachen, 
so hat er dies dem Generalprocurator am Cassationshofe anzuzeigen, 
um diesem die Gelegenheit zu bieten, die Nichtigkeitsbeschwerde zur 
Wahrung des Gesetzes zu ergreifen oder die außerordentliche Wieder- 
aufnahme des Verfahrens bei dem Cassationshofe zu beantragen. Er- 
geben sich aber später nach Aufhebung des Standrechtes Gründe zur 
ordentlichen Wiederaufnahme des Verfahrens, so ist darüber nach den 
allgemeinen Vorschriften zu verhandeln (§. 446, al. 3). 



C. Das Mandatsverfahren. 



§. 188. 



Das Mandatsverfahren bei geringeren Übertretungen besteht 
dem Wesen nach darin, dass der Bezirksrichter auf eine hinlänglich 
bescheinigte Anzeige hin sofort eine Strafv^erfügung erlässt, welche die 
Stelle des Urtheils vertritt und in Rechtskraft erwächst, wenn der Be- 
schuldigte nicht selbst innerhalb einer bestimmten Frist die Einleitung 
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des ordentlichen Verfahrens begehrt. Das Mandatsverfahren bietet in 
dem Falle, in welchem der Beschuldigte sich der Strafverfllgung unter- 
wirft, eine wesentliche Vereinfachung des Geschäftsganges dar und 
gewährt dem Beschuldigten die Möglichkeit, sich einer öffentlichen 
Verhandlung, von der er sich keinen Erfolg verspricht, zu entziehen 
und den auf dem Lande oft beschwerlichen Weg zum Bezirksgerichte 
zu ersparen. — Die Voraussetzungen, unter denen das Mandatsverfahren 
stattfinden kann, sind folgende: a) Der Beschuldigte muss sich auf 
freiem Fuße befinden, h) Die Anschuldigung muss auf eigener dienst- 
licher Wahrnehmung einer öffentlichen (Staats- oder Gemeinde-) Behörde 
. oder einer der im §. 68 St. G. erwähnten (oder diesen durch besondere 
^jf a£iM Ü/ Gesetze gleichgestellten) Personen! beruhen, c) Die Anschuldigung muss 
f-nsJit^ /k>iK eine dem Bezirksgerichte zugewiesene Übertretung zum Gegenstande 
YOp^v^ ^/Y^aben, welche nur mit Arrest von höchstens einem Monate oder nur 
iJ fful^^^JL ™* einer Geldstrafe bedroht ist. d) Der Richter darf keine höhere 
\}t,hjr^f Strafe als Arrest von höchstens drei Tagen oder eine Geldstrafe von 
i/7a\ ^^^^^*®^® fünfzehn Gulden verhängen. Unter diesen Voraussetzungen 
W ^ /j «►^ kann der Richter, wenn er über die Schuld des Beschuldigten keinen 

Zweifel hegt, auf Antrag des mit den staatsanwaltschaftlichen Verrich- 
tungen betrauten Beamten die verwirkte Strafe ohne vorausgehendes 
Verfahren durch eine Strafverfllgung festsetzen. Die Strafverftigung 
muss außer dem Namen der Person oder der Behörde, welche die An- 
A H^ 1/ zeige erstattet hat, und der Angabe der Beschaffenheit der strafbaren 
^^ Handlung sowie der Zeit und des Ortes ihrer Begehung die Straffest- 

^ Ua4 ^Af.Ä/ Setzung unter Anführung der Straf bestimmung, auf welche dieselbe sich 
m^^^^^ gründet, mit der Bemerkung enthalten, dass es dem Beschuldigten frei- 
' »n/ 1. tl/J stehe, wenn er sich durch die Strafverfügung beschwert finden sollte, 
"^^ V* y\ "^innerhalb acht Tagen von der Zustellung der Verfügung an gerechnet, 
^V\ f 4A seinen Einspruch dagegen bei dem Bezirksgerichte schriftlich oder zu 
UvJs^it^Vi^ Protokoll anzumelden und zugleich die zu seiner Vertheidigung dienen- 
^ . I den Beweismittel anzuzeigen; dass aber, falls in dieser Frist ein Ein- 
j<\.H^M \ gpj-mjjj m(M erfolgt, die Strafverfügung in Rechtskraft übergehen und 
vollstreckt werden würde (§. 461). Wird nun der Einspruch erhoben, 
so tritt das ordentliche Verfahren ein, in welchem da der Einspruch 
kein Rechtsmittel ist, auch eine strengere Strafe als die in der Straf- 
verftigung festgesetzte, über den Beschuldigten verhängt werden kann^ifc/M \{ 
im entgegengesetzten Falle findet gegen die Strafverfügung kein Rechts- m f( 
mittel statt, jedoch kann bei unverschuldeter Fristversäumniß die Wieder- 4^* 
einsetzung in den vorigen Stand ertheilt werden (§. 462). k^ >tf^ 



Beschlagnahme. Ig9 

D. Das Strafverfahren in Pressachen.*) 

§. 189. 

Im Allgemeinen. 

Auch für das Verfahren über strafbare Handlungen, welche durch 
Druckschriften begangen werden (Presstrafsachen) gelten die allgemeinen 
Bestimmungen der Strafprocessordnung, soweit nicht im Gesetze (27. 
Hauptsttick der St. P. 0.) etwas Besonderes bestimmt ist. Zu diesen 
besonderen Bestimmungen gehören: a) Die Vorschriften über die sach- 
liche und örtliche Competenz in Pressachen; h) die besonderen Anord- 
nungen über die Beschlagnahme j on^DniiQJ^gQhjjften, deren Eecht- 
fertigung, deren Erlöschung und die eintretende Ersatzpflicht des Staates ; 
c) die Bestimmungen über das objective Verfahren. Die unter a) be- 
rührten Vorschriften wurden bereits in der Lehre von den Gerichten 
hervorgehoben. 

§. 190. 

Beschlagnahme von Druckschriften. 

Druckschriften, welche gegen die Vorschriften des Pressgesetzes 
ausgegeben oder verbreitet werden, oder welche wegen ihres Inhaltes 
im otfentiicüen Inte resse zu verfolgen sind, können von der Sicherheits- 
behörde unmittelbar oder auf Veranlassung des Staatsanwaltes mit 
Beschlag belegt werden. Diese Beschlagnahme ist dem Staatsanwälte 
desjenigen Ortes, wo das zum Strafrichteramt berufene Gericht seinen 
Sitz hat, binnen 24 Stunden unter Anschluss eines Exemplars der Druck- 
schrift anzuzeigen. In allen anderen Fällen kann der Beschlag nur 
von dem Gerichte über Klage und darin gestellten Antrag des Privat- 
anklägers angeordnet werden (§. 487). — Wurde die Beschlagnahme 
von der Sicherheitsbehörde unmittelbar oder über Weisung eines anderen 
Staatsanwaltes als des' am öitze 'des^'züsfändlgeri "GFerlcEtes 15e£ndliclien 
(z. B. von jenem am Ausgabeorte der Druckschrift) vorgenommen, so 
hat der letztere binnen drei Tagen vom Tage der erhaltenen Anzeige 
entweder die Aufhebung der Beschlagnahme durch die Sicherheitsbe- 
hörde zu veranlassen oder um die Bestäti gung d erselben bei dem 
Gerichtshofe erster Instanz, beziehungsweise bei dem Bezirksgerichte 
einzuschre iten. Hat hingegen der Staatsanwalt am Sitze des zuständigen 
Gerichtes selbst die Beschlagnahme veranlasst, so hat er binnen drei 
Tagen, voia ^eiTpunkte und nicht vom Tage des ihm angezeigten VoU- 

*) Glaser, Gutachten über die Behandlang der Pressvergehen. Kl. Sehr. 
S. 389. Lienbacher: Historisch-genetische Erläuterungen des österr. Press- 
gesetzes, 1863. Ders., Praktische Erläuterungen des österr. Pressgesetzes, 1868. 
Liszt, Lehrbuch des österr. Pressrechtes, 1878. 
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zuges, bei dem zuständigen Gerichte um die Bestätigung der Beschlag- 
nahme einzuschreiten (§. 488). Selbstverständlich steht auch in diesem 
Falle dem Staatsanwälte das Recht zu, die verfligte Beschlagnahme 
wieder aufzuheben. Übrigens ist die dem Staatsanwälte in dem einen 
wie dem andern Falle eingeräumte Frist keine Fallfrist ; das Ver- 
säumte kann so lange nachgeholt werden, s9s nicht die Beschlagnahme 
erloschen ist.^) 

§. 191. 

Bestätigung der Beschlagnahme. 

Das um Bestätigung der Beschlagnahme angegangene Gericht ist 
verpflichtet, binnen drei Tagen die B eschlagnahme zu bestätigen oder 
aufzuheben. Erfolgt die Bestätigung derselbe n nicht bin nen _acht Tagen 
nach deren Vornahme, so ist, wenn nicht eine von dem Staatsanwälte 
gegen die Verweigerung der Bestätigung binnen drei Tagen (E. des 
C. H. Nr. 439) eingebrachte Beschwerde sich im Zuge befindet, die 
Beschlagnahme erloschen und auf Verlangen der Partei von der Sicher- 
heitsbehörde die Aufhebung derselben zu verfligen. Die Erlöschung 
der Beschlagnahme ist somit eine kraft des Gesetzes eintre tende Folg e 
der Fristversäumniß und tritt daher aucn ein, wenn die Jfartei ver- 
säumen würde, um die Aufhebung der Beschlagnahme anzusuchen, da 
nur die factische Aufhebung der Beschlagnahme, keineswegs aber das 
Erlöschen derselben von dem Verlangen der Partei abhängig ist Bei 
der Entscheidung, ob die Beschlagnahme zu bestätigen sei, ist das 
I Gericht durch den Antrag des Staatsanwaltes nur insoweit gebunden, 
i/^o7 als es nur die in diesem Antrag bezeichneten Artikel oder Stellen der 
^ bezüglichen Druckschrift seiner Beurtheilung unterziehen darf, keines- 
wegs ist aber auch die in dem Antrage enthaltene juristische Qualification 
V», 'i /Srn/\r^Är das Gericht maßgebend. — Die bestätigte Beschlagnahme/bleibt bis 
>.>vvV.vs*- zur endgiltigen Entscheidung in der Hauptsache wirksam (§. 489). 
^,„ .',;^/ 4 r Innerhalb acht Tagen nach erfolgter Bestätigung der Beschlagnahme 
hu fß/'L» ^^^ der Staatsanwalt, insoweit dies nicht schon geschehen ist, entweder 

*) Nach § 5 des G. vom 9. Juli 1894 ist, wenn der Staatsanwalt oder die 
Sicherheitsbehörde die Beschlagnahme einer inländischen periodischen Druckschrift 
verfügt hat, bei der Vornahme der Beschlagnahme, wenn dieselbe wegen des Inhaltes 
der Druckschrift erfolgte, der Aufsatz, welcher die Beschlagnahme veranlasste, andern- 
falls der Grund der Beschlagnahme bekannt zu geben. Wurde die Beschlagnahme nur 
wegen einzelner Stellen eines Aufsatzes verfügt, so sind diese Stellen bei der Vornahme 
der Beschlagnahme bekannt zu geben. Diese Mittheilungen machen die Verfolgung 
wegen anderer nicht bekannt gegebener Gründe nicht unzulässig. Trennbare Theile 
der Druckschrift (Beilage einer Zeitung etc.), welche nichts Strafbares enthalten, 
sind von der Beschlagnahme auszuschliel^en. 
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den Antrag auf Ftt hrung einer gerichtlichen Vornntersuchuiig zu stellen 
o3er die Anklageschrift zu tiberreichen, oder aber den An trag auf Ein- 
leitung des so g, objectiven Verfahrens zu stellen, widrig enfalls die 
Be schlagnahme erloschen u nä Ilu? Terlangen äeF'Partei aufzuheben ist 
^. 490). Ubrfgens wird die weitere strafgerichtliche Verfolgung durch 
das unterlassene Ansuchen des Staatsanwaltes um Bestätigung der 
Beschlagnahme oder durch die Aufhebung derselben nicht gehindert 
(§. 489). 

§. 192. 

Ersatzpflicht des Staates bei ungerechtfertigter Beschlagnahme. 

Um der staatsgrundgesetzlich anerkannten Pfessfreiheit gegen un- 
gerechtfertigte Beschlagnahmen Rechtsschutz zu gewähren, anerkennt 
das Gesetz unter bestimmten Voraussetzungen die Pflicht des Staates 
zum Ersätze des durch eine ungerechtfertigte Beschlagnahme zugefügten 
erweislichen Schadens. Die Voraussetzungen des Eintrittes dieser 
Ersatzpflicht sind: a) Die Erlöschung der Beschlagnahme. Da diese 
Erlöschung kraft der Verfügung des Gesetzes durch den fruchtlosen 
Ablauf der oben bezeichneten Fristen erlischt, so ist die Ersatzpflicht 
des Staates in diesem Falle ohne Weiteres begründet und kann selbst 
im Falle einer aus Anlass der eingeleiteten gerichtlichen Untersuchung 
neuerlich angeordneten Beschlagnahme nicht mehr beseitigt werden 
(§ 491). Die Ersatzpflicht des Staates wird aber auch b) in allen 
Fällen begründet, in welchen, auch nach gerichtlicher Bestätigung einer 
vollzogenen Beschlagnahme, die letztere, sei es nach durchgeführter 
Anklage oder im Falle objectiven Verfahrens nach erfolgter Einspruchs- 
verhandlung, endgiltig als ungerechtfertigt erkannt wird (§ 4 des G. 
V. 9. Juli 1894^). — Den Ersatz des Schadens kann jeder begehren, welcher 
durch die Beschlagnahme einen erweislichen Schaden erlitten hat, also 
der Herausgeber, Verleger , Inserent u. s. w. Der Umfang der staat- 
lichen Ersatzpflicht erstreckt sic h nur auf den erweislichen Schaden , 
nicht auf den entgangene n Gewin n. Der Ersatzanspruch ist bei sonstigen 
Verluste innerhalb vierzehn Tagen vom Tage der Erlöschung oder Aufhebung 
bei dem Gerichte erster Instanz nachzuweisen, welches Gericht nach Ver- 



*) § 4 der G. vom 9. Juli 1894 : „Der § 491 St.-P.-0. vom 23. Mai 1873 bleibt 
mit nachfolgenden Abändemngen in Wirksamkeit : In allen Fällen, in welchen auch 
nach gerichtlicher Bestätigung einer vollzogenen Beschlagnahme, die letztere, sei es 
nach durchgeführter Anklage oder im Falle objectiven Verfahrens nach erfolgter 
Einsprnchsverhandlung endgiltig als ungerechtfertigt erkannt wird, ist dem durch 
die Beschlagnahme Beschädigten unter Anwendung der beiden letzten Sätze des 
§ 491 St.-P.- 0. der Ersatz des erweislichen Schadens aus der Staatscasse zu leisten.** 
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nehmung des Staatsanwaltes darüber zu entscheiden hat. Gegen die 
Entscheidung steht beiden Theilen binnen acht Tagen die Beschwerde 
an den Gerichtshof zweiter, beziehungsweise erster Instanz zu (§. 491). 



§. 193. 

Objectives Erkenntniß. 

Wurde die wegen des Inhaltes einer Druckschrift eingeleite te Vor- 
untersuchung einges tellt oder wurde bei der Hauptverhandlung der An- 
geklagte freigesproche n, so ist das Gericht doch verp flichtet, im Inter esse 
der öffen^chen Ordnu ng d en Inhalt der Druckschri tt zu prüfe n und 
DeimEefunde des objectiven Thatbestandes einer strafbaren Handlung 
nach Maßgabe des Gesetzes (§§. 36, 3J^ des Pr. G.) das Verbot der 
weiteren Verbreitung der Druckschrift zu erneuern und deren gänzliche 
oder theilweise Vernichtung zu verfügen (objectives Erkenntniß, 
§. 492). Dieses Erkenntniß über den strafbaren Inhalt einer Druck- 
schrift zu fällen, gehört auch im schwurgerichtlichen Verfahren zum 
Wirkungskreise des Gerichtshofes und nicht der Geschwomen, es dürfte 
daher an die Geschwomen keine besondere Frage über das Vorhanden- 
sein des objectiven Thatbestanaes einer "ilf äTBiJen Handlung gestellt 
werden. Bei der Beurtheilung des Inhalt® der Druckschrift ist das 
Gericht durch den Antrag des Anklägersyrff^sachlicher Beziehung ge- 
bunden, daher kann von der Fällung eines Erkenntnisses über den 
objectiven Thatbestand keine Rede mehr sein, wenn der Ankläger vor 
oder nach Beginn der Hauptverhandlung von der Anklag e zurucKgetre ien 
ist (E. des C. H. Nr. 150). Gegen das objective Erkenntniß ist kein 
Ttechtsmittel zulässig (§. 494). i) "" 



§. 194. 
Objectives Verfahren. 

Es ist dem Ermessen des Staatsanwaltes anheimgestellt, wegen 
des von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Inhaltes einer Druck- 
schrift entweder die Anklage gegen eine bestimmte Person zu erheben 



*) Dagegen die Generalproouratur E. des C. H. Nr. 1604, indem sie die An- 
sicht vertrat, dass in Anwendung der Analogie mit §. 493 gegen das objeotive Er- 
kenntnis die im §. 494 festgesetzte Beschwerde zustehe und demgemäß den Antrag 
stellte, die gegen das Erkenntniß ergriffene Nichtigkeitsbeschwerde als Beschwerde 
im Sinne des §. 494 zu bebandeln, auf welchen Antrag aber der C. H. nicht ein- 
ging und die N. B. verwarf, da gegen ein freisprechendes Erkenntniß dem Ange- 
klagten eine N. B. nicht zukomme. 
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oder aber zu begehren, dass das Gericht darüber erkenne, ob der Inhalt 
einer Druckschrift eine strafbare Handlung begründe und dass es in 
diesem Falle das Verbot der weiteren Verbreitung der Druckschrift 
ausspreche. Man nennt dies das objectiveVer fahren und dasselbe 
beruht auf der Erwägung, dass bei strafbaren Handlungen, welche 
durch den Inhalt einer Druckschrift, namentlich einer periodischen, 
begangen werden, die Ermittelung des Schuldigen vielen oft nicht leicht 
zu über windenden Schwierigkeiten unterliegt und dass TJei diesen straf- 
baren Händlungen weniger das subjective als vielmehr das objective 
Moment in das Auge zu fassen ist und namentlich der periodischen 
Presse gegenüber es mehr im öffentlichen Interesse liegt, die Druck- 
schrift zu treffen und dieselbe durch das Verbot ihrer weiteren Ver- 
breitung unschädlich zu machen, als a en KJchuldigen__vQT Gmcht zu^ 
zieüen. — ÜDer den Antrag des Staatsanwaltes auf Einleitung des 
objectiven Verfahrens erkennt der Gerichtshof erster Instanz in einer 
Versammlung von drei Eichtem oder wenn es sich um eine Übertretung 
handelt, das Bezirksgericht nach Anhörung des Staatsanwaltes in nicht 
öffentlicher Sitzung. Gegen die Entscheidung des Gerichtes, welche im 
Falle der Erlassung des Verbotes am Sitze des Gerichtes öffentlich an- 
zuschlagen und durch die amtliche Zeitung kundzumachen ist, kann 
vom Staatsanwälte binnen drei Tagen die Beschwerde an das höhere 
Gericht (Gerichtshof 1. oder 2. Instanz) ergriffen werden. Den Be- 
theiligten steht diese Beschwerde nur dann zu, wenn sie sich mit jenem 
Theile des Erkenntnisses, durch welchen der Inhalt der Druckschrift 
für strafbar erklärt wird, zufrieden stellen und sich nur durch die mit 
diesem Ausspruche verbundenen weiteren Maßregeln beschwert erachten 
(PL E. des C. H. Nr. 153). Gegen den Ausspruch hingegen, dass der 
Inhalt der Druckschrift eine strafbare Handlung begründe, steht jedem 
Betheiligten nur das Rechtsmittel des Einspruchs und zwar auch dann 
zu, wenn das Erkenntniß erst infolge der von dem Staatsanwälte er- 
griffenen Beschwerde von dem Gerichte zweiter Instanz geschöpft wurde 
(PL E. des C. H. Nr. 833). Der Einspruch ist binnen acht Tagen nach 
der Kundmachung des Erkenntnisses zu erheben und über denselben 
erkennt das Gericht, welches über den Antrag des Staatsanwaltes in 
erster Instanz erkannt hat, und zwar in öffentlicher Sitzung^) nach An- 
hörung des Staatsanwaltes und des den Einspruch erhebenden Be- 
theiligten. Würde dieser bei der Verhandlung nicht erscheinen, so 
müsste angenommen werden, er habe auf den Einspruch verzichtet, in- 
folge dessen das früher geschöpfte Erkenntniß in Rechtskraft erwachsen 

^) Die Öjßfentliohkeit darf nicht lediglich aus dem Grande ansgeschlosBen 
werden, weil durch dieselbe der Zweck der Beschlagnahme des Presserzeugnisses 
vereitelt würde (PL E. des C. H. Nr. 773). 

Rnlf, Strafprocess. 8. Auflage. 13 
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würde (§. 493). — Gegen die Entscheidung des Gerichtes über den 
Einspruch steht beiden Theilen (PL E. des C. H. Nr, 239) das Rechts- 
mittel der Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz und wenn 
die Entscheidung von einem Bezirksgerichte gefällt wurde, an den Ge- 
richtshof erster Instanz und zwar binnen drei Tagen zu. Ein weiterer 
Rechtszug steht nicht offen (§. 494). Übrigens wird durch das im 
objectiven Verfahren geschöpfte Erkenntniß dem etwa später gegen 
eine bestimmte Person einzuleitenden Strafverfahren nicht vorgegriffen 
(§. 493). Der Staatsanwalt kann daher auch nach stattgefundenem 
objectiven Verfahren noch das Strafverfahren gegen eine bestimmte 
Person veranlassen und zwar auch dann, wenn das Gericht im objectiven 
Verfahren erkannt hätte, dass der Inhalt der Druckschrift keine straf- 
bare Handlung begründe, da das im objectiven Verfahren ergangene 
Erkenntniß für das gegen eine bestimmte Person einzuleitende Verfahren 
in keiner Weise bindend ist. 

E. Das Strafverfahren nach den §§. 278 und 279 St P. 0.f 

§. 195, 

Ein außerordentliches Verfahren kann auch in dem Falle statt- 
finden, wenn während der Hauptverhandlung vor dem Gerichtshofe erster 
Instanz in dem Sitzungssaale eine nicht vor das Geschwomengericht ge- 
hörige strafbare Handlung (zu welcher auch das Verbrechen des Betruges 
durch falsches Zeugniß gehört, E. des C. H. Nr. 432) verübt wird, 
wobei der Thäter auf frischer That betreten wurde. Ist der Thäter 
nicht der Angeklagte, so kann über diese strafbare Handlung auf 
Antrag des berechtigten Anklägers, sowie nach Vernehmung des Be- 
schuldigten und der vorhandenen Zeugen von dem versammelten Gerichte 
mit Unterbrechung der Hauptverhandlung oder am Schlüsse derselben, 
sogleich das ürtheil gefällt werden. Geg^n dieses ürtheil können zwar 
die gegen Urtheile der Gerichtshöfe erster Instanz zulässigen B«chts- 
mittel ergriffen werden, allein sie haben keine aufschiebende Wirkung. 
Ist die sofortige Aburtheilung nicht thunlich oder begründet die That 
ein vor das Geschwomengericht gehöriges Verbrechen oder Vergehen, 
so lässt der Vorsitzende den Beschuldigten dem Untersuchungsrichter 
vorführen. Über den ganzen Vorgang ist ein besonderes Protokoll auf- 
zunehmen (§. 278). — Hat aber der Angeklagte während einer Haupt- 
verhandlung, sei es vor dem Gerichtshofe erster Instanz oder vor dem 
Schwurgerichte, eine strafbare Handlung begangen, so tritt in diesem 
Falle dasselbe Verfahren ein, welches stattfindet, wenn bei der Haupt- 
verhandlung der Angeklagte noch einer anderen That beschuldigt wird, 
als welcher er angeklagt wurde (§. 279). 
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XIII. Äbsclmitt. 

Ton den Yerffigniigen nnd Erkenntnissen des Strafgeriehtes 
Unsielitlicli der priTatrechtlielien Ansprüche.*) 

§. 196. 

Im Allg^emeinen. 

Da nach unserem Gesetze auch über die aus der strafbaren Hand- 
lung entsprungenen privatrechtlichen Ansprüche des Beschädigten im 
Strafverfahren mit entschieden werden soll, wenn dieser einen darauf 
abzielenden Antrag stellt, so ist das Strafgericht nicht nur verpflichtet, 
wenn es zweifelhaft ist, ob der Beschädigte von dem stattfindenden 
strafgerichtlichen Verfahren Kenntniß habe, demselben hievon Mittheilung 
zu machen, sondern es ist ihm auch die Pflicht auferlegt, so lange nicht 
ein ausdrücklicher Verzicht des Beschädigten vorliegt, die ülntscheidung 
ttper aie priv atrechtllclien Ansprüche vorzubereiten. Daher hat das 
GrerTcEToen aus ^er strafbaren Handlung entstandenen Schaden und 
die sonstigen hinsichtlich der privatrechtlichen Folgen wichtigen Neben- 
umstände von Amtswegen zu berücksichtigen (§. 365) und schon im 
Laufe des Vorverfahrens "alle Anstalten zu treffen, um dem Beschädigten 
zur Wiedererlangung des ihm entzogenen Gutes zu verhelfen. Wird 
daher bei einem Beschuldigten ein nach allem Anscheine fremdes Gut 
gefunden, dessen Eigenthümer er nicht angeben kann oder will, so ist, 
wenn binnen einer angemessenen Frist sich niemand mit einem Eigen- 
thumsanspruche gemeldet hat, von dem Untersuchungsrichter die Be- 
schreibung eines solchen Gutes so abzufassen, dass dasselbe zwar von 
dem Eigenthümer erkannt werden könne, dass jedoch einige wesentliche 
Unterscheidungszeichen verschwiegen werden, um die Bezeichnung der- 
selben dem Eigenthümer als Beweis seines Rechtes vorzubehalten 
(§. 375). Diese Beschreibung ist durch Edict dreimal öffentlich kund- 
zumachen und in demselben der Eigenthümer aufzufordern, dass er sich 
binnen Jahresfrist vom Tage der dritten Einschaltung des Edictes melde 
und sein Eigen thumsrecht nachweise (§. 376). Lässt sich das fremde (S ^\A fl 
Gut nicht ohne Gefahr des Verderbnisses durch ein Jahr aufbewahren ^ j 
oder wäre die Aufbewahrung mit Kosten verbunden, so hat der Staats- A-W«r'«^yJ 
anwalt die Veräußerung desselben durch das Gericht zu veranlassen (' 

(§. 377). Sollte binnen der Edictalfrist niemand ein Recht auf die be- 
schriebenen Gegenstände darthun, so sind dieselben oder im Falle des 
Verkaufes der Erlös dem Beschuldigten auf sein Verlangen auszufolgen, 



*) Ortloff, Der Adhäsionsprocess dogmatisch und systematisch darge- 
stellt, 1864. 

^18* 
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sofern nicht das zur Entscheidung in erster Instanz berufene Gericht 
ausspricht, dass die Rechtmäßigkeit des Besitzes des Beschuldigten 
nicht glaubwürdig ist. Gßgen diese Beschlüsse findet kein Rechtsmittel 
statt (§. 378). Gegenstände, welche dem Beschuldigten nicht ausgefolgt 
werden, hat der Staatsanwalt durch das Gericht veräußern zu lassen; 
der Erlös ist an die Staatscassa abzuführen. Dem Berechtigten steht 
es jedoch frei, seine Ansprüche gegen den Staatsschatz binnen 30 Jahren 
vom Tage der dritten Einschaltung des Edictes im Civilrechtswege 
geltend zu machen (§. 379). 

§. 197. 
Entscheidung über die privatrechtlichen Ansprüche. 

Schließt sich der Beschädigte dem strafgerichtlichen Verfahren an 
und macht er in demselben seine privatrechtlichen Ansprüche geltend, 
so hat das Strafgericht unter bestimmten Voraussetzungen auch über 
diese Ansprüche zu erkennen. Die erste dieser Voraussetzungen ist, 
dass der Beschuldigte derjenigen strafbaren Handlung, aus deren Ver- 
übung die privatrechtlichen Ansprüche hergeleitet werden, schuldig er- 
kannt wird ; ist dies nicht der Fall, so ist der Privatbetheiligte mit 
seinen Ansprüchen jederzeit auf den Civilrechtsweg zu verweisen. Die 
zweite Voraussetzung aber besteht darin, dass die Ergebnisse des Straf- 
verfahrens ausreichen, um auf Grund derselben über die Ersatzansprüche 
verlässlich urtheilen zu können. Ist dies nicht oder nur zu m Theil e 
der Fall, so ist der Privatbetheiligte auch im Falle deFTerurtheilung 
des Beschuldigten ganz oder zum Theile auf den Civilrechtsweg zu 
verweisen. Gegen diese Verweisung steht kein Rechtsmittel oflfen 
(§. 366). Sind nun diese Voraussetzungen gegeben und somit der Straf- 
richter in der Lage, über die privatrechtlichen Ansprüche entscheiden 
zu können, so müssen bezüglich des Inhaltes der Entscheidung zwei 
Fälle unterschieden werden und zwar a) der Fall, in welchem es sich 
um die Zurückstellung einer Sache handelt und diese Zurückstellung 
möglich ist, und b) der Fall, in welchem diese Zurückstellung nicht 
mehr möglich ist oder es sich überhaupt nicht um Rückstellung einer 
Sache, sondern um den Ersatz eines erlittenen Schadens oder ent- 
gangenen Gewinnes oder um Tilgung einer verursachten Beleidigung 
handelt. Im ersteren Falle (a) kömmt es wieder darauf an, ob sich 
die Sache noch im Besitze des Angeklagten, eines Mitschuldigen oder 
Theilnehmers oder aber im Besitze eines Dritten befindet, der sich an 
der strafbaren Handlung nicht betheiligt hat. Über die Rechte Dritter, 
an der strafbaren Handlung unbetheiligter Personen kann das Straf- 
gericht nicht entscheiden, daher in dem letzterwähnten Falle das auf 
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Zurückstellung gerichtete Begehren auf den Civilrechtsweg zu verweisen 
ist. Im ersteren Falle aber hat ds^ Gerichtshof wenn e© überzeugt 
ist, dass die Sache dem Privatbetheiligten gehört, auszusprechen, dass 
die Zurückstellung nach eingetretener Rechtskraft des Urtheils erfolgt, 
wenn nicht der Beschuldigte zur sofortigen Ausfolgung zustimmt. Es 
kann jedoch die Zurückstellung auch vor der Hauptverhandlung durch 
den Richter geschehen, wenn der zurückzustellende Gegenstand nicht 
weiter zur Beweisführung nothwendig erscheint und Beschuldigter und 
Ankläger damit einverstanden sind (§§. 367, 368). — Kann das dem 
Beschädigten entzogene Gut nicht zurückgestellt werden oder handelt 
es sich der Natur der strafbaren Handlung nach nicht um die Zurück- 
stellung eines Gutes, sondern um den Ersatz eines erlittenen Schadens 
oder entgangenen Gewinnes oder um Tilgung einer erlittenen Be- 
leidigung (§. 1323 a. bgl. G. B.), so hat der Straä^chter in dem Falle , 
wenn der A ngok l agtc vciuithcili wiid» in dem Strafurtheile die Schad- 
loshaltung oder Genugthuung nach den Grundsätzen des Civilrechtes zu- 
zuerkennen, insofern sowohl der Betrag derselben, als auch die Person, 
welcher dieselbe gebührt, aus der Untersuchung und Verhandlung mit 
Zuverlässigkeit entnommen werden kann. Ist dies nur bezüglich ein es 
Theiles der Entsc hädigung oder nur hinsichtlich einzelner von den be- 
scbädigten Personen der Fall, so hat das ürtheil nur den mit Zuver- 
lässigkeit ermittelten Theil der Entschädigung zuzuerkennen, die ander- 
weitigen Ersatzansprüche aber aiil den Civilrechtsweg zu verweisen. — 
Der Betrag des Schadens wirdTTünäc^sl; durcrdieTernelimung des ^ 1 i 

Beschädigten erhoben; ergeben sich aber Gründe zu vermuthen, Aai,m yi/J^ ^Wj! 
dieser seinen Schaden zu hoch angebe, so kann ihn das Gericht nach 
Ehvägung aller Umstände, allenfalls nach Vernehmung von Zeugen oder 
nach vorgenommener Schätzung durch Sachverständige, mäßigen (§§. 99, 
369). In Fällen des Hochverrathes, des Aufstandes oder Aufruhres hat 
das Strafgericht auch über die von Seite des Staates oder von Privat- 
personen geltend gemachten Ansprüche auf Schadenersatz zu erkennen. 
Zu dem aus einem dieser Verbrechen entstandenen Schaden sind aber nicht 
nur alle unmittelbar oder mittelbar durch dasselbe herbeigeführten Be- 
schädigungen, sondern auch alle zur Unterdrückung der verbrecherischen 
Unternehmung oder zur Wiederherstellung der Ordnung und Sicherheit 
aufgewendeten Kosten zu rechnen (§. 370). — Abgesehen von der er- 
mittelten Entschädigung hat sich das Strafurtheil auch über die sonstigen 
aus der Schuld des Angeklagten sich ergebenden privatrechtlichen 
Folgen auszusprechen und zwar a) über die Ungiltigkeit eines mit dem 
Angeklagten etwa eingegangenen Rechtsgeschäftes, z. B. eines Ver- 
trages; h) über die Ungiltigkeit eines infolge der begangenen straf- 
baren Handlung entstandenen Rechtsverhältnisses, z. B. der Anerkennung 
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als Erbe und Einantwortung f i^r y^rl^pAfiTiapha ft^ welche der Verurtheilte 
auf Grundlage eines gefäkchten Testament es erwirkte; c) über die 
weiter daraus entspringenden Rechtsfolgen, z. B. Ausschließung vom 



Erbrechte wegen Unterdrückung des vom Erblasser errichteten letzten 
Willens. ^) Eine Ausnahme von dem Angeführten tritt nur rücksichtlich 
der üngiltigkeit einer Ehe ein; die Entscheidung darüber bleibt stets 
dem zuständigen Civilrichter vorbehalten (§. 371). 

Ist das über die privatrechtlichen Ansprüche ergangene strafge- 
richtliche Urtheil in Rechtskraft erwachsen, so ist der Privatbetheiligte 
berechtigt, von dem in erster Instanz erkennenden Gerichte die Aner- 
kennung der Rechtskräftigkeit desselben auf dem Uitheile zu begehren 
und ein solches Erkenntniß hat dann die Wirkung, dass die Execution 
desselben unmittelbar bei dem Civilgerichte angesucht werden kann 
•^(§. 373). Will SICH üer mväfbetheiligle mit deFvöm Strafgerichte ihm 
(^3^ zuerkannten Entschädigung nicht begnügen, so steht es ihm frei den 
'^''^J/Civib zu betreten (§. 372). 2) . 

TTI. Äbsclinitt. 

Von den Kechtsmitteln.'^) 

§. 198. 

Begriff und Arten der Bechtsmittel. 

« 

Ein Rechtsmittel im eigentlichen Sinne ist die Geltendmachung 
eines Beschwerderechtes wider eine richterliche Entscheidung zum Zweke 
der Aufhebung oder Abänderung derselben durch eine andere richterliche 
Entscheidung. Die Nothwendigkeit der Rechtsmittel beruht auf der 
Erfahrung, dass der Richter Irrthümem unterliegen kann oder ent- 
scheidende Thatsachen ihm unbekannt bleiben können, so dass aus 
diesem Grunde seine Entscheidung als eine ungerechte erscheint, welche 
somit durch eine gerechte zu ersetzen ist. Die Rechtsmittel zerfallen 

^) Specielle BestimmDDgen in dieser Beziehuug enthält das 6. vom 28. Mai 
1881, Nr. 47 J^. G. ß., betreffend Abhilfe wider unredliche Vorgange bei Credijbs- 
gesohaften. '^^^^*^^'*'*-«W^^frw^ ^' 1 7 \ 

*) Bedarf der Privatbetneiligte' zu denr Ende der Einsicht in die Strafgericht- 
liehen Acten oder der Ausfolgung von Abschriften, so kann ihm dies von Seite des 
Gerichtes bewilligt werden (§. 82). 

•) Walther, Die Rechtsmittel im Strafverfahren, 2 Thle. 1853, 1855. Glaser, 
Anklage, Wahrspruch und Rechtsmittel im englischen Schwurgerichtsverfahren, 
1866. Schwarze in Holtz. H, B. IL S. 241. Krieß, Die Rechtsmittel des Civil- 
ond Strafprocesses nach den Bestimmungen der deutschen Reichsgesetze, 1880. 
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a) in ordentliche und außerordentliche; letztere dienen zur 
Anfechtung rechtskräftig d. h. vollstreckbar gewordener Entscheidungen; 
h) in devolutive und nicht devolutive, je nachdem ein Richter 
höherer Instanz oder derselbe Richter, dessen Entscheidung angefochten 
wird, über das gegen diese Entscheidung gerichtete Rechtsmittel zu 
entscheiden hat; c) in suspensive und nicht suspensive, je 
nachdem die Ergreifung des Rechtsmittels die Vollstreckbarkeit der 
angefochtenen Entscheidung aufschiebt oder nicht. Die Rechtsmittel 
sind verschieden, je nachdem sie gegen Ürtheile oder gegen andere 
Entscheidungen gerichtet sind. 

A. Rechtsmittel gegen Ürtheile. 

§. 199. 

Im Allgemeinen. 

Ein ürtheil kann möglicherweise aus zwei Gründen angefochten 
werden, und zwar a) wegen eines für die Entscheidung einflussreichen 
richterlichen Irrthums, dessen Nichtvorhandensein daher eine andere 
Entscheidung herbeigeführt hätte und der zugleich noch eine spätere 
Beseitigung zulässt. Ein auf einem solchen Irrthum beruhendes Rechts- 
mittel ist seiner Natur nach devolutiv, ein höherer Richter hat über 
das Dasein x)der Nichtdasein dieses Irrthums zu entscheiden. 2. Wegen 
Auffindung einer bei der früheren Verhandlung nicht bekannten, daher 
bei Fällung des ürtheils nicht benutzten und nun beweisbar gewordenen 
Thatsache, deren Berücksichtigung die Fällung eines anderen ürtheils 
wahrscheinlich bewirkt hätte. Das auf diesen Grund gestützte Rechts- 
mittel ist seiner Natur nach nicht devolutiv, da der erste Richter die 
nicht bekannte oder nicht bewiesene Thatsache nicht berücksichtigen 
konnte, somit von ihm eine unbefangene Prüfung derselben erwartet 
werden kann. — Betreffend den ersten Grund zur AniecKiing"~'3es 
Ürtheils aes ersten Richters, nämlich den Irrthum desselben, so kann 
dieser dem Gegenstande nach ein dreifacher sein und zwar a) der 
Richter hat aus Irrthum die Vorschriften des Strafprocesses verletzt 
und diese Verletzung hat m öglicherweise , auf sein ürtheil nachtheilig 
eingewirkt; b) das ürtheil des Richters steht infolge seines Irrthums 
im Widerspruche zu den Bestimmungen des Strafgesetzes; oder c) der 
Richter hat die Beweise nicht richtig beurtheilt un d kommt so zu einer 
unrichtigen Entscheidung der lieweistrage. Dieser letzte Irrthum ist 
aber in einem auf den Principien der Mündlichkeit und der freien Be- 
weiswürdigung beruhenden Strafverfahr en unverbesserlich, weil infolge 
dieser Principien nicht nachweisbar. Denn um diesen Nachweis führen 
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ZU können, müsste ja dem höheren Ric hter derselbe Stoff vorlief [en. 
welcher dem ersten Kichter vorlag. Ist es nun schon kaum durchftihr- 
bar, dem höheren Bichter dasselbe Beweismaterial dem Quantum nach 
vorzuführen, welches der erste Bichter benutzte, so ist es völlig un- 
möglich, dem höheren Bichter dasselbe Beweismaterial der Qualität 
nach v orzuführen. Die wiederholte Aussage eines Zeugen ist nicht in 
jeder Beziehung dieselbe, wie die erste Aussage desselben Zeugen und 
wird daher auch nicht denselben Einfluss auf die Überzeugung des höheren 
Bichters auszuüben im Stande sein, wie auf die Überzeugung des unteren 
Bichters. Ist daher schon vom Standpunkte der Mündlichkeit die An- 
fechtbarkeit des ürtheils rücksichtlich der That- oder Beweisfrage unzu- 
lässig, so gilt dasselbe auch vo m Standpunkte des Princips der freien 
Beweiswürdigung. Denn die Prüfung der Bichtigkeit der erstrichter- 
lichen Entscheidung der Beweisfrage durch den höheren Bichter würde 
ja einen beiden Bichtern gemeinsamen objectiven Maßstab der Prüfung 
voraussetzen. Dieser fehlt aber bei Geltung des Principes der freien 
Beweiswürdigung; da steht Überzeugung der Überzeugung gegenüber 
und wenn auch der höhere Bichter juristische Intelligenz in höherem 
Grade für sich in Anspruch nehmen kann, so doch keineswegs ge- 
sünderen Menschenverstand und reichere Lebenserfahrung als der erste 
Bichter. ^) 

§. 200. 

Arten der Eechtsmittel. 

Die ordentlichen Bechtsmittel gegen ürtheile sind die Nichtig- 
keitsbeschwerde und die Berufung; das außerordentliche Bechts- 
mittel ist die Wiederaufnahme des Strafverfahrens. Gegen 
die ürtheile der Gerichtshöfe erster Instanz und der Schwurgerichte, 
mag den Gegenstand des ürtheils welche strafbare Handlung immer 
bilden, stehen die ordentlichen Bechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde 
und der Berufung zu. Die erstere geht an den obersten Gerichts- als 
Cassationshof ; die letztere regelmäßig an den Gerichtshof zweiter Instanz. 
Gegenstand der Nichtigkeitsbeschwerde ist der Ausspruch über Schuld 
und Strafe, insoweit er auf Verletzungen des Strafgesetzes oder des 
Strafverfahrens beruht; Gegenstand der Berufung hingegen ist der Aus- 
spruch des ürtheils über die Strafe bei richtig angewendetem Straf- 
satze und der Ausspruch über die privatrechtlichen Ansprüche. Der 
Ausspruch über die That- oder Beweisfrage bildet daher keinen Gegen- 

*) Schwarze, Die zweite Instanz im mündlichen Verfahren, 1862. Ders. 
Die Berufung im Strafverfahren. 1883. 1885. Glaser, Über das Rechtsmittel der 
Berufung im Verfahren wegen Verbrechen und Vergehen in dessen Kl. Seh, 2. A. 
S. 743. 
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stand der Anfechtung bei Urtheilen der Gerichtshöfe. Anders verhält 
sich die Sache bei dem ordentlichen Kechtsmittel gegen Urtheile der 
Bezirksgerichte. Dieses Rechtsmittel ist die Berufung an den Gerichts- 
hof erster Instanz; sie begreift zugleich die Nichtigkeitsbeschwerde in 
sich und ihren Gegenstand bildet auch die Entscheidung über die That- 
oder Beweisfrage. Der Grund dieser Abweichung von dem als richtig 
anerkannten Grundsatze der Unverträglichkeit einer zweiten Instanz in 
Betreff der Beweisfrage mit den Principien der Mündlichkeit und freien 
Beweis Würdigung liegt darin, dass im Verfahren vor den Bezirksge- 
richten ein Einzelrichter entscheidet, dass bei diesem Verfahren viele 
den Beschuldigten s chützende Processformen ausfallen und dass endlich 
^ne wenigstens theilweise Wiederholung der Verhandlung vor den Ge- 
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richtsliöfen erster Instanz leichter durchführbar ist. Kein Eechtsmittel 
im eigenlllehen binne"ist diesem Generalprocufator am Cassationshofe 
zustehende Nichtigkeitsbesch werde zur Wahrung des Gesetzes und 
ebensowenig der Einspruch geg en ein^ in Abj^esenleif 'Ses'Xngekiagten 
gefälltes Urtheil ^§. 427 und 478)^) oder gegen ' eine^ Strafverfügung 
(§. 461), sowie das dem Cassationshofe im außerordentlichem Wege 
zustehende Recht der Verfügung der Wiederaufna hme des Strafi^er- 
fahrens (§. 862). ' "~ 

§. 201. 
1. Die mchtigkeitsbeschwerde. Nichtigkeitsgründe a) processuale. 

Der Grund zur Erhebung der Nichtigkeitsbeschwerde, welche 
gegen ein freisprechendes Urtheil nur zum Nachtheile, gegen ein Straf- 
urtheil aber sowohl zum Vortheile als zum Nachtheile des Angeklagten 
ergriffen werden kann, liegt, wie bereits erwähnt, in einer Verletzung 
des Gesetzes. Der Beschwerdeführer behauptet entweder, dass Vor- 
schriften des Verfahrens verletzt wurden oder dass eine unrichtige An- 
wendung des Strafgesetzes stattgefunden habe. Nicht jede Vorschrift 
des Verfahrens ist aber von gleicher Bedeutung und Wichtigkeit für 
die Erreichung des Zweckes des Strafverfahrens, der Herbeiführung 
eines gerechten ürtheils. Bestimmte Vorschriften müssen nothwendig 
beachtet werden, soll der Zweck des Strafverfahrens nach der An- 
schauung des Gesetzgebers erreicht werden: andere Vorsc^^riften hin- 
gegen sollen nur eine größere Bürgschaft dafür gewähren, dass dieser 
Zweck sicher erreicht werde, es kann daher auch bei ihrer Außeracht- 
lassung im einzelnen Falle dieser Zweck erreicht worden sein. Werden 
nun Vorschriften der ersteren Art, also Vorschriften, welche das Wesen 
des Verfahrens betreffen, verletzt, dann kann das auf einem mit Ver- 

*) D&gegen PL E. des C. H. Nr. 1163. 
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letzung solcher Vorschriften vorgenommenen Verfahren beruhende Urtheil 
nicht zu Eecht bestehen, es ist ein ungiltiges, nichtiges (absolute 
Nichtigkeitsgründe). Was hingegen die Vorschriften der zweiten 
Art anbetrifft, so kann die Nichtbeachtung derselben nicht ohne Weiteres 
die Nichtigkeit des ürtheils zur Folge haben, sondern diese Folge kann 
nur dann eintreten, wenn mit Berücksichtigung der Umstände des 
einzelnen Falles anzunehmen ist, dass die Nichtbeachtung einer dieser 
Vorschriften einen Einfluss auf die Urtheilsfällung auszuüben vermochte 
(relative Nichtigkeitsgründe). — Unser Gesetz zählt nun die 
processualen Nichtigkeitsgründe gegen Urtheile der Gerichts- 
höfe erster Instanz und der Schwurgerichte in den §§. 281 und 344 
im Einzelnen auf; es sind dies folgende und zwar: 

A) Absolute processuale Nichtigkeitsgründe sind: 
1. Wenn der Gerichtshof nicht gehörig besetzt (d. h. wenn die vor- 
schriftsmäßige Zahl der Richter nicht vorhanden oder ein Schriftflihre r 
nicht beigezogen worden war oder wenn endlich die Mitgli eder des Gerich ts- 
hoies aie für aas Kichteramt erforderliche Qualification nicht Iffipipflsiftit 
hätten, E. des C. H. Nr. 933) oder die Geschwornenbank nicht voll- 
zählig war, wenn nicht alle Richter und Geschworne der ganzen Verhand- 
lung beiwohnten oder wenn sich ein ausgeschlossener Richter oder Ge- 
schwomer an derselben betheiligte. Ua es aber Pflicht der Parteien ist, 
ihre Rechte auch während des Verfahrens zu wahre n und es nicht zu einem 
nichtigen Verfahren kommen zu lassen, so kann der angeführte J>licütig- 
keitsgrund nicht mehr geltend gemacht werden, wenn der die Nichtigkeit 
begründende Thatumstand dem Beschwerdeführer noch vor oder während 
der Hauptverhandlung bekannt wurde und von TEio^ißEIgEcET&eim 
JSeginne^Ter HaupWerEaiidlung oder sofort, nachdem er in die Kenntniß 
desselben gelangte, geltend gemacht wurde (§. 281, Nr. 1 und §. 344, 
Nr. 1). Die ignorantia legis kommt dem Angeklagten, d a er sich eines 
Vertheidigers bedienen kann, nicht zu statten. 2. Wenn die Haupt- 
verüandlung vor dem Geschwornengerichte ohne Beiziehung eines Ver- 
theidigers geführt wurde (§. 344, Nr. 2). 3. Wenn an die Ge- 
schwornen eine Frage über eine That gerichtet wurde, auf welche 
die Anklage weder ursprünglich gelautet, noch auch während der Haupt- 
verhandlung ausgedehnt wurde und diese Frage von den Geschwornen 
bejaht worden ist (§. 344, Nr. 7). Dieser sowie der vorhergehende 
unter 2. erwähnte Nichtigkeitsgrund kann aber niemals zum Nachtheile 
des Angeklagten geltend gemacht werden. 4. Wenn der Vorsitzende 
den Geschwornen eine unrichtige Rechtsbelehrung ertheilt hat 
(§. 344, Nr. 8). Eine unrichtige Dar stellung der Ergebnisse des Be- 
wei sverfahren sjüpgegen oder eine unvollständige Rechtsbelehrung bildet 
Keinen Nichtigkeitsgrund (E. des'U. H. Nr. bV7,'^"720). '"Sr'lTenn die 
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Antwort der Geschwornen undeutlich, unvollständig oder in sich 
widersprechend ist (§. 344, Nr. 9). Hätte hingegen der Gerichtshof 
irrthtimlicherweise einen fehlerfreien Wahrspruch der Geschwornen als 
mangelhaft erklärt und die Geschwornen zur angeblichen Verbesserung 
desselben angehalten, so könnte das Urtheil nur unter der Voraussetzung 
mit dem weiter unter 3. angeflihrten relativen Nichtigkeitsgrunde ange- 
fochten werden, dass der Beschwerdeführer bei der Hauptverhandlung 
der Änderung des fehlerfreien Wahrspruches widersprochen hätte (E. 
des C. H. Nr. 159, 334, 743). 6. Wenn der im Urtheilstenor oder ia 
den Entscheidungsgrtinden enthaltene Ausspruch des Gerichts- 
hofes erster Instanz über entscheidende Thatsachcn (nicht über Rechts- 
grtinde) undeutlich, unvollständig oder mit sich selbst im Widerspruch 
ist oder wenn für diesen Ausspruch im ganzen oder einem Theile nach 
keine Gründe angegeben sind. Die Gründe selbst, die der Eichter für 
seine Überzeugung von der Wahrheii der entscheidenden Thatsachen 
geltend macht, unterliegen ihrem Gewichte nach nicht der Anfechtung, 
wohl aber ist esein ^Jcritigkeit8grun49 wenn zwischen den Angaben 
d^r üinischeiJungsgründe über den Inhalt von bei den Acten befind- 
lichen Urkunden oder über gerichtliche Aussagen und den Urkunden 
oder Vemehmungs- und Sitzungsprotokollen selbst ein erheblicher also 
auf eine entscheidende Thatsache sich beziehender (E. des C. H. Nr. 607, 
670), W idersp ruch besteht, wenn also der Eichter in den Entscheidungs- 
gründen etwas"Us~Tnhalt einer Urkunde oder eines ProtokoUes ange- 
führt hat, was deren Inhalt nicht bildet, er also Beweisgründe geltend 
machte, welche in Wahrheit nicht bestehen (§. 281, Nr. 5). 7. Wenn 
der Gerichtshof erster Instanz mit Unrecht seine Nichtzuständig- 
keit ausgesprochen hat (§. 281, Nr. 6). 8. Wenn das von dem Ge- 
richtshofe erster Instanz ergangene Urtheil die Anklage nicht er- 
ledigt oder dieselbe gesetzwidrig überschritten hat (§. 281, Nr. 7, 8). 
Die Anklage ist aber nur dann nicht erledigt, wenn der Eichter seiner 
Entscheidung eine That nicht zu Grunde legt, wegen welcher die An- 
klage erhoben wurde; keineswegs aber auch dann, wenn der Eichter 
sich thatsächlich mit jener That befasst, selbe aber anders als die An- 
klage auflfasst, indem er entweder dieselbe anders qualificirt oder als 
ein weiteres mitbildendes Element eines anderen Verbrechens zur Geltung 
bringt (E. des C. H. Nr. 719). 9. Wenn der Gerichtshof zweiter 
Instanz, welcher die Versetzung in den Anklagestand ausgesprochen 
hat, nicht zuständig war (§. 8 des G. v. 31. December 1877, 
E. G. Bl. Nr. 3 ai. 1878). — 

B) Eelative processuale Nichtigkeitsgründe sind: 1. Wenn 
bei der' Hauptverhandlung ein Schriftstück über einen nach dem 
Gesetze nichtigen Vorerhebungs- oder Voruntersuchungsact trotz der 
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VerwahruBg des Beschwerdeführers verlesen wurde (§. 281, Nr. 2 und 
§. 344, Nr. 3). 2. Wenn bei der Hauptverhandlung eine Vorschrift 
verletzt oder vernachlässigt wurde, deren Beobachtung das Gesetz^) 
ausdrücklich bei sonstiger Nichtigkeit vorschreibt (§. 281, Nr. 3 und 
§. 344, Nr. 4). 3. Wenn während der Hauptverhandlung über einen 
Antrag des Beschwerdeflihrers nicht erkannt worden ist oder 
wenn durch ein gegen seinen Antrag oder gegen seinen Widerspruch 
gefälltes Zwischenerkenntniß Gesetze oder Grundsätze des Verfahrens 
hintangesetzt oder unrichtig angewendet worden sind, deren Beobach- 
tung durch das Wesen eines die Strafverfolgung und die Vertheidigung 
sichernden Verfahrens geboten ist (§. 281, Nr. 4 und §. 344, Nr. 5). 
Hieher gehören Verletzungen des Principes der Öffentlichkeit, der Münd- 
lichkeit, z. B. durch Verlesung einer Zeugenaussage wider die Vor- 
schrift des §. 252 (E. des C. H. Nr. 370) oder durch Verlesung einer 
schriftlichen Erklärung eines Zeugen (E. des C. H. Nr. 902), des Grund- 
satzes der Erhebung der Beweise über alle erhebliche Thatsachen, z. B. 
durch NichtVernehmung oder Nichtbeeidigung eines Zeugen u. s. w. 
4. Wenn eine Verletzung der gesetzlichen Vorschriften über die 
Fragenstellung an die Geschwornen stattgefunden hat (§. 344, 
Nr. 6), da der Gerichtshof durch die Fragestellung einen entscheidenden 
Einfluss auf den Wahrspruch ausübt. — Diese eben angeführten Nich- 
tigkeitsgründe können aber zum Vortheile des Angeklagten nicht geltend 
gemacht werden, wenn unzweifelhaft erkennbar somit gewiss ist, dass 
die eingetretene Formverletzung auf die Entscheidung keinen dem An- 
geklagten nachtheiligen Einfluss üben konnte. Zum Nachtheile des 
Angeklagten können sie nur geltend gemacht werden, wenn erkennbar 
ist, somit Gründe vorhanden sind, anzunehmen, dass die Formverletzung 
einen die Anklage beeinträchtigenden Einfluss auf die Entscheidung zu 
üben vermochte und wenn außerdem der Ankläger sich derselben wider- 
setzt, die Entscheidung des Gerichtshofes begehrt und sofort nach der 
Verweigerung oder Verkündung dieser Entscheidung die Nichtigkeits- 
beschwerde sich vorbehalten hat (§§. 281 und 344 am Schlüsse). 

§. 202. 

Nichtigkeitsgründe b) materielle. 

Das erstrichterliche ürtheil unterliegt seinem Inhalte nach der 
Anfechtung durch die Nichtigkeitsbeschwerde rücksichtlich des Aus- 
spruches über die Schuld und Strafe, jedoch nur insoweit als durch 
diesen Ausspruch das Gesetz verletzt wurde. Der Ausspruch über die 

») S. die §§. 120, 151, 162, 170, 221, 228, 244, 247, 250, 260, 271, 303, 306, 
307, 313, 314, 316, 327, 330 und 327. 
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Schuld besteht in der Erklärung, dass ein bestimmtes Strafgesetz auf 
bestimmte Thatsachen Anwendung finde oder nicht. Ob diese That- 
sachen als vorhanden anzunehmen, ob sie gewiss sind, das zu prüfen, 
ist lediglich Sache des ersten ßichters, sein Ausspruch in dieser Be- 
ziehung ist aus den obangeflihrten Gründen unanfechtbar. Anders ver- 
hält es sich aber mit der Anwendung des Gesetzes auf die festgestellten 
Thatsachen. In dieser Beziehung bildet der Ausspruch über die Schuld 
einen Gegenstand der Anfechtung und unterliegt nach jeder Richtung 
hin der Prüfung von Seite des Cassationshofes. So ist es z. B. aus- 
schließlich Sache des R ichters erster Instanz festzustellen, wo räuF^ie 
Absicht des Angeklagten bei seiner Handlung gerichtet war, ob aber 
(Eese AbsicKl 1äie zum Thätbestähffe einesnSestimmten Delictes gesetz- 
lich geforderte ist, das zu prüfen ist unstreitig Sache des Cassations- 
hofes.^) Dies gilt nicht bloß rticksichtlich derUrtheile der Gerichtshöfe 
erster Instanz, sondern auch rücksichtlich der auf dem Wahrspruche 
der Geschwornen beruhenden Urtheile des Schwurgerichtshofes. Denn 
auch der Wahrspruch der Geschwornen lässt eine Prüfung der An- 
wendung des Gesetzes durch die Geschwornen in dem Falle zu, wenn 
in die an sie gestellten Fragen neben dem gesetzlichen Merkmale auch 
die Thatsachen aufgenommen wurden, Welche dasselbe bilden sollen 
und die Geschwornen das Vorhandensein des gesetzlichen Merkmales 
bejahen (E. des C. H, Nr. 172, 252, 315). — Es bildet somit einen 
Nichtigkeitsgrund, wenn 1. durch den ergangenen Ausspruch über die 
Frage: a) ob die dem Angeklagten zur Last fallende That eine straf- 
bare Handlung somit entweder ein Verbrechen oder ein Vergehen oder 
eine andere zur Zuständigkeit der Civilstrafgerichte gehörige strafbare 
Handlung begründe, b) ob Umstände vorhanden seien, vermöge welcher 
die Strafbarkeit der That aufgehoben oder die Verfolgung wegen der- 
selben ausgeschlossen ist z. B. weil es sich um eine bereits durch ein 
früheres Urtheil erledigte That handelt (E. des C. H. Nr. 664), endlich 



^) Es gibt aber auch zahlreiche Fälle, in welchen die vollständifife Sonderung 
der That- und Rechtsfrage eben darum nicht möglich ist, weil der Ausspruch über 
das, was im einzelnen Falle vorliegt, nur in Ausdrücken erfolgen kann, welche zu- 
gleich die Feststellung der Thatsachen und deren Beurtheilung enthalten. In Be- 
zug auf solche Fälle erklärte der C. H. in der E. Nr. 762 : „Es handelt sich darum, 
ob der Angeklagte die Einsicht der Gefährlichkeit besaß. Der Gerichtshof hat diese 
Frage bejaht. Dieser Spruch constatirt nicht etwa nur einen thatsächlichen Inhalt, 
er schließt neben der Constatirung der Thatsachen, welche dafür sprechen, dass 
der Angeklagte die Gefahr einzusehen vermochte, untrennbar vermengt zugleich 
eine Folgerung in sich und fällt somit in den Bereich der s. g. quaestiones mixtae. 
Aussprüche von solcher Beschafifenheit können zwar vor dem Cassationshofe ange- 
fochten werden, aber nur insofern, als es möglich ist, die Verletzung einer Reohts- 
regel in ihnen nachzuweisen." S. auch Nr. 763. /4 4 3 * 
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Nichtigkeitsgründe. 




c) ob die nach dem Gesetze erforderliche Anklage fehle, ein Gesetz 
verletzt oder unrichtig angewendet wurde. Dieser letzte unter c) be- 
zeichnete Nichtigkeitsgrund liegt aber nur dann vor, wenn der Richter 
vermöge einer unrichtigen Beurtheilung der That, welche Gegenstand 
der Anklage oder des Urtheils ist, mit Unrecht eine öffentliche oder 
Privatanklage als nothwendig oder tiberflüssig erklärt , daher nur dan n, 
wenn es sich um eine Verletzung des materiellen, nicht aber, wenn es 
sich um die Verletzu ng""^ri5rin ellen Recht6g (deB §. 86 7 ) hätiddt* (E. 
Mes ü. U. Nr. 4Ü5, 577)r''2:i^enn llie' der-EntsctT giflUttg Z U Grund e 
liiegende, an sich straf gesetzwidrige That duroh unrichtige Gesetzesaus- 
legung einem Strafgesetze unterzogen wurde, welches darauf keine 
Anwendung findet und zwar auch dann, wenn das eine wie das andere 
Strafgesetz die gleiche Strafe droht (§. 281, Nr. 9, 10 und §. 344, 
Nr. 10, 11). 

Rücksichtlich des Ausspruches über die Strafe liegt ein 
Nichtigkeitsgrund vor, wenn 1. der Gerichtshof entweder seine Straf- 
befugniß^) oder die Grenzen des gesetzlichen Strafsatzes, soweit der- 
selbe durch namentlich im Gesetze angeführte Erschwerungs- oder 
Milderungsumstände begründet wird, überschritten hat. Hält sich der 
Gerichtshof bei Bemessung der Strafe innerhalb der Grenzen des gesetz- 
lichen Strafsatzes, bemisst er aber innerhalb dieser Grenzen die Strafe 
zu hoch oder zu nieder, so bildet dies keinen Nichtigkeitsgrund, sondern 
könnte nur mittelst der Berufung angefochten werden. Ein Strafsatz 
kann aber auch durch namentlich im Gesetze angeführte Erschwerungs- 
oder Milderungsumstände begründet werden. Als solche sind aber nur 
jene anzusehen, welche durch bestimmte thatsächliche Verhältnisse 
bezeichnet werden und die gesetzliche Strafandrohung in mehrere be- 
stimmt und greifbar von einander abgegrenzte und nicht ineinander- 
fließende Strafsätze trennen, so dass im Gegensatze zu den allgemeinen 
Erschwerungs- und Milderungsumständen zur Entscheidung, ob die 
Grenzen des gesetzlichen Strafsatzes überschritten seien, schon ein ein- 
faches Vergleichen des Gesetzes mit den Feststellungen des Urtheils 
genügt (E. des C. H. Nr. 30). Wird nun in einem solchen Falle ein 
den bestimmten Strafsatz begründender Erschwerungs- oder Milderungs- 
umstand vom Gerichtshofe ungerechtfertigterweise als vorhanden oder 
nicht vorhanden angenommen, so bildet dies einen Nichtigkeitsgrund. 
Keineswegs liegt aber dann ein Nichtigkeitsgrund vor, wenn ein höherer 
Strafsatz nicht durch namentlich angeführte, sondern im Allgemeinen 
durch erschwerende oder besonders erschwerende ITinstände begründet 



*) Die StrafbefugniO hat der Gerichtshof übersohHtten, wenn er z. B. abge- 
sehen von einer Strafamwandlnng statt auf schweren Kerker auf Kerker oder um- 
gekehrt erkennt (E. des C. H. Nr. 196, 223). 
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wird. 2. Wenn der Gerichtshof die Grenzen des ihm zustehenden 
Strafumwandlungs- oder Milderungsrechtes überschritten hat und 3. 
wenn der Gerichtshof bei einer infolge einer lediglich zu Gunsten 
des Angeklagten ergriffenen Nichtigkeitsbeschwerde stattgefundenen 
neuerlichen Verhandlung oder im Falle einer zu Gunsten des Ange- 
klagten bewilligten Wiederaufnahme des Strafverfahrens eine strengere 
Strafe gegen den Angeklagten verhängen würde, als welche das erste 
ürtheil ausgesprochen hatte (§. 281, Nr. 11 und §. 844, Nr. 12). 

§. 203. 

Berechtig^ang zur Erhebung der Nichtigkeitsbeschwerde. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde kann zu Gunsten oder zum Nachtheile 
des Angeklagten ergriffen werden. Zu Gunsten des Angeklagten 
kann sie sowohl von ihm selbst oder in seinem Namen von seinem 
Vertheidiger, welcher daz u keiner besonderen Vollmacht bedarf (§. 44 ),^) 
als auch von seinem Ehegatten, seinen Verwandten in auf- unT ab- 
steigender Linie — mag die Verwandtschaft auf ehelicher oder außer- 
ehelicher Zeugung beruhen (Beschl. des C. H. Nr. 1346) — seinem 
Vormunde und von dem Staatsanwälte ergriffen werden. Dem Letzteren 
wurde dieses Recht im öffentlichen Interesse eingeräumt, weil dem An- 
geklagten in manchen Fällen die richtige Beurtheilung seines Interesses 
fehlen kann. — Diese Personen, denen neben dem Angeklagten das 
Recht der Nichtigkeitsbeschwerde zu seinen Gunsten zusteht, sind aber 
bei Ausübung desselben an seine Zustimmu ng gebun den,^) da gegen 
seinen Willen nur im Falle seiner Minderjährigkeit von seinen Eltern 
und von seinem Vormunde die Nichtigkeitsbeschwerde ergriffen werden 
kann. Wird nun zu Gunsten des Angeklagten von andern Personen 
die Nichtigkeitsbeschwerde ergriffen, so wird dieselbe, soweit es sich 
um die Beurtheilung der geltend gemachten Nichtigkeitsgrüiide handelt, 
als von dem Angeklagten selbst eingelegt, angesehen. Bei jenen 
Nichtigkeitsgründen daher, deren Geltendmachung von einer von dem 
Angeklagten bei der Hauptverhandlung vorzunehmenden Handlung ab- 
hängt (§. 281, Z. 1, 2) kömmt es darauf an, ob der Angeklagte diese 
Handlung vorgenommen hat. — Zum Nachtheile des Angeklagten 

*) Wenn auch der Vertheidiger keiner besonderen Vollmacht zur Einlegung 
eines Rechtsmittels bedarf, so darf er doch nicht gegen den Willen des Angeklagten 
die Nichtigkeitsbeschwerde ergreifen (§. 397), auch dann nicht, wenn er nothwendiger 
Vertheidiger ist, da die nothwendige Vertheidigung sich auf die Rechtsmittel, deren 
Einlegung Sache des Ermessens ist nicht bezieht. 

') Daher auch der Angeklagte von der Ergreifung eines Rechtmittels durch 
die bezeichneten Personen in Eenntniß zu setzen und über den dadurch herbeige- 
führten Aufschub der Strafvollstreckung zu belehren ist (§. 397). 
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kann die Nichtigkeitsbeschwerde nur vom Staatsanwälte oder von dem 
Privatankläger (von dem ihn vertretenden Staatsanwalt nur mit seiner 
Ermächtigung, E. des C. H. Nr. 873), keineswegs aber von dem Privat- 
betheiügten ergriffen werden (§§. 282, 346 und §. 49, Z. 3). 

§. 204. 

Verfahren bei ITichtigkeitsbeschwerden : a) Anmeldung und Ausführung,*) 

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist binnen drei Tagen nach Verktindung 
oder wenn der Angeklagte bei der Verktindung nicht gegenwärtig war, 
nach erfolgter Verständigung von dem Urtheile bei dem Gerichtshofe 
erster Instanz entweder mündlich zu Protokoll oder schriftlich (auch_ 
jjjäi auf telegraphischem We^e, E. j ji^ft C. H. Nr^ 12^7| anzumelden. ^) Für 
T / l#i^ ^iö zur Krgreit'ung der Nichtigkeitsbeschwerde berechtigten Angehörigen 
*^*^' "^^ des Angeklagten sowie für seinen Vormund läuft die Frist zur An- 
I» i/^2^ v^tw^Ameldung von demselben Tage, von welchem sie für den Angeklagten 
i^;6f,LSJi^ Mit der Anmeldung der Nichtigkeitsbeschwerde kann, wenn 

»*'^i)li^ jrt^.^öselbe gegen ein in Abwesenheit des Angeklagten gefälltes ürtheil 
^.^JJ^ 5^ j/ gerichtet ist, auch der Einspruch (s. oben §. 68) verbunden werden. 
It^^^tr^L^it^^^ Anmeldung hat autschi eb^üd^ Wirkung. Dlij Eütlä«bUiig eines fmi - 
^7/^ /^^ ^'^'gesprochenen Angeklagten aus der Haft wird jedoch nur wegen einer 
^^^J7|'V 01^ Nichtigkeitsbeschwerde des Staatsanwaltes, und zwar nur dann aufge- 
t^*^^^^ ^schoben, wenn diese sogleich bei Verkündung des Urtheils angemeldet 
f^^»*^***^^ wurde ^) (§. 284 und 346). — Wurde auf die Nichtigkeitsbeschwerde 

1 ausdrücklich oder stillschweigend l'Z. B. QUfüh die Eikläiuug A^ff Ver- 
urtheilten, dass er die Strafe antrete, Beschl. des C. H. Nr. 1288) Ver- 
zicht geleistet, was aber erst nach verkündetem Urtheile geschehen 
^ajin (E. des U. H. Jbir. 334), so kann dieselbe nicht mehr ergriffen 

*) Die Vorschriften der St. P. 0. über das Verfahren bei Nichtigkeitsbe- 

flchwerden wurden durch das G. v. 31. Dec. 1877, R. G. Bl. Nr. 3 ai. 1878 in 

' wesentlichen Punkten abgeändert. Es soll durch dasselbe dem Missbrauche, der 

; mit der Nichtigkeitsbeschwerde getrieben wurde, entgegengetreten und der Cas- 

sationshof von der Last, die ihm durch ganz unbegründete, von Vornherein abzu- 
' weisende Nichtigkeitsbeschwerden verursacht werden kann, befreit werden. 

^) Im schwurgerichtlichen Verfahren kann die Anmeldung auch noch in der 
Sitzung des Schwurgerichtshofes erfolgen (§. 346). — Wird dem Angeklagten das 
Urtheil durch das Bezirksgericht seines Aufenthaltsortes zugestellt, so kann er auch 
bei diesem die N. 6. anmelden und ausführen (§. 81). 

') Allerdings kann aber auch im Falle der Anmeldung der Nichtigkeitsbe- 
schwerde von Seite des Staatsanwaltes die Freilassung des freigesprochenen Ange- 
klagten erfolgen, zwar nicht in Vollstreckung des urtheils, wohl aber in dem Falle, 
wenn der Grund der Haft entfallen ist. Ob dies aber der Fall ist, hat nicht der 
das ürtheil fallende Gerichtshof, sondern nur die Rathskammer zu entscheiden, 
gegen deren Entscheidung die Beschwerde an den Gerichtshof 2. Instanz offensteht. 




Z. 2), wozu die bloße Anführung des betreffenden §. und der Ziffer 

nicht genügt. Wurde die Beschwerdeschrift innerhalb der gesetzlichenfl^^ 6' ^\'^^^, 
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werden, auch wenn die Frist zur Anmeldung noch nicht verstrichen diL*^C^ 
wäre (G. V. 31. De c. 1877, §. 1, Z. 1 und Beschl. des C. H. Nr. 1295). A^.,^^ 
Der iJescWerdetühfer ist Iberechtigt, binnen längstens acht Tagen von ^ v 

Zustellung des Urtheils an, eine Ausführung seiner Beschwerdegrtinde ^^^^^ - 
bei dem Gerichtshofe zu überreichen.*) Er muss entweder in dieser 
Ausführung oder schon bei Anmeldung seiner Beschwerde die Nichtig- 
keitsgründe einzeln und bestimmt bezeichnen, insbesondere den That- 
umstand, welcher den Nichtigkeitsgrund bilden soll, ausdrücklich oder 
doch durch deutliche Hinweisung anführen (G. v. 31. Dec. 1877, §. 1, 

Frist überreicht, so ist dieselbe dem Gegner des Beschwerdeführers i ^^ 

mit dem Bedeuten mitzutheilen, dass er binnen acht Tagen seine Gegen-'*' \jl^ ' 
ausflihrung überreichen könne (§§. 286, 346). ^»I.Ar^^ 

§. 205. 

b) Zurückweisung der Kchtigkeitsbeschwerde durch den GFerichtshof 

erster Instanz. 

Nach §. 285 hatte der Gerichtshof 1. Instanz nach Überreichung 
der Gegenausführung oaer nach Ablauf der hiezu bestimmten Frist alle 
Acten an den Cassationshof einzusenden, welcher darüber zuerst in 
nicht öffentlicher Sitzung z u berathen hatte. Er hatte die Nichtigkeits- 
Descüwerae sofort zu verwerfen, wenn dieselbe zu spät angemeldet war 
oder wenn die Nichtigkeitsgründe nicht einzeln und bestimmt bezeichnet 
waren oder wenn die Beschwerde nicht auf einen der im Gesetze an- 
geführten Nichtigkeitsgründe gestützt oder von einer unberechtigten 
Person erhoben worden war. Da nun in diesen Fällen die Unzulässig- 
keit der Beschwerde aus äußerlichen Gründen erkennbar, die Prüfung 
der Beschwerde in dieser Beziehung eine sehr leichte ist und durch die 
Überlassung derselben an den Gerichtshof 1. Instanz der Cassationshof 
von einer nicht unbedeutenden Zahl von zeitraubenden und seiner Stellung 
nicht entsprechenden Arbeiten befreit wird, so bestimmt der §. 1 des 
G. V. 31. Dec. 1877, R. G. Bl. Nr. 3 ai. 1878, dass der Gerichtshof 
1. Instanz die bei ihm angemeldete Nichtigkeitsbeschwerde zurückzu- 
weisen hat: 1. Wenn die Anmeldung zu spät erfolgte oder wenn sie 
von einer Person eingebracht wurde, welcher das Recht zur Erhebung 

') Hat bei AnmelduDg der Nichtigkeitsbeschwerde der Beschwerdeführer nicht 
ausdrücklich auf eine weitere Ausführung verzichtet, so ist ihm eine Ausfertigung 
des angefochtenen Urtheils auch wenn er sie nicht begehrt, von Amtswegen zuzu- 
stellen ; wohl aber kann nach inzwischen schon erfolgter Ausführung die Zustellung 
unterbleiben, wenn aus der Ausführung ein Verzicht darauf zu entnehmen ist. 
PL E. des C. H. Jud. Nr. 28. 

Rnlf, Strafprocess. 3. Auflage. 2d 
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derselben nicht zukommt oder welche auf dieselbe verzichtet* hat; 
2. wenn bei der Anmeldung oder in der Ausführung der Beschwerde 
nicht einer der gesetzlich angeführten Nichtigkeitsgrtinde deutlich und 
bestimmt in der oben angegebenen Weise bezeichnet ist und 3. wenn 
diese Bezeichnung, soweit es sich nicht um eine von der Staats- 
anwaltschaft erhobene Nichtigkeitsbeschwerde handelt, weder zu 
Protokoll noch in einer Eingabe erfolgt, welche von einem Vertheidiger 
(§. 39) unterschrieben ist. Besteht der Mangel lediglich in dem Fehlen 
dieser Unterschrift, so ist die Eingabe vorerst zur Behebung dieses 
Mangels und Wiedervorlage binnen drei Tagen zurückzustellen. — 
Gegen den Beschluss des Gerichtshofes auf Zurückweisung der Be- 
schwerde, welcher Beschluss in einer Versammlung von drei Richtern 
zu fällen ist, steht die Beschwerde an den Cassationshof offen, welche 
binnen drei Tagen nach Eröffnung des Beschlusses beim Gerichtshofe 
1. Instanz einzubringen und von demselben binnen weiteren drei Tagen 
an den Cassationshof einzusenden ist. Der Cassationshof erkennt über 
diese Beschwerde, welche keine aufsc hiebende Wirkung hat, in nicht 
öffentlicher Sitzung nach Anhörung des Generalprocurätors. Wird die 
Beschwerde verworfen, in welchem Falle der Cassationshof, wenn sie 
offenbar muthwillig oder nur zur Verzögerung der Sache angebracht 
wurde, gegen den Beschwerdeführer oder nach Umständen gegen dessen 
Vertreter auf eine Geldstrafe bis zu 100 Gulden erkennen kann (§. 9 
des obcit. G.), so Ist die JNichtigkeitsbeschwerde endgiltig beseitigt; 
war aber mit derselben die Berufung verbunden, so leitet der Cassations- 
hof nach Abweisung der Jüeschwerde die Acten an den zur Entscheidung 
über die Berufung zuständigen Gerichtshof zweiter Instanz. Wird aber 
der Beschwerde gegen die Zurückweisung stattgegeben, so muss über 
die Nichtigkeitsbeschwerde entschieden werden, bei der es sich in den 
oben unter Z. 2 und 3 erwähnten Fällen nicht mehr um die Aus- 
führung, die ja bereits in gesetzlicher Frist überreicht oder versäumt 
wurde, sondern, falls sie überreicht wurde, nur noch um die Gegen- 
ausführung handeln kann, zu deren Nachtragung aufzufordern ist, bevor 
über die Nichtigkeitsbeschwerde entschieden werden kann ; wogegen in 
den oben unter Z. 1 erwähnten Fällen die Ausführung der Beschwerde, 
falls sie nicht mit der Anmeldung verbunden ocler derselben nach- 
gesendet wurde, erst nachgeholt, und wenn sie eingebracht wird, gleich- 
falls zur Gegenausführung dem Gegner mitgetheilt werden muss. Die 
Frist zur Ausführung der Beschwerde, sofern diese nicht schon erstattet 
ist, läuft vom Tage der Eröfihung der Cassationshofentscheidung (§. 2 
des obcit. G.).^) 

*) Stirbt der Kichtigkeitsbewerber nach Anmeldung der Nichtigkeitsbeschwerde, 
so findet ein weiteres Verfahren, das auch zu unannehmbaren Gonsequenzen führen 
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§. 206. 

mchtöffentliche Berathung über die Nichtigkeitsbeschwerde. 

Nach §. 286 und 346 hatte de r Cassationshof über jede an ihn 
gelangte Nichtigkeitsbeschwerde z uerst in ni cht öffentlicher Sitzung zu 
berathen und dieselbe sofort zu verwerien, wenn sie zu spät angemeldet 
war oder die Nichtigkeitsgrtinde in derselben nicht bestimmt bezeichnet 
öder kein gesetzlicher Nichtigkeitsgrund geltend gemacht, oder wenn . 
der geltend gemachte Nichtigkeitsgrund bereits durch eine in derselben 
Sache ergangene Entscheidung des Cassationshofes beseitigt war oder 
wenn die Beschwerde von einer zu derselben nicht berechtigten Person 
erhoben worden oder wenn endlich die Beschwerde sich auf einen 
mangelhaften Ausspruch des Gerichtshofes über entscheidende That- 
Sachen oder auf mangelhafte Entscheidungsgrtinde stützte und der 
Cassationshof dies nicht begründet fand. — Das obcit. Gesetz sucht 
nun den Cassationshof von der Bürde dieser in den meis ten Fälle n 
nutzlosen nicht öffentlichen Sitzungen da durch zu befre ien, dass in jenen 
i^Wlen, wo die önentliche Sitzung nicht zu umgehen ist, die nicht öffent- ^ 
liehe Sitzung zu unterbleiben hat. Der §. *6 des cit. G. bestimmt daher, ^^ 
aass der (JassätioisEorüber die an ihn gelangte Nichtigkeitsbeschwerde 
nur dann z uerst in nicht öffentlicher Sitzung nach Anhörung des General- 
^rocurators zu berathen hat, wenn der letztere oder der beim Cassations- 
hofe bestellte Referent einen der nun folgende n Beschlüsse beantragt. 
Nach §. 4 des cit. G. kann nämlich die Beschwerde bei der nicht 
öffentlichen Sitzung sofort zurückgewiesen werden: 1. wenn sie schon 
vom Gerichtshofe erster Instanz hätte zurückgewiesen werden sollen 
oder wenn der geltend gemachte Nichtigkeitsgrund bereits durch eine 
in derselben Sache ergangene Entscheidung des Cassationshofes beseitigt 
ist; 2. wenn die Beschwerde sich auf die im §. 281, Z. 1 bis 8 oder 
im §. 344, Z. 1 bis 4 St. P. 0. (s. oben §. 201) angegebenen pro- 
cessualen Nichtigkeitsgründe stützt und der Cassationshof einstimmig 
&achfel, dass dieselbe, ohne dass es einer weiteren Erörte rung bedarf, 
als offenbar unbegründet '^z'u verwerfen sei \ In'üIIen^iesen Fällen 
handelt es sich nur um Formverletzungen, über deren Nichtvorhanden- 
sein der Cassationshof sehr häufig auch ohne Abhaltung eines Gerichts - 
tages vollkommen zuverlässig auf Grund der A i^tea zu entscheiden in 
der Lage ist und zwar umsomehr, als er berechtigt ist, die Thatsachen, 
auf die es hiebei ankommt, nöthigenfalls vorerst feststellen zu lassen. 
Der Beschluss auf Zurückweisung kann übrigens bei der nicht öffent- 
lichen Beratliüng auch dann ergehen, wenn wegen anderer Nichtigkeits- 

würde, nicht statt. (Dagegen zwar E. des C. H. Nr. 97, dafür aher Beschluss des 
C. H. V. 18. Mai 1881, G. Z. Nr. 102 und E. des C. H. Nr. 921). 

14* 
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gründe oder weil der Cassationshof sich die Ausübung der ihm nach 
§. 290, Abs. 1 St. P. 0. zustehenden Befugnis, bestimmte materielle 
Nichtigkeitsgründe von Amtswegen zu berücksichtigen, vorbehalten will, 
ein Gerichtstag zur öflFentlichen Verhandlung anzuberaumen ist.^) — 
Nach §. 5 des cit. G. kann bei der nicht öffentlichen Berathung über 
eine zum Vortheile des Angeklagten ergriffene Nichtigkeitsbeschwerde 
mit Zustimmung des Generalprocurator s derselben d urch Urtheil so fort 
Folge gegeben wer3en7^'enn sich zeigt, dass die Anordnung einer 
nläüen HäflptVöfÜähdlBB^ nicht zu vermeiden ist, eine Entscheidung des 
Cassationshofes in der Sache selbst aber noch nicht einzutreten hat. 
Denn es liegt im Interesse namentlich des verhafteten Angeklagten, es 
zu ermöglichen, dass in Fällen, m aenen zu semen brunsten die Wider- 
holung der Hauptverhandlung anzuordnen ist, diese Anordnung mög- 
lichst rasch erfolgen könne. — Bei der nicht öffentlichen Berathung 
kann femer nach §. 6 des cit. G. die Einholung thatsächlicher A uf- 
klärungen über behauptete Formverletzungen (§. 281, Z. 1—4, §. 344, 
Z. 1 — 5) angeordnet werden. 

§. 207. 

Öffentliche Verhandlung. 

Wird kein Antrag auf Abhaltung einer nicht öffentlichen Sitzung 
gestellt oder wird bei derselben keiner der ob bezeichne ten Bes chlüsse 
gefasst oder si nd die etwa nöt hig befundenen thats ächlichen Aufklärungen 
über eine behauptete Jb'ormverletzung eingeholt worden, so ist vom 
^ Cassationshofe ein Gerichtstag zur öffentlichen Verhandlung der Sache 
anzuberaumen und die Vorladung des Angeklagten, sowie des allenfalls 
einschreitenden Privatanklägers in der Art vorzunehmen, dass sie die- 
selbe wenigstens acht Tage vor dem Gerichtstage erhalten. Dabei ist 
ihnen zu bedeuten, dass im Falle ihres Ausbleibens ihre Beschwerden 
und Ausfährungen vorgetragen und der Entscheidung zu Grunde gelegt 
werden würden. Ist der Angeklagte verhaftet, so wird er von dem 
Gerichtstage mit dem Beisatze in Kenntniß gesetzt, dass er nur durch 
einen Vertheidiger erscheinen könne. Hat er einen Vertheidiger bereits 
namhaft gemacht oder um die Bestellung eines solchen gebeten, so ist 
die Vorladung nur an den Vertheidiger zu richten (§ §. 286, 3| 6). Ist 
aber die NichtigkeiisBeschwerde gegen ein schwurgerichtliches Urtheil 
gerichtet, so muss dem Angeklagten, wenn er nicht selbst erklärt, dass 

*) Den Beschluss auf Zurückweisung der Nichtigkeitsbeschwerde kann der 
Cassationshof auch bei der Berathung über eine auf Grund des §. 2 des obcit. G. 
(s. oben §. 205) an ihn gelangte Beschwerde fassen, wenn die Ausführung der 
Nichtigkeitsbeschwerde überreicht oder die Frist hiezu verstrichen ist (§. 7. des 
cit. G.). 
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er auf seine Kosten einen Vertheidiger zu dem beim Cassationshofe 
stattfindenden Gerichtstage absenden wolle, ein solcher von dem Cassa- 
tionshofe aus der Zahl der am Sitze desselben wohnhaften Vertheidiger 
bestellt werden (§. 847). Bei der öffentlichen Verhandlung vor dem 
Cassationshofe trägt zuerst ein Mitglied desselben als Berichterstatter 
eine Darstellung des bisherigen Ganges des Strafverfahrens vor und 
bezeichnet die von dem Beschwerdeführer aufgestellten Nichtigkeits- 
gründe und die sich daraus ergebenden Streitpunkte, ohne eine Ansicht 
über die zu fällende Entscheidung zu äußern. Hierauf erhält der Be- 
schwerdeführer das Wort zur Begründung seiner Beschwerde und so- 
dann sein Gegner zur Erwiderung. Dem Angeklagten oder seinem 
Vertheidiger gebürt jedenfalls das Recht der letzten Äußerung. Ist 
ein Theil nicht erschienen, so wird dessen Beschwerdeschrift oder Gegen- 
ausführung vorgelesen. Hierauf zieht sich der Gerichtshof in sein 
Berathungszimmer zur Fällung des ürtheils zurück (§§. 287, 346). 

§. 208. 

Entscheidung des Gassationshofes. 

Findet der Cassationshof die Nichtigkeitsbeschwerde nicht begründet, 
so hat er dieselbe zu verwerfen, und wenn sie oflFenbar muthwillig oder 
nur zur Verzögerung der Sache angebracht wurde, gegen den Beschwerde- 
führer oder nach Umständen gegen dessen Vertreter auf eine Geldstrafe 
bis zu 100 Gulden zu erkennen (§. 288 St. P. 0. und §. 9 des obcit. G.). 
— Ist hingegen die Nichtigkeitsbeschwerde begründet, so hebt der 
Cassationshof das Urtheil, soweit es angefochten und durch den Nich- 
tigkeitsgrund berührt ist, auf. Die weitere Entscheidung hängt davon 
ab, ob der von dem Cassationshofe. anerkannte Nichtigkeitsgrund eine 
Verletzung des Processrechtes mit A usschluss der Überschreitung de r 
Anklage (§. 281, Z. 8 und §. 344, Z. 7 ) oder aber eine solche Über- 
schreitung der Anklage oder eine Verletzung des Strafgesetzes zum 
Gegenstande hat. Im ersteren Falle muss man mit Bücksicht auf die 
verschiedenen Verletzungen des Processrechtes und auf die Verschieden- 
heit des Verfahrens vor Gerichtshöfen erster Instanz oder vor Schwur- 
gerichten folgende Fälle unterscheiden: 1. Liegt einer der im §. 281, 
Z. 1—5 (s. oben §§. 201, 202) angeführten Nichtigkeitsgründe vor, so 
ordnet der Cassationshof eine neuerliche Hauptverhandlung an und ver- 
weist die Sache nach seinem Ermessen entweder an denselben oder 
an einen anderen Gerichtshof erster Instanz. 2. Hat der Grerichtshof 
erster Instanz mit Unrecht seine Nichtzuständigkeit ausgesprochen oder 
die Anklage nicht erledigt (§. 281, Z. 6 und 7), so trägt ihm der 
Cassationshof auf, sich der Verhandlung und Urtheilsfallung zu unter- 





.^ 




hobeil mid ai(; Sä(5ll(^ an den G^HCh t Sliöf/) P^t dem die IJchwu r- 
gencütssitzung abgehalten wurde, zur neuerlichen Urtheilsfällung ver- 



wiesen (§. 349). 

§. 209. 

Fortsetzung. 

Liegt der Nichtigkeitsgrund in der Überschreitung der Anklage 
oder in einer Verletzung des Strafgesetze s, so erkennt der Cassations- 
lof nach Aufhebung des früheren ürtheils in der Sache selbst, indem 
er seiner Entscheidung die durch das ürtheil des Gerichtshofes erster 
Instanz oder durch den Wahrspruch der Geschwornen festgestellten 

*) Der Gerichtshof entscheidet in einer Versammlung von drei Richtern, 
welche nach Thunlichkeit aus denselben Mitgliedern, welche den Gerichtshof der 
Schwurgerichtssitzung bildeten, zusammenzusetzen ist (§. 349.) 
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ziehen, welche sich im letzteren Falle auf die unerledigt gebliebenen 
Anklagepunkte zu beschränken hat (§. 288, Z. 1, 2). 3. Liegt einer 
der im §. 344, Z. 1 bis 9 (s. oben §. 201) erwähnten Fälle vor, so hebt 
der Cassationshof den Wahrspruch der Geschwornen und das darauf 
beruhende Urtheil auf und verweist die Sache in die nächste Schwur- 
gerichtssitzung des von ihm zu bezeichnenden Gerichtshofes zur noch- 
maligen Verhandlung und Entscheidung. Eine Ausnahme von dieser 
Verweisung tritt aber dann ein, wenn der Nichtigkeitsgrund darin besteht, 
dass an die Geschwornen eine Frage über eine That gestellt wurde, 
auf welche die Anklage weder ursprünglich gerichtet, noch während 
der Hauptverhandlung ausgedehnt wurde und die Geschwornen diese 
Frage bejaht haben (§§. 267 und 344, Z. 7); denn in diesem Falle 
fallt der Cassationshof nach Aufhebung des Wahrspruches und des 
ürtheils rticksichtlich dieser die Anklage tib erschreitend en That e in 
Freisprechüngsurtheil. — Berührt der geltend gemachte Nichtigkeits- 
grund nicht alle Theile des Wahrspruches und des darauf beruhenden 
ürtheils und ist eine Sonderung möglich, so bleiben die nicht betroffenen 
Theile des Wahrspruches und des ürtheiles aufrecht und der Schwur- 
gerichtshof, an welchen die Sache verwiesen wird, hat dieselben seiner 
Entscheidung zu Grunde zu legen (§. 348). Bestünde also z. B. der 

\/ ^dö Nichtigkeitsgrund darin, dass eine E ventualfrag e nicht gestellt wurd e, 
£— — — " so bliebe der verneinende Wahrspruchrücksichtlich der Hauptfrage und 
AJk^ 1 ?^dasja^a^^ 

^ hofe seiner EntscKeidung zu Grunde zu legen. 4. Wenn endlich der 

^f '•^'Jl^ Nichtigkeitsgrund darin besteht, dass das von dem Schwurgerichtshofe 
;. .gefällte Strafurtheil nicht die bei sonstiger Nichtigkeit gesetzlich vo r- 

' r^ h geschriebenen Punkte enthält, so bleibt zwar der Wahrspruch der G e- 
scnwomen aufrecht, das darauf beruhende ürtheil wird aber aufge- 
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Thatsachen zu Grunde legt. In diesem Falle darf aber der Cassations- 
hof, wenn die Nichtigkeitsbeschwerde lediglich zu Gunsten des Ange- 
klagten ergriffen wurde, unbeschadet der ihm zustehenden Freiheit der 
juristischen Qualification der That, doch keine strengere Strafe ver- 
hängen, als welche das angefochtene Urtheil ausgesprochen hatte (Ver- 
bot der reformatio in pejus, §§. 290, 346). — Findet jedoch der 
Cassationshof in dem Urtheile und dessen Entscheidungsgründen jene 
Thatsachen nic ht festgestellt, welche bei richtiger Anwendung des 
Gesetzes dem JWrkenntnisse zu Grunde zu legen wären, z. B. die That- Ssv,^ 
Sache der thätigen Reue beim Diebstahle, welche die erste Instanz^ da ^*^ 
Sie Betrug m der Sache erkannte,^ mcl^t , fläher, erh^ b^ so verweist er ^ 
Lie Sache zu neuerlicher Verhandlung und Entscheidung an denselben 
oder an einen anderen Gerichtshof erster Instanz oder wenn die Sache 
bei richtiger Anwendung des Gesetzes sich als Übertretung darstellt, 
an das zuständige Bezirksgericht (§. 288). Handelt es sich aber um 
ein Urtheil eines Schwurgerichtshofes, so verweist der Cassationshof in 
einem solchen Falle die Sache in die nächste Schwurgerichtssitzung 
des von ihm zu bezeichnenden Sprengeis oder wenn die strafbare 
Handlung bei richtiger Anwendung des Gesetzes nicht mehr vor das 
Geschwomengericht gehört, vor das zuständige Gericht ^u nochmaliger 
Verhandlung (§. 350). 

§. 210. 

Theilweise Aufhebung des ürtheils. 

Der Cassationshof ist berechtigt, das angefochtene Urtheil auch 
nur theilweise aufzuheben, und zwar a) wenn die Nichtigkeitsbeschwerde 
nur gegen einzelne in dem Urtheile enthaltene Verfügungen gerichtet 
ist, z. i5. nur gegen die Überschreitung der Grenzen des gesetzlichen 
Strafsatzes, ohne die rechtliche Qualification der That anzufechten, und 
der Cassationshof diese Verfügungen von dem Inhalte des ganzen Ürtheils 
trennbar findet; h) wenn dem angefochtenen Urtheile mehrere strafbare 
Handlungen zu Grunde liegen und die Nichtigkeitsbeschwerde sich nur 
auf Verletzungen wesentlicher Förmlichkeiten des Verfahrens rücksicht- 
lich einzelner derselben (z. B. auf die Unterlassung der Beeidigung eines 
Zeugen rttcksichtlich der einen der mehreren strafbaren Handlungen) 
gründet oder nur auf einer Verletzung oder unrichtigen Anwendung des 
Gesetzes rücksichtlich einzelner dieser strafbaren Handlungen beruht. 
In diesen unter h) angeführten Fällen findet jedoch eine theilweise Auf- 
hebung des angefochtenen Ürtheils nur dann statt, wenn es als leicht 
ausführbar erscheint, das Verfahren nur rücksichtlich jener einen straf- 
baren Handlung, in Beziehung auf welche die Nichtigkeit eintrat, zu 
wiederholen, was voraussetzt, dass die mehreren strafbaren Handlungen 
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unter sich in keinem engen Zusammenhange stehen; oder wenn ohne 
Wiederholung des Verfahrens ein neuerlicher Ausspruch rücksichtlich 
dieser einzelnen strafbaren Handlung ausführbar erscheint. Wäre eine 
solche Sonderung des Verfahrens oder des Ausspruches über die An- 
wendung des Gesetzes nach dem Ermessen des Cassationshofes nicht 
ausführbar, so mttsste er das ürtheil in der Gänze aufheben und ent- 
weder selbst das Erkenntnis in der Hauptsache fällen oder eine neue 
Verhandlung anordnen (§§. 289, 346). 

§. 211. 
Entscheidung von Amtswegen. 

In der Regel hat sich der Cassationshof bei Prüfung der Nichtig- 
keitsbeschwerde auf die vom Beschwerdeführer in gesetzlicher Form 
geltend gemachten Nichtigkeitsgründe zu beschränken. Von dieser Regel 
findet aber in dreifacher Richtung eine Ausnahme statt, und zwar: 
a) Den Nicht igkeitsgrund der Verletzung des Straf gesetzes (§. 281, Z. 9 
bis ll; §. 3M, Z. lu — 12) hat der CaFsaTionshoT'von ÄintsWege zu 
berücksichtigen, insoweit diese Verletzung dem Angeklagt en zum Nach- 
theile gerei cht. Ob di e Beschwerd e zum Vortheile oder zum Nachtheile 
des Angeklagten und ob im e rsteren Fall e der Nichti^keitsgrund der 
Verletzu ng de s Strafgesetzes geltend gemacht wurde, ist unentscheidend. 
i) Hat von mehreren Angeklagten einer die Nichtigkeitsbeschwerde 
ergriffen und kommt der Nichtigkeitsgrund, auf welchem die Verfügung 
des Cassationshofes zu Gunsten dieses Angeklagten beruht, auch einem 
Mitangeklagten zu Statten, welcher die Nichtigkeitsbeschwerde nicht 
ergriflfen hat, so hat der Cassationshof so vorzugehen, als hätte auch 
dieser Mitangeklagte diesen Nichtigkeitsgrund geltend gemacht. Wenn 
daher dieser Nichtigkeitsgrund, wäre er auch geltend gemacht worden, 
doch ohne Wirkung wäre, weil z. B. der zu seiner Geltendmachung 
nothwendige Widerspruch bei der Hauptverhandlung nicht vorgebracht 
wurde, so könnte das ürtheil rücksichtlich des Mitangeklagten nicht für 
nichtig erklärt werden (§§. 290, 346). c) Bei der Berathung über jede 
Nichtigkeitsbeschwerde hat der Cassationshof auc h nach §. 362 von 
Amtswegen zu prüfen, ob sich nicht erhebliche Bedenken gegen die 
Richtigkeit der dem Urtheile zu Grunde gelegten Thatsachen ergeben, 
und wenn dies der Fall ist, entweder sogleich ein neues ürtheil zum 
Vortheile des Angeklagten zu fällen oder aber die Wiederaufnahme des 
Strafv^erfahrens zu dessen Gunsten zu verfügen.*) 

Das ürtheil des Cassationshofes ist, nachdem sich derselbe in den 
Gerichtssaal zurückbegeben hat, sammt den Entscheidungsgründen münd- 

^) Das nähere darüber unten in der Lehre von der Wiederaufnahme. 
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lieh zu verkünden und wenn der Angeklagte der Verhandlung bei dem 
Cassationshofe nicht beigewohnt hat, so ist ihm ohne Verzug eine amt- 
lich beglaubigte Abschrift des ürtheils durch den Gerichtshof erster 
Instanz zuzustellen. Rticksichtlich der Ausfertigung des Ürtheils und der 
Führung des ProtokoUes bei den Verhandlungen des Cassationshofes 
sind die für die Gerichtshöfe erster Instanz geltenden Vorschriften an- 
zuwenden (§§. 291, 346). 

§. 212. 

Neuerliches Verfahren in erster Instanz. 

Hat der Cassationshof nach Aufhebung des erstrichterlichen ür- 
theils die Vornahme einer neuerlichen Verhandlung angeordnet, so findet 
diese auf (irund der trflnere n Aniaage stat t, sotem nicht der Cassati ons- 
hpf eine Abwe i chung angeordnet, tiat Bei dieser neuerlichen Verhand- 
lung, welche, da die frühere Verhandlung als rechtlich ungiltig erklärt 
wurde, als die erste in der Sache anzusehen ist, gelten daher die all- 
gemeinen Bestimmungen über naie' Vofnähme"^on Hauptverhandlungen, 
daher auch der Ankläger berechtigt ist, bei dieser neuerlichen Ver- 
handlung von der Anklage zurückzutreten (E. des C. H. Nr. 380), was 
ein freisprectendes Ürtheil zur i^olge hätte. Keineswegs ist aber der 
Ankläger berechtigt, noch vor Beginn der neuerlichen Verhandlung von 
der Anklage zurückzutreten, denn durch das Urtheil des Cassationshofes 
ist ja nur die frühere Hauptverhandlung und das auf derselben beruhende 
Urtheil für rechtlich unwirksam erklärt worden, keineswegs aber auch 
: das der Hauptverhandlung vorhergegangene Verfahren. Dieses besteht 
I daher aufrecht und da der Ankläger in demselben von der Anklage 
I nicht zurückgetreten ist, so kann ihm das Recht zum Rücktritte vor der 
1 neuerlichen Verhandlung umsoweniger zustehen, als dadurch das Recht 
\ des Angeklagten, nach eröffneter Hauptverhandlung durch Urtheil frei- 
* gesprochen zu werden, verkürzt würde. — Bei der neuerlichen Ver- 
handlung ist der Gerichtshof an die Rechtsansicht, von welcher der 

^^ eidung ausgegangen, g^ebunden u nd darf, 

wenn die Nichtigkeitsbeschwerde lediglich zu Gunsten des Angeklagten 
ergriffen worden war, keine strengere Strafe (wohl aber höhere Kosten, 
E. des C. H. Nr. 569) gegen den Angeklagten verhängen, als welche 
das erste Urtheil ausgesprochen hatte. — Gegen das neuerliche Urtheil 
kann die Nichtigkeitsbeschwerde aus allen oben angeführten Gründen, 
soweit dieselben nicht bere its durch eine in derselben Sache ergangene 
EIIfscEeidung des Cassationshofes beseitigt sind, ergriffen werden 

(§§. 2»a. 6b[). 
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§. 213. 
2. Die Berufung gegen ürtheile der Oerichtshöfe. Grund znr Bemfang. 

Gegen die Ürtheile der Gerichtshöfe erster Instanz und der 
Schwurgerichtshöfe steht neben der Nichtigkeitsbeschwerde auch das 
Rechtsmittel der Berufung zu. Dieselbe kann nur gegen den Ausspruch 
über die Strafe, insoweit sie mit Zugrundelegung des gesetzlichen 
Strafsatzes zu hoch oder zu niedrig bemessen wurde und gegen den 
Ausspruch über die privatrechtlichen Ansprüche ergriffen 
werden. Gegen den Ausspruch über die Processkosten ist die Berufung 
nicht zugelassen, vielmehr steht, insoweit die Beschwerde über den 
Kostenpunkt nicht ohnehin mit der wider das ürtheil zustehenden Nich- 
tigkeitsbeschwerde angebracht werden kann, jedem Betheiligten, der sich 
durch eine Entscheidung oder Verfügung des Gerichtshofes in Ansehung 
der Kosten gekränkt erachtet, dagegen nach §. 392' die Beschwerde 
an den Gerichtshof zweiter Instanz zu. — Wegen des Ausspruches über 
die Strafe kann die Berufung von allen zur Ergreifung der Nichtigkeits- 
beschwerde Berechtigten, jedoch zum Nachtheile des Angeklagten nur 
dann ergriffen werden, wenn eine ausserordentliche Strafmilderung oder 
eine Strafumwandlung (§§. 54, 55, 260, 261, 262 St. G. und §. 338 St. 
P. 0.) erfolgt ist, wenn also das Gericht zn Gunsten des Angeklagten 
den gesetzlichen Strafrahmen sei es durch Wahl einer anderen Strafart 
oder durch Überschreitung der Minimalgrenze, verlassen hat ; zu Gunsten 
des Angeklagten aber nur dann, wenn der Gerichtshof von diesem ihm 
zustehenden Rechte nicht ohnehin schon Gebrauch gemacht, sich somit 
innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens gehalten hat (J. M. E. vom 
3. Jänner 1875, Z. 17476 an die Generalprocuratur).*) Gegen den Aus- 
spruch über die privatrechtlichen Ansprüche kann nur der Angeklagte 
jind dessen gesetzliche Vertreter und Erben, keineswegs aber auch der 
^Privatbetheiligte/ die Berufung ergreifen ; diesem letzteren steht nur der 
Civürechtsweg offen (§§. 283,' 366, 372).2)3) 



¥ h^Y' *^*3§^ ') Damit übereinstimmend PL B. 
^%JtLi.lL ^V gegen den Ausspruch über die Strafe it 



des C. H. Jud. B. Nr. 26: „Die Berufung 
gegen den Ausspruch über die Strafe ist nach §. 283 St. P. 0. zn Gunsten des An- 
geklagten ausgeschlossen, wenn der Gerichtshof bereits die gesetzliche Strafart 
geändert, oder die Strafe unter das Mindestausmaß herabgesetzt hat. Rücksichtlioh 
jener Strafen, welche ihrer Natur nach eine außerordentliche Mildei-ung oder Um- 
wandlung nicht zulassen (untheilbare Strafen), unterliegt das Berufnngsrecht keiner 
Beschränkung." Das Letztere gilt auch dann, wenn die angewendete Straf bestimmung 
(z. B. §. 301 St. G.) kein Mindestausmaß enthält.-^ 

') Wird durch das ürtheil die Zulässigkeit der Stellung des Verurtheilten 
unter Polizeiaufsicht ausgesprochen oder nicht ausgesprochen, so steht nach §• 5 des 
G. V. 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108 auch dagegen die Berufung zu und auf die- 
selbe finden die allgemeinen Vorschriften über die Berufung Anwendung, jedoch 
unterliegt dieselbe nicht den oben angeführten Beschränkungen. Bezüglich des Aus- 
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§. 214. 

Verfahren. 

Die Berufung ist binnen drei Tagen nach Verkündung des Urtheils 
bei dem Gerichtshofe erster Instanz anzumelden. E ine verspä tet 
oder von einer nicht berechtigten Person tibe rreichte Berufung da rf der 
Gerichtshof erster Iristkhz nicht zurückweise n, sondern er muss dieselbe 
dem höheren ixenchte vorlege n^ welches allein berechtigt ist, über 
formell unzulässige Berufungen zu entscheiden. Die Berufungsanmeldung 
hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn sie gegen die Strafart 
gerichtet ist oder wenn der Angeklagte, insofern sie gegen das Straf- 



maß gerichtet ist, nicht selbst die Strafe einstweilen antreten zu wollen 




Spru ches 

r'uTu n g s a u s f ü h r u n g hat der Beschwe'räeftihrer ümnen acht Tagen 
nach der Anmeldung einzubringen (§. 294). Der Beschwerdeführer hat 
in der Anmeldung oder Ausführung der Berufung den Grund anzuführen, 
aus dem er sich beschwert erachtet. Es wäre daher eine Berufung 
wegen mangelhafter Bezeichnung der Beschwerdepunkte sofort zu ver- 
werfen, wenn dieselbe einen Zweifel darüber zulässt, ob sie gegen die 
Strafart oder die Strafdauer, oder ob sie gegen den Ausspruch über die 
privatrechtlichen Ansprüche, und falls dieser Ausspruch mehrere Punkte 
enthält, gegen welchen derselben sie gerichtet ist (PI. B. des C. H. 
Jud. Nr. 25). 

§. 215. 

Entscheidung. 

Der Gerichtshof zweiter Instanz, an den nach Überreichung der 
Ausführung oder nach Ablauf der hiezu bestimmten Frist alle Acten zu 
übersenden sind, entscheidet nach Anhörung des Oberstaatsanwaltes 
über die Berufung in nicht öffentlicher Sitzung, ohne dass gegen diese 
Entscheidung ein weiteres Rechtsmittel zulässig ist. Er hat, wenn er 



Spruches auf Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt kann die 
Berufung zu Gunsten des Angeklagten ergriffen werden, wenn auf die Zulässigkeit 
der Anhaltung erkannt wurde und zum Nachtheile des Angeklagten, wenn auf 
dieselbe nicht erkannt wurde (G. v. 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, §. 7). 

^) Den Erben des Angeklagten würde die Berufung gegen den Ausspruch 
über die privat rechtlichen Ansprüche für den Fall zustehen, wenn der Angeklagte 
vor seinem Tode auf die Nichtigkeitsbeschwerde verzichtet hätte, daher in dieser 
Beziehung das Ürtheil rechtskräftig, die Frist zur Berufung aber noch nicht abge- 
laufen wäre. 



^ 
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nicht die Berufung wegen Verspätung oder wegen Mangels der Berech- 
tigung oder wegen Mangels der Angabe des Beschwerdepunktes als 
unzulässig zurückzuweisen findet, bei seiner Entscheidung den Ausspruch 
des Gerichtshofes über die Schuld des Angeklagten und über das anzu- 
wendende Strafgesetz zu Grunde zu legen. Innerhalb dieser Schranke 
hat aber der Gerichtshof zweiter Instanz über das Vorhandensein und 
das Gewicht von Erschwerungs- und Milderungsgrütiden nach freiem 
Ermessen zu erkennen und ist in dieser Beziehung an die thatsächlichen 
Annahmen des ersten Richters nicht gebunden. Er hat sich jedoch bei 
seiner Entscheidung auf die der Berufung unterzogenen Punkte zu be- 
schränken, woraus aber nicht gefolgert werden darf, dass er, wenn die 
Berufung wegen des Ausspruches über die Strafe ergriffen wurde, nur 
zu prüfen habe, ob die Anwendung des außerordentlichen Strafmilde- 
rungs- oder des Strafumwandlungsrechtes oder umgekehrt dessen Nicht- 
anwendung gesetzlich gerechtfertigt sei, so dass ihm z. B. nicht gestattet 
wäre, auch bei Anerkennung des außerordentlichen Milderungsrechtes 
die Strafe gleichwohl zu erhöhen. Denn den Beschwerdepunkt bildet 
ja nicht die Anwendung oder Nichtanwendung des außerordentlichen 
Strafinilderungs- oder Strafumwandlungsrechtes, sondern der Ausspruch 
über die Strafe, und bei Prüfung dieses Beschwerdepunktes ist der 
Gerichtshof 2. Instanz nur insoweit beschränkt, als er, wenn die Be- 
rufung lediglich zu Gunsten des Angeklagten ergriffen worden ist, keine 
strengere Strafe gegen den Angeklagten verhängen darf, als welche das 
erste Urtheil ausgesprochen hatte. — Setzt der Gerichtshof die Strafe 
zu Gunsten eines Mitangeklagten in Folge der von ihm ergriffenen 
Berufung herab und kommen die Gründe seiner Entscheidung auch 
andern Mitangeklagten zu Statten, so hat er von Amtswegen so vorzu- 
gehen, als hätten auch diese Mitangeklagten die Berufung ergriffen, 
vorausgesetzt, dass ihnen das Berufungsrecht überhaupt zugestanden 
wäre (§. 295). 

§. 216. 

Berufung und Nichtigkeitsbeschwerde. 

Wurde außer der Berufung auch eine Nichtigkeitsbeschwerde von 
der einen oder anderen Seite ergriffen, so hat, um das Verfahren zu 
vereinfachen, der Cassationshof nach oder bei Erledigung der Nichtig- 
keitsbeschwerde auch über die Berufung zu entscheiden, und zwar stets 
in nicht öffentlicher Sitzung nach Anhörung des Generalprocurators 
(§. 296). Dieses Recht steht dem Cassationshofe daher auch dann zu, 
wenn die Berufung von einem Angeklagten ausgeht oder einen Ange- 
klagten betrifft, in Ansehung dessen zwar das Urtheil nicht mit einer 
Nichtigkeitsbeschwerde angefochten ist, welcher aber mit demselben 



Berufunf? gegen bezirksgerichtliche ürtheile. 221 

Erkenntnisse, gegen welches bezüglich eines andern Angeklagten eine 
Nichtigkeitsbeschwerde vorliegt, verurtheilt wurde (PL B. des C. H. 
Jud. Nr. 32). 

§. 217. 

3« Die Berufung gegen ürtheile der Bezirksgerichte. Berufungsgrände . 

Gegen ürtheile der Bezirksgerichte, mögen sie gegen einen An- 
wesenden oder Abwesenden ergangen sein, findet nur das Rechtsmittel 
der Berufung an den Gerichtshof erster Instanz statt. ^) Diese Berufung 
schließt auch die Nichtigkeitsbeschwerde in sich und kann wegen 
Nichtigkeit aus folgenden Gründen ergriflfen werden: 1. wenn das 
Bezirksgericht örtlich nicht zuständig oder nicht gehörig besetzt war, 
oder wenn ein gesetzlich ausgeschlossener Richter das Urtheil gefällt 
hat; 2. wenn eine Vorschrift verletzt oder vernachlässigt worden ist 
deren Beobachtung das Gesetz bei sonstiger Nichtigkeit vorschreibt;^) 

3. wenn während der Hauptverhandlung über einen Antrag des Be- 
schwerdeführers nicht erkannt worden ist oder wenn durch ein gegen 
seinen Antrag oder Widerspruch gefälltes Zwischenerkenntniß Gesetze 
oder Grundsätze des Verfahrens hintangesetzt oder unrichtig angewendet 
worden sind, deren Beobachtung durch das Wesen eines die Strafver- 
folgung und die Vertheidigung sichernden Verfahrens geboten ist; 

4. wenn der Ausspruch des Bezirksgerichtes über entscheidende That- 
sachen undeutlich, unvollständig oder mit sich selbst im Widerspruche 
ist; wenn für diesen Ausspruch keine Gründe angegeben sind oder 
wenn zwischen den Angaben der Entscheidungsgründe über den Inhalt 
von bei den Acten befindlichen Urkunden oder über gerichtliche Aus- 
sagen und den Urkunden oder Vernehmungs- und Sitzungsprotokollen 
selbst ein erheblicher Widerspruch besteht ; 5. wenn das Bezirksgericht 
mit Unrecht seine sachliche Nichtzuständigkeit ausgesprochen hat; 
6. wenn das ergangene Urtheil die Anklage nicht erledigt oder dieselbe 
gesetzwidrig überschritten hat ; 7. wenn durch den ergangenen Ausspruch 
über die Frage a) ob die dem Angeklagten zur Last fallende That eine 
zur Zuständigkeit der Gerichte gehörige Übertretung begründe; b) ob 
Umstände vorhanden seien, vermöge welcher die Strafbarkeit der That 
aufgehoben oder die Verfolgung wegen derselben ausgeschlossen ist, 
endlich c) ob die nach dem Gesetze erforderliche Anklage fehle, ein 
Gesetz verletzt oder unrichtig angewendet wurde; 8. wenn die der Ent- 
scheidung zu Grunde liegende That durch unrichtige Gesetzesauslegung 

*) über den Einspruch gegen in Abwesenheit des Angeklagten geschöpfte ^***'^ 
ürtheile des Bezirksgerichtes, welcher kein Eechtsmittel im e. S., sondern ein Gesuch >^ 
u m Wied ereinsetzung in den vorigen btand isi, siehe oben §. d8* """ - y^ 

^ ») §§• 120, 151, 152, 170, 271, 456 unTlSST / 
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einem Strafgesetze unterzogen wurde, welches darauf keine Anwendung 
findet; 9. wenn das Bezirksgericht bei Ausmessung der Strafe seine 
Straf befugniß oder die Grenzen des gesetzlichen Strafsatzes, soweit der- 
selbe durch namentlich im Gesetze angeführte Erschwerungs- oder Mil- 
derungsumstände begründet wird oder wenn er die Grenzen des ihm 
zustehenden Strafumwandlungs- oder Milderungsrechtes überschritten hat. 

— Die Geltendmachung einzelner dieser Nichtigkeitsgrttnde hängt aber 
von denselben Bedingungen ab, von welchen die Geltendmachung der- 
selben Nichtigkeitsgrtinde gegen Urtheile der Gerichtshöfe abhängig ist, 
jedoch mit der Ausnahm e, dass auc h der Ankläger der Geltendmachung 
eines Nichtigkeitsgrundes deshalb nicht verlustig wi rd, weil er hinsicht- 
lich eines Formgebrechens die Entscheidung des Bezirksrichters nicht 
begehrt und die Beschwerde nicht sofort nach Verweigerung oder Ver- 
kündigung der Entscheidung sich vorbehalten hat (§. 468). 

Die Berufung kann femer wegen des Ausspruches über die 
Schuld, mag das Urtheil ein Straf- oder ein freisprechendes ürtheil 
(PI. E. des C. H. Nr. 33) sein, ergriffen werden. Dadurch, dass auch 
der Schuldausspruch in thatsächlicher Beziehung (die That- oder Beweis- 
frageentscheidung) Gegenstand der Anfechtung ist, unterscheidet sich die 
Berufung gegen bezirksgerichtliche Urtheile wesentlich von der Berufung 
gegen Urtheile der Gerichtshöfe. Die Gründe, welche die Gesetzgebung 
zu dieser Abweichung von dem Principe der Unanfechtbarkeit der That- 
frageentscheidung bestimmt haben, wurden bereits oben S. 201 angegeben. 

— Die Berufung kann femer wegen des Ausspruches über die 
Strafe j edoch nur unter den bei der Bemfi i^ig ff^ff^" TTrfiii>nA der 
Geri chtshSfe geltenden Voraussetzungen und endlich auch wegen der 
Entscheidung über die privatrechtlichen Ansprüche ergriffen 
werden (§. 464). Wegen des Ausspraches über die Processkosten ist 
die Berufung nicht zulässig ; wegen derselben könnte nur die Beschwerde 
an den Gerichtshof erster Instanz ergriffen werden. 

§. 218. 

Berechtigte Personen. 

Die Berufung kann sowohl zu Gunsten als auch zum Nachtheile 
des Angeklagten ergriffen werden. Zu Gunsten des Angeklagten kann 
die Berufung nicht nur von ihm selbst, sondern auch von seinem Ehe- 
gatten, seinen Verwandten in auf- und absteigender Linie, seinem Vor- 
munde und im Falle seiner Minderjährigheit von seinen Eltern und seinem 
Vormunde auch gegen seinen Willen ergriffen werden. Stirbt der An- 
geklagte vor eingetretener Rechtskraft des Urtheils, so können die er- 
wähnten Personen ebenfalls die Berufung ergreifen, was sich daraus 
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ergibt, dass nach dem Gesetze Erben des Angeklagten, welche nicht in 
einem der erwähnten Verhältnisse zu dem Angeklagten standen, die 
Berufung nur wegen der in dem Urtheile allenfalls enthaltenen Entschei- 
dung über die privatrechtlichen Ansprüche ergreifen oder fortsetzen 
können. — Zum Nachtheile des Angeklagten kann die Berufung vom 
Ankläger und vom Privatbetheiligten, von dem Letzteren aber selbst 
dann, wenn er als Subsidiarankläger aufgetreten ist, nur wegen seiner 
privatrechtlichen Ansprüche, daher nur dann, wenn der Angeklagte ver- 
urtheilt wurde, ergriffen werden (§. 4653. . ..^ t f A ^ 

Anmeldung und Ausführung. 

Die Berufung ist binnen drei Tagen nach Verkttndung des Urtheils 
bei dem Bezirksgerichte anzumelden. War der Angeklagte bei der Ver- 
kündung des Urtheils nicht anwesend, so läuft die Frist zur Anmeldung 
von dem Tage, an welchem er von dem Urtheile verständigt wurde. ^) 
Für diejenigen Personen, welche außer dem Angeklagten die Berufung 
zu seinen Gunsten ergreifen können, läuft die Frist zur Anmeldung von 
demselben Tage, von welchem sie für den Angeklagten zu laufen beginnt. 
Die Anmeldung der Berufung hat in der Regel aufschiebende Wirkung. 
Die Entlassung eines freigesprochenen Angeklagten aus der Haft wird 
jedoch wegen der Berufung des Staatsanwaltes nur dann aufgeschoben, 
wenn diese sogleich bei der Verkündung des Urtheils angemeldet wurde. 
Übrigens kann der zu einer Freiheitsstrafe Verurtheilte, wenn er sich 
weder durch den Ausspruch über die Schuld, noch durch den über die 
Strafart, sondern nur durch das Strafmaß beschwert erachtet, die Strafe 
einstweilen antreten. Dasselbe gilt auch dann, wenn der Verurtheilte 
die Berufung nicht ergriffen hat und der Ankläger seine Berufung nur 
gegen das Strafmaß richtet (§. 466). 

Der Beschwerdeführer hat das Recht, innerhalb acht Tagen nach 
der Anmeldung oder wenn er vor oder bei derselben eine Abschrift des 
Urtheils verlangt hat, nach der Zustellung derselben, eine Ausführung 
der Gründe seiner Berufung bei dem Bezirksgerichte zu überreichen. 
In derselben kann er auch neueThatsachen oder neue Beweismittel 
jedoch mit genauer Angabe aller zur Beurtheilung ihrer Erheblichkeit 



>) Ergreift der Angeklagte, welcher bei der Yerhandlung nicht anwesend war, 
gegen das Urtheil den Einspruch (s. oben S. 72), und wird dieser verworfen, so 
steht ihm dagegen die Beschwerde an den Gerichtshof erster Instanz binnen drei 
Tagen zu. Mit dieser Beschwerde kann für den Fall der Verwerfung derselben die 
Berufung Yerbanden werden (§. 478), wenn nicht dieses Rechtsmittel bereits mit 
dem Einsprüche yerbunden gewesen wäre (Fl. E. des C. H. Nr. 585). 
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dienenden Umstände anzeigen (§. 467, al. 1), ein Recht , welches a uch 
m Gegner des Berufungswerbers zusteht (Ti. j^. jsr^ 1(14»). Ermuss 



femer enlwtifl^f bei der Anmeldung oder in der Ausführung der Be- 
rufung ausdrücklich erklären, durch welche Punkte des Erkenntnisses 
er sich beschwert erachte*) und welche Nichtigkeitsgründe er geltend 
mache, widrigens auf die Berufung, beziehungsweise auf Nichtigkeits- 
gründe von dem Gerichtshofe erster Instanz keine Rücksicht zu nehmen 
ist, wobei aber bemerkt werden muss, dass die zu Gunsten des Ange- 
klagten ergriffene Berufung gegen den Ausspruch über die Schuld auch 
die Berufung gegen die Straf bemessung in sich enthält. Übrigens kann 
der Beschwerdeführer außer den i n der Anmeldung; b p.7PnY]iTif tftn Punkten 
i n der Ausfuhrung |]ftffb wpjtpr^^ Ttr>anii^n,.rinpii n i |n^iH i i nVion ^pi. 

E. des C. H. Nr. 66). Betreffend die Geltendmachung der Nichtigkeits- 
gründe, so müssen dieselben auch hier deutlich und bestimmt bezeichnet, 
es muss insbesondere der Thatumstand, welcher den Nichtigkeitsgrund 
bilden soll, ausdrücklich oder doch durch deutÜche Hinweisung angeführt 
sein. — Die Anmeldung der Berufung kann mündlich oder schriftlich 
geschehen. Im ersteren Falle hat der Richter den Beschwerdefahrer 
zur genauen Angabe der Beschwerdepunkte besonders aufzufordern und 
über die Rechtsfolgen der Unterlassung dieser Angabe zu belehren. — 
Eine verspätete Berufungsanmeldung oder Ausführung ist vom Bezirks- 
gerichte zurückzuweisen, wogegen dem Betheiligten die Beschwerde an 
den Gerichtshof qrster Instanz zusteht (§§. 467, 481) . 

§. 220. 

Berufangsverfahren. 

Der Gerichtshof erster Instanz hat über jede an ihn gelangte Be- 
rufang zuerst in nicht öffentlicher Sitzung nach Anhörung des 
Staatsanwaltes, und zwar auch im Falle einer zu Grunde liegenden 
Frivatanklage (J . M . li]. v. b ' . Janua r 18 7 4, Z. 168iaj zn lSer athe n. Er 
kann in Jb'olge dessen die Berufung sofort verwerfen, la^ wenn sie 
von einer Person ergriffen wurde, welcher das Berufungsrecnt überhaupt 
oder doch in der Richtung, in welcher es in Anspruch genommen wird, 
nicht zusteht, h) wenn der Berufungswerber auf das Berufungsrecht 
Verzicht geleistet hat; c) wenn die Berufung zu spät angemeldet wurde 
und d) wenn die Punkte, gegen welche sie gerichtet ist, oder wenn die 
Nichtigkeitsgründe, wegen welcher allein sie ergriffen wurde, nicht einzeln 



*) Dieser Forderung ist Genüge geschehen, wenn der Berufangswerber erklärt, 
er berufe, um nicht schuldig erkannt zu werden oder um eine Milderung der Strafe 
oder eine Herabminderung des zuerkannten Schadenersatzanspruches zu erwirken 
(PI. E. des C. H. Nr. 37). / /* 

1} ^ifi.^ ly^-^^rO^ ;s^^»w>% kc^ 4^ ^%^^ ^ ^^4' 'U WirV2\ 
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und bestimmt bezeichnet sind, es wäre denn, dass der Richter bei einer 
mündlich angemeldeten Berufung unterlassen hätte, den Berufungswerber 
zur Angabe der Beschwerdepunkte aufzufordern, in welchem Falle die 
Anmeldung zur Verbesserung rückzusenden wäre. — Ist die Berufung 
lediglich gegen den Ausspruch über die Strafe oder die privatrechtli chen 
Ansprüche gerichtet, so hat der Gerichtshof in U bereinstimmung mit dem 
bei i5eruiungeir"gegen ürtheile der Gerichtshöfe geltenden Verfahren 
sofort in der Sache selbst zu entscheiden (§. 469). Zeigt sich end- 
lich bei der nicht öffentlichen Berathung, dass die Hauptverhandlung in 
erster Instanz wiederholt werden muss, so hat der Gerichtshof sofort 
das ürtheil des Bezirksgerichtes aufzuheben und die Sache zur neuer- 
lichen Verhandlung entweder an dasselbe oder an ein anderes Bezirks- 
gericht seines Sprengeis zu verweisen (§.470, al. 3). — Liegt keiner 
der bisher erwähnten Fälle vor, so ist ein Gerichtstag zur öffent- 
lichen Verhandlung über die Berufung, und zwar auch soweit sie 
gegen den Ausspruch über die Strafe und die privatrechtlichen Ansprüche 
gerichtet ist, anzuordnen (§. 471, al. 1), und es sind jene Zeugen und 
Sachverständige zu bestimmen, die zu derselben vorgeladen werden sollen. 
Bei dieser Bestimmung hat sich der Gerichtshof an folgende Grundsätze 
zu halten: a) Die bereits in erster Instanz vernommenen Zeugen und 
Sachverständigen sina in der Megel zu Jef heuerlichen'TerBändlung nicht 
vorzuladen, sondern es sind die in erster Instanz aufgenommenen Fro- 
tokoUe der Entscheidung zu Grunde zu legen. Ausnahmsweis e kann aber 
der Gerichtshof eine nochmalige Vorladung und Abhörung derselben 
beschließen, wenn er dies wegen wesentlicher Bedenken gegen die 
Richtigkeit der im ürtheile erster Instanz enthaltenen Feststellung der 
Thatsachen erforderlich findet, b) Hat d er Berufungswerber in der /-— ^ 
Berufungsausführung [neue Thatsachen und Beweismittel vorgebracht, so /^jCj^^ 
hat der Gerichtshof zu prüfen, ob dieselben erheblich sind und kann zu ^"^ " 
dem Ende auch die neuen Beweise sowie die Thatsachen, aus denen /< 
ein Nichtigkeitsgrund abgeleitet wird, durch einen abgeordneten Richter ^^ /\ o^ 

erheben lassen. Die Vorladung neuer Zeugen und Sachverständigen 

zum Gerichtstage ist aber nur dann zulässig, wenn dieselbe geeignet y\ 2-2 ^ 
erscheint, die vom ersten Richter als erwiesen angenommenen erheb- 
lichen Thatsachen als unrichtig darzustellen. Im Übrigen ist der Gerichts- 
hof rücksichtlich der Vorladung von Zeugen und Sachverständigen, 
mögen diese bereits in erster Instanz abgehörte oder neue sein, nicht 
an den Antrag des Beschwerdeführers gebunden, sondern er kann die 
Vorladung auch von Amtswegen anordnen, wenn er dieselbe für noth- 
wendig erachtet (§. 470, al. 1 und 2). 

Zu der öffentlichen Verhandlung sind der Ankläger, der Ange- 
klagte und lener, der zu seinen Gunsten die Berufung erg riffen h at, 

Rnlf, StrWprocess. 3. Auflage. 15 
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sowie jene Zeugen und Sachverständigen, deren Vorladung beschlossen 
wurde, rechtzeitig vorzuladen. Dem Angeklagten müssen mit Rücksicht 
auf seine Entfernung vom Sitze der Berufungsbehörde wenigstens drei 
Tage zur Vorbereitung seiner Vertheidigung frei bleiben. Ist der An- 
geklagte verhaftet, so kann er, falls der Gerichtshof nicht seine Vor- 
führung zur Erforschung der Wahrheit nothwendig findet, sich durch 
einen Vertheidiger vertreten lassen. Sowohl dem Angeklagten als auch 
dem Privatankläger ist in der Vorladung, welche, wenn diese Personen 
einen Vertheidiger oder Vertreter namhaft gemacht haben, an diesen zu 
richten ist, zu bemerken, dass auch im Falle ihres Ausbleibens mit 
Berücksichtigung des in der Berufungsausführung Vorgebrachten über 
die Berufung dem Gesetze gemäß erkannt werden würde. — Der Privat- 
betheiligte oder sein Vertreter, wenn er einen solchen namhaft gemacht 
hat, ist in jedem Falle, mag er selbst die Berufung eingelegt haben oder 
aber nicht, von dem angesetzten Gerichtstage mit der Bemerkung in 
Kenntniß zu setzen, dass es ihm freistehe, bei demselben zu erscheinen 
(§. 471). 

§. 221. 

Öffentliche Verhandlung. 

Die Verhandlung vor der Berufungsbehörde ist öffentlich, in dem 
oben, S. 19, angegebenen Umfange. Sie beginnt mit einem schriftlichen 
Vortrage eines Mitgliedes der Berufungsbehörde, welcher weder Gut- 
achten noch 'Anträge enthalten, sondern nur das Thatsächliche des 
Falles, den bisherigen Verlauf der Sache, soweit es zur Beurtheilung 
der angebrachten Beschwerde erforderlich ist, das Wesentliche der 
Berufungsschrift und die daraus sich ergebenden Streitpunkte umfassen 
soll. Der auf die Berufungspunkte sich beziehende Theil des Erkennt- 
nisses erster Instanz sammt den Entscheidungsgründen ist jederzeit und 
wenn es der Vorsitzende für zweckdienlich erachtet, auch das über die 
Hauptverhandlung in erster Instanz aufgenommene Protokoll vorzulesen 
(§. 472). Hierauf ist der Angeklagte, wenn er persönlich anwesend ist 
und sodann die vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen zu ver- 
nehmen, wobei die für die Hauptverhandlung vor den Gerichtshöf en 
e rster Instanz gegeben e, fücksicKtlich der' BeeT ^gimg^Ser Zeugen aW r 
die im §. 453 (S. 180) enthaltene Vorschrift zu beobachten ist (§. 473, 
al. IJ. Ist ein Zeuge zu vernehmen, dem die Rechtswohlthat, sich des 
Zeugnisses zu entschlagen, zu Statten kömmt, so kann er nur dann von 
dieser Rechtswohlthat Gebrauch machen, wenn er nicht in erster Instanz 
auf dieselbe Verzicht geleistet hat. War dies Letztere der Fall, sojkann 
er in der Berufungsinstanz nicht mehr von dieser Rechtswohlthat Ge- 
brauch machen, da dies mit dem Wesen der Berufung und ihrem Zwecke 
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einer Überprttfung des er strichterlichen ürtheil s, und zwar zunächst auf 
Grundläge des gesammten dem ersten Richter vorgelegenen Beweis- 



materials im W'iderspruch stünde, übrigens auch die Kenntnißnahme der 
in den Acten befindlichen vor dem ersten Richter abgelegten Aussage 
durch den Gerichtshof n icht zu um gehen ^ ärfi. Nach Abhörung der 
Zeugen und Sachverständigen sind die als Beweismittel dienenden Acten- 
stücke zu verlesen und sodann wird derjenige, welcher die Berufung 
einlegte, zur Begründung derselben und der Gegner zur Erwiderung 
aufgefordert. Dem Angeklagten oder seinem Vertheidiger gebührt jeden- 
falls, e r mag Berufungswe rber ode r Berufungsgegner sein , das Recht der 
letzten Äußerung (§. 47(5, al. 2 und 5). In jedem Falle, daher auch im A Ji 
Falle einer der Berufung zu Grunde liegenaen jmvatanklage, ist auch \^/f^ 
der Staatsanwalt zu hören, der aber, wenn er nicht selbst die Berufung 
ergriffen hat, nicüt als Partei erscheint, sondern lediglich vom Sta nd- 
punkte des Gesetzes aus seine Anträge zu st ellen bat. {Schlieülich sei 
Demerlj:t, dass von einem .Kuc ktriite des i:^rivatankiägers bei der öffent- 
lichen Verhandlung mit der Wirkung, dass nun ein jfreisprechendes 
Urtheil zu ßülen wäre, keine Rede sein kann, da es sich eben nicht 
mehr um eine Anklage, sondern um ein ürtheil handelt. Verzeiht dah er 
der Privatank läger bei der öffentlichen Verhandlung dem Angeklagten, 
so tat dies nur die Folge, dass dieser Umstand nach §. 530 St. G. al s 
Grund zur Milderung der Strafe, wenn diese den Gegenstand der Berufung 
bilden wüfflß, anzusehöiTTSCrwovon nach §. 503 St. G. nur im Falle des 
Ehebruches eine Ausnahme eintreten würde (PI. E. des C. H. Nr. 77). 




Ürtheilsfällung. 
Nach geschlossener Verhandlung zieht sich der Gerichtshof zur 
Berathung und Söhlussfassung zurück (§ 473, al. 4). Findet er, dass 
die Berufung unzulässig ist, weil sie z. B. von einer nicht berechtigten 
Person herrührt oder findet er, dass er zur Erledigung derselben örtlich 
nicht zuständig ist, so weist er im ersteren Falle die Berufung zurück, 
im letzteren Falle spricht er seine Nichtzuständigkeit aus und übersende 
die Acten zur weiteren Entscheidung an den zuständigen Gerichtshof 
(§ 474). Geht der Gerichtshof in die Entscheidung der Sache selbst ^h^^ ^ 
ein, so kann er mi t Urtheil die Berufung entweder als unbegründet ^ 
zurückweisen oder derselben als begründet Folge geben und in diesem 
Falle das bezirksgerichtliehe Urtheil entweder aufheben oder ab- 
ändern. — Das Urtheil des Bezirksgerichtes wird aufgehoben: a) wenn 
einer der oben im §. 217, unter Z. 1—4, angeführten Nichtigkeitsgründe 
vorhanden ist. In diesem Falle verweist der Gerichtshof die Sache zur 
neuerlichen Verhandlung an ein anderes Bezirksgericht seines Sprengeis. 

"^ 15* 
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b) Wenn das Bezirksgericht mit Unrecht s eine Nichtzuständig keit aus- 
gesprochen oder die Anklage nicht vollständig erledigt hat. In diesem 
Falle trägt der Gerichtshof dem Bezirksgerichte auf, sich der Ver- 
handlung und Urtheilsfällung zu unterziehen, welche sich im letzteren 
Falle auf die unerledigt gehliehenen Anklagepunkte zu heschränken hat. 
In beiden unter a) und h) bezeichneten Fällen steht es jedoch dem Ge - 
richtshofe auch frei, sofort oder in einer späteren ISifzung nöthigenfalls 
uhter Wiederholung oder Ergänzung der in erster Instanz gepflogenen 
Verhandlungen und unter Verbesserung der mangelhaft befundenen 
Processhandlung (z. B. unter Nachholung der etwa unterbliebenen Be- 
lehrung eines Zeugen über das ihm zustehende Recht, sich des Zeug- 
nisses zu entschlagen) in der Sache selbst zu erkennen (§. 476). c) Das 
ürtheil des Bezirksgerichtes wird aufgehoben, wenn das Bezirksgericht 
über eine That geurtheilt hat, welche ein Verbrechen oder Vergehen 
begründet (§ 475, al. 2). Das Gesetz macht in dieser Beziehung keinen 
Unterschied, ob die Berufung von dem Vertreter der Staatsanwaltschaft 
bei dem Bezirksgerichte oder von dem Angeklagten selbst ergriffen 
wurde; es genügt, dass überhaupt eine Berufung vorliegt (PI. E. des 
C. H. Nr. 18). Dieses Recht der Berufungsinstanz, das bezirksgericht- 
liche Urtheil wegen sachlicher Incompetenz aufzuheben ist auch nicht 
durch einen darauf abzielenden Antrag des Staatsanwaltes beim Ge- 
richtshofe bedingt, da ja die Berufungsinstanz sich die Grenzen ihrer 
Competenz von Amtswegen vor Augen zu halten hat (dagegen PI. E. 
des C. H. Nr. 829). Ob übrigens die Berufungsinstanz auf Grund der 
bereits dem Bezirksgerichte vorgelegenen oder auf Grund neuer erst bei 
der Berufungsverhandlung vorgekommener Thatsachen zur Erkenntnis ge- 
langt, dass ein Verbrechen oder Vergehen vorliege, ist gleichgiltig, ^) denn 
in Folge der Berufung gegen bezirksgerichtliche Urtheile hat keines- 
wegs nur eine Überprüfung der Richtigkeit des angefochtenen Urtheils 
stattzufinden, sondern es ist eine neue Verhandlung unter Zulassung 
neuer Beweismittel zu pflegen und der sohin zu fallenden Entscheidung 
ist das Ergebniß dieser Verhandlung (PL E. des C. H. Nr. 1040) zu 
Grunde zu legen, d) Das Urtheil des Bezirksgerichtes wird endlich auf- 
gehoben, wenn dasselbe wegen Verletzung des Strafgesetzes (s. oben 
§. 217, Z. 7 — 9) nichtig ist. In diesem Falle hat die Berufungsinstanz 
in der Sache selbst nach den für die Urtheilsfällung der Gerichtshöfe 

yy *) Die E. des 0. H. Nr. 443, nach welcher der Gerichtshof schon bei der 

nicht öffentlichen ßerathung berechtigt sein soU, das Urtheil aufzuheben, weil die 
demselben zu Grunde liegende That ein Verbrechen oder Vergehen begründet, 
steht wohl mit der in den §§. 469 und 470 yorkomm enden taxativen Aufz&hlung 
der nicht zur öffentlichen Berathung gehörigen Fälle, sowie mit dem Rechte des 
Angeklagten, in einer für ihn so wichtigen Sache früher gehört zu werden, im 
Wiederspruche. 
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erster Instanz geltenden Vorschriften zu erkennen (§. 474). — In allen 
anderen Fällen, in denen der Berufung Folge gegeben, das Urtheil des 
Bezirksgerichtes aber nicht aufgehoben wird, hat die Berufungsinstanz 
das Urtheil dem Gesetze gemäß abzuändern; nur darf sie, wenn die 
Berufung lediglich zu Gunsten des Angeklagten ergriffen worden, keine 
strengere Strafe gegen denselben verhängen, als welche das erste Urtheil 
ausgesprochen hat (§. 477, al. 2). Diese Bestimmung gilt übrigens auch 
für das Bezirksgericht, an welches die Sache im Falle der Aufhebung 
des erstrichterlichen Urtheils zur neuerlichen Verhandlung verwiesen^ R^ 2J^ 
wird. ?V- Bei Prüfung der Berufung hat sich der Gerichtshof auf die ^ 

Beschwerdepunkte zu beschränken und er darf nur jene Theile des erst- Ht^/ 
richterlichen Erkenntnisses abändern, gegen welche die Berufung ge- S t 'W /X 
richtet ist. In einzelnen Fällen wird aber zu Gunsten des Angeklagten " / 
vom Gesetze angenommen, es sei eine Berufung angemeldet oder ein 
Beschwerdepunkt hervorgehoben worden, obwohl dies nicht der Fall ist. 
Wenn nämlich der Gerichtshof aus Anlass einer von wem immer er- 
griflfenen Berufung zu der Überzeugung gelangt, das s das Strafgesetz z um 
Nachtheile des Angeklagten unrichtig angewendet worden sei, so hat 
er Dei seinerTSüscheldüng so vorzugehen, als ' ob der Angklagte den 
Nichtigkeitsgrund der Verletzung oder unrichtigen Anwendung des Straf- 
gesetzes (s. oben §. 270 Z. 7 — 9) geltend gemacht hätte, wobei er seiner 
Entscheidung die von der ersten Instanz als erwiesen angenommenen 
Thatsachen zu Grunde zu legen hat. Überzeugt sich femer der Ge- 
richtshof, dass dieselben Gründe, auf welchen seine Verfügung zu Gunsten 
eines Angeklagten beruht, auch einem Mit angeklag ten zu Statten kommen, 
welcher die Berufung nicht oder nicht in der in Frage kommenden 
Richtung ergriffen hat, so hat er ebenfalls so vorzugehen, als ob der 
Mitangeklagte die Berufung überhaupt oder auch in der in Frage kom- 
menden Richtung ergriffen habe (§. 477). Die Voraussetzung dieser 
dem Gerichtshofe zustehenden Rechte ist aber selbstverständlich eine 
gesetzlich zulässige Berufung, denn nur eine solche kann den Gegen- 
stand einer öffentlichen Verhandlung bei der Berufungsinstanz bilden 
und nur bei einer solchen Verhandlung kann über den Nichtigkeitsgrund 
der unrichtigen Anwendung des Strafgesetzes entschieden werden. 

B. Die Beschwerde. 

§. 223. 

Allgemeine Grundsatze. 

Gegen richterliche Entscheidungen und Verfügungen, welc he nicht 
Urtheile sind, sowie gegen Verzögerungen von Seite des Untersuchungs- 
richters findet das Rechtsmittel der Beschwerde (in einzelnen Fällen 
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§§. 243, 493 Einsprach genan nt) an den höheren Richter statt, insoferae 
dasselbe nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. Dies letztere ist der Fall 
in den in den §§. 64, 74, 114, 229, 237, 238, 264, 366, 378, 401, 410, 
411 hervorgehobenen Fällen. Zur Beschwerdeführung ist jeder berech- 
tigt, welcher sich durch die angefochtene Entscheidung oder Verzögerung 
in seinem Rechte verletzt erachtet. Der Vertheidiger des Beschu ldigten 
ist auch ohne dessen Zustimmu ng berecntigt, die ßescüwerae gegen ein- 
zelne Entscheidungen zu ergreifen. Keineswegs steht aber das Recht 
statt des Beschuldigten die Beschwerde zu ergreifen* auclTdessen Any er- 
wandten in auf- und absteigender Linie, dessen Vormund und Ehegatten 
zu, da das Gesetz diesen Personen nur das Recht zur Ergreifung der 
Nichtigkeitsbeschwerde und der Berufung einräumt und für eine Aus- 
dehnung dieses Rechtes kein Bedürfniß vorliegt. — Das Gericht, welches 
über die Beschwerde zu entscheiden hat, ist verschieden. Gegen Ver- 
fügungen des Untersuchungsrichters während der Vorerhebungen, der 
Voruntersuchung oder in dem der Einbringung der Anklageschrift nach- 
folgenden Verfahren ist die Rathskammer, gegen Entscheidungen der 
Rathskammer, insofern eine Beschwerde gegen dieselben zulässig ist, der 
Gerichtshof zweiter Instanz, und gegen Entscheidungen der Bezirksge- 
richte in Übertretungsfallen der Gerichtshof erster Instanz (§§. 480, 481) 
die Beschwerdeinstanz. Beschwerden wegen Ausschließung aus der Ver- 
theidigerliste sind an den Justizminister (§. 39), Beschwerden gegen die 
vom Gerichtshofe zweiter Instanz verfiigte Delegirung eines Gerichtes 
(§. 62), femer Beschwerden gegen den Beschluss des Gerichtshofes 
erster Instanz auf Zurückweisung der Nichtigkeitsbeschwerde (§. 1 des 
G. V. 31. December 1877, R. G. B., Nr. 3, ai. 1878) an den Cassations- 
hof zu richten. Über den Einspruch gegen die Verurtheilung eines bei 
der Hauptverhandtung nicht erschienenen Zeugen oder Sachverständigen 
(§. 243) entscheidet der erkennende Gerichtshof, beziehungsweise der 
Gerichtshof erster Instanz (in einer Versammlung von drei Richtern), in 
Übertretungsfällen das Bezirksgericht; über den Einspruch in objectiven 
Verfahren in Presssachen (§. 493) entscheidet der Gerichtshof erster 
Instanz, in Übertretungsfällen das Bezirksgericht. Gegen die Entschei- 
dung der Beschwerdeinstanz ist in der Regel jeder weitere Rechtszug 
ausgeschlossen. Ausnahmen hievon wurden im Laufe der Darstellung 
des Verfahrens hervorgehoben. Die Einlegung der Beschwerde ist ent- 
weder an keine Frist (Beschwerde gegen Verfügungen des Unter- 
suchungsrichters) oder an eine bestimmte regelmäßig dreitägige Frist 
gebunden. Die Beschwerde ist in der Regel (Ausnahme §. 113) nicht 
bei der Beschwerdeinstanz, sondern bei dem Gerichte, gegen dessen 
Entscheidung sie gerichtet ist, zu überreichen. Sie hat in der Regel 
keine aufschiebende Wirkung (Ausnahme in den Fällen der §§. 108, 
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197). Über dieselbe entscheidet die Beschwerdeinstanz in nicht öflfent- 
licher Sitzung nach Anhörung des bei derselben fungirenden Vertreters 
der Staatsanwaltschaft. 



C. Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens."^) 

i §. 224. 

Im Allgemeinen. 

Der Antrag auf Wiederaufnahme des Strafverfahrens ist ein außer- ^^ 
ordentliches Rechtsmittel. Denn er setzt eine rechtskräftige durch keinX^ 
der bisher behandelten Rechtsmittel anfechtbare richterliche Entscheidung 
voraus und greift dieselbe aus dem Grunde an, weil sie entweder durch 
eine strafbare Handlung herbeigeführt wurde oder weil die Thatsachen, 
auf welchen sie beruht, der Wahrheit nicht entsprechen oder weil nicht 
alle erheblichen Thatsachen dem Richter zur Zeit der gefällten Ent- 
scheidung bekannt waren. Unter dieser Voraussetzung fordert die Ge-" 
rechtigkeit, dass auch das rechtskräftige Erkenntniß angefochten und in 
Folge dessen auf Grund eines neuerlichen Verfahrens durch ein der 
Gerechtigkeit entsprechendes Erkenntniß ersetzt werden könne. Da aber 
andererseits die Kraft und das Ansehen der Strafjustiz durch Anfech- 
tung und Aufhebung rechtskräftiger Erkenntnisse leidet, da ferner auch 
Beweismittel im Laufe der Zeit verloren gehen können oder in ihre r 
Kraft gescEwacH" werden , s~dasT^'"Eesöfgnrß'^ nahe liegt, dass die 
Grundlage der neuerlichen Verhandlung eine schwankendere und unsichere 
als die der ersten sein werde und da endlich die schrankenlose Möglich- 
keit, denselben Menschen wegen derselben Sache in die ohnehin 
gedrückte und bedauernswerte Stellung eines Angeklagten nochmals zu 
versetzen mit der btlrgerlichen Freiheit unverträglich wäre, so ergibt ' 
sich daraus die Nothwendigkeit mannigfacher Beschränkungen der Zu- 
lässigkeit der Wiederaufnahme des Strafverfahrens. — Der Antrag auf 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens kann nicht nur gegen ürtheile, 
sondern auch gegen Besc hlüsse gestellt werden, durch welche das gegen 
eine bestimmte Person eingeleit ete Verf ahren eingestellt wurde. Gegen 
Ürtheile kann die Wiederaufnahme des Strafverfahrens entweder zu 
Gunsten des Verurtheilten oder aber zum Nachtheile eines Frei- 
gesprochenen oder Verurtheilten begehrt werden. 



*) Kern ei 8, Wiederaufnahme des Strafverfahrens, 1864. Schwarze in 
Holtz. H. B. II. S. 325. Mayer, S. Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
(Thl. III. Zar Reform des Strafverfahrens), 1871. 
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§. 225. 

Voraussetzungen der Wiederanfnahme des Strafverfahrens: a) gegen 

EinstellungsbescliliissQ. 

Wurde das Strafverfahren im Laufe der Vorerhebungen eingestellt, 
ehe eine bestimmte Person als Beschuldigter behandelt wurde, so kann 
'das Strafverfahren ohne WeiteresTa'ch den allgemeinen Vorschriften durch 
das nach denselben zuständige Gericht fortgesetzt werden, sobald der 
Ankläger einen bezüglichen Antrag stellt (§. 363, Z. 1). Anders ver- 
hält sich aber die Sache, wenn bereits das Strafverfahren wider eine 
bestimmte Person sei es im Laufe der Vorerhebun gen, sei es durch 
Stellung des Antrages auf Einleitung der Voruntersuchung oder durch Über- 
reichung der Anklageschrift eingeleitet worden war und dasselbe durch 
Einstellung, Zurückweisung der Anklage in Folge erhobenen Einspruches 
oder durch Rücktritt von derselben vor der Hauptverhandlung beendet 
wurde. In diesem Falle kann das Verfahren nur auf Antrag des Staats- 
anwaltes (nicht aber a uch auf Antrag des als Su bsidiarankläger auf- 
tretenden PrivatTetheiligten §. 49, Z. 3) oder des Privatanklägers und 
nur dann wieder aufgenommen werden, wenn die Strafbarkeit der That 
noch nicht durch Verjährung erloschen ist und wenn neue in dem früheren 
Verfahren nicht erhobene Beweismittel beigebracht werden, welche allein 
oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen geeignet er- 
scheinen, die Überführung des Beschuldigten zu begründen. Der Privat- 
jf 7 fÜ^Jt'X ^^^^S^^ kann aber den Antrag nicht stellen, wenn er seine Klage aus- 
^^' .,^^» drücklich oder stillschweigend (§. 46, al. 3)"*'gleichviel in welchem Stadium 

des Verfahrens zurückgenommen hat. Über die Zulassung des Antrages 
entscheidet nach Vornahme der allenfalls nöthig befundenen Vorer- 
hebungen die Rathskammer, gegen deren Entscheidung binnen drei Tagen 
nach EröflFhung des Beschlusses die Beschwerde an den Gerichtshof 
zweiter Instanz ergrififen werden kann (§. 353). 

§. 226. 

h) Gegen TJrtheile a) zu Gunsten des Verurtheilten. 

Zu Gunsten des Verurtheilten kann die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens entweder zum Zwecke seiner Freisprechung oder zum Zwecke 
seiner Verurtheilung wegen einer unter ein milderes Strafgesetz fallenden 
Handlung beantragt werden. Eine solche unter ein milderes Strafgesetz 
fallende Handlung liegt aber nicht nur dann vor, wenn die Handlung 
zu einer andern minder schweren Gattung strafbarer Handlungen gehört, 
sondern auch dann, wenn ohne Änderung der Gattung doch ein milderer 
Strafsatz auf die selbe Anwendung findet. Wegen Milderungsumständen, 
welche, wenn sie bei der ürtheilsfällung bekannt gewesen wären, nur eine 
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mildere Bemessung der Strafe innerhalb des gesetzlichen Strafsatzes 
herbeigeführt hätten, kann eine Wiederaufnahme nicht beantragt werden, 
sondern es findet wegen derselben ein besonderes im §. 410 (s. unten 
§. 237) bezeichnetes Verfahren statt. — Die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrena zu Gunsten des Verurtheilten kann nun und zwar selbst nach 
vollzogener Strafe beantragt werden/) wenn 1. dargethan ist, dass seine 
Verurtheilung durch Fälschung einer Urkunde oder durch sub- 
jectiv falsches beeidetes oder nicht beeidetes, mündlich bei der Haupt- 
verhandlung abgelegtes oder nur verlesenes Zeugniß veranlasst worden 
ist. Da die Gerichtshöfe erster Instanz ihre Entscheidungen begründen 
müssen und in den Entscheidungsgründen anzugeben haben, welche 
Thatsachen und aus welchen Gründen sie dieselben als erwiesen oder 
als nicht erwiesen angenommen haben, so kann aus diesen Gründen ent- 
nommen werden, ob die Verurtheilung durch die falsche Urkunde oder 
durch das falsche Zeugniß veranlasst worden sei. Bei Urtheilen der 
Geschwornen gerichte hingegen kann dies nicht dargethan werden, es 
Besteht somit in dieser Beziehung ein unlösbarer Zweifel, der dem Ver - 
urtheilten zu Gute kommen muss, daher die Wiederaufnahme in jedem 



Falle verlangt werden kann, wenn zu Ungunsten des Verurtheilten eine 
falsche Urkunde vorgebracht oder ein falsches Zeugniß abgelegt wurde. 
2. Die WieHeraufnahme kann verlangt werden, wenn dargethan ist, dass 
die Verurtheilung durch Bestechung oder eine sonstige straf- 
bare Handlung einer dritten von dem Angeklagten verschiedenen 
Person veranlasst worden ist (§. 353, Z. 1). Unter Bestechung ist nicht 
nur die Bestechung eines Richters, eines Geschwomen oder eines Sach- 
verständigen zu verstehen, sondern auch die Bestechung des Staatsan- 
anwaltes oder Vertheidigers, da auch die Thätigkeit dieser Personen in 
Bezug auf die Beweisaufnahme sowie insbesondere auch ihre Vorträge 
von Einfluss auf die Entscheidung sein können. Die Bestechung einer 
dieser Personen bildet in jedem Falle einen Grund zur Wiederaufnahme, 
daher die Bestechung eines Richters oder Geschwomen auch dann, 
wenn außer dem bestochenen Jtichter auch die übrigen Richter für die 
Verurtheilung gestimmt, wenn außer dem bestochenen Geschwomen 
noch zwei Drittel der Geschwomen das Schuldig ausgesprochen hätten. 
Denn der Bestochene kann ja schon b ei der Berathun g auf seine Col- 
legen eingewirkt, ja er kann bereits bei der Beweisaufnahme zum Nach- 
theile des Angeklagten durch die Richtung der Fragenstellung gewirkt 
haben. In Bezug auf die beiden unter 1 und 2 angeführten Gründe 
der Wiederaufiiahme würde es sich zwar aus der Natur der Wiederauf- 

^) Zum Zwecke der Stellung dieses Antrages kann um Einsicht der strafge- 
richtlichen Acten angesucht werden. Die Entscheidung über dieses Ansuchen ist 
der Beurtheilung des Gerichtes überlassen (§. 82). 
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nähme ergeben, dass dieselbe, abgesehen von den Fällen, in denen eine 
Verurtheilung wegen eines thatsächlichen oder rechtlichen Hindernisses 
(Tod, Verjährung) nicht mehr stattfinden kann, nur dann zulässig wäre, 
wenn wegen der behaupteten strafbaren Handlung eine rechtskräftige 
Verurtheilung stattgefimden hat; allein vom Standpunkte unseres Ge- 
setzes und seiner Entstehungsgeschichte muss es als genügend erklärt 
werden, wenn nur das behauptete Verbrechen glaubwürdig dargethan 
wurde. 3. Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu Gunsten des 
Verurtheilten kann auch verlangt werden, wenn neue Thatsachen 
und deren Beweise oder neue Beweismittel über bereits in 
dem früheren Verfahren geltend gemachte Thatsachen beigebracht werden, 
welche allein oder in Verbindung mit den bei der der Verurtheilung 
vorhergegangenen Hauptverhandlung erhobenen Beweisen geeignet er- 
scheinen, seine Freisprechung oder die Verurtheilung nach einem mil- 
deren Strafsatze zu begründen (§. 353, Z. 2). Als neu sind jene That- 
sachen und Beweise anzusehen, rücksichtlich welcher aus den Acten zu 
ersehen ist, dass sie bei der ersten Hauptverhandlun g nicht vorgebrach t 
wurden ; ob der Verurth eilte diese T)iatpaf.hf.n und Beweise früher gekann t 
hat oder nicht, ist unentscheidend. 4. Die Wiederaufns^hme kann endlich auch 
veriangr werden, wenn we^ge n 3^r selbenThat zwei oder mehrere 
Personen durch verschiedene Erkenntnisse verurtheilt worden sind 
und bei der Vergleichung dieser Erkenntnisse sowie der ihnen zu Grunde 
liegenden Thatsachen die Nichtschuld einer oder mehrerer dieser Personen 
nothwendig anzunehmen ist (§. 353, Z. 3). Keineswegs ist aber in 
diesem Falle die Cassirung der beiden einander widersprechenden Er- 
kenntnisse nothwendig; es ist nur die Voraussetzung bezeichnet, welche 
den Verurtheilten berechtigt, die Wiederaufnahme zu begehren. Wenn 
also von den zwei durch widersprechende Erkenntnisse Verurtheilten 
der eine die Wiederaufnahme begehrt, der andere im Bewusstsein seiner 
Schuld eine solche Forderung nicht stellt, so liegt kein Grund zu einem 
neuerlichen Verfahren gegen ihn vor. 

Den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens zu Gunsten des 
Verurtheilten kann nicht nur dieser, sondern es können denselben auch 
und zwar selbst nach seinem Tode alle jene Personen stellen, welche 
berechtigt wären, zu seinen Gunsten die Nichtigkeitsbeschwerde' oder die 
Berufung zu ergreifen. Da ferner neue Beweismittel sehr häufig gerade 
aus Anlass anderer Untersuchungen hervorkommen und dann vor Allem 
dem Staatsanwälte bekannt werden, so ist dieser, wenn er zurKenntniß eines 
Umstandes gelangt, welcher einen Antrag auf Wiederaufnahme zu Gunsten 
des Verurtheilten begründen kann, im öffentlichen Interesse verpflichtet, 
hievon diesen oder sonst eine zur Stellung dieses Antrages berechtigte 
Person in Kenntniß zu setzen oder selbst den Antrag zu stellen (§. 354). 
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§. 227. 

ß) Zum Nachtheile des Angeklagten. 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens kann auch zum Nachtheile 
des Angeklagten oder des Verurtheilten, somit gegen Freisprechungs- sowohl 
als Strafurtheile ergriffen werden. Wider ein Freisprechungs- 
urtheil kann die Wiederaufnahme vom Staatsanwälte oder Privatan- 
kläger beantragt werden, wenn die Strafbarkeit der That noch nicht 
durch Verjährung erloschen ist und wenn entweder: 1. das Erkenntniß 
durch Fälschung einer Urkunde oder durch falsches Zeugniß, 
Bestechung oder eine sonstige strafbare Handlung des Angeklagten oder 
einer dritten Person herbeigeführt worden ist, oder 2. der Angeklagte 
später, d. h. nach seiner Freisprechung gerichtlich oder außergerichtlich 
ein glaubwürdiges Geständniß der ihm beigemessenen That ablegt oder 
andere neue Thatsachen oder Beweismittel sich ergeben, welche 
allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen geeignet 
erscheinen, die Überführung des Angeklagten zu begründen (§. 355). 
Gegenüber der Wiederaufnahme zu Gunsten des Verurtheilten tritt daher 
hier der Unterschied ein, dass die neuen Thatsachen oder Beweismittel 
sich erst nach dem früheren Verfahren ergeben haben müssen ; es müssen 
also ''rJiat8äcEe7"153(BFBeweismittel sein, ^eren^ öaseiii dem Ankläger 
zur Zeit des ersten Verfahrens noch nicht bekannt sein konnte. — Die 
Wiederaufnahme kann auch von dem Staatsanwalt zum Nachtheil eines 
Verurtheilten, also gegen ein Strafurtheil zu dem Zwecke bean- 
tragt werden, um seine Verurtheilung nach einem strengeren Strafge- 
setze zu erwirken. Dies aber nur dann, wenn einerseits die Voraus- 
setzungen zur Wiederaufnahme gegen ein Freisprechungsurtheil vorhanden 
sind und wenn anderseits entweder 1. das wirklich verübte Verbrechen 
mit Todes- oder lebenslanger Kerkerstrafe bedroht ist, während nach 
dem dem Urtheile zu Grunde gelegten Strafsatze nur auf eine zeitliche 
Kerkerstrafe erkannt werden konnte, oder wenn 2. wenigstens zehn- 
jährige Kerkerstrafe zu verhängen wäre, während die Bemessung der 
Strafe nach einem Strafsatze in der Dauer von höchstens fünf Jahren 
vorgenommen wurde, oder wenn endlich 3. eine That sich als Verbrechen 
darstellt, während der Angeklagte nur wegen eines Vergehens oder einer 
der dem Bezirksgerichte zur Aburtheilung zugewiesenen strafbaren Hand- 
lungen verurtheilt wurde, es möge übrigens die Ve rurtheilung hn letzteren 
Falle durch ein Bezirksgericht oder durch einen Gerichtshof erfolgt sein 
(§. bööj. V erschienen von TSesem Falle, "iBTwelcFem eine ThatT^elcte 
als Vergehen oder Übertretung behandelt wurde, sich in Folge neu her- 
vorgekommener Thatsachen oder Beweise als Verbrechen darstellt, ist 
aber der Fall, wenn eine That, welche ein Verbrechen begründet, von 
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einem Bezirksgerichte durch unrichtige Anwendung des Gesetzes als 
Übertretung behandelt wurde. In diesem Falle, in welchem nicht neue 
Thatsachen oder Beweismittel vorliegen, sondern in dem es sich nur 
um unrichtige Anwendung des Gesetzes von Seite eines Bezirksgerichtes 
handelt, kann das Strafverfahren unabhängig von den Bedingungen und 
Förmlichkeiten der Wiederaufnahme nach den allgemeinen Vorschriften 
und zwar durch das nach denselben zuständige Gericht eingeleitet und 
fortgesetzt werden, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die That, 
welche als Übertretung behandelt wurde, ein Verbrechen und nicht bloß 
ein Vergehen begründet und dass seit der Entscheidung des Bezirks- 
gerichtes noch nicht mehr als sechs Monate, und wenn es sich um eines 
der den Geschwomengerichten zur Aburtheilung zugewiesenen Ver- 
brechen handelt, noch nicht mehr als zwölf Monate verflossen sind- 
(§. 363, Z. 4).i) 



§. 228. 

Verfahren zum Zwecke der Wiederaufnahme. 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens gegen Urtheile ist, da 
durch dieselbe das erste Urtheil nicht wegen Irrthums des Richters an- 
gefochten wird, bei dem Gerichtshofe erster Instanz, oder bei dem Be- 
^hjUfiAn/^h^ zirksgerichte,lbei welchen dasselbe anhängig war, zu beantragen. Ist 
).*i^HCi>jÄ^Jkys<»tiber eine Tnat, welche sich in Folge neuer Thatsachen oder Beweis- 
t^if^ ¥Hii^jhi4piittel als Verbrechen darstellt, von einem Bezirksgerichte abgeurtheilt 
<J(a^ 6A*4(**!^/^örden, so ist der Antrag bei dem Gerichtshofe erster Instanz, zu dessen 
f ij{, j^.^^^Sprengel jenes Bezirksgericht gehört, anzubringen (§. 357, al. 1). Der 
J/ Antrag kann in der Regel die Vollstreckung des rechtskräftigen ür- 
theils nicht hemmen, jedoch kann das über denselben entscheidende 
Gericht in Berücksichtigung besonderer Umstände nach Anhörung des 
Anklägers die Hemmung des Strafvollzuges anordne n (§. 361). Der 
Gerichtshof erster Instanz entscheidet über den Antrag in einer Ver- 
sammlung von vier Richtern in nicht öflfentlicher Sitzung (§§. 357, 480). 
Der Antrag ist als unzulässig zurückzuweisen: a) wenn er von einer 



£ 



zur Stellung desselben nicht berechtigten Person gestellt wurde ; Ih) wenn 



vor 



^) ÜDabhängig von den BedinguDgeD und Förmlichkeiten der Wiederaufnahme 
kann von dem zuständigen Gerichte das Strafverfahren eingeleitet werden: d) wenn 
der zur Klage noch berechtigte Privatanklftger dieselbe anbringt, w&hrend in dem 
früheren Verfahren die Einstellung oder ein freisprechendes ürtheil lediglich wegen 
Mangels des nach dem Gesetze erforderlichen Antrages eines Betheiligten erfolgt 
ist; h) wenn dem Ankl&ger bei der Beendigung des Strafverfahrens wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens die Verfolgung wegen anderer strafbarer Handlungen 
vorbehalten wurde oder wenn sich erst nachher Verdachtsgründe einer anderen 
früher begangenen strafbaren Handlung ergaben (§. 363, Z. 2, 3). 
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er gegen ein noch nicht rechtskrä ftiges Urtheil gerichtet istO ^) wenn 
in demselben kein gesetzlicher (rrund zur Wiederaufnahme geltend ge- 
macht wird, daher auch dann, wenn die neu vorgebrachten Thatsachen 
auch bei Annahme ihrer Wahrheit oder die neu vorgebrachten Beweis- 
mittel nicht geeignet erscheinen, um allein oder in Verbindung mit den 
früher erhobenen Beweisen ein anderes ürtheil zu begründen. Wird 
der Antrag nicht als unzulässig zurückgewiesen, so lässt der Gerichts- 
hof d urch den Untersuchungsrichter die Thatsachen und Beweise, durch 
welche der Antrag begründet wird, erheben, l^ach "gescfilossenen Er- 
tebungen isf^im Jballe einer WieSeraufnahme zu Gunsten des Verur- 
theilten der Staatsanwalt (im Falle als der Priyatbetheiligte als Kläger 
eingeschritten wäre, auch dieser) oder Privatankläger; im Falle einer 
Wiederaufnahme zum Nachtheile des Angeklagten aber dieser über die 
Gründe der angesuchten Wiederaufnahme zu vernehmen und sodann sind die 
gepflogenen Erhebungen dem Gerichtshofe zur Entscheidung vorzulegen. — 
G^gen den Beschluss, durch welchen dem Antrage auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens stattgegeben oder derselbe als unzulässig oder unbegründet 
zurückgewiesen wird, steht, wenn der Beschluss von dem Gerichtshofe 
erster Instanz gefasst wurde, die Beschwerde an den Gerichtshof zweiter 
Instanz; wurde er aber von einem Bezirksgerichte gefällt, an den Ge- 
richtshof erster Instanz zu. Dieselbe ist binnen drei Tagen bei dem 
Gerichtshofe erster Instanz, beziehungsweise bei dem Bezirksgerichte 
anzubringen. Sie steht, wenn es sich um ein von einem Gerichtshof 
wiederaufzunehmendes Verfahren handelt, jedem Betheiligten, also auch 
dem Ankläger in dem Falle zu, wenn der Gerichtshof die zu Gunsten 
eines Verurtheilten beantragte Wiederaufnahme für statthaft erklärt, 
während im Verfahren in tTbertretungsfällen vor den Bezirksgerichten 
die Beschwerde den Betheiligten nur gegen die Verweigerung der Wieder- 
aufnahme zusteht.^ Beschließt der Gerichtshof zweiter, bez. erster In- 
stanz die Wiederaufnahme des Verfahrens, so ist er auch berechtigt, 
einen anderen Gerichtshof, bez. ein anderes Bezirksgericht zur Führung 
der Untersuchung zu bestellen, da das Gericht, welches in einer Sache zu- 
erst entschieden, dann in der Wiederaufnahmsfrage sich ablehnend ver- 
halten hat, als voreingenommen erscheinen kann (§§. 357, 480). 



§. 229. 

Wirkung der bewilligten Wiederaufnahme. 

Der rechtskräftige Beschluss, welcher der Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens stattgibt, hat in allen Fällen, daher auc h dann, wenn 
die Wiederaufnahme nur zum Zwecke der strengeren Bestrafung des 
Verurtheilteh "bewilirgt' wurde, die Wirkung, dass ' das ' frfiEere U rtheil 
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durch denselben insoweit für aufgehoben erklärt wird, als es diejenige 

strafbare Handlung, hinsichtlich welcher die Wiederaufiiahme bewilligt 

wird, betriflFt (§. 358). In Folge dessen ist der Vollzug der Strafe n n- 

C f (/) ^c ^e^ ^ttg^^^h einzustellen (§. 3 61).y Was aber die gesetzliche n Ehrenfol^ en 

/j der in dem ersten Erkenntnisse ausgesprochenen Verurtheilung anbe- 

\ iJlA If^ trifft, so dauern diese einstweilen fort und sind nur dann und insow eit 

als aufgehoben anzusehen, als sie nicht auch verm öge des neuen Er- 



'r 



^/t 



k^nntnisses emzutreten haben. Die Vollstreckung der in dem früheren 
Urtüeile enthaltenen Entscheidung über die privatrechtlichen Ansprüche 
ist nur bis zur Sicherstellung zulässig (§. 358). 

§. 230. 

Wiederaufgenommenes Verfahren. 

Das wiederaufgenommene Verfahren wird in der Regel (Ausnahme 
oben §. 228 am Ende) bei jenem Gerichte durchgeführt, bei welchem 
das frühere Verfahren anhängig war. Findet die Wiederaufnahme des 
Verfahrens zu Gunsten des Beschuldigten statt, so kann das Gericht, 
welches die Wiederaufnahme für zulässig erklärt hat, sofeme der An- 
kläger damit einverstanden ist, sofort ein ürtheil fällen, wodurch der 
i5escnuidigte freigesprochen oder seinem Antrage auf Anwendung eines 
milderen Strafgesetzes oder milderen Strafsatzes stattgegeben wird. 

rkenntniß ist kein Rechtsmittel zulässig und der 
Freigesprochene kann die Veröffentücliung desselben verlangen (§. 360). 
Abgesehen von diesem Falle tritt die Sache, wenn dieselbe ein Ver- 
brechen oder Vergehen betriflft, durch die Wiederaufnahme in den Stand 
der Voruntersuchung, im Falle einer Übertretung in den Stand der Vor - 
erhebungen. Die Voruntersuchung sowohl als die VoreräemmgeEMsmd 
nach Maßgabe der die Wiederaufnahme bewilligenden Entscheidung und 
der neuen Beweise zu führen oder zu ergänzen. Die hinsichtlich der 
Einstellung der Voruntersuchung (Vorerhebunge n) und der Versetzung 
in den Anklagestand geltenden Vorschriften finden auch in diesem Falle 
Anwendung. Wird in Folge dessen das Verfahren ohne Vornahme einer 
Hauptverhandlung beendigt, so hat der Beschuldigte das Recht, die 
öffentliche Bekanntmachung der Einstellung ' oder des Erkenntnisses, 
durch welches die Anklage endgiltig zurückgewiesen wurde, zu ver- 
langen und diese Entscheidungen haben gleiche Wirkung mit dem Er- 
kenntnisse, wodurch der Angeklagte freigesprochen wird (§. 359, al. 1). 
l Wird die Voruntersuchung auf Antrag des Staatsanwaltes eingestellt, so 
ist hievon der Privatbetheiligte zu verständigen, dem das Recht zusteht, 
binnen drei Tagen nach erfolgter Verständigung bei dem Untersuchungs- 
richter die Erklärung abzugeben, dass er die Verfolgung aufrecht er- 
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halte. — Kommt es zur neuerlichen Hauptverhandlung, so ist von der- 
seiben auch der Privatbetheiligte in Kenntniß zu setzen; es sind bei 
derselben die Aussagen jener Zeugen, Sachverständigen und Mitbeschul- 
digten, welche nicht mehr vernommen werden können, aus den Acten 
vorzulesen. Jene Personen, denen die Rechtswohlthat, sich des Zeug- I <^ 
nisses zu entschlagen, zukömmt, können von dieser Rechtswohlthat im • ^ 
wiederaulgenömmeneh Verfahren auch dann Gebrauch machen, wenn 
sie im früheren Verfahren auf diese KechtswoEItEat Terzictt geleistet 
haben, da das wiederaufgenommene Verfahren eben ein neues, selb- 
s tändig es Verfahren ist. Nach beendeter Hauptverhandlung ist ein neue s 
TJrtheil zu fä llen, und wird durch dasselbe der Angeklagte verurtheilt, 
so ist bei Bemessung der Strafe auf die bereits erlittene Strafe an- 
gemessene Rücksicht zu nehmen.^) Ist die Wiederaufnahme nur zu 
Gunsten des Verurtheilten bewilligt worden, so darf im neuen Urtheil 
keine schwerere Strafe. über ihn verhängt werden, als welche ihm das 
erste Urtheil auferlegte.^) Gegen das neue Urtheil stehen dieselben 
Rechtsmittel offen, wie gegen jedes andere Urtheil (§. 359). 

§. 230. A, 

Entschädigung für ungerechtfertigt erfolgte Verurtheilung. 

Nach dem G. v. 16. März 1892, Nr. 64 R. G. Bl. kann derjenige, 
der wegen einer nach der St. P. 0. zu verfolgenden strafbaren Hand- 
lung rechtskräftig verurtheilt worden ist, in dem Falle, wenn auf Grund 
der Wiederaufnahme des Strafverfahrens die Einstellung des Ver- 
fahrens oder die endgiltige Zurückweisung der Anklage erfolgt, femer 
in allen Fällen, in welchen nachträglich seine Freisprechung stattfindet, 
für die durch die ungerechtfertigte Verurtheilung erlittenen vermögens- 
rechtlichen Nachtheile vom Staate .eine angemessene Entschädigung 
verlangenl^ Dieser Anspruch ist aber unstatthaft, wenn der Verurtheilte 
die ungerechtfertigte Verurtheilung absichtlich herbeigeführt oder im 
Falle eines C ontumazirungsurtheil s Einspruch zu erheb en unterlassen 
hat (§. 1 des cit. G.}. — ilach Jem 'tode^'des ungerecüttertigt Veruf- 
theilten kann der ihm erwachsene Anspruch nur von dessen Ehegatten, 

^) Die in der al. 8 des §. 359 vorkommende Gitirnng des §. 339 beruht auf 
einem Bedactionsfehler und bezieht sich auf die in das Gesetz nicht aufgenommene 
mit den Grundsätzen unseres Straf rechtes aber im Einklänge stehende Bestimmung 
der Regierungsvorlage, nach welcher anstatt der Todesstrafe auf lebenslange schwere 
Eerkerstrafe zu erkennen ist, wenn der Angeklagte eines Verbrechens schuldig ge- 
funden wird, worauf nach dem Gesetze die Todesstrafe zu verhängen wäre und eine 
früher wegen eines Verbrechens erlittene Strafe einzurechnen ist. 

*) Wurde aber die Wiederaufnahme zum Nachtheile des Verurtheilten einge- 
leitet, so kann allerdings ein demselben günstigeres Urtheil gefällt werden. 
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Kindern und Eltern erhoben werden und zwar nur insoweit, als diesen 
Angehörigen durch die ungerechtfertigte Verurtheilung ein ihnen von 
dem Verurtheilten geschuldeter Unterhalt entgangen ist (§. 2). — Der 
Anspruch erlischt nach drei Monaten von dem Zeitpunkte, in welchem 
derselbe auf Grund der obangeftthrten §§. 1 und 2 erhoben werden 
konnte (§. 3). Er ist mittels schriftlicher Eingabe oder zu Protokoll 
bei dem Gerichte, welches das aufgehobene Urtheil in erster Instanz 
gefällt hat, zu erheben und mit möglichster Beschleunigung zu behan- 
deln (§. 4). Das Gericht hat dabei von Amtswegen vorzugehen, die 
erforderlichen Erhebungen zu pflegen und die zur Feststellung der That- 
sachen, welche den Anspruch begründen, nöthigen Beweise aufzunehmen. 
Hiebei sind alle Umstände fttr und gegen den Anspruch mit gleicher 
Sorgfalt zu erheben. Zeugen und Sachverständigfe können zur Aus- 
sage verhalten und erforderlichenfalls in Eid genommen werden (§. 5). 
Nach geschlossenen Erhebungen ist dem Anspruchsteller bekannt zu geben, 
dass es ihm freisteht, eine Äußerung zur Begründung seines Anspruches 
schriftlich zu überreichen oder zu Protokoll zu geben, wozu ihm eine 
unerstreckbare Frist von 14 Tagen zu gewähren und die Einsicht 
der Acten zu gestatten ist (§. 6). Die geschlossenen Acten sind nebst 
einem Gutachten des Gerichtes dem Justiz-Minister vorzulegen, welcher 
Ergänzungen der Erhebungen anordnen kann. Er erkennt über den 
erhobenen Anspruch und stellt den Entschädigungsanspruch fest (§. 7). 
Stellt sich der Anspruchsteller mit dem Erkenntnisse des Justiz- 
Ministers nicht zufrieden, so steht ihm eine Frist von 60 Tagen von 
der Zustellung des Erkenntnisses zur Erhebung seines Anspruches vor 
dem Reichsgerichte auf Grund des Art. 3 a des St. G. G. v. 21. Decem- 
ber 1869, Nr. 143 R. G. Bl. über die Einsetzung eines Reichsgerichtes, 
oflfen. Diese Frist ist unerstreckbar und findet eine Wiedereinsetzun g 
w egen Versäumung der Frist nicht statt. Das Gesuch bedarf nicht der 
Unterschrift eines Advokaten (§. ii). Die Verhandlungen in der durch 
dieses Gesetz geregelten Angelegenheit und alle darauf bezüglichen 
Eingaben sind gebühren- und portofrei (§. 9). Auf Strafiirtheile, welche 
vor der Wirksamkeit des Gesetzes gefällt worden sind, findet dasselbe 
keine Anwendung (§. 10). 

D. Die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes. 

§. 231. 

Verschieden von der Nichtigkeitsbeschwerde als Rechtsmittel ist 
die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung aes ueseizes, 
welche nur dazu bestimmt ist, die Gesetzlichkeit der richterlichen Thätig- 
keit überhaupt und die Gleichmäßigkeit in der Anwendung des Gesetzes 
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im ganzen Umfange des Gebietes, für welche dasselbe erflossen ist, zu 
erhalten. Das Recht, dieselbe zu erheben, steht ebendeshalb ausschließ- 
lich dem Generalprocurator am Cassationshofe zu (§. 33). Er kann 
sich zur Erhebung derselben, welche an keine Frist gebunden ist, ent- 
weder selbst bestimmen, oder es kann ihm die Erhebung derselben vom 
Justiz-Minister aufgetragen werden. Sie kann nicht bloß gegen Urtheile, 
sondern auch gegen jeden gesetzwidrigen Vorgang oder Beschluss eines 
Strafgerichtes und zwar nicht bloß aus einem der in den §§. 281 und 
344 angeführten Nichtigkeitsgrtinde, sondern überhaupt wegen Verletzung 
oder unrichtiger Anwendung des Gesetzes erhoben werden, und damit 
der Generalprocurator in die Lage komme, von dieser Nichtigkeitsbe- 
schwerde Gebrauch machen zu können, sind die Staatsanwälte ver- 
pflichtet, diejenigen Fälle, welche sie zu einer solchen Nichtigkeitsbe- 
schwerde für geeignet erachten, den Oberstaatsanwälten vorzulegen, 
welche zu beurtheilen haben, ob dieselben dem Generalprocurator an- 
zu zeigen sind. Die Verhandlung über eine solche Nichtigkeitsbeschwerde 
richtet sich im Allgemeinen nach den für Nichtigkeitsbeschwerden ge- 
gebenen Vorschriften, jedoch mit der Abweichung, dass sich der Ange- 
klagte dabei nicht zu betheiligen und dass der Cassationshof die Ent- 
scheidung darüber in einer Versammlung von eilf Richtern zu fällen hat. 
Findet der Cassationshof die Beschwerde gegründetj so hat er zu er- 
kennen, dass in der fraglichen Strafsache durch den angefochtenen Be- 
schluss oder Vorgang, durch das gepflogene Verfahren oder durch das 
erlassene ürtheil das Gesetz verletzt worden sei.. Dieser Ausspruch ist 
in der Regel ohne Wirkung auf den Angeklagten. Ist jedoch der An- 
geklagte durch ein solches nichtiges ürtheil zu einer Strafe verurtheilt 
worden, so steht es dem Cassationshofe frei, nach seinem Ermessen ent- 
weder den Angeklagten freizusprechen oder einen milderen Strafsatz 
anzuwenden, oder nach Umständen eine Erneuerung des gegen den- 
selben gepflogenen Verfahrens anzuordnen (§§. 292, 479). Da nun diese 
Bestimmung eine Ausnahme von der Regel bildet, s o wäre sie eben n ur 
auf Urtheile zu be schränken, nic ht aber auch auf Beschlflsse und T or- 
g änge der Gerichtshöfe auszudehnen. Allein der Cassationshof hat diese 
Bestimmung wiederholt auch auf Beschlüsse der Gerichte, namentlich 
im Berufunffsverfahren reffen Urtheile der Bezlfkagürichtö äUgBWeudbt 
c he dem Ange klagten zum Nachtheile gereichenden Beschlüsse 
aHIgeEoEen! Er stützt sich dabei auf die Erwägung, dass der letzt< 
Absatz des §. 292 in unmittelbarem Zusammenhange mit dem drittletzten 
Satze desselben Paragraphen steht, in welchem von Beschlüssen und 
überhaupt von solchen Vorgängen die Rede ist, durch welche das Ge- 
setz verletzt worden sei und dass, da dem Cassationshofe die Anord- 
nung der Erneuerung des ganzen Verfahrens zusteht, dieses Recht 

Rnlf, Strafprocess. 8. Auflage. 16 
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folgerecht auch betreflfs einzelner Theile dieses Verfahrens, z. B. des Be- 
rufungsverfahrens ihm zustehen muss (Pl.E. des C.H.Nr. 37, 66, 103, 333). 

E. Die außerordentliche Wiederaufnahme des Strafverfahrens. 

§. 232. 

Durch die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes ist 
der Cassationshof in die Lage gesetzt, einem Verurtheilten gegen oflfen- 
bare Eechtsirrthümer Schutz auch dann gewähren zu können, wenn dieser 
Schutz im ordentlichen Rechtswege nicht mehr erlangt werden kann. 
Den gleichen Schutz gewährt nun das Gesetz dem wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens Verurtheilten auch gegen offenbare thatsäch- 
liche Irrthümer, indem es dem Cassationshofe das Recht der außerordent- 
lichen Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu dessen Gunsten einräumt.^) 
Wenn sich nämlich dem Cassationshofe 1. bei der vorläufigen Berathung 
über eine Nichtigkeitsbeschwerde oder nach der öffentlichen Verhand- 
lung über dieselbe, oder 2. bei der Berathung über einen an den Cassations- 
hof erstatteten Bericht, ob ein zum Tode Verurtheilter einer Begnadi- 
gung würdig sei, oder endlich 3. bei einer auf besonderen Antrag des 
Generalprocurators ^) vorgenommenen Prüfung der Acten erhebliche Be- 
denken gegen die Richtigkeit der dem Urtheile zu Grunde gelegten 
Thatsachen ergeben, welche auch nicht durch einzelne etwa angeordnete 
Erhebungen beseitigt werden, so ist er nach Anhörung des General- 
procurators berechtigt im außerordentlichen Wege und ohne an die Be- 
dingungen der Wiederaufnahme gebunden zu sein, die Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens zu Gunsten des wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens Verurtheilten zu verfügen. In diesem Falle tritt die Sache in 
den Stand der Voruntersuchung zurück und es finden die weiteren für 
den Fall der im ordentlichen Wege verfügten Wiederaufnahme gelten- 
den Bestimmungen sinngemäße Anwendung. Das Urtheil hat der Ge- 
richtshof nach seiner freien Überzeugung zu schöpfen, da es sich in 
diesem Falle eben nur um die Richtigkeit der dem Urtheil zu Grunde 
gelegten Thatsachen, nicht aber um eine Rechtsansicht handelt. Ob in 
diesem Falle der Vollzug der durch das frühere Urtheil zuerkannten 

^) In Übertretungsföllen steht dem Cassationshofe dieses Recht nicht za (§. 480). 

') Anträge von Privaten, welche auf Herbeiführung der Wiederaufnahme von 
Seite des Cassationshofes abzielen, sind von den Gerichten, bei denen sie einlaufen, 
abzuweisen; auch dürfen sie niemals zum Gegenstande der Erörterung in der 
mündlichen Verhandlung gemacht werden (§. 362 al. 3). — Nach Art. VI des S. 19 
cit. Reg. E. soll der Gerichtshof zweiter Instanz berechtigt sein, wenn sich ihm bei 
vorgenommener Prüfung von Acten erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit der 
einem Urtheile, womit jemand wegen eines Verbrechens oder Vergehens verurtheilt 
worden ist, zugrunde gelegten Thatsachen ergeben, die Sache dem Cassationshofe 
zur Behandlung in Gemftßheit des §. 362 anzuzeigen. 
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Strafe zu hemmen und ob das weitere Verfahren an ein Gericht eines 
anderen Sprengeis zu verweisen sei, hat nur der Cassationshof zu ent- 
scheiden. Dieser kann aber auch, ohne erst die Vornahme eines neuer- 
lichen Verfahrens zu verfügen, sofort ein neues ürtheil schöpfen, durch 
welches der Verurtheilte freigesprochen oder ein milderes Strafgesetz 
auf ihn angewendet wird; hiezu ist jedoch Einstimmigkeit und die Zu- 
stimmung des Generalprocurators erforderlich (§. 362). 



XY. Absclmitt. 

Von der Vollstreckung der Urthelle.*) 

§. 233. 

Im Allgemeinen. Aufschub der Vollstreckung. 

Das rechtskräftige durch kein ordentliches Rechtsmittel angreifbare 
ürtheil ist in der Regel sogleich zu vollstrecken. Der verhaftete An- 
geklagte ist daher nach Verkündigung des Freisprechungsurtheiles, gegen 
welches kein Rechtsmittel sogleich angemeldet wird, von dem Vorsitzen- 
den der Hauptverhandlung oder dem Bezirksrichter sogleich in Freiheit 
zu setzen, es wäre denn, dass die gegen ihn wegen einer anderen straf- 
baren Handlung erhobene Beschuldigung seine fernere Haft nothwendig 
macht (§. 396). Ausnahmen von der unverzüglichen Vollstreckung eines 
rechtskräftigen Strafurtheiles treten ein: 1. Wenn der zum Tode oder 
zu einer Freiheitsstrafe Verurtheilte zur Zeit, wo das Strafurtheil in 
Vollzug gesetzt werden soll, geisteskrank oder körperlich schwer krank, 
oder die Verurtheilte schwanger ist. In diesen Fällen hat die Voll- 
ziehung so lange zu unterbleiben, bis dieser Zustand aufgehört hat. 
Nur dann kann eine Freiheitsstrafe auch gegen eine Schwangere voll- 
zogen werden, wenn die bis zu ihrer Entbindung fortdauernde Haft 
für sie härter sein würde, als die zuerkannte Strafe (§. 398). 2. Wenn 
die durch das ürtheil verhängte Freiheitsstrafe nicht sechs Monate über- 
steigt, so kann der Beginn des Vollzuges derselben auf kurze Zeit auf- 
geschoben werden, wenn durch deren unverzügliche Vollstreckung der 
Erwerb des Verurtheilten oder der Unterhalt seiner schuldlosen Familie 
gefährdet würde und eine Entweichung desselben nicht zu besorgen ist. 
Über das Ansuchen um einen solchen Strafaufschub entscheidet das Ge- 
richt erster Instanz (Bezirksgericht oder Gerichtshof erster Instanz) ; der 
Gerichtshof erster Instanz nach Anhörung des Staatsanwaltes in einer 
Versammlung von vier Richtern, von denen einer den Vorsitz führt. Das 
Gericht erster Instanz kann einen Aufschub nur für eine Zeit von höchstens 



*) Meves in Holtz. H. B. II. 
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sechs Wochen bewilligen. Ein längerer Aufschub kann nur auf Antrag 
des Gerichtes erster Instanz vom Gerichtshofe zweiter Instanz (Ober- 
landesgericht J. M. E. 24. Juli 1874, Z. 9556) aus besonders wichtigen 
Gründen bewilligt werden. Findet das Gericht erster Instanz nicht auf 
Bewilligung anzutragen, so hat es das Gesuch zurückzuweisen, wogegen 
ein Rechtsmittel nicht stattfindet. 3. Der Vollzug der gegen eine Militär- 
(Landwehr-) Person verhängten Freiheitsstrafe, welche nicht sechs Monate 
übersteigt, ist auf Verlangen der zuständigen Militär- (Landwehr-) Be- 
hörde zu verschieben, wenn der Verurtheilte zur Dienstleistung einbe- 
rufen wird. Eine Unterbrechung in der Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
darf aber nicht zugelassen werden (§. 4^01). — Die Vollstreckung eines 
Strafurtheils wird in der Regel von dem Vorsteher des Gerichtes, welches 
in erster Instanz erkannt hat, angeordnet (§. 397). 

§. 234. 

Vollfltreokung von Toderartheilen. 
Die Vollstreckung von Todesurtheilen geschieht am nächsten Morgen 
nach dem Tage, an welchem dem Verurtheilten eröffnet worden ist, dass 
die Strafe wegen nicht eingetretener Begnadigung an ihm werde voll- 
zogen werden. Diese Eröffnung geschieht im Gerichtshause in Gegen- 
wart dreier Richter und des Staatsanwaltes und das Strafgericht hat 
darauf zu sehen, dass die Vollziehung weder auf einen Sonn- oder 
Feiertag, noch auf einen solchen Tag falle, welcher nach dem Religions- 
bekenntnisse des Verurtheilten ein Festtag ist, und dass der Vollstreckung 
an dem bestimmten Tage überhaupt kein Hinderniß im Wege stehe. 
Nach dieser Verkündung hat das Strafgericht dem Verurtheilten einen 
Seelsorger seines Religionsbekenntnisses beizugeben, insofern er sich 
nicht selbst einen solchen wählt, und ihm nöthigenfalls zu bedeuten, 
dass weder seine Ablehnung der Vorbereitung zum Tode, noch ein von 
wem immer überreichtes Begnadigungsgesuch die Vollstreckung der 
Todesstrafe hemmen könne. Der Zutritt zu dem Verurtheilten ist außer 
den durch ihre amtliche Stellung hiezu Berufenen nur seinen Angehörigen 
und denjenigen Personen zu gestatten, die er selbst zu sehen oder zu 
sprechen wünscht. Die Vollstreckung der Todesstrafe erfolgt innerhalb 
der Mauern des Gefangenhauses oder in einem anderen umschlossenen 
Räume in Gegenwart einer Gerichtscommission, welche wenigstens aus 
drei Mitgliedern des Gerichtes und einem Protokollführer bestehen muss, 
dann des Staatsanwaltes, eines Gerichtsarztes und des den Verurtheilten 
begleitenden Seelsorgers. Der Vertheidiger, der Vorstand und die Ver- 
tretung der Gemeinde, in deren Gebiet die Vollstreckung stattfindet, sind 
von dem Orte und der Stunde der Vollstreckung, um derselben beiwohnen 
zu können, in Kenntniß zu setzen. Den Beamten des Gerichtes, der 
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Staatsanwaltschaft und der Sicherheitsbehörden, femer den nächsten 
Verwandten des Verartheilten ist gestattet, der Hinrichtung beizuwohnen. 
Soweit dies der Raum zulässt, kann dies außerdem achtbaren Männern 
gestattet werden. Ist das Todesurtheil an Mehreren zu vollstrecken, so 
ist die Veranstaltung zu treflfen, dass Keiner die Hinrichtung des Andern 
sehen könne. Das Strafurtheil sammt einer kurzen Darstellung der 
That ist in Druck zu legen und nach der Hinrichtung zu vertheilen. 
Der Körper des Hingerichteten ist bei Nacht mit Vermeidung alles Auf- 
sehens an einem besonders dazu bestimmten Platze zu begraben; der- 
selbe kann aber seiner Familie auf deren Begehren zur Beerdigung aus- 
gefolgt werden, wenn kein Bedenken dagegen obwaltet Auch in diesem 
Falle darf die Beerdigung nur im Stillen und ohne alles Gepränge statt- 
finden. Solange die Leiche nicht weggebracht ist, ist außer den oben 
erwähnten Personen Niemand zu dem Orte der Hinrichtung zuzulassen 
(§§. 403, 404). 

§. 235. 

Vollstreckung Ton Freiheitsstrafen. 

Kerkerstrafen, deren Dauer ein Jahr nicht tibersteigt, sowie Arrest- 
strafen sind in der Regel bei dem Strafgerichte, welches das ürtheil in 
erster Instanz erlassen hat, zu vollziehen (§§. 405, al. 1, 482). Inso- 
weit es sich aber um Freiheitsstrafen handelt, welche bei dem Gerichts- 
hofe erster Instanz abzubüßen sind, kann der Gerichtshof zweiter Instanz 
wegen Überfttllung der Gefängnisse, zur Ersparung unverhältnißmäßiger 
Reise- oder Transportauslagen oder aus anderen wichtigen Gründen die 
Vollstreckung bei einem anderen Gerichte seines Sprengeis, daher aus- 
nahmsweise auch bei einem Bezirksgerichte bewilligen. Soll aber die 
Vollstreckung außerhalb des Sprengeis des Gerichtshofes zweiter Instanz 
erfolgen, so ist auf Antrag des erkennenden Gerichtes durch das dem- 
selben vorgesetzte Oberlandesgericht die Entscheidung des Justizministers 
einzuholen (§ 406 und J. M. E. v. 22. März 1885, Z. 5254), Bei Frei- 
heitsstrafen, welche bei den Bezirksgerichten abzubüßen sind, kann auch 
der Gerichtshof erster Instanz in einzelnen Fällen eine andere Verfügung 
treffen (§. 482, al. 1). — Kerkerstrafen in der Dauer von mehr als 
einem Jahre sind^ an denjenigen Orten zu bestehen, welche durch 
besondere Vorschriften hiezu angewiesen werden. Die Ablieferung des 
Verurtheilten in die Strafanstalt hat der Staatsanwalt zu veranlassen 
(§. 405). Er hat, wenn sich der Abgeurtheilte auf freiem Fuße befindet, 
mit Berücksichtigung aller Umstände zu bestimmen, ob der Verurtheilte 
sich unmittelbar bei der Strafanstalt oder bei Gericht zu stellen habe, 
und hat diese von ihm getroffene Verfügung und den Zeitpunkt, bis zu 
welchem die Strafe anzutreten ist, sowohl dem Verurtheilten als der zu 
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seiner Übernahme berufenen Behörde bekannt zu geben. Kommt der 
Yerurtheilte der Aufforderung nicht nach, so hat der Staatsanwalt durch 
das Gericht die Haftnahme zu veranlassen. In Ansehung verhafteter 
Abgeurtheilter hat der Staatsanwalt dem Vorsteher des Gerichtshofes 
die Strafanstalt zu bezeichnen, in welche sie abzuliefern sind. In allen 
Fällen hat der Staatsanwalt eine genaue Auskunftstabelle über die Ver- 
hältnisse des Verurtheilten nebst einer Abschrift des Urtheils und der 
Gründe (in Schwurgerichtsfällen gemäß J. M. E. v. 16. März 1875, 
Z. 3423 auch eine Abschrift der Anklageschrift) der Strafanstalt zu 
tibergeben (V. V. §. 76). — In die durch das Urtheil ausgesprochene 
Freiheitsstrafe ist die Zeit, welche der zu derselben Verurtheilte seit der 
Verkündigung des Urtheils erster Instanz (mag dasselbe ein Straf- oder 
Freisprechungsurtheil gewesen sein, PL E. des C. H. 774) in Haft zu- 
brachte, insoweit einzurechnen, als der Eintritt der Strafe durch von 
dem Willen des Verurtheilten unabhängige Umstände (z. B. Verzögerung 
der Abstellung in die Strafanstalt wegen Überfüllung), insbesondere auch 
durch Ergreifung eines Rechtsmittels von Seite des Staatsanwaltes oder 
solcher Personen verzögert wurde, die hiezu auch gegen seinen Willen 
berechtigt waren. Die Einrechnung findet außerdem auch dann statt, 
wenn ein zu Gunsten des Verurtheilten ergriffenes Rechtsmittel auch 
nur theilweise Erfolg hatte (§. 400), was auch dann der Fall ist, wenn 
die Rechtsmittelinstanz das angefochtene Urtheil aufhob und die Sache 
zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung in erster Instanz ver- 
wiesen hat (PI. E. des C. H. Nr. 176).^ Hat dagegen der Verurtheilte 
ein Rechtsmittel ohne Erfolg selbst eingelegt oder der Einlegung zu 
seinen Gunsten zugestimmt,^) so findet die Einrechnung der seit 
Verkündung des erstrichterlichen Urtheils in Haft zugebrachten Zeit 
nicht statt. Die Strafzeit läuft in diesem Falle von dem Zeitpunkte 
der Kundmachung des Urtheils der Rechtsmittelinstanz. ^) — Über die 
Frage der Einrechnung sowie des Beginnes der Strafzeit hat im FftHe 
^iunn Zwnifoln der Gerichtshof erster Instanz in einer Versammlung 
von drei Richtern, bez. das Bezirksgericht, zu entscheiden, gegen 
'^lÄ»/i'<v/% ^^^^^® Entscheidung die Beschwerde Jan den Gerichtshof zweiter 
J '^* wi«er Instanz zulässig is1^^.-f^ ^^if^C^ i^h^HO^) 

^) Ist daher ein Rechtsmittel zu Gunsten eines verhafteten Angeklagten von 
solchen Personen ergriffen worden, welche hiezu gegen seinen Willen nicht be- 
rechtigt sind, so ist der Angeklagte hieven in Kenntnis zu setzen und über den 
dadurch herbeigeführten Aufschub der Strafvollstreckung zu belehren. Dasselbe 
hat zu geschehen, wenn es zweifelhaft ist, ob der verhaftete Angeklagte der Ein- 
legung des Rechtsmittels durch seinen Vertheidiger zugestimmt habe (§. 397). 

') Für den Zeitpunkt des ßeginnes einer an die Stelle der gnadenweise nach- 
gesehenen Todesstrafe getretenen zeitlichen Freiheitsstrafe ist der Tag ma^ebend, 
an welchem diebetreffende a. h. Entschließung erfolgte (PI. B. des C. H.Jud. Nr. 36). 

^/^l£ ^v/?J7; y^^.f.V-^K ^i^ .^^ ^ A>^, >^»u^ 

' 0^e<>v<K (^i4/ji^ij^ Ji^^'W /i^^ 
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§. 236. 

Vollziehung anderer Strafen. 

Zieht eine Verurtheilung nach dem Gesetze für den Vemrtheilten 
den Verlust des Adels, der Mitgliedschaft bei Gemeindevertretungen 
oder bei anderen zur Besorgung öffentlicher Angelegenheiten berufenen 
Vertretungen oder den Verlust von Ämtern, Diensten, Titeln, Würden und 
Orden, den zeitlichen Verlust des Wahlrechtes oder der Wählbarkeit zu 
den erwähnten Vertretungen oder den Verlust von andern Rechten und 
Befugnissen oder von Bezügen aus öffentlichen Gassen nach sich, so ist 
eine Abschrift des rechtskräftigen Urtheils von dem Strafgerichte auch 
derjenigen Behörde mitzutheilen, welcher die deshalb erforderlichen Vor- 
kehrungen zustehen ^) (§. 402). — Ist durch ein Strafurtheil die Landes- 
verweisung des Vemrtheilten nach ausgestandener Strafe oder dessen 
Abschaffung aus einem der im Eeichsrathe vertretenen Länder oder aus 
allen ausgesprochen, so ist von der Staatsanwaltschaft die Anzeige hie- 
von an den Landeschef desjenigen Landes, in dem das Strafgericht ge- 
legen ist, zu erstatten. Bezieht sich die Abschaffung nur auf einen ein- 
zelnen Ort oder Bezirk, so sind die unterste politische und die Sicher- 
heitsbehörde hievon zu verständigen (§. 407). Zieht ein Strafurtheil ^J/^^^m^J^J^ 
den Verfall von Waren, Feilschaften oder Geräthen, die Vernichtung yT /• a^ ^ 
oder Zerstörung von Geräthschaften oder anderen Gegenständen, den.^^ ^^a. 
Verlust eines Gewerbes oder anderer Rechte und Befugnisse nach sich, ^^^/^^ 
so hat sich der Staatsanwalt mit denjenigen Behörden in das Einver- ^\ ^ ^ 
nehmen zu setzen, in deren Wirkungskreis die Vorkehrung der hiezu 
erforderlichen Maßnahmen einschlägt (§. 408). Die Einbringung von 
Geldstrafen, die nicht in Raten, sondern nur auf einmal entrichtet 
werden dürfen (E. des o. G. H. vom 21. Juni 1865, Z. 5041), erfolgt 
nach dem Gesetze v. 11. Februar 1854", Nr. 30 R. G. B. durch das 
Bezirksgericht, in dessen Sprengel der Verurtheilte seinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat. 2) ^) Die Einbringung der Kosten des Strafverfahrens und 

^) Wird ein Strafurtheil gegen eine Person erlassen, die ein öffentliches Amt 
oder eine öffentliche Würde bekleidet, so ist dasselbe, sobald es rechtskräftig ge- 
worden, dem unmittelbaren Vorgesetzten derselben bekannt zu geben (§. 899). 

') Die im Laufe des Strafverfahrens verhängten Geldstrafen, welche, wenn 
sie nicht eingebracht werden können oder den Vermögensumständen oder dem Unter- 
haltserwerbe des Straffälligen zum empfindlichen Abbruche gereichen wfirden, in 
Arreststrafen von je einem Tage für fünf G-ulden umgewandelt werden, sind zur 
Unterstützung dürftiger Gefangener bei ihrer Entlassung aus der Haft, insbesondere 
zum Zwecke ihrer Unterbringung in einem ehrlichen Gewerbe zu verwenden (§. 7 
St. P. 0. und §§. 53, 64 V. V.). 

^) über die Einbringung der nach dem Thierkrankheits- und Rinderpestgesetze 
V. 29. Februar 1880, Nr. 36 und 87 St G. Bl. verhängten Geldstrafen, s. J. M. V. 
V. 16. August 1881, Z. 9788. 
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der Strafvollstreckung erfolgt durch die Gerichte nach Maßgabe der be- 
stehenden Vorschriften, insbesondere der Instruction für die Strafgerichte 
V. 16. Juni 1854, R. G. B. Nr. 165 §§. 139-148. 

§. 237. 

Berücksichtigung später hervorgekommener Mildenmgsgründe. 

Wegen Milderungsgrtinden, welche erst nach eingetretener Rechts- 
kraft eines Strafurt heiles hervorkommen, kann eine Wiederaufuahme 
des Strafverfahrens nur dann stattfinden, wenn diese Milderungsgründe 
die Anwendung eines milderen Strafsatzes zur Folge gehabt hätten. 
Wenn hingegen diese Milderungsgründe nur eine mildere Bemessung 
der Strafe innerhalb des im Strafurtheile zur Anwendung gebrachten 
Straf Satzes herbeiführen würden, dann findet wegen derselben keine 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens, wohl aber ein besonderes Verfahren 
statt. Kommen nämlich solche Milderungsgründe nach eingetretener 
Rechtskraft des Urtheils hervor, welche zur Zeit der Urtheilsfällung ent- 
weder noch nicht vorhanden waren, z. B. die Gutmachung des Schadens 
nach rechtskräftiger Verurtheilung, die Verzeihung von Seite des Be- 
leidigten (§§. 419 und 530 St. G. und PI. E. des G. H. Nr. 1474) oder 
welche noch nicht bekannt waren und würden dieselben offenbar eine 
mildere Bemessung der Strafe herbeigeführt haben, so hat der Gerichts- 
hof erster Instanz bez. das Bezirksgericht in Folge gestellten Antrages 
oder Ansuchens diese Milderungsgründe zu erheben und sodann (der 
Gerichtshof erster Instanz in einer Versammlung von vier Richtern, von 
denen einer den Vorsitz führt) nach Vernehmung des Staatsanwaltes zu 
entscheiden, ob ein Antrag auf angemessene Milderung der Strafe zu 
stellen sei. Über den auf Milderung der Strafe gestellten Antrag ent- 
scheidet der Gerichtshof zweiter Instanz nach Anhörung des Oberstaats- 
anwaltes. Tritt er dem Antrage auf Milderung einer Strafe bei, welche 
von dem Cassationshofe bemessen wurde, so hat er diesen Antrag dem 
Cassationshofe vorzulegen, welcher darüber nach Anhörung des General- 
procurators entgiltig entscheidet. Gegen die von der ersten oder zweiten 
Instanz erfolgte Ablehnung eines auf Strafmilderung gerichteten Gesuches 
oder Antrages findet kein Rechtsmittet statt (§. 410). 

§. 238. 

Verfahren bei Gnadengesuchen. 

Gesuche um eine im Gesetze nicht vorbedachte Nachsicht oder 
Milderung der Strafe, welche nur dem Kaiser zusteht, haben keine auf- 
schiebende Wirkung. Nur wenn bei dem Bezirksgerichte ein Gesuch 
um Milderung oder Nachsicht der wegen einer Übertretung verhängten 
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Strafe noch vor deren Antritt eingebracht wurde und sich auf solche 
rticksichtswürdige Umstände stützt, welche erst nach ergangenem Ur- 
theile hervorgekommen sind, kann mit Vollstreckung der Strafe innege- 
halten werden, insofeme sonst der Zweck des Gesuches ganz oder zum 
Theile vereitelt würde (§. 482, al. 2). Gnadengesuche sind, sofern nicht 
in einzelnen Fällen besondere höhere Aufträge ergehen, nach folgenden 
Bestimmungen, bei denen die Bücksicht auf möglichste Entlastung der 
höheren Gerichte von zeitraubenden und überflüssigen Geschäften maß- 
gebend war, zu behandeln: Alle Gnadengesuche sind an das Gericht zu 
leiten, welches in der Sache in erster Instanz erkannt hat. Bringt da- 
her ein Verurtheilter nach Antritt der Strafe bei dem Vorsteher der 
Strafanstalt oder bei dem zur Vii^itation derselben abgesandten Beamten 
ein Gnadengesuch ein, so ist dieses mit der Äußerung des Vorstehers 
über das Betragen und den Gesundheitszustand des Sträflings dem Ge- 
richte, welches in erster Instanz erkannt hat, zu übermitteln. Dieses 
Gericht nun hat das Gesuch zu prüfen und dasselbe zurückzuweisen, 
wenn es nicht findet, dass wichtige Gründe für die Milderung oder Nach- 
sicht der Strafe sprechen. Im entgegengesetzten Falle legt es dasselbe 
mit seinem Antrage dem Gerichtshöfe zweiter Instanz vor, welcher dar- 
über nach Anhörung des Oberstaatsanwaltes Beschluss fasst und das 
Gesuch entweder zurückweist oder dasselbe mit seinem Antrage dem 
Justizminister vorlegt. War aber das Urtheil in der Sache selbst vom 
Cassationshofe gefällt worden, so ist der das Gnadengesuch befürwortende 
Antrag des Gerichtshofes zweiter Instanz an den Cassationshof zu richten, 
welcher nach Anhörung des Generalprocurators entscheidet, ob das Ge- 
such zurückzuweisen oder bei dem Justizminister zu befürworten sei. 
Gegen die Zurückweisung eines Gnadengesches durch eines der ge- 
nannten Gerichte findet keine Beschwerde statt (§. 411). 



XTI. Abschnitt. 

Ton den Kosten des Strafverfahrens. 

§. 239. 

Im Allgemeinen. 

Unter den Kosten des Strafverfahrens sind nicht die Kosten der 
Strafrechtspflege überhaup t^ sondern nur diejenigen Kosten zu verstehen, 
welche ein bestimmtes einzelnes Verfahren bis zur Vollstreckung des 
Urtheils verursacht — Da das Straf^rerfahren im öfientlichen Interesse 
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stattfindet, so sind alle Verhandlungen in Strafsachen, sie mögen von 

was immer für einer Behörde vorgenommen werden, und alle daraut 

bezüglichen Eingaben der Parteien gebühren- und portofrei, und ebenso 

sind Yorspannsfuhren bei solchen Anlässen für die Hin- und Bückfahrt 

von der Weg- und Brückenmauth befreit (§. 380). Zu den Kosten des 

Strafverfahrens gehören daher nur die folgenden: 1. die Auslagen fttr 

Zustellungen, Vorladungen und Botengänge ; 2. die Kosten für die Vor- 

ffthrung, Wachebegleitung und Transportierung des Beschuldigten und 

anderer Personen; 3. die Gebüren der Zeugen, Sachverständigen und 

^%A^ "Hx G^^Dolmetsche ; / 4. die Gebüren der Vertheidiger und anderer Parteien- 

u^ Ujk^jkJ Vertreter^, die Kosten für die Verpflegung des Beschuldigten während 

^^fip[ -jL^®^ Untersuchungshaft; 6. die Beisekosten und Diäten der Gerichts- 

5 ^ ^^^^^^^^^'^'peTBonen und Staatsanwälte, sowie die Beisekosten der Geschworenen ; 

y^ s (^i 2A ß^ V endlich 7. die Kosten fttr die Vollstreckung eines Strafurtheils. Diese 

\ sjkn. letzteren Kosten umfassen bei Freiheitsstrafen nicht bloß die bestrittenen 

J^y* Auslagen fttr Verpflegung, sondern auch jenen Antheil an den Kosten 

*' ^'^yA'^^AA^^ der Bewachung und Verwaltung des Straf ortes, welcher auf jeden Sträf- 

g ^/i^W^ ling in der Straf haft entfällt und welcher durch §§. 42—47 der V. V. 

jflhJL^ut^A^ geregelt wird. Die Kosten der Vollstreckung einer andern Strafe werden 

, j-^y-TTjx»^ von Fall zu Fall festgesetzt^) (§. 388). — Alle diese Kosten werden 

'^l * . • 1 ^mit Ausnahme der Gebüren der Vertheidiger und anderer Parteienver- 

Slv<*^^-^'*J(t^> treter, von dem Staate vorbehaltlich des Eückersatzes von Seite der zu 



i/. (^, f \/QiL dßin Ersätze derselben verpflichteten Personen, vorgeschossen (§. 381). 
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§. 240. 

Ersatz der Kosten. 

Was nun die Pflicht des Ersatzes der vom Staate vorgeschossenen 
Kosten anbetrifft, so liegt diese Pflicht 1. dem Angeklagten ob, 
wenn er durch das Urtheil einer strafbaren Handlung schuldig erkannt 
wird, und es ist in diesem Falle im Urtheile auszudrücken, dass er auch 
die Kosten des Strafverfahrens zu ersetzen habe (§. 389, al. 1). Da 
aber diese Pflicht in dem Verschulden des Angeklagten ihren Grund 
hat, so ergibt sich daraus, dass, wenn sich das Verfahren auf mehrere 
strafbare Handlungen bezog, die Kosten hinsichtlich jener strafbaren 
Handlungen, deren der Angeklagte für ülcLl schuldig ei^ kannt wurü e, 
soweit es thunlich i8T,"~vbn"~3em Ersätze auszuscheiden sin3I Die Ver- 



^) Für die Vollziehnng eines Todesnrtheils gebüren dem Scharfrichter 25 fl. 
und jedem seiner dazu nöthigen G-ehilfen 5 fl. Außerdem gebürt ihm, wenn die 
Vollziehung außerhalb seines Wohnsitzes geschieht, nebst der Vergütung des Be- 
förderungsmittels, dessen er sich zu bedienen hat, ein täglicher Zehrungsbeitrag 
von 5 fl. für. ihn und seine G-ehilfen zusaipmen (§. 55 V. V.)- 
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pflichtuDg zum Kostenersatze trifft den rechtskräftig Verurtheilten nur 
ftir seine Person, keineswegs aber auch dritte Persone n, welche für 
dessen Unterhalt zu sorgen haben und zwar auch nicht rticksichtlich der 
Kosten seiner Verpflegung während der Strafhaft (PL E. des C. H. 
Nr. 1091). Den Nachlass des Verurtheilten trifft der Ersatz der Kosten 
nur dann, wenn er nach eingetretener Rechtskraft des ürtheils verstorben 
ist. Sind mehrere Mitbetheiligte vorhanden, so ist jeder Einzelne zur 
Tragung derjenigen Kosten zu verurtheilen, welche durch seine Ver- 
pflegung in der Untersuchungshaft, seine V ertheidigung, aen l^tratvoll- 
zug oder durch besondere, nur bei ihm eingetretene Ereignisse oder 
durch sein besonderes Verschulden entstanden sind. Zur Bezahlung aller 
übrigen Kosten des Strafverfahrens sind sämmtliche Mitbetheiligte zur 
ungetheilten Hand zu verurtheilen, soferne das Gericht nicht besondere 
Gründe findet, eine Beschränkung dieser Haftung eintreten zu lassen, 
d. h. die Antheile der einzelnen Mitbetheiligten den besonderen Ver- 
hältnissen gemäß entsprechend zu bestimmen (§. 389). 2. In jenen 
Fällen, in denen das Strafverfahren auf andere Weise als durch ein 
S trafurthe il beendigt wird, | sind die Kosten des Strafverfahrens miti/a^-MN^^, 
Ausnahme folgender Fälle vom Staate zu tragen: a) Hat das Straf- ;^j)E[pfJ^3CCx 
verfahren auf Begehren eines Privatanklägers, mag dieser d\}ich^'r^T^ 
den Staatsanwalt vertreten worden sein oder nicht, oder auf Antrag des 7X> o^ A 
Privatbetheiligten, ohne dass der Staatsanwalt im Laufe des Ver- nJ"^' ^ 
fahrens die Verfolgung wieder übernommen hätte, stattgefunden, so ist ^*a>P^*j ^ 
diesen Personen, ohne dass es eines von dem Angeklagten bei der Haupt v 

Verhandlung gestellten Antrages bedarf (PL E. des C. H. :Nr. 5/31), der 
ll^rsatz aller infolge ihres Einschreitens aufgelaufenen Kosten durch Be- 
schluss des Gerichtes aufzutragen (§. 390, al. 1). b) Wurde das Straf- 
verfahren durch eine wissentlich falsche Anzeige veranlasst, so hat die 
Kosten der Anzeiger zu ersetzen (§. 390, al. 4). Der Ausspruch des 
Kostenersatzes hat in diesem Falle entweder in dem wider den Anzeiger 
gefällten Strafurtheile oder aber, wenn ein Strafverfahren wider den 
Anzeiger nicht eingeleitet worden wäre (§. 495 St. G.) in einem beson- 
deren Beschlüsse des Gerichtshofes zu geschehen. E ine Verw eisung des 
in den Fällen a) und b) erwachsenen Anspruches auf Ersatz der Kosten 
des Strafverfahrens «"^^ dftiT fi'^^^^^^^^^^^fi: ^"* nnznl^gaijo^ (PI E. des 
C. H. Nr. 521). c) Für die besonderen Kosten, welche durch Ergreifung 
eines ordentlichen Rechtsmittels oder durch das Begehren um Wieder- 
aufnahme des Verfahrens herbeigeführt wurden, haftet derjenige, welcher 
das Rechtsmittel ergriffen oder das erwähnte Begehren gestellt hat, in- 
soferne das erstere ganz erfolglos geblieben oder das letztere abgewiesen 
worden ist (§. 390, al. 2). Die Staatsanwaltschaft kann jedoch nie zum 
Ersätze der Kosten verurtheilt werden (§. 390, al. 3). 
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§. 241. 

Eintreibnng der Kosten. 

Die Kosten des Strafverfahrens sind jedoch von dem zu dem Er- 
sätze derselben Verurtheilten (daher auch von dem Privatankläger, Privat - 
betheiligten und dem Anzeiger)^) nur insoweit einzutreiben, als er dadurch 
nach d^m Em^aB^^n dey Oerldi tes mit Rücksicht auf seine Vermögens- 
und sonstigen Verhältnisse, welche, wenn sie nicht ausreichend erhoben 
sind, zu dem Zwecke genauer erhoben werden müssen, weder an seinem 
Nahrungsstande gefährdet, noch an der Erfüllung derjenigen Pflichten 
gehindert wird, welche ihm zur Leistung einer aus der strafbaren 
Handlung entspringenden Entschädigung oder zur Ernährung seiner An- 
gehörigen obliegen. Personen, für welche während ihrer Verhaftung 
Alimentationsbeiträge angewiesen werden, haben aus denselben die für 
sie aufgewendeten Verpflegungskosten zu vergüten. — Die Entscheidung 
über die Einbringlichkeit der Kosten soll, soweit thunlich, gleich bei 
Schöpfung des Erkenntnisses, durch welches der Ersatz der Kosten auf- 
erlegt wird, erfolgen (§. 391). Im Falle der Einbringlichkeit der Kosten 
hat das Gericht, sobald das Erkenntniß rechtskräftig geworden ist, deren 
Einbringung und Entrichtung an die Staatscasse zu bewirken (§. 48 
V. V., §§. 140—142 der I. für die St. G.). 

§. 242. 

Eechtsmittel in Ansehung des Kostenersatzes. 

Jedes Strafurtheil muss auch die Entscheidung über den Ersatz 
der Kosten des Strafverfahrens enthalten, welche Entscheidung in der 
Regel in dem einfachen Ausspruche besteht, „dass der Angeklagte auch 
die Kosten des Strafverfahrens zu ersetzen habe". Doch kann das 
Gericht auch in den Fall kommen, diesen Ausspruch durch die oben 
§. 240 unter Z. 1 hervorgehobenen engeren Bestimmungen zu beschränken 
und zu präcisieren. Das ürtheil wird femer in denjenigen Fällen, wo 
es sich nicht um den dem Staate gebürenden Kostenersatz allein handelt, 
aussprechen müssen, wem der Ersatz der Kosten des Strafverfahrens zu 
leisten sei ; dies wird insbesondere auch dann zu geschehen haben, wenn 
dem freigesprochenen Angeklagten ein Kostenersatz gebttrt. Ziflfermäßige 
Feststellungen der Kosten sind zwar vom Urtheile nicht geradezu aus- 
geschlossen, allein zweckmäßiger werden sie, wie dies auch die beinahe 

*) §. 139 der J. für die St. G. vom 16. Juni 1864: „Nach gefälltem Erkennt- 
nisse erster oder höherer Instanz, worin der Beschuldigte odei* ein Dritter zum 
Ersätze der Kosten des Strafverfahrens verurtheilt worden ist, hat das Gericht, welches 
in erster Instanz erkannt hat, zu entscheiden, ob diese Kosten als einbringlich oder 
uneinbringlich anzusehen seien."" 
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ausnahmslose Regel in der Praxis ist, einem besonderen Beschl üsse vor- 
behalten. Die Entscheidung nun über die Frocesskosten kann unmittelbar 
weder durch Berufung noch durch Nichtigkeitsbeschwerde angefochten 
werden. Wenn daher das Gesetz (§. 392) Fälle voraussetzt, in denen 
die Beschwerde über den Kostenpunkt ohnehin mit dem wider das Urtheil 
offenstehenden Rechtsmittel angebracht werden kann, so können darunter 
nur solche Fälle gemeint sein, in denen mit dem Ausspruche über die 
Schuld auch der über die Kosten hinfällig wird. Denn der in erster 
Instanz dem Angeklagten auferlegte Kostenersatz wird hinfällig, wenn 
die Verurtheilung entfällt und ebenso wird umgekehrt d ie Loszählu ng 
des freigesprochenen Ange klagten vom Kostenersatz, welche etwa in erster 
Instanz ausgesproeken wurde (obgleich dies weder vom Cr esetze vor- 
gesch rieben, noch unbedingt nothwenmg ist), mit der Freisprechung 
selbst beseitigt unSTsfeht es'^eT"3ef VerurtKeilung in der Hauptsache 
von der Rechtsmittelinstanz beizufttgenden Verurtheilung des Angeklagten 
zum Kostenersatze nicht im Wege, dass der Ausspruch über die Kosten 
nicht ausdrücklich angefochten wurde. Wird daher eine Entscheidung 
oder Verfügung über den Kostenpunkt unmittelbar und nicht bloß in 
ihren, im urtheilsmäßigen Ausspruche über die Schuld beruhenden Vor- 
aussetzungen angegriffen, so kann dies, mag d ie angefochten e Entschei- 
düng i m Urtheile enthalten oder abgesondert erfolgt sein > nur im Wege 
aer Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz, beziehungsweise, ( 
wenn die Beschwerde gegen eine Entscheidung eines^^Bezirksgerichtes ' 
gerichtet ist, an den Gerichtshof erster Inst anz geschehen (PI. E. des 
C. H. Nr. 669). Diese Beschwerde steht jedem zu, der sich durch eine 
Entscheidung oder Verfügung eines Gerichtes in Ansehung der Kosten 
geki'änkt erachtet, also nicht bloß dem Verurtheilten, sondern auch einem 
Zeugen, Sachverständigen u. s. w. Sie ist bei dem Gerichte, welches 
in erster Instanz entschieden hat, längstens binnen vierzehn Tagen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung zu überreichen und von diesem an den 
Gerichtshof zweiter, bezw. erster Instanz einzubegleiten, welcher darüber 
endgUtig entscheidet (§. 392 und Just. M. E. v. 9. Juli 1878 Z. 7075.) 

§. 243. 

Vertretungskosten. 

Wer sich im Strafverfahren eines Vertheidigers oder Vertreters 
bedient, hat in der Regel auch die für diese Vertretung auflaufenden 
Kosten und zwar selbst in dem Falle zu zahlen, wenn ihm ein solcher 
Vertreter von Amtgwegen bestellt wird. Von dieser Regel tritt in zwei 
Fällen eine Ausnahme ein: a) Wurde dem Angeklagten ein Armen- 
vertreter beigegeben, so sind demselben auf sein Verlangen die nöthig 
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gewesenen und wirklich bestrittenen baren Auslagen, und zwar aus dem 
Staatsschatze zu vergüten ; b) wird der Beschuldigte, der Privatankläger, 
der Privatbetheiligte oder derjenige, der eine wissentlich falsche Anzeige 
erstattet hat, in den Ersatz der Processkosten verurtheilt, so haben 
diese Personen auch alle Kosten der (freiwilligen oder nothwendigen) 
Vertheidigung und der Vertretung zu ersetzen, es sei denn, dass die 
Processkosten für uneinbringlich erklärt wurden (§. 893). — Was nun 
den Betrag der Vertheidigungs- und Vertretungskosten anbetriflRfc, so ist 
die Bestimmung derselben in jedem Falle und zwar sowohl dann, wenn 
sich der Beschuldigte, der Privatankläger oder der Privatbetheiligte 
selbst einen Vertreter wählte, als auch dann, wenn dem Angeklagten 
ein Vertheidiger vom Gerichte bestellt wurde, dem freien Übereinkommen 
zwischen dem Vertreter und dem Zahlungspflichtigen uoeriassen (^§. ö^f^t). 
Dieses Übereinkommen kann au ch im Vorhinein oder während des Ver- 
laufes des Verfahrens getroffen werden, denn die gegentheilige Bestim- 
mung der St. P. 0. vom J. 1 85 3, §. 346 wuTge ais mi t aer iJestimmung 
d^y §. 12 dei AdVöM en-Urdn ung vom 16. Juli 18(jH, K 1?'."B: JJrT"96 
i m Widerspruche stehend, weggelassen. ■ — Kommt al)er ein Überein- 
kommen über die CjeMfenTiiF'aie geleistete Vertretung zwischen dem 
Vertreter und dem Zahlungspflichtigen (es sei dies die Partei des Ver- 
treters oder eine andere zum Ersätze der Processkosten verurtheilte 
Person) nicht zustande, so steht es jedem Theile frei, bei demjenigen 
Gerichte, welches zur Entscheidung in erster Instanz berufen war, u m 
[je Bestimmung dieser ueburen^anzFsucKen^^^^ " möge sich die Ver- 
'tWtun^ auf das Vorverfahren, auf die Hauptverhandlung oder auf die 
Verfassung von Schriften bezogen haben. Über ein solches Gesuch hat 
das Gericht nach Vernehmung ^^^ ftpffprp^^^^' zu entscheiden. Bei 
Bemessung dieser Gebtiren sind die Gerichte an keinen bestimmten 
Betrag gebunden, sondern sie haben hiebei das wesentliche Verdienst 
des Vertreters zu würdigen, daher insbesondere die auf Herbeischaflfung 
von Beweismitteln und auf die Vertretung selbst verwendete Zeit, Mühe 
und bare Auslagen zu berücksichtigen. Gegen die von dem Gerichte 
erster Instanz ausgesprochene Gebtirenbestimmung steht beiden Theilen 
binnen vierzehn Tagen vom Tage der Zustellung des Beschlusses die 
Besc hwerde an den Gerichtshof zweiter, bezw. erster Instanz zu, wel cher 
darüßer'enSgiltig entscheidet (§. 395). "**' 
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